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Vorwort. 

Die Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und 
Frankreich wachsen von Jahr zu Jahr. Daraus folgt für 
beide Völker die Notwendigkeit, sich mit dem Rechte des 
Nachbarstaates, insbesondere mit seinem Handelsrechte 
bekannt zu machen. Während meiner Tätigkeit in Paris 
hatte ich nun häufig Gelegenheit zu beobachten, dass 
sowohl deutsche Juristen wie deutsche Kaufleute zwar 
versuchten, über einfache Fragen des französischen Rechts 
sich selbst zu belehren, jedoch diesen Versuch bald auf- 
gaben und sich an französische Anwälte wandten. Der 
Grund lag meistens darin, dass die Rechtssprache in den 
französischen Texten oft schwer verständlich ist, das Durch- 
arbeiten unbekannter Gesetze in einer fremden Sprache 
auch einen unverhältnismässigen Aufwand an Zeit erfor- 
dert. Die deutschen Übersetzungen sind durchweg ver- 
altet und daher für die Praxis wertlos geworden. In der 
neuesten Zeit haben zwar einige wenige Autoren versucht, 
die vorhandene Lücke auszufüllen, jedoch entsprechen 
ihre Werke m. E. nicht in hinreichendem Masse dem 
praktischen Bedürfnis. Praktisch brauchbar ist nur ein 
Buch, das den RechtsstojQf in übersichtlicher Form so dar- 
stellt, dass sich Juristen und möglichst auch Laien darin 
ohne Schwierigkeit zurechtfinden können. Dabei darfeine 
wortgetreue Übersetzung des Gesetzestextes nicht fehlen, 
weil eine Nachprüfung desselben zur Vermeidung von 
Missverständnissen oft erwünscht erscheint. 

Diese Grundsätze waren für die Anlage dieses Buches 
entscheidend. Eine knappe Zusammenfassung des theore- 
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tischen StoJQfes in leicht fasslicher Darstellung soll zur 
oberflächlichen Orientierung über das Rechtsgebiet dienen. 
Hierbei Hessen sich dann auch einige praktische Winke 
anschliessen. Dem Juristen wird es erwünscht sein, dass 
ich bei der Anordnung des StoJQfes der Einteilung des 
deutschen Handelsgesetzbuches folgte. Daneben gibt die 
sorgfältig durchgearbeitete Übersetzung der wichtigsten Ge- 
setze eine Handhabe, sich auch über Spezialfragen zu unter- 
richten. Die dem Gesetzestext beigefügten Hinweisungen 
auf das deutsche Recht werden dem Leser mitunter will- 
kommen sein. Um den Umfang des Buches und damit 
den Preis zu beschränken musste von einem Abdruck 
des Gesetzestextes in französischer Sprache abgesehen 
werden, auch mussten aus dem gleichen Grunde einzelne 
weniger wichtiger Rechtsgebiete (wie z. B. das Seerecht) 
völlig ausgeschieden oder (wie z. B. die Bestimmungen über 
das Börsenwesen) sehr knapp behandelt werden. Jedoch 
hoffe ich, dass diese Lücken die Brauchbarkeit des Buches 
nicht erheblich beeinträchtigen. 

Ich schliesse mit der Bitte, die ich Pottiers vor- 
trefflichem Werke über die französischen Handelsgesell- 
schaften entnehme : Persuad^ qu'ici-bas rien n'est parfait, 
mais que tout est perfectible, nous accueillerons tr6s vo- 
lontiers les remai:ques, les observations, voire les criti- 
ques que pourront nous faire ceux qui se serviront de 
notre ouvrage: elles nous seront pr6cieuses et nous aide- 
ront, si nous n'avons pas r6ussi une premifere fois, ä 
mieux faire pour atteindre notre but. 

Berlin, im September 1910. 

Arthur Marx. 



Inhaltsübersicht. 

I. Teil, 

Die französische Handelsgesetzgebun^ in zosammenfassender 

Obersicht. 

Seite 

Einleitung. Geschichte und Quellen des französischen Han- 
delsrechts I 

Erstes Buch. Handelsstand 3 

I. Abschnitt. Handelsgeschäfte und Kaufleute . 3 

II. Abschnitt. Handelsregister 6 

III. Abschnitt. Handelsfirma 7 

ly. Abschnitt. Handelsbücher 8 

V. Abschnitt. Prokura und Handlungsvollmacht 9 
VI. Abschnitt. Handlungsgehilfen und Handlungs- 
lehrlinge II 

VII. Abschnitt. Handlungsagenten 13 

VIII. Abschnitt. Handlungsmäkler 13 

Zweites Buch. Handelsgesellschaften 15 

I. Abschnitt. Off ene Handelsgesellschaft. 
Errichtung, Geschäftsführung, Umfang der 
Vertretungsmacht, Mehrheit von Geschäfts- 
führern, Haftung der Gesellschaft imd der 

Gesellschafter 15 

II. Abschnitt. Kommanditgesellschaften. 
Definition, Firma, Gründung, Rechte imd 
Pflichten der Gesellschafter, Geschäftsführung, 

Veröffentlichungen 17 

III. Abschnitt. Aktiengesellschaften ... 20 
A. Allgemeines. I. Firma, II. Rechte imd 
Pflichten der Aktionäre, (Dividende, An- 
teil am Gesellschaftsvermögen, Teilnahme 



— VI — 

Seite 

an der Generalversammlung, Zahlung des 
Aktiennennwerts), III. Namenaktien und 
Inhaberaktien. 

B. Aktiengesellschaften im engeren Sinne . 24 

I. Gründimg (Form der Errichtung, 
Mindestzahl der Aktionäre, Nennbe- 
trag der Aktie, Zeichnung der Aktien, 
Einzahlimg des Aktienkapitals, nota- 
rielle Erklärung über Zeichnung und 
Zahlung der Aktien, Prüfung von Sach- 
einlagen und Gründervorteilen, Be- 
stellung von Verwaltungsrat imd Re- 
visoren, Folgen der Verstösse gegen 
die Gründungsvorschriften). 

II. Veröffentlichung der Gesellschaftsur- 
kunden 28 

III. Organe der Aktiengesellschaft ... 29 
I. Verwaltungsräte imd Direktoren 
(Ernennung, Abberufung, Obliegen- 
heiten, Konkurrenzverbot, Haftung, 
Klagen). 2. Revisoren (Ernennung, 
Obliegenheiten, Haftimg, Entschädi- 
gung). 3. Generalversammlung (All- 
gemeines, Besonderheiten der konsti- 
tuierenden Generalversammlungen, die 
ordentlichen Generalversammlungen, 
ausserordentliche Generalversammlun- 
gen, Strafbestimmimgen). 

IV. Sicherung des Kapitals (Reservefonds, 
Verteilung von Dividenden) ... 38 

V. Liquidation der Aktiengesellschaft . 38 

IV. Abschnitt. Kommanditgesellschaften 

auf Aktien 39 

I. Gründung. II. Veröffentlichung der Gell- 
schaftsurkunden. III. Organe (Geschäfts- 
führer, Aufsichtsrat, Generalversammlung). 

V. Abschnitt. Gesellschaften auf gemein- 
samen Gewinn und Verlust .... 42 
I. Allgemeines, Gesellschaftsvertiag. II. Ge- 
schäftsführer. III. Rechtliche Beziehungen 



— vn — 

Seite 

der Gesellschafter zu' Dritten. IV. Be- 
endigung. 
VI. Abschnitt Gesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital 45 

VII. Abschnitt Gesellschaften des Zivil- 
rechts in Form von Handelsgesellschaften . 45 
Vin. Abschnitt. Ausländische Handelsgesell- 
schaften 46 

Drittes Buch. Handelsgeschäfte 48 

l. Abschnitt Handelskauf 48 

I. Allgemeines. II. Vertragsschluss, Über- 
gang des Eigentums imd der Gefahr (Regel- 
fall, Vertragsschluss im Wege der Korre- 
spondenz, Vertragsschluss durch eine Mittels- 
person, Distanzkäufe). III. Kauf in Ver- 
bindung mit Werkvertrag. IV. Übergang 
des Besitzes. V. Transportkosten. VI. Ver- 
pflichtungen der Parteien (des Verkäufers, 
des Käufers). VII. Beweismittel. VIII. Be- 
sondere Arten des Handelskaufs ( I.Verkauf 
nach Gewicht, Mass oder Zahl, 2. Verkauf 
im Ganzen, 3. Kauf auf Probe, 4. Diffe- 
renzgeschäfte, 5. Verkauf eines Handelsge- 
schäfts). 
IL Abschnitt Das kaufmännische Pfand- 
recht 57 

I. Allgemeines. II. Begründung (Pfand- 
vertrag, Besitzübertragung). III. Wirkung 
des Pfandrechts. 

III. Abschnitt Kommissionsgeschäft . . 60 

I. Allgemeines. II. Verkaufskommission. 
III. Einkaufskommission. 

IV. Abschnitt Lagergeschäft 62 

V. Abschnitt. Transportgeschäft .... 63 

I. Allgemeines. IL Frachtvertrag. HL Rechte 
und Pflichten der beteiligten Personen (i. 
Absender, 2. Adressat, 3. Frachtführer, — 
Pfandrecht, Haftung — 4. Mehrheit von 
Frachtführern). • 

Viertes Buch. Wechselrecht 68 

I. Abschnitt. Der gezogene Wechsel ... 68 



— vm — 

Seite 

L Wechselfähigkeit II. Erfordernisse des 
gezogenen Wechsels. III. Haftung des 
Ausstellers. IV. Indossament V. Präsen- 
tation zur Annahme und die Annahme. VI. 
Sicherheitsleistung (mangels Annahme imd 
mangels Sicherheit). VII. Fälligkeit und 
Zahlung des Wechsels. VIII. Regress 
mangels Zahlung. IX. Intervention (man- 
gels Annahme, mangels Zahlung). X. Wech-^ 
selduplikate und Wechselkopieen. XI. Ver- 
lorene Wechsel. XII. Wechselfälschungen. 
XIIL Wechsdveijährung. XIV. Wechsel- 
bereicherungsklage. XV. Wechselprotest 
XVI. Inkassomandat XVII. Gefälligkeits- 
wechsel. 
II. Abschnitt. Der eigene Wechsel. ... 80 

Fünftes Buch. Konkursrecht 80 

L Vermögensverfall der Nichtkaufleute. II. Gerichtliche 
Liquidation. III. Fallit, (i. Falliterklärung, 2. Ver- 
waltung der Fallitmasse, a) Fallitverwalter, b) Fallit- 
richter, c) Kontrolleure, d) die Fallitgläubiger und ihre 
Forderungen, das Fallitverfahren und Beendigimg des 
Fallits, e) der Gemeinschuldner, 3. Rehabilitation.) 

Anhang. 

i. Sachliche Zuständigkeit der Gerichte, Rechtsmittel 
und Fristen. (Zivilsachen nicht handelsrechtlicher 

Natur; Handelssachen) 89 

II. Örtliche Zuständigkeit der Gerichte 91 

III. Das anzuwendende Recht 93 

IV. Die Parteibeistände 93 

I. beim Handelsgericht (Agrees), 2. bei den Zi- 
vilgerichten (Avoues und Avocats). 

V. Das Prozessverfahren (Zustellung der Klageschrift, 
Verhandlung, Beweisverfahren, ZwangsvoUstrek- 

tung) 95 

VI. Schiedsgerichte 99 

Vn. Kosten 100 

I. Enregistrement, 2. Stempelpapier, 3. Prozess- 
kosten (Gerichtskosten und Honorare). 

VIII. Winke des Deutschen Konsulats in Paris . . . 102 



II. TeiL 
Getetzeitezte. 

Seite 

I. Handelsgesetzbuch m 

Erstes Buch. Handel im allgemeinen . .. ,. . * . m 

Erster Titel. Kaufleute. (Artikel 1—7) in 

Zweiter Titel. Handelsbücher. (Artikel .8—17) 114 

Dritter Titel. Handelsgesellschaften. (Artikel 18 — 64) . . 116 
Erster Abschnitt. Die verschiedenen Gesellschaften und ihre 

Regeln. (Artikel 18— 50) 116 

Zweiter Abschnitt. Streitigkeiten unter den Gesellschaftern 
und die Art Und Weise ihrer Entscheidung. (Artikel 

51— 64) . ....:.. • • ; ^^^ 

Vierter Titel. . Gütertrennung. (Artikel 65—70) ..... 123 
Fünfter Titel. . Handelsbörsen, Wechselagenten und Mäkler. 

(Artikel 71—90) ...» 125 

Erster Abschnitt. Handelsbörsen. (Artikel 71—73) . . . 125 
Zweiter Abschnitt. Wechselagenten und Mäkler. (Artikel 

74—90) 126 

Sechster Titel. Faustpfand und Kommissionäre. (Artikel 

91—108) 130 

Erster Abschnitt. Faustpfand. (Artikel 91—93) .... 130 
Zweiter Abschnitt. Allgemeines über Kommissionäre. (Ar- 
tikel 94—95) 133 

Dritter Abschnitt. Kommissionäre für Land- und Wasser- 
transport. (Artikel 96—102) ... . . 134 

:Vierter Abschnitt; Frachtführer. (Artikel 103—108). . . 135 
Siebenter Titel Käufe und Verkäufe. (Artikel 109) . . . 138 
Achter Titel. Gezogene Wechsel, eigene Wechsel imd Ver- 
jährung. (Artikel 1 10—189) 138 

Erster Abschnitt. Der- gezogene Wechsel. (Artikel iio— 

186) 138 

§ I. Die Form des gezogenen Wechsels. (Artikel 

IIO — 114) 138 

§ 2. Deckung des Wechsels. (Artikel 115— 117) . 140 

§ 3. Annahme. (Artikel 118— 125) 141 

§ 4. Interventionsannahme. (Artikel 126— 128) . . 143 

§ 5. Verfall. (Artikel 129—135) 144 

§ 6. Indossament. (Artikel 136—139) ..... 145 

§ 7. .Gesamthaftung. (Artikel 140) 146 



Seite 

§ 8. Wechselbürgschaft. (Artikel 141 — 142) ... 146 

§ 9. Zahlung. (Artikel 143-^157) 146 

§ 10. Zahlung durch Intervention. (Artikel 158-159) 149 
§ II. Rechte und Pflichten des Inhabers. (Artikel 

160—172) 15a 

• § 12. Protest. (Artikel 173—176) 155 

§ 13. Regressnahme. (Artikel 177—186) 156 

Zweiter Abschnitt. Der eigene Wechsel (Billet k ordre). 

(Artikel 187-188) . 159 

Dritter Abschnitt Verjährung. (Artikel 189) 160 

Zweites ßuch. Seehandel. (Artikel 190—436.) Nicht aufge- 
nommen 160 

Drittes Buch. Fallit und Bankrott 161 

Erster Titel. Fallit (Artikel 437—583) 161 

Allgemeine Vorschriften. (Artikel 437) 161 

Erstes Kapitel. Die Falliterklärung imd ihre Wirkungen. 

(Artikel 438—450) i6i 

Zweites Kapitel. Emennimg des beauftragten Richters. 

(Artikel 451-454) 167 

Drittes Kapitel. Die Anlegung der gerichtlichen Siegel 
imd die ersten Massnahmen bezüglich der Person 
des Gemeinschuldners. (Artikel 455—461) . . , . 167 

Viertes Kapitel. Emennimg imd Absetzung der einst- 
weiligen Fallitverwalter. (Artikel 462—467) ... 17a 

Fünftes Kapitel. Obliegenheiten der Fallitverwalter. (Ar- 
tikel 468-503) 173 

Erster Abschnitt Allgemeine Bestimmungen. (Artikel 

468—478) I7i 

Zweiter Abschnitt. Siegelabnahme und Inventar. 

(Artikel 479-483) '76 

Dritter Abschnitt. Verkauf der Waren und Mobilien 
und Eintreibung der Aussenstände. (Artikel 484 

bis 489) ^77 

Vierter Abschnitt. Rechtserhaltende Massregehi. 

. (Artikel 490) 180 

Fünfter Abschnitt Prüfung der Forderungen. (Ar- 
tikel 491-503) '^ 

Sechstes Kapitel. Konkordat und Gläubiger-Gemeinschaft 

(Union). (Artikel 504-54i) '86 



- XI — 

Seite 
Erster Abschnitt. Eiaberufuag und Versammlung der . 

Gläubiger, (Artikel 504—506) 186 

Zweiter Abschnitt. Konkordat (Artikel 507-5^6) .1.87 

§ I. Die Bildung des Konkordats. (Artikel 507— ; 

515) .1S7 

§ 2. Wirkungen des Konkordats. (Artikel 516— 

519) ^9^ 

§ 3. Nichtigkeitserklärung oder Aufhebung des 

Konkordats. (Artikel 520—526) .... 191 

Dritter Abschnitt. Einstellung des Verfahrens wegen 

Mangel an, Aktivmasse. (Artikel 527—528) . . 194 

Vierter Abschnitt. Der Gläubigerverband (Union). 

(Artikel 529-541) 195 

Siebentes Kapitel. Die verschiedenen Arten der Gläu- 
biger und ihre Rechte im Falle des Fallits. (Ar- 
tikel 542—564) 199 

Erster Abschnitt Mitverpflichtet und Bürgen. (Ar- 
tikel 542-545) 199 

Zweiter Abschnitt Faustpfandgläubiger und Gläu- 
biger, welche Privilegien auf das bewegliche Ver- 
mögen haben. (Artikel 546—551) 201 

Dritter Abschnitt Rechte der Hypothekargläub^er 
und der privilegierten Gläubiger an den Grund- 
stücken. (Artikel 552—556) 204 

Vierter Abschnitt. Rechte der Ehefrauen. (Artikel 

557-^564) 206. 

Achtes Kapitel. Verteilung imter die Gläubiger, Liqui- 
dierung der beweglichen Sachen. (Artikel 565—570) 208 

Neuntes Kapitel. Verkauf der Immobilien des Gemein- 
schuldners. (Artikel 571—573) 210 

Zehntes Kapitel. Rückforderungsrecht (Artikel 574— 579) 211 

Elftes Kapitel. Rechtsmittel gegen die Urteile in Fallit- 

sachen. (Artikel 580—583) 213 

Zweiter Titel. Bankrott. (Artikel 584—590) 215 

Erstes Kapitel. Einfacher Bankrott. (Artikel 584—590) 215 
Zweites Kapitel. Betrügerischer Bankrott (Artikel 591 — 

592) 217 

Drittes Kapitel. Verbrechen und Vergehen, welche im 
Fallit durch andere als den Gemeinschuldner be- 
gangen werden. (Artikel 593—600) 218. 



. - xn - 

Seite 

Viertes Kapitel. Vermögensverwaltung im Falle ^des 

Bankrotts. (Artikel 601—603) 220 

Dritter Titel. Rehabilitation. (Artikel 604-614) 221 

Tiertes Buch. Handelsgerichtsbarkeit. (Artikel 615 — 648) . 225 
Erster Titel. Organisation der Handelsgerichte. (Artikel 615 

bis 630) . 225 

Zweiter Titel. Zuständigkeit der Handelsgerichte. (Artikel 

631 — 641). 228 

Dritter. Titel. Form des Prozessverfahrehs vor den Handels- 
gerichten. (Artikel 642—644) 232 

Vierter Titel Form des Prozessverfahrens vor den Appell- 
höfen. (Artikel 645—648) . . . ^ 234 

n. Gerichtliche Liquidation. (Gesetz v. 4, 3. 1889, 

Artikel 1—26) 235 

III. Aktiengesellschaften. (Gesetz v. 24. 7. 1867) 246 
Erster Titel. Kommanditgesellschaften auf Aktien. (Artikel 

1—20) 246 

Zweiter Titel. Aktiengesellschaften. (Artikel 21—47) ... 255 
Dritter Titel. Besondere Bestimmungen für die Gesellschaften 

mit veränderlichem Kapital. (Artikel 48—54) .... 264 
Vierter Titel. Bestimmungen über die Veröffentlichimg der 

GeseUschaftsurkunden. (Artikel 55—65) 266 

JFünfter Titel. Tontinen- und Versicherimgsgesellschaften. 

(Artikel 66-67) 271 

Verschiedene Vorschriften. (Artikel 68—71) 271 

Anhang. Gesetz v. i. August 1893 2^2 

IV. Verlust und Diebstahl von Inhaberpapieren. (Ge- 
setz v. 15. 6. 1872 und 8. 2. 1902; Artikel i — 19) . 273 

Anhang. Dekret v. 8. 5. 1902 285 

V. V^echselagenten und Termingeschäfte .... 285 

1. Wechselagenten. Dekret v. i. 10. 1862 .... 285 

2. Termingeschäfte. Gesetz v. 28. 3. 1885. (Artikel 

1-5) 286 

3. Dekret v. 7. 10. 1890. (Auszug) ....... 287 

I. Organisation der Wechselagenten. (Artikel 
1—37); Parkett (Artikel 15—16); Syndikats- 
kammem (Artikel 17— 30); Hilfspersonen (Ar- 
tikel 34-37) 287 

II. Geschäftsabschlüsse (Artikel 38—75); i. Allge- 
meines (Artikel 38—42); 2. Abschlüsse in 



— XIII ^ 

Seite 

Staatspapieren und anderen der Kursnotierung 
unterliegenden Papieren (Artikel 43—73); a) ge- 
meinsame Regeln für Kassageschäfte und Ter- 
mingeschäfte (Artikel 43—57); b) Sonderregeln 
für Kassageschäfte (Artikel 58—59); c) Sonder- 
regeln für Termingeschäfte (Artikel 60—69) ; 
d) Sonderregeln für gerichtliche Zwangs verkaufe 
und Verkäufe von Werten, welche Minderjähri- 
gen oder Entmündigten gehören (Artikel 70 — 73) ; 
3. Abschlüsse in kaufmännischen Papieren und 

Metallen 288- 

III. Kursnotierung. (Artikel 77—80) 29a 

4. Gesetz v. 12. 3. 1900. (Verkauf von Börsenpapieren 

auf Kredit. Artikel i — 7) 291 

VI. Warenmäkler. Gesetz v. 18. 7. 1866 und 22, 3. 

1893. (Auszug) 292 

VII. Scheckgesetz. Gesetz v. 14. 6. 1865. (Artikel 1—5) 293. 
VIII. Allgemeine Lagerhäuser. Warrants 295 

a) Gesetz v. 28. 5. 1858 und 31.8. 1870. (Artikel i — 13) 295 

b) Dekret v. 12. 3. 1859. (Auszug) 298 

c) Landwirtschaftliche Warrants. (Gesetz v. 30. 4. 
1906) 299 

IX. Versteigerung von Warenbeständen 299 

X. Verkauf undVerpfändung eines Handelsgeschäfts. 

Gesetz v. 17. 3. 1909 imd i. 4. 1909. (Auszug) . 301 

XI. Handelsbräuche. (Gesetz v. 13. 6. 1866) . . . 306 

Deutsche Konsulate in Frankreich 325 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen des 

deutschen und französischen Rechts 327 

Verzeichnis der erwähnten Gesetzesstellen 337 

Verzeichnis der gesetzlichen Bestimmungen nach ihrer 

zeitlichen Folge 343 

Sachregister -346 

Druckfehlerverzeichnis 390 



Abkürzungen. 

Ag. (Aktiengesetz) = Gesetz v. 24. 7. 1867 über die Gesellschaften. 

Art. = Artikel. 

BGB. = Bürgerliches Gesetzbuch. (D. BGB. = deutsches, Fr. BGB. 
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Erster Teil. 

Die französische Handelsgesetzgebung in 
zusammenfassender Übersiclit. 












Einleitung. 



Geschichte und Quellen des französischen 

Handelsrechts. 

Ansätze eines französischen Handelsrechts finden 
sich bereits im Mittelalter. Namentlich im Verkehr mit 
italienischen Kaufleuten, welche die grossen Messen in 
Frankreich besuchten, bildeten sich einzelne Handels- 
gebräuche heraus. Vom elften Jahrhundert gib trifft hier 
und da die Obrigkeit Bestimmungen handelsrechtlicher, 
insbesondere seerechtlicher Natur. 

Eine eingehende Neuregelung des Handelsrechts er- 
folgte unter Ludwig XIV. Die wichtigsten Gesetze sind 
die Ordonnanzen von 1673 und 1681, welche den Handel 
zu Lande und zur See betreffen. Viele der in diesen 
Gesetzen aufgestellten Rechtssätze sind in die zurzeit 
in Kraft befindliche Gesetzgebung übergegangen. 

Eine Revision der Gesetzgebung, die im Jahre 1787 
angebahnt wurde, wurde durch die grosse französische 
Revolution unterbrochen. Erst im Anfange des neun- 
zehnten Jahrhunderts wurden die Arbeiten wieder auf- 
genommen. Ein vom Staatsrat in der Zeit vom November 
1806 bis August 1807 ausgearbeiteter Entwurf wurde 
dann Gesetz. 

Die französische Handelsgesetzgebung basiert nament- 
lich auf dem Handelsgesetzbuch (Code de commerce) vom 
Jahre 1807, welches am 1. Januar 1808 bereits in Kraft 
trat. Dieses Handelsgesetzbuch zerfällt in vier Bücher 
mit 648 Artikeln. Das erste Buch ist betitelt „Der Handel 
im Allgemeinen", das zweite Buch enthält das Seerecht, 
das dritte Buch das Konkursrecht; das vierte Buch gibt 
eine Reihe von Bestimmungen über die Gerichtsbarkeit 
in Handelssachen. ^ 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. \ 
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Einige wenige noch in Kraft befindliche Gesetze aus 
der Zeit vor der Kodifikation von 1807 betreffen haupt- 
sächlich das Seerecht. Die ursprüngliche Gestalt des 
Handelsgesetzbuches hat dann durch zahlreiche neuere 
Gesetze Abänderungen zum Teil durchgreifender Art er- 
fahren. Die wichtigsten Änderungen brachten die Gesetze 
vom 28. Mai 1838 (welches das ganze dritte Buch über 
das Konkursrecht ersetzte), vom 4. März 1889 (welches 
die gerichtliche Liquidation einführte), vom 30. Dezember 
1903 (das die Rehabilitation neu regelte); femer seien 
hervorgehoben die Gesetze vom 24. Juli 1867 und vom 
1. August 1893 (über die Gesellschaften), vom 14. Juni 1865 
(Scheckgesetze, geändert durch die Gesetze vom 23. August 
1871 und 19. Februar 1874). Erwähnt sei noch das Gesetz 
vom 22. Juli 1867, welches die Schuldhair aufhob. 

Das französische Handelsgesetzbuch b'ctet keine er- 
schöpfende Regelung des Handelsrechts. Beispielsweise 
sind die Regeln über den Kauf äusserst dürftig. Das 
Handelsgesetzbuch wird daher durch die Vorschriften des 
Zivilrechts, insbesondere des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(Code civil) ergänzt. Daneben bestehen als dritte Quelle 
des Handelsrechts die Handelsgebräuche (usages com- 
merciaux). Wenn eine Norm gewisse rechtliche Grund- 
sätze regelt, ohne ihre Vorschriften für zwingend zu er- 
klären, so vermag ein Handelsgebrauch die gesetzliche 
anderweitige Regelung für das Handelsrecht sogar ausser 
Kraft zu setzen. So haften z. Bi handelsrechtlich Mit- 
schuldner als Gesamtschuldner, obwohl ein derartiger 
Grundsatz im Handelsgesetzbuch nicht ausgesprochen ist 
und obwohl Art. 1202 des BGB. die Bestimmung enthält, 
dass die Gesamthaftung nicht vermutet wird, sondern 
ausdrücklich vereinbart werden müsse. 



Erstes Buch. 
Handelsstand. 

I. Abschnitt. 

Handelsgeschäfte und Kaufleute. 

I. Bedeutung des Unterschieds zwischen Kaufleuten und 
Nichtkaufleuten, Handelsgeschäften und Geschäften des 

Zivilrechts. 

Wie im deutschen R:jchte ist die Beantwortung der 
Fragen: ^Was versteht man unter Handelsgeschäften?" 
und „wer ist Kaufmann?" auch im französischen Rechte 
von einschneidender Bedeutung. 

1. Die Zuständigkeit des Gerichts richtet sich dar- 
mach, ob ein Handelsgeschäft vorliegt oder nicht. Zur 
Entscheidung über Handelsgeschäfte sind lediglich die 
Handelsgerichte berufen. 

2. Die Formen des Beweises sind in Handelssachen 
dadurch erleichtert, dass der Zeugenbeweis schlechthin 
zugelassen wird, während sonst ein Zeugenbeweis bei 
Objekten über 150 Francs und zur Widerlegung des In- 
halts gewisser Urkunden ausgeschlossen ist. 

3. Der Zinssats für gesetzliche oder Verzugszinsen 
in Handelssachen beträgt 5^/o, in Zivilsachen nur 4^/^. 
Der vereinbarte Zinssatz in Zivilsachen darf 5**/o nicht 
übersteigen, in Handelssachen ist eine Grenze nicht gesetzt. 

4. Von Bedeutung ist der Unterschied zwischen 
Handelsrecht und Zivilrecht noch in folgenden Fällen: 
Das Fallitrecht ist nur auf Kaufleute anwendbar; diese 
allein unterliegen femer den Vorschriften über Buch- 
führung, sowie über die öffentliche Bekanntmachung ihres 
ehelichen Güterrechts ; für das Pfandrecht in Handels- 
sachen bestehen erleichterte Formen usw. 
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II. Handelsgeschäfte. 

Eine Definition der Handelsgeschäfte enthalt das 
französische Handelsrecht nicht. Dagegen werden die 
wichtigsten Handelsgeschäfte in den Artikeln 632 und 633. 
des Handelsgesetzbuches aufgezählt, von denen sich der 
erste mit den Geschäften des Handels zu Lande, der 
zweite mit den Seehandelsgeschäften befasst. 

a) Nach Art. 632 des HGB. ist ein Geschäft als Han- 
delsgeschäft einmal dann anzusehen, wenn die Absicht 
vorliegt, die gekauften Sachen im gleichen Zustande 
oder nach erfolgter Verarbeitung weiter zu verkaufen; 
der Kauf von Immobilien, der Bergbau und die landwirt- 
schaftliche Tätigkeit werden daher nicht als Handels- 
geschäfte angesehen. 

b) Andere vom Handelsgesetzbuch aufgezählte Ge- 
schäfte erscheinen deshalb als Handelsgeschäfte, weil sie 
von einer Persönlichkeit regelmässig betrieben werden. 

c) Endlich werden gewisse Geschäfte schlechtweg: 
als Handelsgeschäfte angesehen, so insbesondere die Ge- 
schäfte der Banken, Wechselgeschäfte der Mäkler usw. 

III. Kaufleute. 

Wer Handelsgeschäfte betreibt und daraus seineoi 
Beruf macht, ist nach der Definition des Artikel 1 des- 
Handelsgesetzbuches als Kaufmann anzusehen. Ein An- 
gestellter, welcher für einen Kaufmann handelt, wird je- 
doch dadurch selbst nicht zum Kaufmann. 

a) Kaufmann ist nur^ wer Handelsgeschäfte nicht 
verbotener Art betreibt, bezw. wer die erforderliche Ge- 
nehmigung zum Betriebe gewisser Geschäfte erhalten hat. 
Verboten sind z, B. Geschäfte, für welche ein MonopoL 
des französischen Staats besteht (wie Tabak, Streichhölzer,. 
Briefpost, Telegraph und Telephon) ; in anderen Fällen ist: 
eine behördliche Konzession erforderlich (so zum Betrieb- 
von Eisenbahnen, zur Tätigkeit als Wechselagent usw.). 

b) Kaufmann ist nur, wer sich in wirksamer Weise 
verpflichten kann. Minderjährige, Ehefrauen und Ent- 
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mündigte können daher im allgemeinen nicht Kaufleute 
sein. Zu beachten sind jedoch folgende Ausnahmen: 

1. Minderjährige. (Art. 2, 3 und 6 des HGB.) Eiii 
Minderjähriger, der mindestens 18 Jahre alt ist, dessen 
Emanzipation erfolgt ist und welcher die erforderliche 
Genehmigung seiner Angehörigen und evtl. des Gerichts 
erlangt hat, kann Kaufmann werden. Die Tatsache der 
«erfolgten Genehmigung wird in ein besonderes Register 
•des Handelsgerichts eingetragen. Die Emanzipation kann 
•ebenso wie die erteilte Genehmigung zurückgezogen wer* 
•den. In diesem Falle erlischt die Kaufmannseigenschaft 
•des Minderjährigen wieder. Eine Beschränkung des min- 
derjährigen Kaufmanns besteht fort: er kann seine Immo- 
t>ilien nur in den Formen verkaufen, welche das Gesetz 
für den Verkauf von Immobilien minderjähriger Eigen- 
tümer vorgeschrieben hat. 

2. Frauen^ insbesondere Ehefrauen. (Art. 4, 5 und 7 
•des HGB.) Die minderjährige unverheiratete Frau kann 
vom 18. Lebensjahre ab Handel treiben, wenn den zu 1 
vorstehend aufgeführten Bedingungen entsprochen ist. 
Die volljährige (d. h. mehr als 21 Jahre alte) nicht ver- 
heiratete Frau (auch die Witwe und die Ehefrau, deren 
Ehe geschieden, oder durch Aufhebung der ehelichen 
Gemeinschaft getrennt ist), kann unbeschränkt Handel 
treiben und verpflichtet sich dadurch rechtlich in gleicher 
Weise wie ein Mann. Gewisse Stellen und Ehrenrechte 
(z. B. die Stelle als Wechselagent und die passive Wähl- 
barkeit für die Stelle als Richter in Handelssachen) sind 
den Frauen allerdings verschlossen. 

Eine Ehefrau bedarf zum Betriebe von Handels- 
geschäften der Genehmigung ihres Ehemannes. Diese 
Genehmigung kann . auch stillschweigend erteilt werden, 
ist jedoch stets widerruflich. Eine ein für alle Mal er- 
teilte Genehmigung ist genügend. Eine besondere Ge- 
nehmigung des Ehemanns wird dagegen erfordert, wenn 
die Ehefrau das Gericht als Klägerin oder Beklagte angeht. 
Streitig aber wohl zu verneinen ist die Frage, ob die 
fehlende Genehmigung des Mannes zum Betriebe eine« 
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Geschäfts durch das Gericht ersetzt werden kann. Die 
Haftung der Eheleute für einen Geschäftsbetrieb der Frau 
wechselt je nach dem Güterrecht, welches der Ehevertrag 
festsetzt. Lebt die Ehefrau in Gütergemeinschaft (regime 
de communaut^), so haftet die Gütergemeinschaft und der 
Ehemann (vgl. Artikel 220 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und Artikel 5 des Handelsgesetzbuchs). Ist die Güter- 
trennung vereinbart, oder ist die Gütergemeinschaft aus- 
geschlossen (Separation de biens bezw. regime sans com- 
munaut^), so haftet die Ehefrau lediglich mit ihrem Ver- 
mögen. 

Leben Ehegatten unter dem Dotalrechte (regime 
dotal), so haften die Immobilien nicht, die Mobilien nur 
in beschränkter Weise. 

3. Ausländer. Ausländer werden vom französischen: 
Gesetz den Franzosen im wesentlichen gleichgestellt. Ge- 
wisse Ämter sind ihnen jedoch nicht zugänglich (Wechsel- 
agent, eingetragener Mäkler etc.), auch fehlt ihnen das. 
Wahlrecht für die handelsgerichtlichen Wahlen. 



IL Abschnitt. 

Handelsregister. 

Die Einrichtung des Handelsregisters ist dem fran- 
zösischen Rechte unbekannt. Ein besonderes Register 
wird beim Handelsgericht über die Minderjährigen geführt,, 
welche die Erlaubnis zum Betriebe eines Handelsgeschäfts 
erhalten haben (vgl. oben S. 5, III b 1). Ferner bestehen 
besondere Register zur Eintragung der güterrechtlichen 
Bestimmungen bei den Gerichtsschreibereien der Handels- 
gerichte (vgl. Art. 67—70 des HGB.), 

Ein geringer Ersatz für das fehlende Handelsregister 
wird durch die Vorschrift gewährt, wonach die Verträge 
über die Gründung von Handelsgesellschaften abschrift- 
lich bei dem Handelsgericht des Ortes, wo sich der Sitz 
der Gesellschaft befindet, niederzulegen und im Amtsblatt 
zu publizieren sind. Eine ähnliche Vorschrift besteht für 
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die Verträge, welche einen Gründungsvertrag abändern. 
Es ist daher möglich, sich über die rechtlichen Verhält- 
nisse einer Gesellschaft auf der Gerichtsschreiberei durch 
Einsichtnahme in die Verträge zu unterrichten. Dabei 
ist jedoch verboten, eine Abschrift ganz oder zum Teil 
zu nehmen, so dass die Einsicht in die Verträge meist 
ziemlich wertlos ist. 

III. Abschnitt. 

Handelsfirma. 

Über die Firma (nom commercial) enthält das fran^ 
zösische Recht ausser den für die offene Handelsgesell- 
Schaft und für die Aktiengesellschaft in den Art. 21 und 29 
des HOB. getroffenen Bestimmungen nur äusserst dürftige 
Regeln, Theorie und Praxis des Namen- und Firmenrechts 
sind daher streitig. 

Einaelkaußeute haben keine Firma; sie sind auch 
nicht verpflichtet, in ihre Geschäftsbezeichnungen ihren 
Namen aufzunehmen. Insbesondere ist es zulässig, ledig- 
lich Vornamen oder eine Phantasiebezeichnung als Namen 
des Geschäfts zu führen. — Bei der Übertragung de? 
Geschäfts kann der Verkäufer verlangen, dass der Käufer 
den Namen des Verkäufers nicht weiter verwendet, oder 
dass er der Firma den Zusatz „Nachfolger" hinzufügt. 
Mangels besonderer Vereinbarung darf der Käufer den 
Namen des bisherigen Inhabers mit dem Zusatz „Nach- 
folger" (successeur) solange fortführen, als dies notwendig 
erscheint, um dem Nachfolger die Kundschaft zu erhalten. 

Die Firma der Handelsgesellschaften darf nur die 
Namen der offenen Gesellschafter enthalten (Art. 21 des 
HGB.). Es ist gestattet, als Firma lediglich den Namea 
eines Gesellschafters zu führen. Der Beifügung eines das 
Gesellschaftsverhältnis andeutenden Zusatzes (z. B. & Co.) 
bedarf es nicht. 

Die Firma der Aktiengesellschaft ist dem Gegen- 
stande des Unternehmens zu entnehmen. Sie darf den 
Namen eines Gesellschafters nicht enthalten (Art. 29, 30 



des HGB.). Der Zusatz Aktiengesellschaft ist stets zu 
führen (Art. 64 des Gesetzes vom 24. Juli 1867). 

Die Veräusserung einer Firma ohne Veräusserung 
des Geschäfts ist wie im deutschen Rechte unzulässig. 
Der Eintritt eines neuen Gesellschafters braucht in der 
Firma nicht zum Ausdruck gebracht zu werden. Tritt 
jedoch ein Gesellschafter aus, dessen Namen in der Firma 
enthalten ist, so kann er die Fortführung seines Namens 
in der Firma untersagen. — Einen weiteren Schutz gewährt 
die Praxis dadurch, dass sie den Gebrauch einer gleich- 
lautenden Firma seitens dritter Personen flir unzulässig 
erklärt. Eine neue Firma muss sich durch Zusätze von 
den bereits vorhandenen Firmen derart unterscheiden, 
dass eine Verwechselung ausgeschlossen ist. 

Der deutschen Unterlassungsklage des § 37 des 
deutschen HGB. entsprechen im wesentlichen Ergebnisse 
die durch Art. 1382 und 1383 des BGB. gewährten 
Klagerechte; hiernach ist derjenige, der vorsätzlich oder 
fahrlässig einem Dritten Schaden zufügt, diesem Dritten 
zum Ersätze des Schadens verpflichtet. 

Das Recht an Fabrikmarken ist durch das Gesetz 
vom 23. Juni 1857 besonders geregelt. 



IV. Abschnitt. 

Handelsbücher. 

(Artikel 8—17 des Handelsgesetzbuchs.) 

Im französischen Recht ist der Kaufmann zur Führung 
eines Journals (Tagebuchs), eines Briefkopierbuchs und 
eines Inventarbuchs verpflichtet. Für gewisse Klassen 
von Kaufleuten, z. B. Mäkler, Wechselagenten und Fracht- 
führer, ist ausserdem noch die Führung anderer Bücher 
vorgeschrieben. 

Das Tagebuch (livre-journal, Art. 8 des HGB.) muss 
eine vollständige Übersicht über die täglichen Geschäfte, 
EinnahmeUj Ausgaben usw. geben. Das Kopierbuch (livre- 
copie de lettres, Art. 8 des HGB.) ist dazu bestimmt, die 
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ausgehenden Briefe aufzunehmen. Die einlaufenden Schrift* 
stücke müssen gleichfalls gesammelt und aufbewahrt wer- 
den. Das Inventarbuch (livre d'inventaires, Art. 9 des 
HGB.) ist zur Aufnahme der Jahresbilanzen bestimmt. 

Die Bücher müssen ordnungsmässig so geführt wer- 
den, dass eine Verfälschung durch spätere Einschaltungen 
ausgeschlossen ist. Es ist daher verboten, Blätter oder 
-einzelne Zeilen freizulassen, Zusätze am Rande hinzu- 
izufügen usw. (Art. 10 Abs. 2 des HGB.). Um die Ein- 
Schaltung oder ein Herausnehmen von Seiten zu ver- 
hindern, müssen die Seiten numeriert werden; diese 
Numerierung erfolgt durch einen Handelsrichter, einen 
Bürgermeister oder Beigeordneten, der seinen ab- 
.gektirzten Namenszug (Paraphe) beisetzen und in jedem 
Buch die Bestimmung des Buches angeben und diese An- 
gabe unterzeichnen muss (Art. 10 und 11 des HGB.). 

Bücher, welche diesen Vorschriften nicht entsprechen, 
können im Prozesse nicht als Beweismittel verwendet 
werden. Ordnungsmässige Bücher können dagegen einem 
Kaufmanne geg^ntlber als vollgültiger Beweis zugelassen 
werden, im Prö^fess gegen einen Nichtkaufmann kann 
der Richter den Kaufmann, dessen Angaben durch seine 
Bücher unterstützt werden, zum Eide verstatten (Artikel 
12 und 13 des Handelsgesetzbuchs). 

Mangelhafte Buchführung oder die Beiseiteschaffung 
^on Büchern werden im Falle des Fallits bestraft (Art. 
586 Nr. 6 und 591 des HGB.); ferner bedroht Art. 147 de$ 
Str.GB. die Verfälschung von Handesbüchern mit Frei- 
Jieitsstrafe. 

Über die Vorlegiing der Bücher im Prozesse vgl. 
Art. 14-^16 des HGB. 

V.. Abschnitt. 

Prokura und Handlungsvollmacht. 

Prokura und Handlungsvollmacht sind im französi- 
schen Handelsrecht nicht besonders geregelt. Es finden 
daher die Vorschriften des bürgerlichen Rechts Anwen- 
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düng (vgl. .BGB.^ 3- «tich, 13. Titel, Art. 1984—2010^ 
-Mandat). 

Hervorzuheben sind folgende Grundsätze : Die Voll- 
machtserteilung ist an eine Form nicht gebunden. Sie 
kommt durch die Annahme des Auftrages zustande, die 
auch stillschweigend erfolgen kann (Art. 1984, 1985 des 
BGB.). Der Umfang der Vollmacht wird durch die aus- 
drücklichen Abmachungen begrenzt. Der gutgläubige 
Dritte darf jedoch voraussetzen, dass die Vollmacht zu 
allen Handlungen ermächtigt, zu welchen der Geschäfts- 
kreis, für den die Vollmacht erteilt ist, üblicl^erweise 
Veranlassung gibt. Daher gilt auch der in einem Laden 
oder einem offenen Warenlager Angestellte als bevoll, 
mächtigt zu den gewöhnlichen Verkäufen und Empfang- 
nahmen, wie dies das deutsche Handelsgesetzbuch in 
§ 56 ausdrücklich bestimmt (Art. 1987— 1989 des BGB.). 
In gewissen Fällen, insbesondere zur Übertragung und 
Belastung von Grundstücken wird eine besondere VoU- 
machtserklärung für den Einzelfall erfordert, — Frauen 
und emanzipierte Minderjährige machen sich als Bevoll- 
mächtigte persönlich nur in beschränkter Weise haftbar 
(Art. 1990 des BGB.). 

Dritten gegenüber wird der Geschäftsherr, in dessen 
Vollmacht der Beauftragte gehandelt hat, allein ver- 
pflichtet, soweit der Beauftragte in den Grenzen der Voll- 
macht gehandelt hat, oder der Geschäftsherr die Über- 
schreitung der Vollmacht stillschweigend oder ausdrück- 
lich genehmigte (Art, 1998 d^s BGB.). 

Die Vollmacht wird beendet: durch Widerruf dea 
Geschäftsherrn, durch Kündigung des Bevollmächtigten, 
durch Tod, Interdiktion, oder Vermögensverfall des Ge- 
schäftsherm oder des Bevollmächtigten (Art. 2003 des 
BGB.). Der Vollmachtgeber kann die Vollmacht jeder- 
zeit widerrufen (Art. 2004 des BGB.). Dritte, denen der 
Widerruf unbekannt geblieben ist, werden jedoch ge- 
schützt; in diesen Fällen kann dann der Geschäftsherr 
von dem früheren Bevollmächtigten Schadenersatz ver-: 
langen (Art. 2005 des BGB.). 
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VI. Abschnitt. 

Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge. 

I. Handlungsgehilfen. 

Besondere Vorschriften über Handlungsgehilfen und 
Handlungslehrlinge enthält das französische Handelsgesetz- 
buch nicht. Im wesentlichen finden auf sie die Vor- 
schriften über Dienstvertrag und Mandat Anwendung» 
Mangels besonderer Abmachungen wird der Inhalt des An- 
stellungsvertrages durch die Regeln bestimmt, die sich 
durch Ortsgebrauch gebildet haben. 

Für die Klagen des Geschäftsherm gegen den An- 
gestellten ist das Handelsgericht zuständig (Art. 634 des 
HGB.). Der Angestellte, der gegen den Geschäftsherrn 
klagt, hat dagegen die Wahl, ob er die. Klage bei 
dem Handelsgericht oder bei dem Zivilgericht ein- 
reichen will. 

Der Handlungsgehilfe ist verpflichtet, seine vollen 
Kräfte dem Geschäftsherrn zu widmen. Er darf daher 
weder im eigenen Namen noch für fremde Rechnung 
Handel treiben. 

Mangels besonderer Vereinbarung pflegt das Gehalt 
monatlich ausgezahlt zu werden. Der Anspruch auf Zahlung 
des Gehalts verjährt in fünf Jahren (Art. 2277 Absatz 4 
des BGB.) ; im Fallit des Geschäftsherm sind die Gehalts- 
forderungen gemäss Art. 2101 Ziffer 4 des BGB. und 549 
des HGB. bevorrechtigt. 

Beendigung des Dienstverhältnisses. Wenn das Dienst- 
verhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen ist, kann es 
durch beiderseitiges Einverständnis der Parteien gelöst 
werden (Art. 1134, Absatz 2 des BGB.). Wenn ein Ver- 
tragsteil seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, kann 
ferner gemäss Art. 1184 des BGB. auf Auflösung des Ver- 
trages geklagt werden. 

Wenn der Vertrag auf bestimmte Zeit abgeschlossen 
ist, kann er nicht einseitig vorzeitig gelöst werden. Ist 
dagegen der Vertrag auf unbestimmte Zeit geschlossen, so 
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kann jede Partei zwar jederzeit den Vertrag ohne Kün- 
digungsfrist kündigen, ist jedoch in diesem Falle dem an- 
deren Teile schadenersatzpflichtig. Die Höhe des Schädens- 
•ersatzes bestimmt sich nach Ortsgebrauch, nach der Art 
und der Dauer des Dienstverhältnisses usw. Auf das 
Recht, Schadenersatz zu verlangen, kann nicht von vorn- 
herein verzichtet werden. Die Schadenersatzklagen werden, 
falls sie vor die Zivilgerichte gebracht werden, im sum- 
marischen Verfahren erledigt (Gesetz vom 27. 12. 1890; 
Art. 1780 des BGB.). 

Im übrigen haben sich besondere Kündigungsfristen 
durch Ortsgebräuche gebildet, während welcher der Hand- 
lungsgehilfe seine Tätigkeit fortsetzen, der Geschäftsherr 
dem Angestellten das Gehalt weiter zahlen muss. 

Haftung des Geschäftsherrn für seine Angestellten . 
Die Haftung des Geschäftsherrn für seine Angestellten, 
einschliesslich der Lehrlinge, wird durch Art. 1384 des 
BGB. festgestellt. Hiemach haftet der Kaufmann für Hand- 
lungen dieser Person Dritten gegenüber wie für eigene 
Handlungen. 

II. Handlungslehrlinge. 
(Vgl. Gesetz vom 22. 2. 1851 über den Lehrvertrag.) 

Der Lehrvertrag kann schriftlich oder mündlich ge- 
schlossen werden; die Zulässigkeit des Zeugenbeweises 
für das Bestehen und den Inhalt des Lehrvertrages wird 
jedoch durch die Vorschriften des Zivilrechts begrenzt. 

Die Verpflichtungen des . Lehrherrn entsprechen im 
wesentlichen denjenigen des deutschen Rechts. Der Lehr- 
herr ist insbesondere zur Ausstellung eines Zeugnisses 
nach Ablauf der Lehrzeit verpflichtet (Art. 12 Absatz 2). 
Die Dauer der Lehrzeit; wird durch den Lehrvertrag oder 
den Ortsgebrauch bestimmt (Art. 14). Die beiden ersten 
Monate gelten als Probezeit (Art. 17). Wer einen Lehr- 
ling zum Verlassen seines Lehrherm veranlasst und ihn 
tei sich einstellt, kann zur Zahlung des Lehrgeldes an den 
früheren Lehrherrn verurteilt werden (Art. 13). 
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VII. Abschnitt. 

Handlungsagenten. 

Das französische Recht enthält keine speziellen Vofr 
Schriften über Handlungsagenten. Mangels besonderer 
Vereinbarungen finden daher im wesentlichen die im 
sechsten Abschnitt genannten gesetzlichen Bestimmungen 
über Dienstvertrag imd Mandat Anwendung, welche durch, 
die herrschenden Ortsgebräuche ergänzt werden, 

VIII. Abschnitt. 

Handelsmäkler. 

(Artikel 74 — 90 des Handelsgesetzbuchs.) 

Die Mäkler vermitteln gewerbmässig zwischen de» 
Parteien den Abschluss von Geschäften, ohne von einer 
Partei mit der Vermittlung ständig betraut zu sein. 

Die Mäkler des französischen Rechts (courtiers) werdea 
von der Regierung ernannt. Sie haben ein Monopol zur 
Vermittlung der Geschäfte, für welche sie ernannt sind; 
für die Warenmäkler besteht jedoch ein Monopol nicht 
mehr. Als Warenmäkler kann daher jeder auftreten. 
Selbstverständlich sind Abschlüsse, welche zwischen dem 
Parteien ohne Zuhilfenahme; eines Mäklers erfolgen, gültig. 
Dagegen sind die Geschäfte, welche durch die Vermittlung 
eines nicht zur Vermittlung berechtigten Mäklers zustande 
kommen, nichtig und strafbar. 

Die Warenmäkler (courtiers de marchandises) haben^ 
ihr Monopol verloren (Gesetz vom 18. 7. 1866). Trotzdent 
haben sich, besonders in den grossen Städten, die Waren- 
mäkler zusammen geschlossen. Vielfach wird bei den 
Handelsgerichten ein Verzeichnis der Warenmäkler geführt ; 
diese eingetragenen Wareiimäkler setzen den Kurs fest, 
bewirken die öffentlichen Verkäufe und sind Taxatoren 
zur Abschätzung der in die öffentlichen Lagerhäuser ver- 
brachten Waren. 

Die Versicherungsmäkler (courtiers d'assurances, Art. 
79 des HGB.) fassen die Versicherungspolizen für die 
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Schiffahrt ab^ bestimmen den Prämiensatz flir die Ver- 
sicherungen usw. 

Das Gesetz erwähnt ferner Mäkler, welche als Dol- 
snetsch oder als Begleiter von Schiffen auftreten (Art. 80 
des HGB., courtiers interprätes et conducteurs de na- 
vires) und Mäkler flir Land- und Wassertransport (Art. 82 
des HOB., courtiers de transport par terre et par eau). 

Die Mäkler sind Beamte, deren Bezüge gesetzlich 
geregelt sind. Durch die Eintragung in ihre Bücher wird 
der Abschluss von Geschäften bewiesen, sie stellen den 
Parteien Schlussscheine aus, ermitteln die Kurse usw, Sie 
sind zur Buchführung verpflichtet. 

Wechselagenten (Art. 74, 75, 76, 84, 88, 89 des HGB., 
Dekret vom 7. Oktober 1890). 

Eine besondere Bedeutung haben die Wechselagenten 
{agents de change) in Frankreich erlangt. Sie werden 
durch Dekret des Präsidenten der Republik ernamit. Die 
Wechselagenten haben allein das Recht, den Abschluss 
von Geschäften in Wertpapieren, welche der Kursnotierung 
unterliegen, zu bewirken. Neben den Wechselagenten 
beschäftigen sich, besonders in Paris, Winkelagenten 
(coulissiers) mit der Vermittlung von Abschlüssen in Wert- 
Jpapieren. Die von ihnen Seemächten Abschlüsse sind niclitig, 
die ihnen zum Zwecke des Ankaufs gegebenen Gelder 
und die ihnen zum Verkauf gegebenen Wertpapiere können 
im Wege der Klage nicht zurückverlangt werden. Jedoch 
lässt die Praxis derartige Klagen in denjenigen Fällen zu, 
in welchen eine Partei nicht wusste, dass das Geschäft 
ohne Vermittlung eines Wechselagenten abgeschlossen 
wurde. 
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Zweites Buch, 
HandelsgeselUohaften. 

Als Handelsgesellschaften sind im französischen Rechte 
nur solche Gesellschaften anzusehen, welche mit beweg- 
lichen Sachen Handel treiben. Daher sind z. B. Gesell- 
schaften, die sich mit Grundsttickspekulationen oder Berg- 
bau befassen, keine Handelsgesellschaften im Sinne des 
französischen Rechts. 

Die Handelsgesellschaften besitzen besondere ju- 
ristische Persönlichkeit. Ausgenommen hiervon werden 
gewöhnlich nur die Gelegenheitsgesellschaften (soci6t6s en 
participationj, denen eine juristische Persönlichkeit nicht 
zuerkannt wird. 

Man pflegt fünf Arten von Handelsgesellschaften zu 
unterscheiden: 

1. die offene Handelsgesellschaft, soa^t6 en noni 
coUectif; 

2. die Kommanditgesellschaft, soci^t^ en commandite 
sample ; 

3. die Aktienkommanditgesellschaft, soci^t^ en com- 
mandite par actions; 

4. die Aktiengesellschaft, soci6t6 anonyme; 

5. die Gelegenheitsgesellschaft, soci6t6 en partici- 
pation. 

I. Abschnitt. 

Offene Handelsgesellschaft. 

{Soci6t6 en rom coUectif; Artikel 20 — 22 des Handels- 
gesetzbuchs und Gesetz vom 24. 7. 1867, Artikel 55—65,) 

Die Definition der offenen Handelsgesellschaft ist im 
französischen Rechte die gleiche wie im deutschen Recht: 
eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines 
Handelsgewerbes unter gemeinsamer Firma gerichtet ist. 
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ohne dass die Haftung eines Gesellschafters den Gesell- 
schaftsgläubigem gegenüber beschränkt ist (Art. 20 — 22 
des HGB.). 

Die Errichtung der Gesellschaft erfolgt durch schrift- 
lichen Vertrag, der privatschriftlich oder notariell ab- 
gef asst sein kann. Eine Abschrift der privatschriftlichen 
Urkunde oder eine Ausfertigung der notariellen Urkunde 
muss auf der Gerichtsschreiberei des Zivilgerichts oder 
des Handelsgerichts am Sitze der Gesellschaft deponiert 
und veröffentlicht werden (Art. 55 des Gesetzes vom 
24. 7. 1867). In gleicher Weise müssen die Abänderungen 
des Gesellschaftsvertrages bekannt gemacht werden (Art* 
61 d. Ges. V. 24. 7. 1867). 

Geschäftsführung. Mangels besonderer Vereinbarung 
steht jedem Gesellschafter die Geschäftsführung zu (BGB, 
Art. 1859 Nr. 1). In der Regel wird jedoch die Geschäfts- 
führung durch den Gesellschaftsvertrag einzelnen GeselU 
schaftern übertragen. In diesem Falle haben die übrigea 
Gesellschafter das Recht, die Geschäftsführung der an- 
deren zu überwachen. 

Die Abberufung von Geschäftsführern, welche durcl> 
den Gesellschaftsvertrag zu Geschäftsführern ernannt sind^ 
bedeutet eine Änderung des Vertrages, zu welcher die 
Genehmigung aller Gesellschafter, also auch die der be- 
troffenen Gesellschafter selbst erforderlich ist (Art. 1856 
des BGB.). Wenn die Geschäftsführer ihren Verpflich- 
tungen nicht nachkommen, können sie jedoch durch 
Richterspruch abberufen werden (Art. 1148 des BGB.). — 
Sind die Geschäftsführer d^egen nicht im Gesellschafts- 
vertrage bestimmt, so kann das Mandat jederzeit wider- 
rufen und seitens des Geschäftsführers gekündigt werden. 
(BGB. Art. 2003 und 2007). 

Die Geschäftsführung kann auch dritten Personen, 
anvertraut werden, welche nicht Gesellschafter sind. 

Umfang der Vertretungsmacht. Die Vertretungs- 
macht des Geschäftsfahrers wird in erster Linie durch 
den Gesellschaftsvertrag bestimmt. Mangels besonderer 
Bestimmungen sind die Geschäftsführer zu allen Hand«* 
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lungen befugt, die zum Zwecke der Geschäftsführung er- 
forderlich sind; sie können daher z. B. auch Wechsel 
zeichnen, wohl auch Hypotheken aufnehmen (bestritten). 
Beschränkimgen der Vertretungsmacht sind Dritten gegen- 
über nur wirksam, wenn sie diesen Dritten bekannt sind 
oder wenn sie öffentlich bekannt gemacht sind. 

Mehrheit von Geschäftsführern. Wenn mehrere Ge- 
schäftsführer vorhanden sind und jedem ein bestimmter 
Geschäftskreis zugeteilt ist, so handelt jeder Geschäfts- 
führer innerhalb seines Geschäftskreises selbständig. Ist 
nichts bestimmt, so kann jeder Geschäftsführer allein 
die Gesellschaft verpflichten (Art. 1857 des BGB.); ist 
dagegen bestimmt, dass alle gemeinsam handeln müssen, 
so ist die Mitwirkung der anderen Geschäftsführer erfor- 
derlich (Art. 1858 des BGB.). Kommt eine Einigung nicht 
zustande, so entscheidet die Mehrheit. 

Haftung der Gesellschaft und der Gesellschafter, 
Dritten haftet sowohl die Gesellschaft wie jeder einzelne 
Gesellschafter mit seinem Vermögen für die Schulden der 
Gesellschaft imbeschränkt und unbeschränkbar. Im inneren 
Verhältnis unter den Gesellschaftern können möglicher- 
weise besondere Bestimmungen über die Haftung getroffen 
werden. Der Gesellschafter haftet dagegen nur für solche 
Gesellschaftsschulden, die während seiner Zugehörigkeit 
zur Gesellschaft gemacht wurden, also z. B. nicht für die 
Schulden, welche die Gesellschaft nach seinem Ausscheiden 
kontrahierte. 

II. Abschnitt. 

Kommanditgesellschaften. 

(Soci6t6s en commandite ; Handelsgesetzbuch Artikel 23—28 
und Ges. vom 24. 7. 1867, Artikel 1-21, 55-65.) 

Die Kommanditgesellschaft wird gebildet von einem 
oder mehreren persönlich unbeschränkt und unbeschränk- 
bar haftenden Gesellschaftern (associ6s solidaires, com- 
mandit^s), die gemeinsam unter einer Firma mit Gesell- 
schaftern (Kommanditisten, commandit^s de fonds oder 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 2 
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bailleurs de fonds) Handel treiben, die lediglich mit einer 
Einlage haften und denen eine Geschäftsführung nicht 
zusteht. 

Die Firma darf nur Namen von persönlich haftenden 
Gesellschaftern enthalten. Enthält die Firma den Namen 
eines Kommanditisten, so gilt Dritten gegenüber dieser 
Kommanditist als persönlich haftender Gesellschafter 
(Art. 23 Abs. 2 und 25 des HGB.). Ist nur ein persönlich 
haftender Gesellschafter vorhanden, so kann die Firma 
den Zuisatz „& Co." führen. 

Die Gründung der Kommanditgesellschaft erfolgt 
entweder privatschriftlich, oder durch einen authentischen 
Akt, der von einem hierzu berechtigten Beamten auf- 
genommen ist (Art. 39 — 41 des HGB.). Streitig, jedoch 
wohl zu bejahen, ist die Frage, ob für jeden Komman- 
ditisten eine Originalausfertigung dieses Aktes herzustellen 
ist, wenn die Gesellschaft durch privatschriftlichen Akt 
gegründet wird. 

Rechte und Pflichten der Gesellschafter. Der Kom- 
manditist erhält eine seiner Einlage entsprechende Divi- 
dende vom Gewinn, also keine Verzinsung mit feststehendem 
Zinsfuss. Wenn die Gesellschaft mit Verlust gearbeitet 
hat, so kann im Falle der Auflösung der Gesellschaft der 
Kommanditist sein Kapital nur insoweit zurückverlangen, 
als es nicht zur Deckung der Schulden verwendet werden 
muss. Soweit seine Einlage noch rückständig ist, haben 
die Gläubiger nach der herrschenden Anschauung eine 
direkte Klage auf Einzahlung der Einlage. Diese Einlage 
kann dem Kommanditisten nicht ganz oder teilweise er- 
lassen werden. Für die Klage auf Einzahlung der Ein- 
lage ist nach der herrschenden Ansicht das Handelsgericht 
zuständig, obwohl der Kommanditist nicht als Kaufmann 
im Sinne des französischen Handelsrechts angesehen wird. 

Um den Kommanditisten die Kontrolle über die Ge- 
sellschaft zu ermöglichen, räumt das Gesetz ihnen das 
Recht der Bucheinsicht ein. (Art. 12 des Ges. v. 24. 7. 
1867.) 

Mangels besonderer Vereinbarungen kann keiner der 
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Gesellschafter seine Rechte abtreten; das Ausscheideü 
eines Gesellschafters führt die Auflösung der Gesellschaft 
herbei, wenn nicht der Gesellschaftsvertrag ein Anderes 
bestimmt. 

(Für die Kommanditgesellschaft auf Aktien besteht 
eine andere Regelung.) 

Geschäftsführung. Die Geschäftsführung steht den 
persönlich haftenden Gesellschaftern zu; sie kann auch 
einem derselben als alleinigem Geschäftsführer übertragen 
werden. Dagegen sind die Kommanditisten von der Ge* 
Schäftsführung gänzlich ausgeschlossen, sie können nicht 
■einmal einzelne Geschäfte für die Gesellschaft auf Grund 
einer Vollmacht der persönlich haftenden Gesellschaftei: 
führen (Art. 27 des HGB.). (Das deutsche Handelsgesetz- 
buch schliesst in §164 zwar die Kommanditisten Ton der Ge- 
schäftsführung ebenfalls aus, doch kann diese Vorschrift 
durch Vertrag geändert werden.) 

Handelt der Kommanditist diesem Verbote zuwider, 
so haftet er für die Folgen seiner Geschäftsführung wie 
ein persönlich haftender Gesellschafter. Dagegen ist der 
Kommanditist nicht haftbar, wenn sich seine Tätigkeit 
lediglich auf Vorschläge, Auskunftserteilung, Überwachung 
oder Nachprüfung von Geschäften erstreckt (Art. 28 des 
HGB.). Ebenso kann der Kommanditist als Angestellter 
der Gesellschaft tätig werden, z. B. als Buchhalter, Rei- 
sender, Kassierer usw., ohne dass seine Haftung hier- 
durch erweitert würde. 

Wenn die Kommanditisten für die Gesellschaft nicht 
als Geschäftsführer auftreten können, so sind sie anderer- 
seits nicht gehindert, mit der Gesellschaft Geschäfte ab- 
zuschliessen, z. B. an sie zu verkaufen, oder von ihr zu 
kaufen. Die oben wiedergegebenen Beschränkungen be- 
ziehen sich nach der herrschenden Ansicht der französischen 
Juristen auch nur auf das Verhältnis der Gesellschaft und 
der Gesellschafter zu Dritten; im inneren Verhältnis ist 
der Einfluss der Kommanditisten auf die Geschäftsführung 
nicht beschränkt, so dass sogar eine Vereinbarung, wo- 
nach die Kommanditisten nach Ermessen die Geschäfts- 
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fOhrer durch andere ersetzen dürfen, als wirksam an- 
gesehen wird. 

Bei der Gesellschaft nicht beteiligte dritte Personen 
können zu Geschäftsführern gewählt werden. 

Die Geschäftsführung endet im allgemeinen erst mit 
der Auflösung der Gesellschaft oder mit dem Ausscheide» 
des Geschäftsführers aus seiner Stellung als persönlich 
haftender Gesellschafter (Art. 1856 des BGB.). Im Falle* 
nicht ordnungsmässiger Geschäftsführung kann dagegen 
der Geschäftsführer durch gerichtliches Urteil von der 
Geschäftsführung ausgeschlossen werden (Art. 1184 des- 
BGB). Zur Vermeidung von Weiterungen werden daher, 
häufig im Gesellschaftsvertrage bestimmte Gründe genannt^ 
welche die Beendigung der Geschäftsführung zur Folge 
haben, oder die Kommanditisten behalten sich vor, die Ge-^ 
Schäftsführer ohne Mitwirkung des Gerichts absniberufea. 

Veröffentlichungen des Gesellschaftsvertrages (Art.. 
56 — 58 des Ges. v. 24. 7. 1867). Ein Auszug aus dem Ge-^ 
sellschaftsvertrage muss durch die hierzu bestimmtem 
Zeitungen veröffentlicht werden. Dieser Auszug muss die; 
Namen der persönlich haftenden Gesellschafter und der 
Geschäftsführer, die Firma und den Sitz der Gesellschafit 
enthalten; er muss femer über Beginn und Ende der 
Gesellschaft, über die Höhe des Geschäftskapitals und die 
Höhe der Einlagen der Kommanditisten Angaben enthalte» 
und endlich den Zeitpunkt angeben, wann der Gesellschaftsr- 
vertrag auf der Gerichtsschreiberei des Friedensgerichts, 
imd des Handelsgerichts niedergelegt ist. 

Über die Kommanditgesellschaft auf Aktien siehe: 
unten Seite 39flF. 

III. Abschnitt. 

Aktiengesellschaften. 

{Soci^t^s par actions; Ges. vom 24. 7. 1867 mit Novellelt 
vom 1.8. 1893 und 16.11. 1903; Handelsgesetzbuch 

Artikel 29 bis 38.) 

Die Aktiengesellschaft ist diejenige Gesellschaftsform^ 
welche für deutsche Gesellschaften, die in Frankreichi 
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<eme Niederlassung begründen wollen, hauptsächlich in 
Betracht kommt; denn die französische Gesetzgebung 
ober die Aktiengesellschaften enthält einen grossen Teil 
■der Formvorschriften des deutschen Aktienrechts entweder 
nicht oder in sehr gemilderter Form und nähert sich daher 
teilweise sehr der deutschrechtlichen Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung (soci6t6 ä responsabilit^ limitöe), die 
in Frankreich als besondere Gesellschaftsform nicht aus» 
gebildet ist. Wie im deutschen Rechte, sind zwei Arten 
von Aktiengesellschaften zu unterscheiden, die Kommaft" 
ditgesellschaften auf Aktien (soci^tös en commandite par 
actions), bei welchen ein Teil der Gesellschafter un» 
beschränkt haftet, während die übrigen Gesellschafter 
für die Gesellschaftsschulden nur in Höhe ihrer Einlagen 
haften, und die Aktiengesellschaften (soci6t6s anonymes), 
Ibei welchen die sämtlichen Gesellschafter nur beschränkt 
mit ihren Einlagen haften, die zusammen das Aktien* 
(kapital bilden. 

Das französische Handelsrecht hat das Aktienrecht 
•durch ein besonderes Gesetz vom 24. Juli 1867 geregelt, 
welches durch die Navelten vom 1. August 1893 und vom 
16. November 1903 abgeändert wurde. 

■ 

A. Allgemeines. 

1. Firma der Aktiengesellschaften« 

Das Recht, eine „Firma** zu führen, gibt das fran- 
zösische Handelsrecht nur den Kommanditgesellschaften 
auf Aktien. Nur die Namen der persönlich haftenden 
Oesellschafter dürfen hier in der Firma enthalten sein. 
Dagegen gih die Bezeichnung der Aktiengesellschaft (so- 
ci6t6 anonyme) nicht als „Firma'^ ; der Name eines Gesell- 
schafters darf in dieser Bezeichnung nicht enthalten sein, 
vielmehr ist für die Gesellschaft nach dem Gegenstande 
ihres Betriebes ein Sachname zm wählen. In diese Be« 
Zeichnung darf jedoch nach der herrschenden Ansicht 
•der Name des »Gründers voder «ines Vorbesitzers des Ge- 
cschäfts angenommen werden. Auch ein Pfaantasiename 
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kann als Bezeichnung gewählt werden (z. B. „Südfran- 
zösische Eisenbahngesellschaft" oder „Adler"). 

Die Bezeichnung „Aktiengesellschaft" (soci6t6 ano- 
nyme) und „Kommanditgesellschaft auf Aktien" (söci6t6 
^n commandite par actions) muss dem Namen der Ge- 
sellschaft immer beigefügt werden ; ebenso ist der Betrag 
des Aktienkapitals stets hinzuzufügen (Art. 64 des Ges. v» 
24. 7. 1867). 

II. Rechte und Pflichten der Aktionäre. 

1. Recht auf Dividende. Der Gewinn der einzelnen» 
Geschäftsjahre pflegt zu schwanken. Dementsprechend ist 
auch der auf jede Aktie jährlich entfallende Gewinnanteil, 
die Dividende, verschieden. Zulässig und sehr gebräuch- 
lich ist im französischen Recht eine Teilung der Dividen- 
denkoupons in einen Zinskoupon, welcher ein Anrecht auf 
eine feste Zinsquote gibt, und den eigentlichen Dividen- 
denkoupon, auf Grund dessen der Gewinnanteil ausgezahlt 
wird, welcher den bereits verteilten vorhin erwähnten 
festen Zinssatz übersteigt, Falls sich herausstellt, dass 
ein Gewinn nicht erzielt wurde, wird der feststehende 
Zinssatz aus dem Gesellschaftskapital gezahlt, voraus- 
gesetzt, dass die Schulden der Gesellschaft die Aktiva 
nicht übersteigen. Das deutsche Recht (§ 215 des HGB.) 
verbietet, den Aktionären feste Zinsen zu versprechen 
oder zu zahlen. 

2. Anteil am Gesellschaftsvermögen. Im Falle der 
Auflösung der Gesellschaft ist das Gesellschaftsvermögen,, 
welches nach Zahlung der Gesellschaftsschulden, ins-+ 
besondere nach Zahlung der Aktienbeträge übrig bleibt,. 
an die Aktionäre zu verteilen nach Massgabe der Aktien, 
welche sie besitzen. Ehibei köimen gewissen Arten voa 
Aktien besondere Vorteile satzungsgemäss eingeräumt 
werden (Art. 34 des HGB.). 

3. Recht auf Teilnahme an der Generalversammlung^ 
Jeder Aktionär kann die Generalversammlung besuchen^ 
daselbst an den Beschlüssen usw. teilnehmen und dadurch 
die Geschicke der Gesellschaft erheblich beeinflussen* 
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Die Statuten können jedoch die Berechtigung zur Teil- 
nahme an der Generalversammlung vom Besitz einer ge- 
wissen Zahl von Aktien abhängig machen. (Ausnahme 
siehe unten S. 34 und 36,) 

4. Verpflichtung sur Zahlung des Aktiennennwerts. 
Der Mindestbetrag, auf den eine Aktie lauten darf, ist 
bei Gesellschaften mit einem Kapital von weniger als 
200 000 Franken auf 25 Franken festgesetzt. Übersteigt 
das Kapital 200000 Franken, so müssen die Aktien auf 
mindestens 100 Franken gestellt sein. Wenigstens ein 
Viertel des Nennbetrages jeder Aktie muss bei der Grün- 
dung eingezahlt sein und auf die Aktien, welche auf 
weniger als 100 Franken lauten, müssen mindestens 
25 Franken gezahlt sein. Bestimmte Vorschriften darüber, 
wann der Restbetrag eingefordert werden muss, bestehen 
nicht. 

III. Namenaktien und Inhaberaktien. 

Wie im deutschen Recht (vgl. § 179 des HOB.) 
können die Aktien erst dann auf den Inhaber gestellt 
werden, wenn der volle Nennbetrag gezahlt ist (Art. 3 
Abs. 1 des Ges. v. 24. 7. 1867). 

Die Übertragung des Eigentums an Inhaberaktien 
erfolgt durch Übergabe des Papiers (Art. 35 des HGB.), 
bei den Namensaktien geht das Eigentum durch die Ein- 
tragung des Übergangs in das Aktienbuch der Gesell- 
schaft über (Art. 36 des HGB.). 

Im Falle des Abhandenkommens eines auf den Namen 
lautenden Wertpapiers ist der Gesellschaft unverzüglich 
eine Mitteilung von dem Verluste zuzustellen. Der im 
Aktienbuch verzeichnete Gesellschafter gilt als recht- 
mässiger Gläubiger. An ihn ist die Dividende auszu- 
zahlen und evtl. ist ihm ein Duplikat des abhanden ge- 
kommenen Papieres auszustellen. 

Bezüglich der abhanden gekommenen Inhaberpapiere 
vgl. das Ges. v. 15. 6. 1872. 
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B. Aktiengesellschaften im engeren Sinne. 

(Soci^t^s anonymes; Ges. vom 24. 7. 1867, Artikel 21—47, 

55_65.) 

I. Gründung der Aktiengesellschaft, 

Die Gründung einer Aktiengesellschaft ist seit In- 
krafttreten des Gesetzes vom 24. 7. 1867 an eine Ge- 
nehmigung der Regierung, die bis dahin erforderlich war, 
nicht mehr geknüpft. Dagegen wird die Erfüllung einer 
Reihe anderer Bedingungen zur Voraussetzung der recht- 
lichen Existenz einer Aktiengesellschaft gemacht. 

1 . Form der Errichtung der Aktiengesellschaft. Die 
Statuten der Aktiengesellschaft können privatschriftlich 
abgefasst werden; sie bedürfen nicht der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung, welche das deutsche Recht 
verlangt (Ges. v. 24. 7. 1867, Art. 21). Es ist nicht er- 
forderlich, dass der Errichtungsakt in mehr als zwei 
Exemplaren ausgefertigt wird. 

2. Mindestsahl der Aktionäre. Bei der Gründung 
müssen mindestens 7 Personen als Aktionäre beteiligt 
sein (Ges. v. 24. 7. 1867, Art. 23). Sinkt die Zahl auf 
weniger als 7 Aktionäre, so kann auf Antrag jedes Be- 
teiligten die Auflösung der Gesellschaft ausgesprochen 
werden (Art. 38). 

3. Mindestbetrag des Nennwerts der Aktien. Über- 
steigt das Aktienkapital die Summe von 200 000 Franken, 
so muss der Nennwert der Aktie mindestens 100 Franken 
betragen. Ist das Aktienkapital geringer als 200 000 Franken, 
so können Aktien im Nennwerte von mindestens 25 Franken 
ausgegeben werden. Auf jede Aktie muss ein Viertel 
des Nennbetrages eingezahlt sein, mindestens jedoch 
25 Franken (Art. 1 des Ges. v. 24. 7. 1867), 

4. Aktienseichnung. Die Emission der Aktien kann 
mit oder ohne Zuhilfenahme einer öffentlichen Subskrip- 
tion erfolgen. Die Zeichnung der Aktien betrachtet die 
französische Jurisprudenz als ein ^Handelsgeschäft" (acte 
de commerce). Daher ist zur Entscheidung der Streitigkeiten 
hierüber das Handelsgericht zuständig und es finden die 
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besonderen Vorschriften über den Beweis in Handels- 
sachen Anwendung. Zu beachten ' ist, dass eine Aktien- 
zeichnung seitens eines Minderjährigen, selbst wenn er 
emanzipiert ist, nichtig ist. 

Die Gründung der Aktiengesellschaft kann erst end- 
gültig erfolgen, wenn das ganze Aktienkapital gezeichnet 
ist (Art. 1 und 24 des Ges. v. 24. 7. 1867). Eine Frist, 
innerhalb welcher die Zeichnung der Aktien erfolgt sein 
muss, ist vom Gesetz nicht vorgesehen. Mitunter wird 
daher im Gründungsprospekt ein bestimmtes Datum an- 
gegeben, nach dessen Ablauf die Aktienzeichner frei 
werden, falls nicht bis zu diesem Datum die Zeichnung 
des ganzen Kapitals erfolgt ist. Es erscheint nicht zu^ 
lässig, hier in der Weise eine Abhilfe zu schaffen, dass 
das Aktienkapital durch Beschluss der Generalversamm- 
lung auf den Betrag des gezeichneten Kapitals herab- 
gesetzt wird, falls nicht das ganze Kapital gezeichnet wird. 

Eine Emission unter dem Nennwert der Aktien ist 
nichtig; die Ausgabe der Aktien über pari ist dagegen 
statthaft. 

Erfolgt die Emission der Aktien ohne öffentliche Sub- 
skription, übernehmen vielmehr die Gründer alle Aktien 
selbst, so finden nach herrschender Ansicht diejenigen 
Bestimmungen des Aktiengesetzes vom 24. 7. 1867 keine 
Anwendung, welche vorschreiben, dass die Zeichnung 
des gesamten Kapitals und die Einzahlung von mindestens 
einem Viertel in einem notariellen Akte erklärt werden 
müssen, welcher der ersten Generalversammlung vorzu- 
legen ist (vgl. Art. 1 und 24); ferner finden in diesem 
Falle die Vorschriften über die Genehmigung der von 
Aktionären eingebrachten Einlagen und der Gründervor- 
teile keine Anwendung (Art. 4 und 24). 

5. Einzahlung des Aktienkapitals. Die Gültigkeit 
<ier Gründung ist davon abhängig, das mindestens ein Viertel 
des Aktienbetrages, und sofern es sich um Aktien im 
Nennwerte von. unter 100 Franken handelt, mindestens 
25 Franken auf jede Aktie eingezahlt sind. Diese Ein- 
zahlung muss durch Barzahlung erfolgen; ausgeschlossen 



--, 26 — 

ist daher z. B. Aufrechnung. Der Wert der Apportaktien 
(d. h. der für Einlagen in die Gesellschaft eingebrachten 
Aktien) muss voll gedeckt sein (Art. 1, 3, 24). 

6. Notarielle Erklärung über Zeichnung und Zah- 
lung der Aktien. Die Gründer müssen eine notarielle 
Erklärung über die Zeichnung des ganzen Aktienkapitals 
und über die Einzahlung von mindestens einem Viertel 
desselben abgeben. Dieser Erklärung ist eine genaue 
Liste der Aktienzeiohner beizufügen, sowie eine zweite 
Ausfertigung des Gründungs Vertrages, wenn der letztere 
privatschriftlich oder nicht von demselben Notar auf- 
genommen ist, der die notarielle Erklärung entgegen- 
nimmt (Art. 1 und 24). Diese Erklärung wird in der 
konstituierenden Generalversammlung nachgeprüft , die 
erst berufen werden kann, wenn die notarielle Erklärung 
abgegeben ist. 

Die notarielle Erklärung wird von der Praxis für 
nicht erforderlich angesehen, wenn eine öffentliche Sub- 
skription nicht stattgefunden hat (vgl. oben Ziffer 4). 

7. Prüfung von nicht baren Einlagen und von 
Gründervorteilen, Apports, d. h. Einlagen, die nicht in 
barem Gelde gemacht werden (z. B. Grundstücke, Fabrik- 
marken, Erfindungen usw.) sowie Vorteile, welche einem 
Einzelnen oder mehreren Gesellschaftern eingeräumt 
werden (z. B. insbesondere den Gründern der Gesellschaft),, 
bedürfen der Genehmigung von zwei Generalversamm- 
lungen (Art. 4 und 24 des Ges. v. 24. 7. 1867). Aus- 
nahmsweise ist die Gewährung von Gründervorteilen aus- 
geschlossen bei den Eisenbahnaktiengesellschaften (Ges. 
V. 15.7. 1845, Art. 11). 

Eine Generalversammlung hat die Apports und die 
besonderen gewährten Vorteile zu prüfen und kann zu 
diesem Zwecke Massnahmen treffen, soweit ihr dies er- 
forderlich erscheint. Der Prüfungsbericht muss den Ak- 
tionären mindestens fünf Tage vor der zweiten General- 
versammlung zugänglich gemacht sein. Der Termia 
dieser Versammlungen muss so rechtzeitig bekannt ge- 
macht werden, dass den Aktionären die Teilnahme an? 
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den Versammlungen möglich ist (Art. 4 des Ges v. 24. 7. 
1867), An diesen Generalversammlungen darf jeder Ak- 
tionär teilnehmen, selbst wenn die Statuten den Zutritt 
von dem Besitze einer bestimmten Anzahl von Aktien: 
abhängig machen. Mehr als zehn Stimmen kann kein 
Aktionär bei diesen Versammlungen vereinigen (Art. 27^ 
letzter Satz). Aktionäre, welche Apports gemacht haben, 
oder denen besondere Vorteile zugebilligt werden, nehmen 
an den sie betreffenden Abstimmungen nicht teil. In der 
zweiten Versammlung muss mindestens die Hälfte des 
durch Barzahlung belegten Aktienkapitals vertreten sein 
(Art. 30). Die Praxis fordert ferner in Anwendung des 
Art. 4, dass die Beschlüsse von mindestens einem Viertel! 
der Aktionäre gefasst werden, die mindestens ein Vierteil 
des bar zu zahlenden Gesellschaftskapitals vertreten. 

Wird die zweite Generalversammlung nicht von der 
hiernach erforderlichen Anzahl von Aktionären besucht, 
so sind ihre Beschlüsse nur provisorischer Natur. In 
diesem Falle ist abermals eine Generalversammlung zu 
berufen, zu welcher mindestens einen Monat vorher durch 
zwei Inserate, die in einem achttägigen Zwischenraum« 
erscheinen müssen, die Aktionäre geladen werden müssen.. 
Diese letzte Viersammlung muss von Aktionären besucht 
sein, die mindestens ein Fünftel des bar einzuzahlenden 
Kapitals vertreten (Art. 30). 

Die vorstehend aufgeführten Regeln sind zwingenden 
Rechts. Ihre Nichtbefolgung hat die Nichtigkeit der Ge- 
sellschaft zur Folge (Ausnahme Art. 4, letzter Satz). 

Die gefassten Beschlüsse können wegen Betruges 
oder arglistiger Täuschung angefochten werden (Art. 4, 
vorletzter Absatz). 

8. Bestellung des Verwaltungsrats und von Re^ 
visoren. Die Aktiengesellschaft muss, bevor sie ins 
Leben treten kann, noch einen Verwaltungsrat und Re- 
visoren (Aufsichtskommissare, s. unten III, 2 S. 32f.) haben. 
Die Verwaltungsräte können auf höchstens sechs Jahre 
gewählt werden (Art. 25), die Revisoren werden jährlich 
ernannt (Art. 32). 
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9. Folgen der Verstösse gegen die Gründung svor- 
Schriften. Werden die vom Gesetze als zwingend be- 
zeichneten Vorschriften der Art. 22—25 des Ges. vom 
24. 7. 1867 nicht eingehalten, so kann jeder Beteiligte auf 
Nichtigkeitserklärung klagen (Art. 41). Die Nichtigkeits- 
klage ist jedoch nicht mehr gegeben, wenn der Nichtig- 
keitsgrund vor der Klage fortgefallen ist (Art. 42, Abs. 3, 
Art. 8), oder wenn er zehn Jahre hindurch nicht geltend 
gemacht war. 

Ist die Gesellschaft für nichtig erklärt, so sind die 
Geschäfte abzuwickeln und den Aktionären ihre Einlagen 
zurückzuzahlen, soweit sie nicht durch etwaige Verluste 
aufgebraucht werden. 

Für den infolge der Nichtigkeit entstehenden Scha- 
den haften die Gründer und die Mitglieder des Verwal- 
tungsrates, die zur Zeit äes die Nichtigkeit bewirkenden 
ümstandes im Amte waren, als Gesamtschuldner (Art. 42). 
Dritte Personen, die mit diesen die Nichtigkeit der Ge- 
sellschaft verschulden, können nach Art. 1382 des BGB. 
ersatzpflichtig gemacht werden. Die Revisoren (Kom- 
missare) der Gesellschaft können nach den Regeln des 
Auftrages zur Verantwortung gezogen werden (Art. 43). 

Über die Strafvorschriften vgl. Art. 13— 16] des Ges. 
vom 24. 7. 1867.) 

II. Veröffentlichung der Gesellschaftsurkunden. 
(Artikel 55—64 des Gesetzes vom 24. 7. 1867.) 

Gleich den übrigen Handelsgesellschaften muss auch 
die Aktiengesellschaft innerhalb eines Monats nach der 
Gründung auf der Gerichtsschreiberei des Friedensgerichtes 
und des Handelsgerichtes ihres Sitzes den Gründungs- 
vertrag niederlegen und ihn auszugsweise durch die 
Zeitungen veröffentlichen lassen (Art. 55 und 56 des Ges. 
♦^ vom 24. 7. 1867). Betreffs der gleichzeitig auf der Ge- 

richtsschreiberei niederzulegenden Urkunden vgl. Art. 55; 
Die auf der Gerichtsschreiberei befindlichen Ur- 
kunden sind in den Räumen der Gesellschaft an sieht- 
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barer Stelle abschriftlich anzubringen. Auf Verfangen 
ist jedermann eine Abschrift zum Preise von höchstens 
1 Frank auszuhändigen (Art. 63). 

Endlich bestimmt Art. 64, dass der Zusatz „Aktien- 
gesellschaft stets der Gesellschaftsbezeichnung beizu- 
fügen ist. Die Zuwiderhandlung wird mit Geldstrafe von 
50 bis 1000 Franken bestraft. 



III. Organe der Aktiengesellschaft. 

1. Verwaltungsräte und Direktoren. 
a) Ernennung. 

Soweit nach Art. 25 des Ges. vom 24. 7. 1867 die Ver- 
waltungsräte nicht durch die Statuten bestimmt sind, 
wählt die Generalversammlung entweder eine einzelne 
Person zum Verwaltungrat (administrateur) oder wählt 
mehrere Personen, die zusammen den Verwaltungsrat 
(conseil d*administration) bilden. Eine bestimmte Zahl 
von Verwaltungsratsmitgliedern wird vom Gesetze nicht 
gefordert. 

Zur Leitung und Vertretung der Gesellschaft sowie 
zur Ausführung der gefassten Beschlüsse ist häufig ein 
Zusammenwirken der Verwaltungsratsmitglieder nicht 
sachentsprechend, weil ein derartiger Apparat zu schwer- 
fällig arbeitet. In der Regel wählen die Verwaltungs- 
räte daher aus ihrer Mitte einen Direktor, welcher ad- 
ministrateur diUgui genannt zu werden pflegt. Die Ver- 
waltungsräte dürfen, wenn die Statuten es gestatten, als 
Direktor auch eine Persönlichkeit wählen, welche der 
Gesellschaft nicht angehört. Die Statuten we'isen das 
Recht der Ernennung des Direktors häufig der General- 
versammlung zu (Art. 22 des Ges. vom 24. 7. 1867). 

Wenn die Statuten es gestatten, dürfen die Ver- 
waltungsräte ihre Funktionen durch Bevollmächtigte aus- 
üben lassen; sie bleiben jedoch für deren Handlungen 
der Gesellschaft haftbar (Art. 22). 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden auf 
höchstens drei Jahre oder, wenn die Ernennung durch die 
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Generalversammlung erfolgt, auf höchstens sechs Jahre 
gewählt; eine Wiederwahl ist jedoch statthaft (Art. 25). 
Die Verwaltungsräte können für ihre Tätigkeit eine feste 
Vergütung oder Tantieme beziehen (Art. 22). 

Voraussetzung der Ernennung zum Verwaltungsrat 
ist der Besitz von Aktien der Gesellschaft, deren Zahl 
die Statuten näher festsetzen. Diese Aktien sollen ein 
Pfand zur Sicherung etwaiger Ansprüche gegen die Ver- 
waltungsräte aus dem Gesellschaftsverhältnisse darstellen. 
Die zur Durchführung des Sicherungszweckes erforder- 
liehen Massnahmen sind in Art. 26 des Ges. vom 24. 7. 
1867 enthalten. Nach der französischen Praxis ist es 
-auf die Wirksamkeit der Beschlüsse ohne Einfluss, wenn 
die Verwaltungsräte die statutenmässig erforderte Zahl 
von Aktien nicht besitzen. 

b) Abberufung. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates, einschliesslich 
des geschäftsführenden Direktors, können durch Beschluss 
der Generalversammlung jederzeit ohne Entschädigung 
ihres Postens enthoben werden. Diese Bestimmung kann 
vertraglich nicht geändert werden (Art. 22). Ein Ver- 
waltungsratsmitglied kann seine Stellung freiwillig nieder- 
legen. In diesem Falle finden die Vorschriften über das 
Mandat Anwendung (Art. 2007 des BGB.). Die Nieder- 
legung des Mandats darf hiernach nicht zur Unzeit zum 
Schaden der Gesellschaft erfolgen; für den Schaden, 
welcher durch die Kündigung entsteht, ist das sein Amt 
niederlegende Verwaltungsratsmitglied haftbar, wenn er 
nicht durch einen wichtigen Grund zur Niederlegung der 
Stelle veranlasst wurde. 

c) Obliegenheiten. 

Die Obliegenheiten der Mitglieder des Verwaltungs- 
rates werden durch die Statuten bestimmt. Mangels be- 
sonderer Vorschriften haben sie die Obliegenheiten, die 
sich aus dem regelmässigen Geschäftsbetrieb ergeben. 
Zu Geschäften, zu denen die Vollmacht der Verwaltungs- 
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Täte nicht ausreicht, ist die Zustimmung der Generalver- 
sammlung einzuholen. Die Geschäfte, die sie innerhalb 
ihrer Vertretungsmacht vornehmen, berechtigen und ver- 
pflichten die Gesellschaft allein; die Geschäfte, welche 
unter Überschreitung der Vollmacht eingegangen werden, 
verpflichten dagegen nicht die Gesellschaft, sondern nur 
-den abschliessenden Verwaltungsrat. 

d) Konkurrenzverbot. 

Die direkte oder indirekte Beteiligung an Geschäften 
irgend welcher Art, die mit der Gesellschaft oder für Rech- 
nung der Gesellschaft abgeschlossen werden, ist den Mit- 
gliedern des Verwaltungsrates verboten (Art. 40). Nach 
der herrschenden Ansicht finden diese Regeln jedoch 
keine Anwendung, wenn es sich nicht um regelmässige, 
sondern nur um gelegentlich abgeschlossene Geschäfte 
handelt, oder wenn Geschäfte von der Gesellschaft im Wege 
-eines öffentlichen Ausschreibens vergeben werden. 

Die Generalversammlung kann den Verwaltungsra.t 
iron dem Konkurrenzverbot befreien. In diesem Falle 
muss jedoch jedes Jahr der Generalversammlung der Um- 
fang der abgeschlossenen Konkurrenzgeschäfte genau 
nachgewiesen werden (Art. 40, Abs. 2). 

e) Haftung. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind verant- 
wortlich und schadenersatzpflichtig, wenn die gesetzlichen 
Vorschriften nicht inne gehalten werden, oder wenn die 
Grenzen der durch die Statuten näher bestimmten Voll- 
macht tiberschritten werden (Art. 44); daneben sind die 
Mitglieder des Verwaltungsrats in gewissen Fällen straf- 
rechtlich verantwortlich (Art. 45, 13—16 des Ges. vom 
24. 7. 1867). Das geschäftsführende Mitglied des Ver- 
waltungsrates, dessen Geschäftsführung sich darauf be- 
schränkte, die Beschlüsse des Verwaltungsrates auszu- 
führen, macht sich nicht ersatzpflichtig; die zivilrecht- 
liche Verantwortung bleibt in derartigen Fällen den Ver- 
waltungsräten, welche den Beschluss gefasst haben. 
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Ersatzpflichtig ist nur dasjenige Mitglied, welches 
einen Schaden verursacht hat (Art. 1995 des BGB.). 
Haben mehrere Mitglieder zur Entstehung des Schadens 
gemeinschaftlich mitgewirkt, so haften sie solidarisch. 

Die Schadenersatzklage verjährt in der Regel in 
30 Jahren. Stützt sich die Ersatzklage jedoch auf eine 
strafbare Handlung, so verjährt mit diesem Vergehen 
auch die Schadenersatzklage in der Regel nach drei 
Jahren. 

f) Klagen gegen die Mitglieder des Verwaltungsrats 
und die Direktoren. 

Liegt die Durchführung einer Klage im Interesse 
der Aktionäre, so kann eine Zahl von Aktionären, die 
mindestens ein Zwanzigstel des Gesellschaftskapitals ver- 
tritt, eine oder mehrere Personen beauftragen, für die 
Gesellschaft als Kläger oder Beklagte aufzutreten. Die 
Klage, welche etwa daneben dem einzelnen Aktionär zu- 
stehen sollte, wird durch diese Klage nicht berührt (vgl. 
Art. 39 und 17 des Ges. vom 24. 7. 1867). 

2. Revisoren. 
(Aufsichtskommissare, commissaires de surveillance.) 

a) Ernennung. 

Gemäss Art. 25 des Ges. vom 24. 7. 1867 hat be- 
reits die konstituierende Generalversammlimg einen oder 
mehrere Revisoren zu ernennen, deren Wahl in der Folge 
der Generalversammlung obliegt (Art. 32). In der Regel 
werden diese Kommissare aus den Reihen der Aktionäre 
gewählt, jedoch gestattet das Gesetz, auch der Gesell- 
schaft femstehende Personen als Revisoren zu wählen. 
Sie können jederzeit abberufen werden oder ihr Amt 
niederlegen. 

Wenn die Generalversammlimg Revisoren nicht er- 
nannt hat, oder wenn die Gewählten die Wahl ablehnen 
oder an der Übernahme des Amts verhindert sind, so 



— 33 — 

wird die Ernennung neuer Kommissare durch den Präsi- 
denten des Handelsgerichts veranlasst (Art. 32). 

b) Obliegenheiten der Revisoren (Kommissare). 

Die Hauptaufgabe der Revisoren besteht nach ' 
Art. 32 in der Erstattung des jährlich der Generalver-' 
Sammlung vorzulegenden Berichts über die Lage der Ge- 
sellschaft, über die Bilanz und über die von den Mit- * 
gliedern des Verwaltungsrats vorgelegte Bilanz. Die 
Revisoren müssen ihren Bericht so rechtzeitig erstatten, 
dass derselbe den Aktionären zwei Wochen vor diesem 
Termin zur Verfügung steht (Art. 35). Die Revisoren 
haben daher das Recht, während des letzten Vierteljahres 
vor der Generalversammlung jederzeit Einsicht in die 
Bücher zu nehmen (Art. 33) ; spätestens 40 Tage vor der 
Generalversammlung muss den Revisoren (Kommissaren) 
die Bilanz, Gewinn- und Verlustaufstellung und die In- 
venturaufstellung zur Verfügung gestellt werden (Art. 34). 
Gemäss Art. 34 Abs. 2 haben die Revisoren auch die 
halbjährlich aufzustellende Übersicht über den Vermögens- 
stand der Gesellschaft zu prüfen. 

Endlich wird den Revisoren das Recht eingeräumt, 
in den Fällen, die ihnen dringlich erscheinen, jederzeit 
eine Generalversammlung zu berufen (Art. 33 Abs. 2). 

c) Haftung der Revisoren (Kommissare). 

Die Revisoren haften für die von ihnen begangenen 
Delikte und Quasidelikte gemäss Art. 1382 des BGB. Im 
übrigen haften sie nach den allgemeinen Regeln des Auf- 
trages (Mandats, Art. 1984—2010 des BGB.; vgl. oben 
Prokura S. 10). 

d) Entschädigung. 

Die Revisoren erhalten für ihre Tätigkeit in der 
Regel ein Entgelt, falls die Statuten hierüber nichts Gegen- 
teiliges bestimmen. 

Marx, Die französische Handels£:esetzg:ebung. 3 
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3. Die Generalversammlung^ 
a) Allgemeines. 

Zur Teilnahme an der G^eral Versammlung sind le- 
diglich die Aktionäre berechtigt, nicht z. B. die Besitzer 
von Obligationen. Die Statuten können die Teilnahme an 
der Generalversammlung vom Besitze einer bestimmten 
Anzahl von Aktien abhängig machen, welche der teil- 
nehmende Aktionär als Eigentümer der Aktien oder als 
Bevollmächtigter anderer Aktionäre haben muss. Wenn 
mehrere Aktien zur Zulassung bei der Generalversammlung 
statutenmässig erfordert werden, so können sich Aktionäre 
zusammenschliessen und gemeinsam durch Bevollmächtigte 
vertreten lassen, wenn sie die zur Zulassung erforderliche 
Zahl von Aktien aufbringen (Art. 27 des Ges. vom 24. 7. 
1867). Zu den zwecks Prüfung der Sacheinlagen berufenen 
Generalversammlungen muss dagegen jedem Aktionär ohne 
Rücksicht auf die Zahl seiner Aktien Zutritt und das 
statutenmässige Stimmrecht gewährt werden. Mehr als 
zehn Stimmen kann ein Aktionär in diesen letzterwähn- 
ten Versammlungen nicht in seiner Person vereinigen 
(Art. 27). 

Wenn die Statuten nichts anderes bestimmen, kann 
jeder Aktionär seine Vertretung in der Generalversamm- 
lung einem Dritten übertragen, .der nicht notwendig Ak- 
tionär sein muss. Ist das Eigentum an einer Aktie durch 
Niessbrauch, Verpfändung usw. beschränkt, so ist nur der 
Eigentümer zur Teilnahme an der Generalversammlung 
berechtigt. 

Die Einberufung der jährlichen Generalversammlungen 
muss gemäss Art. 35 spätestens zwei Wochen vor dem 
Termine erfolgen. Für die übrigen Generalversammlungen 
ist eine Frist, innerhalb welcher Zeit der Termin den 
Aktionären bekannt gegeben werden muss, vom Gesetze 
nicht bestimmt, doch setzen die Statuten hierfür in der 
Regel eine Frist von 2 Wochen bis zu einem Monat fest. 

Die Statuten treffen gewöhnlich eine Bestimmimg 
über die Zusammensetzung des Bureau. In der Regel 
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-wird der Vorsite in der Versammfting von dem Vor- 
sitzenden des Verwaltungsrats oder von dem geschäfts- 
führenden Mitgliede (dem administrateur d616gu6) geführt, 
der von einem oder zwei Beisitzern und einem Schriftführer 
unterstützt wird. Enthalten die Statuten keine Bestim- 
mungen, so beruft die Generalversammlung ein Bureau 
nach freiem Ermessen. 

Das Bureau hat eine Präsenzliste der anwesenden 
oder vertretenden Aktionäre aufzustellen (Art. 28) und die 
^efasstea Beschlüsse zu protokollieren. 

Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Stimmen- 
tnehrheit, wenn die Statuten nichts anderes anordnen. In 
•der Regel darf nur über solche Punkte Beschluss gefasst 
^wrerden, die auf die Tagesordnuag gesetzt waren. 

b) Besonderheiten der konstituierenden Gene- 
ral Versammlungen, 

Für die beiden ersten Generalversammlungen hat das 
Oesetz einige besondere Vorschriften getroffen. Die erste 
•Generalversammlung hat insbesondere die vor dem Notar 
-abgegebene Erklärung des Geschäftsführers über die Zeich- 
nung und Einzahlung des Aktienkapitals und die Statuten, 
sowie die Sacheinlagen nachzuprüfen (Art. 1, 24 und 27 
des Ges. vom 24. 7. 1867). Die erste nach erfolgter Ein- 
zahlung des Kapitals abgehaltene Generalversammlung 
ernennt auch die ersten Mitglieder des Verwaltungsrates 
.und die ersten Revisoren, falls diese nicht bereits durch 
•die Statuten ernannt sind (Art. 25). Das Sitzungspro- 
tokoll muss einen Vermerk darüber enthalten, ob die 
"Verwaltungsräte und Revisoren (Kommissare) anwesend 
^waren und die auf sie gefallene Wahl angenommen haben, 
Erst mit dieser Annahme tritt die Aktiengesellschaft ins 
Leben (Art. 25). 

Die ersten Generalversammlungen, die über die Sach- 
«einlagen, über die Ernennung der ersten Verwaltungsräte 
und Revisoren und über die notarielle Erklärung des Ge- 
schäftsführers beschliessen, müssen mindestens von einer 
2,ahl von Aktionären besucht sein, welche die Hälfte de^ 
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Aktienkapitals vertritt. Bei der Prüfung der Sacheinlagen 
muss die Hälfte desjenigen Aktienkapitals vertreten sein^: 
dessen Einlagen einer Prüfung nicht unterliegen. Ist die- 
erforderliche Zahl von Aktionären nicht vertreten, so 
werden die gefassten Beschlüsse erst endgültig, wenn 
eine neue Generalversammlung sie bestätigt hat, in welcher 
mindestens der fünfte Teil des Aktienkapitals vertretent 
war (Art. 30). 

Zu den konstituierenden Generalversammlungen mus&> 
(wie bereits oben S. 34 zu 3 a erwähnt) jedem Aktionär 
Zutritt und das statutenmässige Stimmrecht gegebett 
werden, auch wenn die Statuten die Teilnahme an der 
Generalversammlung von dem Besitze einer bestimmtea 
Anzahl von Aktien abhängig machen; mehr als zehn 
Stimmen kann in diesen Versammlungen kein Aktionär 
geltend machen (Art. 27). 

c) Die ordentlichen Generalversammlungem 

Die mindestens einmal jährlich stattfindende General- ' 
Versammlung wählt die Mitglieder des Verwaltungsrats 
und die Revisoren (Kommissare), prüft die Rechnungs-. 
legung auf Grund des Berichts der Revisoren, sowie 
die Bilanz, und erteilt dem Verwaltungsrat Entlastung:: 
(Art. 32). Ferner steht der ordentlichen Generalversamm- 
lung die Beschlussfassung über alle diejenigen Massnahmen 
zu, zu welchen die Vollmacht der übrigen Organe der» 
Aktiengesellschaft nicht ausreicht. Die Wirksamkeit der 
Beschlussfassung ist davon abhängig, dass in der Ver-» 
Sammlung mindestens ein Viertel des Aktienkapitals ver- 
treten war; andernfalls muss eine neue General versamm* 
lung berufen werden, welche ohne Rücksicht auf das ver- 
tretene Aktienkapital beschlussfähig ist (Art. 29). 

d) Ausserordentliche Generalversammlungen. 

Sollen Beschlüsse übet* Statutenänderungen oder über» 
die Fortdauer der Gesellschaft über die statutenmässig: 
bestimmte Zeit hinaus oder über die Auflösung der Ge-. 
Seilschaft vor diesem Zeitpunkte gefasst werden, so muss 
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mindestens die Hälfte des Aktienkapitals in der General- 
versammlung vertreten sein (Art. 31). 

Wenn dreiviertel des Aktienkapitals oder ein gerin- 
gerer von den Statuten festgesetzter Teil desselben ver- 
loren ist, muss eine Generalversammlung berufen werden, 
welche über die Auflösung der Gesellschaft beschliesst 
xmd den Beschluss in öffentlicher Sitzung bekannt gibt 
{Art. 37). Beruft der Verwaltungsrat keine Generalver- 
sammlung oder ist die berufene Versammlung nicht 
■beschlussfähig, so kann jeder Beteiligte Klage auf Auf- 
lösung der Gesellschaft erheben (Art. 37 Abs. 3). 

Die Versammlungen werden vom Verwaltungsrat 
berufen. In Fällen der Gefahr oder wenn der Verwaltungs- 
rat die Berufung nicht vornehmen will oder kann (z. B. 
•weil die Mitglieder gestorben sind oder ihr Amt nieder- 
gelegt haben), können die Revisoren jederzeit eine Ver- 
sammlung berufen. Die Aktionäre oder die Minderheit 
^es Verwaltungsrats hat ein solches Recht zur Berufung 
einer Versammlung nicht. Dagegen können die Aktionäre, 
wenn sowohl der Verwaltungsrat wie die Revisoren die 
erforderliche Generalversammlung zu berufen sich wei- 
gern, sich vom Handelsgericht bevollmächtigen lassen, 
•eine Generalversammlung zu berufen. — Dieser Weg ist 
ieiemlich umständlich. Um das Interesse der Minderheit 
zu wahren, wird daher vielfach in den Statuten eine Be- 
^stimmung dahingehend getroffen, dass auf schriftlichen 
Antrag einer bestimmten Zahl von Aktionären eine Ge- 
neralversamnüung berufen werden muss. 

e) Strafbestimmungen, 

Wer bei Beschlussfassungen in den Versammlungen 
der Aktionäre eine künstliche Mehrheit dadurch erzeugt, 
-dass er sich ials Eigentümer von Aktien ausgibt, die in 
Wirklichkeit ihm nicht gehören, wird gemäss Art. 45, 13 
Abs. 3 desCes. vom 24. 7. 1867 mit Gefängnisstrafe von 
-2 Wochen bis zu sechs Monaten bestraft ; in gleicljer 
'Weise werden diejenigen mit Strafe bedroht, welche die 
Aktien ^mm -Zwecke des verbotenen Gebrauchs hergeben. 
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IV. Vorschriften zur Sicherung des Aktieskapitala. 

1. Reservefonds, Mindestens ein Zwanzigstel des 
jährlichen Reingewinnes ist zur Bildung eines Reserve- 
fonds solange zu verwenden, bis derselbe ein Zehntel des. 
Aktienkapitals beträgt (Art. 36). 

2. Verzinsung des Aktienkapitals. Nach der herr- 
schenden Meinung ist eine in den Statuten enthaltene 
Bestimmung, dass den Aktionären eine feste Verzinsung 
ihrer Kapitalseinlagen gezahlt werden soH,. giltig, und dem- 
gemäss wird eine Verteilung von Zinsen solange als zu- 
lässig erachtet, als die Aktiven der Gesellschaft die 
Passiven übersteigen (siehe oben S. 22, H. 1). 

3. Unrechtmässige Verteilung von Dividenden. Ist 
eine Bilanz nicht gemacht, oder ergibt die Bilanz, dass. 
ein Gewinn nicht erzielt worden ist, so können gemäss 
Art. 45 Abs. 3 und Art. 10 des Ges. vom 24. 7. 1867 
die trotzdem gezahlten Dividenden von den Aktion ärea 
wieder zurückverlangt werden. 



V. Liquidation der Aktiengesellschaft. 

1. Die Aktiengesellschaft endet, wenn die Zeit, auf 
welche sie nach den Statuten geschlossen ist, abgelaufeni 
ist, weiter, wfenn der Zweck der Gesellschaft erreicht ist, 
oder wenn drei Viertel des Kapitals verloren gegangen 
sind, ferner, wenn die Auflösung durch die Generalver- 
sammlung beschlossen ist, oder wenn die Zahl der Aktionäre 
auf weniger als sieben Mitglieder gesunken ist usw. Da- 
gegen berühren die Ereignisse, welche nur in der Person: 
einzelner Aktionäre eintreten (Tod, Koi&urs usw.) das 
Bestehen der Aktiengesellschaft nicht. 

Die Auflösung der Aktiengesellschaft muss öffent- 
lich bekannt gemacht werden. 

2. Wenn die Statuten den Liquidator nicht bestimmen, 
S(^ wird er von der Generalversammlung ernannt. Er 
hat die laufenden Geschäfte abzuwickeln, die Aktiva der 
Gesellschaft zu Geld zu machen, insbesondere* soweit er- 
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forderlich, die noch nicht bezahlten Aktienanteile einzu- 
ziehen, und die Schulden der Gesellschaft zu bezahlen. 

Etwa vorhandene Überschüsse werden an die Ak- 
tionäre nach Massgabe ihrer Beteiligung verteilt. 



IV. Abschnitt. 

Kommanditgesellschaften auf Aktien. 

(Soci^t^s en commandite par actions; Ges. vom 24. 7. 1867 

Art. 1—20, 55—65.) 

Bei der Kommanditgesellschaft auf Aktien haftet den 
Gesellschaftsgläubigern mindestens ein Gesellschafter un- 
beschränkt (der persönlich haftende Gesellschafter) , 
während die übrigen (die Kommanditisten) nur mit ihrer 
Einlage haften, die sie in das in Aktien zerlegte Grund- 
kapital der Gesellschaft machten. 

Auf allen Schriftstücken der Gesellschaft muss die 
Bezeichnung „Kommanditgesellschaft auf Aktien" (soci6t6 
en commandite par actions) und die Höhe des Aktien- 
kapitals vermerkt werden (Art. 64). 

Im wesentlichen finden die Bestimmungen über die 
Aktiengesellschaft auf die Kommanditgesellschaft auf 
Aktien Anwendung. 

I. Gründung. 

Die Form der Errichtung ist die gleiche wie bei der 
Aktiengesellschaft; es ist also insbesondere die Errich- 
tung durch privatschriftlichen Vertrag möglich. Die 
Aktienanteile müssen, wenn das Kapital nicht mehr als 
200000 Franken beträgt, auf einen Mindestbetrag von 
25 Franken lauten. Übersteigt das Gesellschaftskapital 
den Betrag von 200000 Franken, so beträgt der Aktien- 
anteil wenigstens 100 Franken. Auf jede Aktie müssen 
mindestens 25 Franken eingezahlt werden (Art. 1). Die 
Gesellschaft kann erst ins Leben treten, wenn der Ge- 
schäftsführer (bei der Aktiengesellschaft: die Gründer) in 
einem notariellen Akte die vollständige Zeichnung und 



— 40 — 

"die Einzahlung eines Viertel des Aktienkapitals versichert 
hat, und wenn diese Erklärung von dem Aufsichtsrat (bei 
der Aktiengesellschaft: von der Generalversammlung) 
geprüft worden ist, und wenn die Generalversammlung 
die Sondervorteile und die Sacheinlagen geprüft hat. 

Vor Beginn des Geschäftsbetriebes muss ein Auf- 
sichtsrat, aus mindestens drei Aktionären bestehend, ge- 
bildet sein (Art. 5), der die Gründungsvorgänge sofort 
nach seiner Ernennung nachzuprüfen hat (Art. 6). 

II. Veröffentlichung der Gesellschaftsurkunden. 

Eine Liste der Aktienzeichner braucht auf der Ge- 
richtsschreiberei nicht niedergelegt zu werden , auch 
braucht die Höhe des jährlich dem Reservefonds zu- 
zuführenden Betrages nicht öffentlich bekannt gemacht 
zu werden. 

Im übrigen finden die Vorschriften über die Aktien- 
gesellschaft Anwendung. 

III. Organe der Kommanditgesellschaft auf Aktien. 

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien wird von 
einem oder von mehreren Geschäftsführern (g^rant) ge- 
leitet, welche aus der Zahl der persönlich haftenden 
Gesellschafter genommen werden ; den Aktionären ist jede 
Geschäftsführung verboten. Der Geschäftsführer wird 
von einem Aufsichtsrat (conseil de surveillance) über- 
wacht, welcher von der Generalversammlung gewählt 
wird (Art. 5 des Ges. vom 24. 7. 1867; Art. 23, 24, 27 
des HGB.). 

1. Geschäftsführer (Garant). Der oder die Geschäfts- 
führer müssen durch die Statuten bestimmt werden. Der 
Garant hat für die Erfüllung der gesetzlich vorgeschrie- 
benen Gründungsformalitäten zu sorgen. Insbesondere 
hat er die Wahl des ersten Aufsichtsrats durch die Ge- 
neralversammlung zu veranlassen, die Generalversamm- 
lung rechtzeitig zu berufen und ihr seinen Bericht über 
die Geschäftsführung zu erstatten; dem Aufsichtsrat hat 
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der Geschäftsführer die erforderlichen Beläge vorzulegen. 
Ferner hat der Geschäftsführer die Dividende in Vor- 
schlag zu bringen, die notarielle Erklärung über die 
Zeichnung und Einzahlung des Aktienkapitals abzugeben 
und dieser Erklärung die in Art. 1 des Ges. vom 24. 7. 
1867 näher bezeichneten Schriftstücke beizufügen. 

2. Aufsichisrat (Conseil de surveillance). 
a) Ernennung und Abberufung. 

Die konstituierende Generalversammlung wählt den 
ersten Aufsichtsrat bevor die geschäftlichen Operationen 
beginnen.. Dieser erste Aufsichtsrat kann nur für ein 
Jahr gewählt werden. Später wird der neue Aufsichtsrat 
von der Generalversammlung für die statutenmässig fest- 
gesetzte Dauer gewählt (Art. 5 des Ges. vom 24. 7. 1867). 

Das Amt des Aufsichtsrats endet mit dem Ablauf 
der Zeit, für welche er gewählt ist. Streitig ist, ob den 
Aufsichtsräten ihr Amt wie jedes andere Mandat ohne 
weiteres entzogen werden kann, oder ob bei Gericht ihre 
Entlassung beim Vorliegen eines wichtigen Grundes ge- 
fordert werden kann. 

. b) Zusammensetzung; Entschädigung; Nicht- 
übertragbarkeit des Amts. 

Der Aufsichtsrat wird durch mindestens drei Mit- 
glieder gebildet, welche Aktionäre sein, also mindestens 
je eine Aktie besitzen müssen (Art. 5). Die Mitglieder 
des Aufsichtsrats erhalten für ihre Mitarbeit die in den 
Statuten festgesetzte Vergütung. Sie haben ihr Amt 
selbst wahrzunehmen xmd können die ihnen übertragenen 
•Befugnisse nicht auf dritte Personen weiter übertragen. 

c) Obliegenheiten. 

Der Aufsichtsrat hat das Recht, jederzeit die ge- 
-samten Aktiven zu kontrollieren ; jedoch steht ihm ledig- 
lich dieses Prüfungsrecht zu und er darf sich in di^ Ge- 
schäftsführung selbst nicht einmischen. Ferner hp,t der 
Aufsichtsrat jährlich der Generalversammlung über die 
von ihm bemerkten Unregelmässigkeiten Bericht zu er- 
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Statten. Falls unter den Aufsichtsratsmitgliedern über 
diesen Bericht Einstinunigkeit nicht zu erzielen ist, ent- 
scheidet über dessen Abfassung die Mehrheit (Art. 10 
Abs. 1 und 2). Endlich kann der Aufsichtsrat die Ge- 
neralversammlung berufen und im Einverständnis mit 
der letzteren die Auflösung der Gesellschaft veranlassen 
(Art. 11). 

d) Haftung. 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats haftet der Gesell- 
schaft gegenüber nur nach den Regeln des Mandats und 
nur für die von ihm selbst gemachten Fehler (Art. 9 des 
Ges. vom 24. 7. 1867 und Art. 1992 des BGB.). Dritten 
gegenüber haftet der Aufsichtsrat nur gemäss Art. 1382 
des BGB. wegen deliktischer Handlungen. 

3. Generalversammlung. 

Die für die Generalversammlung oben S. 34 ff. bei 
der Aktiengesellschaft aufgestellten Regeln finden auch 
für die Kommanditgesellschaft auf Aktien Anwendung. 
Bei den Beschlüssen entscheidet die einfache Stimmen- 
mehrheit der anwesenden Aktionäre. Die zweite kon- 
stituierende Generalversammlung ist jedoch nur beschluss- 
fähig, wenn in ihr mindestens ein Viertel des Kapitals- 
und ein Viertel der Aktionäre vertreten sind. Dieser Ver- 
sammlung kann jeder Aktionär beiwohnen; bei der Ab- 
stimmung über Sacheinlagen und Sondervorteile haben 
jedoch die hieran Beteiligten kein Stimmrecht (Art. 4). 

V. Abschnitt. 

Gesellschaft auf gemeinsamen Gewinn irndVerlust. 

(Gelegenheitsgesellschaften, Associationscommer- 
ciales en participation ; HGB. Art. 47 — 50.) 

1. Allgemeines; Gesellschaftsvertrag. Unter der Be- 
Zeichnung association en participation kennt das franzö- 
sische Recht eine Gesellschaft zu Handelsunternehmungen 
auf gemeinsamen Gewinn und Verlust. Die gesetzlichen 
Bestimmungen über diese Gesellschaftsform sind äusserst 
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dürftig, doch haben dieselben durch die Praxis eine 
festere Gestalt gewonnen. 

Die Gesellschaft auf gemeinsamen Gewinn und Ver- 
lust entspricht in etwa der Gelegenheitsgesellschaft des 
alten deutschen Handelsgesetzbuchs (Art. 266 — 270; jetzt 
ersetzt durch die Vorschriften der §§ 705 — 740 des deut- 
schen BGB.); sie soll im folgenden kurz „Gelegenheits- 
gesellschaft** genannt werden. 

Entscheidend für die Gelegenheitsgesellschaft ist^ 
dass sie nach aussen hin als besondere Gesellschaft nicht 
in die Erscheinung tritt. Der Aussenwelt gegenüber 
handelt der von den Gesellschaftern zur Geschäftsführung 
Ermächtigte im eigenen Namen. Im inneren Verhältnis 
werden die rechtlichen Beziehungen der Gesellschafter 
durch die getroffenen Vereinbarungen geregelt (HGB. 
Art. 48). Das Gesetz lässt den Gesellschaftern hierbei 
den weitesten Spielraum. Die Gelegenheitsgesellschaft 
hat als solche keine juristische Persönlichkeit, keine Firma 
und kein Gesellschaftsvermögen ; vielmehr bleibt das den 
Zwecken der Gesellschaft gewidmete Vermögen gemein- 
sames Eigentum der Gesellschafter. Die Dauer der Ge- 
sellschaft kann auf kurze oder lange Zeit oder auf un- 
bestimmte Zeit festgesetzt werden. Die Zahl der Gesell- 
schafter ist unbeschränkt, jedoch können sich Eheleute 
ebensowenig zu einer Gelegenheitsgesellschaft zusammen- 
schliessen, als sie eine andere Handelsgesellschaft bilden 
können. 

Sind schriftliche Vereinbarungen der Gesellschafter 
nicht getroffen, so hat das Gericht die Absicht der Par- 
teien an Hand der Bücher, der Schriftstücke oder nach 
freiem richterlichen Ermessen durch Zeugenbeweis zu 
ermitteln (Art, 49 des HGB.). Da die Gelegenheitsgesell- 
schaften den Formalitäten, die für die anderen Gesell- 
schaften bestehen, nicht unterworfen sind (Art. 50 des 
HGB.), insbesondere also öffentliche Bekanntmachungen 
ebensowenig wie ein schriftlicher Vertrag erfordert werden, 
so wird die Absicht der Parteien mitunter kaum festzu- 
stellen sein. Zur Vermeidung von Streitigkeiten empfiehlt 
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sich daher schriftliche Fixierung der vereinbarten Be- 
stimmungen. Mangels anderer Abmachungen kommen 
-die Vorschriften des 9. Titels des 3. Buches des BGB, 
über den Gesellschaftsvertrag der Gesellschaften des Bür- 
gerlichen Rechts (Art. 1832 fr.) zur Anwendung, insbe- 
sondere Art. 1853 des BGB., wonach der Gewinn- und 
Verlustanteil sich nach der Grösse der Geschäftseinlage 
bemisst. 

2. Geschäftsführer. Zum Geschäftsführer kann einer 
oder mehrere der Gesellschafter bestellt werden; auch 
Personen, die nicht Gesellschafter sind, können zu Ge- 
schäftsführern gewählt werden. Der Geschäftsführer 
kann für seine Tätigkeit eine angemessene Vergütung 
verlangen. Im Verhältnis zu Dritten schliesst er im 
eigenen Namen ab. Auch wenn der Geschäftsführer, was 
mangels anderer Vereinbarung gestattet ist, das Unter- 
nehmen durch eine andere Persönlichkeit verwalten lässt, 
«o verpflichtet diese letztere im Verhältnis nach aussen 
lediglich den Geschäftsführer, im Innenverhältnis jedoch 
die Gesellschafter. 

3. Rechtliche Besiehungen der Gesellschafter su 
Dritten, Die Gesellschafter verpflichten sich Dritten 
-gegenüber nur, soweit sie mit diesen Dritten selbst in 
Verbindung treten oder diesen Dritten ihr Einverständnis 
mit den Geschäften zu erkennen geben. Mangels eines 
solchen persönlichen Eingreifens können jedoch die Ge- 
sellschafter persönlich weder verklagt werden noch selbst 
klagen. 

4. Beendigung der Gelegenheitsgesellschaft (Art. 
:1865 fr. des BGB.). 

Die Gesellschaft endet durch Ablauf der Zeit, für 
welche sie eingegangen ist, durch Erreichung oder durch 
das Unmöglichwerden des Gesellschaftszweckes, Tod, 
'Entmündigung, Konkurs (bezw. Vermögensverfall eines 
Nichtkaufmanns) oder durch die Kündigung eines Gesell- 
schafters (Art. 1865 des BGB.). Die Kündigung darf 
nicht zur Unzeit erfolgen (Art. 1869). Ist dagegen eine 
^bestimmte Dauer der Gesellschaft vereinbart, so kann auf 
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Auflösung der Gesellschaft nur bei Vorliegen eines wich»/ 
tigen Grundes geklagt werden (Art. 1871 des BGB.). 

Wenn die Gelegenheitsgesellschaft beendet ist, so 
wickelt der Geschäftsführer die laufenden Geschäfte ab 
und regelt das Verhältnis unter den Gesellschaftern. 



VI. Abschnitt. 

Gesellschaften mit veränderlichem Kapital. 

(Soci^t^s ä capital variable; Ges. vom 24. 7. 1867, 

Art. 48-54.) 

Auf die Kooperativgenossenschaften zugeschnitten,, 
jedoch auch auf jede Handlungsgesellschaft anwendbar,, 
sind die Vorschriften der Art. 48—54 des Ges. vom 24. 7. 
1867. Jede Art von Gesellschaft zivil- oder handelsrecht- 
licher Natur (mit Ausnahme der Prämienversicherungs- 
gesellschaft auf Aktien) kann in ihre Statuten die Be- 
Stimmung aufnehmen, dass das Gesellschaftskapital durch 
Einzahlungen oder durch Aufnahme neuer Gesellschafter 
erhöht oder durch Zurückzahlung von Einlagen ver- 
mindert werden kann. Bezüglich der einzelnen Bestim- 
mungen vgl. Art. 48 — 54 des Ges. vom 24. 7. 1867. 



VII. Abschnitt. 

Gesellschaften des Zivilrechts in Form von 

Handelsgesellschaften' 

Nach französischem Rechte können sich unter der 
Form von Handelsgesellschaften mehrere Personen zu 
Unternehmungen zivilrechtlicher Natur vereinigen. Es 
fragt sich, ob diese Gesellschaften wegen ihrer Form ihre 
zivilrechtliche Natur beibehalten oder ob sie, trotzdem die 
von ihnen betriebenen Geschäfte keine „Handelsgeschäfte** 
sind, als Handelsgesellschaften zu betrachten sind und 
den Vorschriften über die Handelsgesellschaften unter- 
liegen. Dieser Unterschied ist insbesondere von Bedeu- 
tung wegen der Verpflichtung zur Buchführung, ferner* 
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wegen der Möglichkeit, in Fallit zu gehen, wegen der 
Zuständigkeit des Handelsgerichts, wegen der bisweilen 
verschiedenen Dauer der Verjährungsfristen usw. 

Nach der herrschenden Ansicht behält die Gesell- 
schaft des Zivilrechts auch als offene Handelsgesellschaft 
ihren zivilen Charakter. Bei der Kommanditgesellschaft 
und bei den Aktiengesellschaften unterscheidet die Juris- 
prudenz die Gesellschaften vor und nach der Novelle 
vom 1. August 1893, welche das Gesetz vom 24. 7. 1867 
abänderte. Die vor Inkrafttreten des Gesetzes vom 
1. August 1893 vorhandenen zivilrechtlichen Gesellschaften 
behalten ihren zivilen Charakter weiter bei; die nach 
diesem Gesetz ins Leben getretenen Kommandit- oder 
Aktiengesellschaften werden dagegen als Handelsgesell- 
schaften angesehen. 

Die Gesellschaften auf gemeinsamen Gewinn und 
Verlust (Gelegenheitsgesellschaften), welche zivilrechtliche 
Geschäfte betreiben, werden niemals als Handelsgesell- 
schaft angesehen. 



VIII. Abschnitt. 

Ausländische Handelsgesellschaften. 

(Ges. vom 30. Mai 1857.) 

Die Frage, welcher Nationalität eine Handelsgesell- 
schaft zuzurechnen ist, ist für die Handelsgesellschaft 
von wesentlicher Bedeutung; denn hiemach entscheidet 
sich die Frage, welches Recht auf sie Anwendung findet, 
das Recht ihres Heimatsstaates, oder das davon ab- 
weichende französische Recht. Untersteht z. B. eine Ak- 
tiengesellschaft dem deutschen Recht, so muss bei der 
Gründung entsprechend den strengen Formvorschriften 
des deutschen Handelsgesetzbuches verfahren werden, 
wahrend die Gründung einer französischen Aktiengesell- 
schaft bei weitem weniger Schwierigkeiten zu machen pflegt. 

Die Frage, welcher Nationalität eine Gesellschaft 
angehört, wird in der Theorie verschieden beantwortet. 
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Einzelne halten die Nationalität der Gesellschafter für 
-entscheidend , andere den Ort , wo der Gesellschafts- 
vertrag geschlossen wurde; wieder andere rechnen die 
Gesellschaft der Nation zu, in deren Land der Schwer- 
punkt der gesellschaftlichen Unternehmungen liegt. (Hier- 
nach ist z. B. eine Gesellschaft, die mit französischem 
Kapital eine Bahnlinie in der Türkei betreibt, eine ttir- 
üsche Gesellschaft.) Die herrschende Ansicht lässt den 
Sitz der Gesellschaft entscheiden, d. h. den Ort, von wo 
aus die Gesellschaft verwaltet wird, wo sich daher auch 
z. B. der Verwaltungsrat und die Aktionäre versammeln. 
Auf dem letzterwähnten Standpunkt steht auch die fran- 
zösische Praxis. 

Ausländische offene Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften bedürfen keiner Genehmigung der 
französischen Regierung ; die Aktiengesellschaften be- 
dürfen einer solchen nur dann, wenn in ihrem Heimat- 
staat eine solche Genehmigung gesetzlich erfordert wird. 

Im übrigen stehen die ausländischen Handelsgesell- 
schaften den französischen Handelsgesellschaften in der- 
selben Weise gleich, wie sonst der Ausländer dem Fran- 
zosen gleichgestellt ist. Sie können Handel treiben, 
Grundstücke erwerben^ Filialen errichten usw. Zu be- 
achten sind jedoch die Bestimmungen des Art. 14 des 
BGB., wonach ein Ausländer, selbst wenn er in Frank- 
reich keinen Wohnsitz hat, bei den französischen Ge- 
richten verklagt werden kann, wenn er in Frankreich 
einem Franzosen gegenüber eine Verbindlichkeit ein- 
gegangen war, oder sogar wenn er Verpflichtungen einem 
Franzosen gegenüber im Auslande übernommen hatte. 
(S. unten S. 92.) 

Wenn hiemach in der Regel die deutschen Kauf- 
leute theoretisch den französischen gleichgestellt sind, so 
erscheint es trotzdem meist aus praktischen Gründen, 
insbesondere wegen des Misstrauens, das vielfach aus- 
ländischen Gesellschaften entgegengebracht zu werden 
pflegt, angebracht, dass die deutschen* Gesellschaften, 
welche in Frankreich eine Niederlassung eröffnen wollen, 
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ZU diesem Zwecke eine französische Gesellschaft gründen. 
Erhebliche Mehrkosten sind damit in der Regel nicht 
verbunden. 



Drittes Buch. 
Handelsgesoh&fte. 

I. Abschnitt. 
Handelskauf. 

(Art. 109, lOOdesHGB.; Art. 1101— 1369 und 1582-1701 
des BGB.; Ges. vom 13. Juni 1866.) 

I. Allgemeines. 

Regeln über den Handelskauf enthält das fran- 
zösische Handelsgesetzbuch nur in äusserst dürftigem 
Umfange. Der siebente Titel des ersten Buches über 
Käufe und Verkäufe regelt in einem einzigen Artikel nur 
die Beweisfrage. Die anderen Normen über den Kauf 
finden sich im dritten Buche des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und zwar im vierten Titel (Allgemeines über Kontrakte 
oder Verbindlichkeiten aus Verträgen, Art. 1101 — 1369) 
und im sechsten Titel (über den Verkauf, Art. 1582— 1701)^ 
Zwischen Zivil- und Handelsrecht sind jedoch einige wenige 
Unterschiede zu beachten. In Art. 1341 des BGB. wird 
der Zeugenbeweis ausgeschlossen, wenn der Wert des 
Streitgegenstandes mehr als 150 Franken beträgt; nach 
Absatz 2 des gleichen Artikels findet diese Vorschrift 
jedoch für das Handelsrecht keine Anwendung. Weiter 
ist noch zu bemerken, dass Immobilien niemals Gegen- 
stand eines Handelskaufs sein können; alle Verein- 
barungen, welche Immobilien betreff*en, behalten vielmehr 
ihre btlrgerlichrechtliche Natur. 

Die Giltigkeit des Kaufvertrages wie jedes anderen 
Vertrages ist gemäss Art. 1108 des BGB. von vier Vor- 
aussetzungen. abhängig : 
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Wer eine Verbindlichkeit eingeht, muss hierzu seine 
Einwilligung erklären, beide Vertragsteile müssen ferner 
verpfiichtungsfähig sein; Gegenstand der Verpflichtung 
muss eine bestimmte Sache sein, und endlich muss der 
Verbindlichkeit eine erlaubte Ursache zugrunde liegen. 
Die Einwilligung ist unverbindlich, wenn der Einwil- 
ligende zur Abgabe seiner Erklärung durch einen wesent- 
lichen Irrtum über die Substanz der Sache selbst, durch 
Zwang oder durch Betrug bewogen worden ist (Art. 
1109 — 1116); in diesem Falle muss die Nichtigkeits- oder 
Reszissionsklage gemäss Art, 1304—1312 des BGB. er- 
hoben werden. Über die Fähigkeit, sich vertraglich zu 
verpflichten, vgl. oben S. 4 f. und Art. 1123 — 1125 des 
BGB. Der Gegenstand der Verpflichtung ist ein ge- 
nügend bestimmter, wenn er der Gattung nach bestimmt 
ist und wenn die Menge nach den Abmachungen be- 
stimmbar ist (Art. 1126—1130 des BGB.). Eine Verpflich- 
tung, welche ohne rechtlichen Grund oder infolge fälsch- 
licher Annahme eines Grundes eingegangen wurde, oder 
welche nicht erlaubt ist, weil sie dem Gesetz, den guten 
Sitten oder der öff*entlichen Ordnung zuwiderläuft, ist 
wirkungslos (Art. 1131 — 1133). Der Umstand, dass der 
Grund zum Vertragsschluss im Vertrage nicht genannt 
wurde, ist auf die Giltigkeit des Vertrages ohne Einfluss 
(Art. 1132). 

II. Vertragsschluss, Obergang des Eigentums und 

der Gefahr. 

1. Regelfall. Wird eine bestimmte individualisierte 
Sache gekauft, so ist zum Übergang des Eigentums die 
Übergabe der Sache nicht erforderlich; vielmehr genügt 
die blosse Einigung der Parteien (Art. 1138, 1583 des BGB.). 
Von diesem Augenblicke an trägt der neue Eigentümer 
die Gefahr der Sache. 

Werden vertretbare Sachen, d. h. solche Sachen, die 
im Verkehr nach Zahl, Mass oder Gewicht bestimmt zu 
werden pflegen, gekauft, wird eine Individualisierung je- 

Marx, Die französische Handelsg^esetzgebung. 4 
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docH erst später vorgenommen, so kommt der Kaufver- 
trag zwar mit der Einigung über die Ware und den Preis 
zustande, und der Verkäufer ist demgemäss zur Lieferung 
verpflichtet (Art. 1583); das Eigentum geht jedoch erst 
mit der Individualisierung der Sache über. 

2. Vertragsschluss im Wege der Korrespondenz. Wer 
einer bestimmten Person die Schliessung eines Kaufver- 
trages schriftlich anträgt, bleibt an seinen Antrag, wenn 
er eine Frist für die Annahme der Offerte nicht gesetzt 

r 

hat, solange gebunden, als der andere ordnungsmässig 
zur Annahme der Offerte gebraucht. Erklärt der andere 
rechtzeitig seine Einwilligung, so ist der Vertrag zustande 
gekommen. Streitig ist allerdings, ob der Vertragsschluss 
bereits mit der Erklärung der Annahme erfolgt ist oder 
erst in dem Augenblicke, in welchem der Antragende 
Kenntnis von der Annahme erlangt. Die Jurisprudenz 
hat diese Frage offengelassen. Nach der Ansicht des 
höchsten Gerichtes, des Kassationshofes, sind für die Ent- 
scheidung der Frage die Umstände des einzelnen Falles 
zu prüfen. Die überwiegende Zahl der Appellhöfe ver- 
tritt jedoch die Ansicht, dass der Vertrag bereits durch 
die Abgabe der Annahmeerklärung perfekt wird. 

Die Entscheidung dieser Frage ist bei Streitigkeiten 
insbesondere wichtig mit Rücksicht auf die Zuständigkeit 
des Gerichts. Gemäss Art. 420 der französischen Zivil- 
prozessordnung hat der Kläger die Wahl zwischen dem 
Gerichte des^ Wohnsitzes des Beklagten, oder dem Ge- 
richte des Vertragsschlusses („oü la promesse^a^^W^faite") 
und der Lieferung der Sache, oder evfflfch dem Gerichte 
des Zahlungsortes. Ber VcrfrSgcir nach dem Auslande 
tritt noch hinzu, dass der Ort des Vertragsschlusses 
gleichzeitige f^ die Frage entscheidend ist, ob das ein- 
heimische oder das fremde Recht zur Anwendung kommt, 
welches möglicherweise bezüglich der Gefahrtragung, 
bezüglich der Pflicht zur Zahlung der Transportkosten usw. 
vom eigenen Recht abweichende Regeln aufstellt. 

3. Vertragsschluss durch eine Mittelsperson. Ist die 
Person, durch deren Vermittelung der Kaufvertrag ge- 
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schlössen wird, von einer der Parteien zum Abschluss 
ermächtigt, so kommt der Vertrag dadurch zustande, 
dass die andere Partei und die Mittelsf)erson sich einigen 
(Art. 1998 des BGB.). Ist jedoch die Mittelsperson zum 
endgiltigen Abschluss nicht bevollmächtigt, so kommt 
der Vertrag erst durch die Annahme des Geschäftsherrn 
zustande; nach überwiegender Ansicht der französischen 
Praxis gilt jedoch als Ort des Vertragsschlusses der Ort, 
wo die Mittelsperson und der andere Vertragsteil sich 
einigten. 

4, Übergang des Eigentums und der Gefahr bei 
Distanskäufen^ Wenn Käufer und Verkäufer an ver- 
schiedenen Orten wohnen, so el'hebt sich die Frage, in 
welchem Zeitpunkt das Eigentum an der gekauften Sache 
und damit die Gefahr auf den Käufer übergeht. 

Handelt es sich um den Kauf bestimmter indivi- 
dualisierter Sachen^ so geht, wie oben unter 1. erwähnt, 
das Eigentum und die Gefahr bereits nrit der Einigung 
über Ware und Preis auf den Käufer über. Sind die 
verkauften Sachen dagegen noch nicht individualisiert^ 
so entscheidet in erster Linie der Wille der vertrag- 
schliessenden Parteien darüber, wann das Eigentum und 
die Gefahr übergehen. Haben die Parteien eine Einigung 
hierüber nicht getroffen, so Iragt sich, wo und wann die 
Individualisierung der Sache erfolgt, welche, wie oben 
unter 1. bereits erwähnt, den Übergang des Eigentums 
und der Gefahr zur Folge hat. Die Entscheidung ist von 
Bedeutung wegen der Frage der Gefahrtragung. — Die 
herrschende Ansicht nimmt, gestützt auf Art. 1247 Abs. 2 
des BGB. an, dass durch die am Wohnsitz des Schuldners 
der Sache erfolgende Übergabe der Käufer Eigentiun er- 
w^irbt und dass damit die Gefahr auf ihn übergeht. Sein 
Recht, die Annahme der Ware von nicht vertragsmässiger 
Beschaffenheit zu verweigern, wird dadurch nicht be- 
rührt. Der Verkäufer ist also mangels gegenteiliger Ab- 
machungen befreit, wenn er die Ware dem Frachtführer 
zviv Beförderung an den Käufer ordnungsmässig über- 
geben hat, nicht erst mit der Auslieferung der Sachen 
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an den Käufer. — Hat der Käufer den Verkäufer in Lie- 
ferungsverzug gesetzt, so trägt der Verkäufer die Gefahr 
(Art. 1138), ebenso, wenn die schlechte Beschaffenheit 
der Ware die Ursache des Verlustes ist (Art. 1647). 



III. Kauf in Verbindung mit Werkvertrag. 

Wenn der Verkäufer sich gleichzeitig verpflichtet^ 
die verkaufte Sache für den Käufer zu verarbeiten, so 
kann der Käufer den Vertrag jederzeit kündigen. Er 
muss jedoch in diesem Falle dem Verkäufer den erlittenen 
Schaden und den entgangenen Gewinn ersetzen (Art. 1794 
des BGB.). Der Verkäufer trägt bis zur Ablieferung der 
Sache die Gefahr; eine Ausnahme besteht jedoch, wenn 
der Käufer im Verzuge mit der Annahme der Sache war 
(Art. 1788). Wird die rechtzeitige Verarbeitung der Sache 
dem Verkäufer jedoch durch höhere Gewalt unmöglich 
gemacht (z. B. weil die durch höhere Gewalt zerstörten 
Materialien sich nicht rechtzeitig wieder beschaffen lassen)^ 
so wird der Verkäufer frei. 



IV. Obergang des Besitzes. 

Mit der Übertragung des Eigentums ist die Über- 
tragung des Besitses (d^livrance, Art. 1604 des BGB.) 
nicht zu verwechseln, welche dem Käufer die tatsächliche 
Verfügungsgewalt über die Sache gibt. Die Verfügungs- 
gewalt steht dem Käufer zu, auch wenn die Sache nicht 
dem Käufer selbst, sondern seinem Bevollmächtigten 
übergeben wurde. Als „Besitzer" der Ware wird auch 
der Inhaber eines Lagerscheines oder eines Konnosse- 
ments angesehen. 



V. Kosten des Transports. 

Die Kosten der Beförderung trägt mangels beson- 
derer Vereinbarung der Eigentümer der Sache. Die 
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Klauseln „franco ä bord** oder „franco sous vergues" be- 
deuten, dass der Verkäufer die Transportkosten „frei an 
Bord** (englisch „fob", d. h. „free on board") zu tragen hat. 
Die Formeln „franco chez Tacheteur** oder „franco au 
port de destination" bedeuten, dass der Verkäufer Eig^snr 
tümer geblieben ist und die Kosten des Transports und 
die Gefahr zu trägen hat. Die Formel „caf* (cout, assu- 
rance, fret) oder englisch „cif" (cost, insurance, freight) 
bedeutet nach deutschem Recht lediglich, dass der Ver* 
käufer die Kosten, die Versicherung und die Fracht bis 
zum Bestimmungsort übernimmt, ohne dass jedoch da- 
durch ohne weiteres der Bestimmungsort zum Erfüllungs- 
ort wird, an welchem der Verkäufer seine Verpflichtung 
•erfüllen muss. Nach französischer Praxis dagegen wird 
die Formel dahin ausgelegt, dass die Eigentumsüber- 
tragung bereks früher erfolgte, der Verkäufer sich jedoch 
-zur Tragung der genannten Lasten verpflichtete. 



VI. Verpflichtungen der Parteien. 

1. Verpflichtungen des Verkäufers, 
Der Verkäufer muss die verkaufte Sache dem Käufer 
lehlerfrei zur vereinbarten Zeit liefern. Erfolgt die Liefe- 
rung nicht rechtzeitig, so muss der Käufer den Verkäufer in 
Verzug setzen, falls nicht der Verkäufer nach dem In- 
halte der Vereinbarung auch ohne besonderen Akt in Verzug 
kommt (so bei Fixgeschäften). Während im bürgerlichen 
Recht zur Herbeiführung des Verzuges aber eine Zustellung 
durch den Gerichtsvollzieher erforderlich ist („sommation", 
vgl. Art. 1139 des BGB.), genügt im Handelsrecht eine 
schriftliche Mitteilung. Ist der Verkäufer im Verzug, so 
kann der Käufer, wenn er nicht Erflillung verlangen will, 
sich anderweitig decken und Ersatz der Differenz ver- 
langen. Will der Käufer die Auflösung des Vertrages 
herbeiführen, so muss er gemäss Art. 1184 des BGB. 
Klage erheben. 

Ist die Lieferung einer bestimmten Qualität nicht 
ausdrücklich vereinbart, so darf der Verkäufer nicht Ware 



- 54 - 

schlechtester Art liefern (Art. 1246 des BGE), a.li. *r 
jnuss die Ware in mittlerer handelsüblicher Beschaffen- 
heit liefern. 

Weist die verkaufte Sache Fehler auf, welche den 
Gebrauch der Sache überhaupt oder zu dem bestimmten 
Zwecke beeinträchtigen, so kann der Käufer die Ware 
entweder zurückgeben und Herausgabe des Kaufpreises 
verlangen oder den Kaufpreis entsprechend mindern. 
Waren die Fehler dem Verkäufer bekannt, so muss er 
vollen Schadenersatz leisten ; kannte er sie dagegen nichts 
so ist er ausser zur Zurückerstattung des Kaufpreises nur 
verpflichtet, die Unkosten dem Käufer zu ersetzen. Off*en- 
sichtliche Fehler hat er dagegen nicht zu vertreten (vgU 
Art. 1641—1649 des BGB.; über den Kauf von Haus- 
tieren vgl. das Gesetz vom 2. August 1884 mit Novellea 
vom 31. Juli 1895, vom 21. Juni 1898 und vom 23. Fe^ 
bruar 1905). 

Geringfügige Fehler berechtigen den Käufer nicht 
zur Ablehnung der gekauften Sachen. Die Ware ist so- 
fort zu untersuchen, ihre Fehlerhaftigkeit ev. sofort zu 
rügen und durch Untersuchung eines Sachverständigen 
feststellen zu lassen. Als voller Beweis wird dieses Gut- 
achten jedoch nur dann angesehen, wenn Käufer und 
Verkäufer gemeinschaftlich den Sachverständigen mit der 
Untersuchung beauftragt haben, oder wenn die Unter- 
suchung auf das Gesuch einer Partei durch den Präsi-. 
denten des Handelsgerichts angeordnet wurde. 

Der Käufer hat die Klage auf Minderung des Preises 
oder auf Auflösung des Vertrages unverzüglich anzu- 
stellen (Art. 1648 des BGB.). Das Gericht bestimmt nach 
freiem Ermessen, ob die zur Klageerhebung zu gewährende 
Frist eingehalten ist. 

Der Verkäufer haftet dem Käufer auch dafür, dass 
dem letzteren der Gebrauch der Sache nicht wieder ent- 
zogen wird (^viction, Art. 1626 fr. des BGB.). Da im 
französischen Rechte der Grundsatz „en fait de meubles, 
la possession vaut titre** (Art. 2279 des BGB.) o^ilt, so ist 
dieser Fall selten. Eine Ausnahme von der letztgenannten 
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Regel best^]^ jedocii ^r verlorene oder j^estohlene Sachen, 
(teran ^^gMDttmer drei Jahre lai]^ &re Rechte geltend 
IQMii^n 'können. 

2. Ver^ickiumgen des Käufers. 

P.^ KjEUifer -muss den vereinbarten Kaufpreis zahlen 
und die^sc^aufte Sache abnehmen. 

Ist eine Stundung des Kaufpreises nicht vereinbart, 
so hat die Zahlung Zug um Zug gegen Herausgabe der 
gekauften Sache zu erfolgen (Art. 1612 des BGB.). Viel- 
fach ist jedoch nach Ortsgebrauch dem Käufer gestattet, 
die Ware erst nach erfolgter Prüfung zu zahlen. Zahlt 
der Käufer nicht rechtzeitig, so hat er den Kaufpreis 
jedenfalls dann zu verzinsen, wenn dies vereinbart ist 
oder wenn der Käufer in Verzug gesetzt wurde (durch 
sommation, Art. 1139 des BGB., vgl. oben VI, 1), oder wenn 
eine fruchttragende Sache verkauft wurde (Art. 1652 des 
BGB.). Auch wenn ein Zahlungstag vereinbart ist, hat 
der Käufer von diesem Tage an den Kaufpreis zu ver- 
zinsen. Seine Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen in 
den übrigen Fällen ist streitig. 

Die Zahlung des Kaufpreises hat im Z-weifel am 
Wohnsitz des Schuldners zu erfolgen (Art. 1247 Abs. 2 
des BGB.). Diese Regel wird jedoch häufig dadurch ab- 
geändert, dass in der Faktura der Vermerk „bei dem 
Gläubiger zahlbar** aufgenommen wird. 

Zu beachten ist ferner, dass nach Art. 1613 des BGB. 
der Verkäufer die Lieferung der Sache von vorheriger 
Zahlung oder Sicherstellung des Kaufpreises abhängig 
machen kann, wenn der Käufer nach Abschluss des Kauf- 
vertrages in Vermögensverfall geraten ist. 

Der Käufer ist ferner zur Abnahme der gekauften 
Sache verpflichtet. Kommt er dieser Verpflichtung nicht 
nach, so kann der Verkäufer die Waren anderweitig ver- 
äussern und die Differenz einklagen (Art. 1144) oder auf 
Auflösung des Vertrages klagen (Art. 1 184) ; eine Auf- 
lösung des Vertrages tritt jedoch ohne weiteres ein, wenn 
Lebensmittel oder bewegliche Sachen Gegenstand des 
Kaufvertrages sind und die im Vertrage für die Zu- 
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rticknahme bestimmte Zeit verflossen ist (Art. 1657 des 
BGB.). 

Zahlt der Käufer den Kaufpreis nicht, so hat der 
Verkäufer ausser dem bereits genannten Recht, die Her- 
ausgabe bis zur Zahlung des Preises zu verweigern (Art. 
1612 des BGB.) und ausser der Klage auf Auflösung des 
Kaufvertrages (Art. 1184, 1654 des BGB.) ein Pfandrecht 
an der verkauften Sache (Art. 2102, Ziffer 4). Dieses Pfand- 
recht fällt jedoch fort, wenn der Käufer in Fallit geraten 
ist (Art. 550 letzter Absatz des HGB.), oder wenn ge- 
richtliche Liquidation eingeleitet ist (Art. 24 des Gesetzes 
vom 4. März 1889). 



VII. Beweismittel für den Abschluss des Kaufvertrages» 

(Art. 109 des HGB.) 

Der Abschluss des Kaufvertrages wird durch öffent- 
liche oder privatschriftliche Urkunden, insbesondere durch 
die Bescheinigung eines Wechselagenten oder eines Mäklers, 
durch Korrespondenzen und durch die Handelsbticher be- 
wiesen. Der Zeugenbeweis ist zwar zugelassen, in der 
Praxis wird jedoch selten Gebrauch hiervon gemacht. 
Als ausreichender Beweis wird femer angesehen, wenn 
der Verkäufer durch sein Kopierbuch nachweisen kann^ 
dass er dem Käufer eine Rechnung übersandt hat, 

VIII. Besondere Arten des Handelskaufs. 

1. Verkauf nach Gewicht y Mass oder Zahl. Beim 
Verkauf nach Gewicht, Mass oder Zahl, geht die Gefahr 
erst auf den Käufer über, wenn die Ware gewogen, ge- 
zählt oder gemessen ist; im Falle der Nichterfüllung 
seitens des Verkäufers kann der Käufer Lieferung oder 
Schadenersatz verlangen (Art. 1585 des BGB.j. 

2, Verkauf im gansen (en hloc). Beim Verkauf im 
ganzen ist der Kaufvertrag perfekt, auch ohne dass die 
Ware gewogen, gezählt oder gemessen wird (Art. 1586 
des BGB.). 
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3. Kauf auf Probe. Weine, öle oder andere Sachen, 
die vor dem Kauf untersucht zu werden pflegen, gelten 
erst nach erfolgter Untersuchung und Genehmigung als 
verkauft (Art. 1587 des BGB., vente ä la d^gustation). 
Der Kauf auf Probe gilt als unter der aufschiebenden 
Bedingung der Billigung geschlossen (Art. 1588 des BGB., 
vente ä Tessai). 

4. Differensgeschäfte sind, abweichend von den Vor- 
schriften des § 764 des deutschen BGB., in Frankreich 
erlaubt (vgl. Art. 1 des Ges. vom 28. März 1885). 

5. Verkauf eines Handelsgeschäfts; vgl. unten Ges. 
vom 17. März 1909 und vom 1. April 1909. 



IL Abschnitt. 

Das kaufmännische Pfandrecht. 

(BGB. Art. 2071—2084; HGB. Art. 91—93 mit Novelle vom 
23. Mai 1863; Ges. vom 17. März 1909 u. 1. April 1909.) 

I. Allgemeines. 

Das französische Handelsgesetzbuch enthält in den 
Art. 91 — 93 einige Regeln über das Faustpfand. Diese 
Normen werden ergänzt durch die Art. 2071—2084 des 
BGB., sowie durch eine Anzahl besonderer Nebengesetze. 

Wenn der Schuldner seinem Gläubiger eine Sache 
zur Sicherstellung einer Verbindlichkeit übergibt, so ge- 
winnt der Gläubiger dadurch das Recht, die Sache im 
Besitz zu behalten und sie unter bestimmten Voraus- 
setzungen zu ver äussern und sich aus dem Erlös zu be 
friedigen (Art. 2071, 2073 BGB). Das „kaufmännische" 
Pfandrecht ist dasjenige Pfandrecht, welches von einem 
Schuldner (Kaufmann oder Nichtkaufmann) für ein 
^Handelsgeschäft" (acte de commerce siehe Seite 4) 
bestellt wird; ist das Geschäft nur für eine Partei ein 
Handelsgeschäft, so wird das Pfand als kaufmännisches 
Pfand angesehen, wenn das Geschäft auf Seiten des 
Schuldners ein „Handelsgeschäft" ist. Zu beachten ist 
hierbei, dass die Verpflichtungsscheine,, welche ein Kauf- 



-Sä- 
mann unterzeichnet, im Zweifel . als im Beixitite seutes 
Handelsgeschäfts ausgeslsUt -getten (Art. 636 Abs. 2 
des HGB.). 

Die in den Art. 91t-^93 des HGB. enthaltenen 
Regeln finden nm* auf das kaufmännische Pfandrecht 
Anwendung. 

. JIL^^9^SgaQilu]j£ dm P&BMhrecbtB« 

Zur gültigen Bestellung iles J^aadsvctits ist er- 
faoäscftiüi: 

1. der Abschluss des Pfandvertrages, 

2. die Besitzeinräumung. 
1. Der Pfandvertrag, 

Zum Abschluss des Pf and Vertrags genügt eine münd- 
liche Vereinbarung, wenn körperliche bewegliche Sachen 
verpfändet werden. Der Abschluss des Pfandvertrages 
kann, wie der Kauf, durch die in Art. 109 des HGB. auf- 
gezählten Beweismittel, insbesondere also durch Zeugen 
nachgewiesen werden (Art. 91 Abs. 3 des HGB.). Im bürger- 
lichen Rechte (Art. 2074 des BGB.) muss der Pfandvertrag 
dagegen, sobald der Wert der verpfändeten Gegenstände 
150 Franken übersteigt, entweder notariell errichtet oder, 
falls er privatschriftlich abgeschlossen wird, ordnungs- 
mässig einregistriert werden. 

Wird eine Forderung verpfändet, so ist der Pfand- 
vertrag dem Drittschuldner gegenüber nur dann wirksam, 
wenn der letztere durch seinen Gläubiger von der Ver- 
pfändung in Kenntnis gesetzt wurde (Art. 91 Abs. 4 des^ 
HGB. und 2075 des BGB.). Zur Einziehung der Forde- 
rung ist der Pfandgläubiger erst berechtigt, wenn ihn 
ein Urteil hierzu ermächtigt. Die Handelseffekten da- 
gegen hat nach Vorschrift des Art. 91 Abs. 5 des HGB^ 
der Pfandgläubiger einzuziehen; der letztere ist «och 
zur Einziehung der Zinsen berechtigt, soweit ihm 
selbst solche zustehen, wenn die verpfändete Forderung 
Zinsen trägt. 

Ordrepapiere^ welche durch Indossament übertragen 
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werden, k()iiiien m rdeFr-£4ei!cfafi& -W^ise. aiK>h yei^pf^^ 
werden. Das Indossament muss den Vermerk enthalten^ 
dass die Übertragung zum Zwecke der Verpfändung ge- 
sciiebeti tet. Ein Blankoindossament ist zum Zwecke der 
Verpfatidiii]^ xamBSksäg, — Die französische Praxis macht 
voniKeser Art der Vegpfltndimg bsksii^ilen bei-den Lebens- 
versicherutfg^iMiUcen Gebrauch, 

Aktien, Zinsatire^tataeine ^XB4 ^Obligatiofien, w«3die 
auf Namen lauten, und deren TJl5NHMlg»iU3g im IS^egt "tter 
Umschreibung in den Gesellschaftsbüchem erfolgt, ^HHMai 
in gleicher Weise verpfändet werden (Art. 91 Abs. S 
des HOB.). 

Das Gesetz schweigt über die Verpfändung von 
Inhaber papieren. Zur zivilrechtlichen Verpfändung der- 
selben genügt nach der Praxis die Mitteilung der Ver- 
pfändung an den Aussteller. Diese Mitteilung ist jedoch 
zur Bestellung eines kaufmännischen Pfandrechts nicht 
erforderlich. 

Wirksam ist natürlich in allen Fällen auch eine Ver- 
pfändung in der Weise, dass der Pfandschuldner das 
Eigentum an dem Pfandstück überträgt, sich jedoch hier- 
bei die Rückübertragung nach Tilgung der Schuld ver- 
sprechen lässt. 

2. Die Besitsühertragung. 

Durch den Abschluss des Pfandvertrages allein wird 
das Pf andrecht nicht wirksam. Es muss dem Pfandgläubiger 
oder einem Dritten für ihn femer der Besitz an dem Pfand- 
stück eingeräumt werden (Art. 92 Abs. 1 desHGB., 2076 des 
BGB.). Der Gläubiger gilt als im Besitze der Sachen befind* 
lieh insbesondere dann, wenn die letzteren zu seiner Ver- 
fügung in Lagerräumen, Schiffen oder auf dem Zollamt sich 
befinden oder wenn er mittelst Konnossements oder Lager- 
scheins bereits vor Ankunft der verpfändeten Sachen über 
dieselben verfügen kann (Art. 92 Abs. 2 des HGB.) 

Die Wirksamkeit des Pfandrechts ist an die Ein- 
räumung und die Fortdauer des Besitzes gebunden. Wird 
der Besitz dem Pfandgläubiger entzogen, so geht sein 
Pfandrecht unter. Zur Herausgabe des Pfandes ist der 
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Pfandgläubiger einem Eigentümer gegenüber verpflichtet, 
dem die verpfändete Sache gestohlen wurde oder der sie 
verloren hatte, wenn der wahre Eigentümer sein Recht 
innerhalb dreier Jahre geltend machte. 

Sind Rechte verpfändet, so ist nach der herrschenden 
Ansicht erforderlich, dass der Pfandgläubiger die Ver- 
fügungsgewalt über den Forderungstitel hat. 

III. Wirkung des Pfandrechts. 

Der Pfandgläubiger hat das Recht, das Pfand im 
Besitz zu behalten (wegen der Ausnahme bezüglich ver- 
lorener oder gestohlener Sachen s. o. II, 2) und sich aus 
dem Erlöse desselben zu befriedigen, wenn die Schuld, 
für welche es bestellt ist, nicht rechtzeitig gedeckt wird. 
In diesem Falle muss dem Schuldner und dem etwa vor- 
handenen dritten Pfandbesteller eine Anzeige gemacht 
werden. Eine Woche nachdem die Anzeige zugestellt ist 
wird das Pfandstück durch die dazu bestellten Personen 
versteigert (Art. 93 des HGB.; über die Verlängerung der 
«inwöchigen Frist s. Art. 1033 der Zivilprozessordnung). 

Eine Vereinbarung, wonach das Pfand ohne Ein- 
haltung dieser Vorschriften in das Eigentum des Pfand- 
gläubigers übergehen soll, ist nichtig (Art. 93 Abs. 4 des 
HGB.). Praktisch wird dieses Verbot jedoch häufig da- 
durch umgangen, dass statt des Pfandvertrages ein Kauf- 
vertrag mit Vorbehalt der Rückübertragung geschlossen 
wird (vgl. o. zu II, 1 am Ende). 

IV. Über die Verpfändung eines Handelsgeschäfts s. 
Ges. V. 17. 3. 1909 und l. 4. 1909. Über Warrants s. Ges. 
V. 28. 5. 1858 und 31. 8. 1870. 

III. Abschnitt. 

Kommissionsgeschäft. 

(Art. 94 und 95 des HGB.) 
I. Allgemeines. 

Während das deutsche Handelsgesetzbuch in § 383 
eine Definition des Kommissionärs gibt, fehlt eine solche 
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im französischen Recht. Das Kommissionsgeschäft wird 
von der herrschenden Meinung als entgeltlicher Vertrag: 
angesehen, durch welchen sich der Kommissionär ver- 
pflichtet, im eigenen Namen oder (abweichend vom deut- 
schen Recht) im Namen des Kommittenten ein Handels- 
geschäft oder mehrere Handelsgeschäfte abzuschliessen^ 
Aus der Mandatsnatur folgt, dass der Vertragsschluss 
an Formvorschriften nicht gebunden ist. 

IL Verkaufskommission. 

Der Verkaufskommissionär hat für die ordnungs* 
massige Aufbewahrung der ihm zum Verkauf übergebenen 
Waren auf eigene Kosten zu sorgen. Verschuldet er 
eine Verschlechterung der Sachen, so ist er haftbar (Art. 
1928 des BGB.); für höhere Gewalt hat er nur einzustehen^ 
wenn er mit der Herausgabe der Sachen im Verzuge 
war (Art. 1929 des BGB.). 

Dem Käufer gegenüber hat der Verkaufskommissionär 
alle Rechte und Pflichten des verkaufenden Eigentümers. 
Dem Kommittenten ist er nach den Regeln des Auftrags 
verpflichtet. Er muss also über die Ausführung des Auf- 
trags Rechnung legen (Art. 1993) und die nicht verkaufte 
Ware herausgeben. Der Selbsteintritt des Kommissionärs 
ist verboten (Art. 1596 ZiflFer 2). Will der Kommissionär 
die Ware selbst übernehmen, so muss er sich als Käufer 
zu erkennen geben. Vom Tage des Empfangs des Kauf- 
preises an hat er diese Summe zu verzinsen (Art. 1996)^ 
jedoch darf er von der erhaltenen Summe seine Kom- 
mission abziehen. 

Verpflichtet sich der Kommissionär, für den Dritten 
einzustehen, so kann er eine besondere Provision (Del- 
kredereprovision) verlangen. 

Den Namen des Käufers braucht der Kommissionär 
dem verkaufenden Kommittenten nicht mitzuteilen. 

Zusats: Fallit des Kommissionärs und des Komittenten. 
a) Fallit des Kommissionärs. 

Gerät der Kommissionär in Fallit, so kann der Eigen- 
tümer die noch nicht verkauften Sachen zurücknehmen. 
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Wenn die Gegenstände zwar verkauft sind, der Kaufpreis 
jedoch noch nicht getilgt ist, so kann der Kommittent die 
Herausgabe des Kaufpreises verlangen (Art. 575 des 
HGB.). 

b) Fallit des Kommittenten; Pfandrecht des 
K o m miss i o när s» 

Der Kommissionär hat ein Pfandrecht an. den in 
seinem Besitz befindlichen Waren, welche er beliehen, 
ganz oder zum Teil bezahlt, oder auf welche er Vor- 
schüsse vor oder nach Empfang der Waren gegeben hat. 
Der Kommissionär hat das Recht, sich wegen dieser 
Forderungen, sowie wegen der Zinsen, der Kommissions- 
gebühr und der Kosten vorzugsweise zu befriedigen 
<Art. 95 des HOB.). 

III. Einkaufskommission. 

Hat der Kommissionär inretgenen, Namen eingekauft, 
so hat er dem Verkäufer den Kaufpreis zu zahlen. Gerät 
«er nach erfolgter Übergabe in Fallit, so kann der noch 
nicht bezahlte Verkäufer nur die Fallitdividende be- 
anspruchen. 

Das Pfandrecht des Einkaufskommissionärs ist das 
gleiche wie das Pfandrecht des Verkaufskommissionärs 
<vgl. Art. 95 des HGB. oben zu II b). 



IV. Abschnitt. 

Lagergeschäft. 

Vgl. unten Ges. vom 28. Mai 1858 und vom 31. Aug. 
1870 betreffend die in allgemeinen Lagerhäusern nieder- 
gelegten Waren, und Dekret vom 12. März 1859. 
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V. Abschnitt. 

Transportgeschäft. 

(HGB. Art. 96—108; BGB. Art. 1782—1786.) 

I. Allgemeines. 

Durch den Transportvertrag verpflichtet sich der 
Frachtführer, gegen Entgelt eine Sache oder eine Person 
von einem Orte zu einem andern zu befördern. 

Der Frachtführer ist Kaufmann (Art. 632 und 1 des 
HOB.). 

Im französischen Rechte fehlt eine einheitliche Rege- 
lung des Transportgeschäfts. Das Handelsgesetzbuch 
spricht im sechsten Titel des ersten Buches (Faustpfand 
und Kommissionäre) über die Kommissionäre für Land- 
tmd Wassertransport (Art. 96 — 102) und über Frachtführer 
(Art. 103 — 108). Diese Vorschriften werden" ergänzt 
durch die Bestimmungen des BGB., welches gelegentlich 
dcr^ Regelung des Werkvertrages in den Art. 1782—1786 
einige wenige Bestimmungen über die Frachtfühwr" für 
Land- und Wassertransport gibt \mA Welches hierbei 
ferner die Bestimmungen tibcr^ die Gastwirte (Art. 1952 
bis 1954) für an.w€BÄ6ar erklärt. Der gewaltigen Um- 
wälzunjt dtes Transportverkehrs, welche insbesondere 
4terch die Entwicklung des Eisenbahnwesens nach er- 
folgter Kodiöjaöon des französischen Rechts eintrat, hat 
der Gesetzgeber durch vereinzelte Bestimmungen Rech- 
nung zu tragen versucht, welche sich auf das Eisenbahn- 
wesen beziehen. Zu bemerken ist, dass auf die Binnen- 
schiffahrt nicht die Regeln des Seerechts, sondern 
diejenigen des Landtransportes Anwendung finden. Es 
fehlt femer an einer einheitlichen Eisenbahnverkehrsord- 
nungy was hauptsächlich seinen Grund darin hat, dass 
die Eisenbahnen durchweg im Besitze grosser Handels- 
gesellschaften sind, während der Staat selbst nur wenige 
Linien betreibt und sich damit begnügt, bei Erteilung der 
Konzession von Eisenbahnen sich die Kontrolle über einige 
wenige Punkte von allgemeinem Interesse (Tarife usw.) 
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vorzubehalten. Für den internationalen Verkehr greifen 
jedoch die Bestimmungen der Bemer Konvention vom 
14. Oktober 1890 ein, welcher auch Frankreich bei- 
getreten ist. 

II. Der Frachtvertrag. 

Streitig (jedoch wohl zu verneinen) ist die Frage, 
ob der Frachtvertrag erst durch die Übergabe der zu be- 
fördernden Sache zustande kommt. Die Entscheidung 
dieser Frage verliert ihre Bedeutung praktisch durch die 
Bestimmungen der Art. 1782 und 1783 des BGB., wonach 
die Frachtführer für die Frachtgüter nicht erst dann 
haften, wenn sie dieselben zum Zwecke der Beförderung 
in das Schiff oder auf das Fuhrwerk verladen haben, 
sondern bereits dann, wenn ihnen die Güter im Hafen 
oder an dem zur Aufbewahrung bestimmten Ort zwecks 
Beförderung übergeben worden sind. 

Art und Menge der Güter muss der Frachtführer 
in ein besonderes Buch eintragen und hierbei auf Ver- 
langen den Wert vermerken (Art. 96 des HGB., 1785 des 
BGB.). Ferner ist der Frachtführer zur Ausstellung eines 
Frachtbriefes (lettre de voiture, beim Eisenbahntransport 
gewöhnlich r6c6piss6 genannt) verpflichtet. Die Erforder- 
nisse des Frachtbriefes zählt Art. 102 des HGB. auf. 
Hiernach muss der Frachtbrief ein Datum tragen und 
ferner Angaben enthalten über Natur, Gewicht oder In- 
halt des Frachtstücks, sowie über die Zeit, innerhalb 
welcher der Transport geschehen sein muss; ferner wird 
verlangt, die Angabe des Namens und des Wohnortes 
des Frachtführers und des Empfängers, die Angabe des 
Frachtpreises und des im Falle verspäteter Ablieferung 
zu zahlenden Betrages. Der Absender oder der Fracht- 
führer muss den Frachtbrief unterzeichnen. 

Zu bemerken ist noch folgendes: Wenn die Höhe 
der zu zahlenden Fracht von der Art, des zu befördern- 
den Frachtguts abhängt, der Absender jedoch eine unrich- 
tige Angabe macht, um auf diese Weise einen Teil des 
Portos zu sparen, so wird im Falle des Verlustes oder 
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der Beschädigung des Guts nicht der Wert der beförderten 
Ware für die Berechnung des Schadensersatzes zugrunde 
gelegt, sondern derjenige der fälschlich angegebenen 
Ware; auch ist der Frachtunterschied nachzuzahlen. 
Werden derartig unrichtig deklarierte Frachtstücke auf 
der Eisenbahn befördert, so wird der Absender ausser- 
dem mit Geldbusse (nicht wegen „Betrugs" mit Gefängnis) 
bestraft. — Der Absender ist ferner verpflichtet, die er-» 
forderlichen Angaben zu machen, wenn das Frachtgut 
verzollt werden muss, oder wenn es in Frankreich einer 
anderen Abgabe (z. B. indirekten Steuern, Ortszöllen usw.) 
unterliegt. Werden unrichtige Angaben seitens des Ab- 
senders gemacht, so haftet der Frachtführer für das Ver- 
schulden des Absenders in erster Linie; er muss daher 
auch die verwirkte Geldstrafe zahlen, wird hiervon jedoch 
befreit, wenn er den Absender so genau bezeichnet, dass 
die Strafe von diesem eingezogen werden kann. 

III. Rechte und Pflichten der beim Frachtvertrage 

beteiligten Personen. 

1. Der Absender. . Der Absender ist verpflichtet, dem 
Frachtführer die Fracht zu zahlen und die zum Transport 
erforderlichen Angaben zu machen. Wird das Frachtgut 
unfrankiert geschickt, so haftet der Absender dem Fracht* 
führer, wenn der Adressat die Fracht nicht bezahlt. 

2. Der Adressat. Obwohl der Frachtvertrag ledige 
lieh zwischen dem Absender und dem Frachtführer ge- 
schlossen zu werden pflegt, so gewinnt auch der Adressat 
Rechte aus dem Frachtvertrage. Die theoretische Grund- 
lage dieses Rechts ist streitig. Die Praxis nimmt an^ 
dass beim Abschluss des Vertrages der Absender nicht 
nur für sich, sondern gleichzeitig zugunsten eines Dritten 
(des Adressaten) handele (Art. 1121 des BGB.), der daher 
selbständig das Recht gewinne, gegenüber dem Fracht- 
führer Rechte aus dem Frachtvertrage geltend zu machen. 
Die Praxis verlangt, dass der Adressat, wenn er als 
Kläger auftritt, seine Berechtigung durch Vorlegung des 
Frachtbriefes nachweise* 

Marx, Das französische Handelsgesetzbuch. 5 
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3. Der Frachtführer. Der Frachtführer hat das 
Frachtgut auf dem vereinbarten Wege zu beiördern und 
an den Berechtigten auszuliefern. Bis zur Aushändigung 
an den Adressaten kann der Absender über das Fracht- 
stück verfügen, z. B. die Rücksendung verlangen, oder 
den Bestimmungsort ändern. Ist dagegen der Fracht- 
brief in den Besitz des Adressaten gelangt, so ist dieser 
dem Frachtführer gegenüber zur Verfügung über das 
Gut berechtigt. Eine Ausnahme besteht hier nur für den 
Fall, dass der Adressat in Fallit geraten ist und der Ab- 
sender die Rücksendung verlangt (Art. 576 des HGB.). 

Verweigert der Adressat die Annahme des Fracht- 
gutes, so ist der Frachtführer nicht verpflichtet, die 
Rücklieferung an den Absender zu veranlassen. Er kann 
vielmehr den Zustand des Frachtguts durch einen hierzu 
bestellten Sachverständigen untersuchen und dasselbe 
dann in ein öffentliches Lagerhaus schaffen lassen, wo es 
zu Lasten des Absenders lagert, oder er kann den Ver- 
kauf des Frachtguts betreiben und sich aus dem Erlöse 
befriedigen (Art. 106 des HOB.). 

Pfandrecht des Frachtführers, Der Frachtführer hat 
wegen seiner Forderungen aus dem Frachtvertrag ein 
Pfandrecht an dem Frachtgut (Art. 2102 Ziffer 6 des 
BGB.). Aber während die Geltendmachung des kauf- 
männischen Pfandrechts im allgemeinen in der Weise 
erfolgt, dass der Gläubiger dem Schuldner den Verkauf 
androht und nach einer Woche zum öffentlichen Verkaufe 
schreitet (Art. 93 des HGB., Novelle vom 23. Mai 1863), 
ist der Frachtführer, der sein gesetzliches Pfandrecht 
geltend machen will, gezwungen, das Frachtgut in ein 
öffentliches Lagerhaus zu verbringen und eine gericht- 
liche Verfügung zu erwirken, die ihm gestattet, das 
Frachtgut öffentlich zu verkaufen, soweit dies zur Be- 
friedigung des Frachtführers erforderlich ist (Art. 106 
des HGB.). Hält sich der Frachtführer nicht an diese 
Vorschriften, so macht er sich schadenersatzpflichtig. — 
Das Pfandrecht des Frachtführers an dem Frachtgut er- 
lischt mit der Ablieferung des Guts an den Adressaten 
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<and^rs § 440 Abs, 3 des Deutschen HGB,); nur im See» 
recht behWt der Schiffer sein Pfandrecht trotz der Ab' 
lieferung zwei Wochen lang, wenn das Gut im Besitze 
4es Empfängers verbleibt (Art. 307 des HOB.). 

Haftung des Frachtführers. Der Frachtführer haftet 
AUS dem Frachtvertrage für Beschädigung, teilweisen oder 
:gänzlichen Verlust sowie für verspätete Ankunft des 
Pracbtguts. Er wird jedoch befreit, wenn er nachweist, 
-dass der Schaden durch die natürliche Beschaflfenheit des 
Cuts oder durch höhere Gewalt oder durch eigenes Ver- 
schulden des Absenders oder des Empfängers entstanden 
ist (Art. 103, 104, 97, 98 des HGB„ 1784 des BGB,). 

Er hat bei der ErftiUungr^ seiner Verpflichtung die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden (Art. 
1137 des BGB.). Während jedoch die Eisenbahn nach 
deutschem Recht im Falle des Verlustes des Frachtguts 
nur den Handelswert zu ersetzen hat (§ 457 des Deut- 
schen HGB.), hat sie nach französischem Recht darüber 
hinaus den vollen Schaden einschliesslich des entgangenen 
Cewinns zu ersetzen (Art, 1149 des BGB.). Die Höhe 
•des Schadens hat der Ersatzberechtigte nachzuweisen. 

Vereinbarungen, durch welche die Haftung des Fracht- 
führers ausgeschlossen wird, sind ohne Wirkung (Art. 
-98, 103 Abs. 3 des HGB.). Jedoch erscheinen Verein- 
barungen zulässig, durch welche die Frachtführer ihre 
Haftung beschränken (z. B. auf einen bestimmten Betrag 
iür jedes beförderte Kilo). 

Die Haftung des Frachtführers erlischt, wenn das 
•Gut abgeliefert und die Fracht bezahlt ist, wenn nicht 
•der Empfänger spätestens am dritten Werktage durch 
Zustellung eines aussergerichtlichen Akts oder durch 
Übersendung eines eingeschriebenen Briefes dem Fracht- 
führer gegenüber seine Rechte geltend gemacht und seine 
Verwahrung genau begründet hat (Art. 105 des HGB.), 
Die Übersendung eines einfachen Briefes oder eine münd- 
liche Rüge genügen nicht, selbst; wenn nachgewiesen 
wird, dass diese Rüge rechtzeitig erfolgte, -r. Ferner er- 
lischt die Haftung wegen Beschädigung, Verlust o^fir 
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yerspäteter Ablieferung des Guts, wenn nicht innerhalb 
eines Jahres, in den übrigen Fällen, wenn nicht binne» 
fünf Jahren, Klage erhoben ist. (Wegen der Einzelheiten* 
vgl. Art. 108 des HGB.) 

4. Mehrheit von Frachtführern. In der Theorie ist 
die Frage streitig, an wen sich der Absender bzw. der 
Empfänger halten kann, wenn ein Transport von einer 
Mehrheit von Frachtführern ausgeführt wurde. Praktisch 
wifd die Frage durch eine Vereinbarung der Mehrzah* 
der Eisenbahngesellschaften gelöst, wonach jede Gesell- 
schaft anteilig haftet, so dass der Berechtigte jede der 
beteiligten Gesellschaften verklagen kann. Nach den* 
Bestimmungen der Berner Konvention kann der Kläger 
den ersten oder den letzten Frachtführer angreifen oder 
denjenigen, in dessen Bezirk das den Schaden v^er- 
ursachende Ereignis eingetreten ist. 



Viertes Buch. 
Wechselrecht. 

(Art. 110—189 des HGB.) 
I. Abschnitt. 

Der gezogene Wechsel. 

I. Wechseimhigkeit. 
(Art. 113-114 des HGB.) 

Volljährige Männer (das heisst Männer, welche das 
21. Lebensjahr vollendet haben) sind stets wechselfähig.. 
Ihre wechselmässige Verpflichtung gilt als Handels- 
geschäft im Sinne des Art. 632 des HGB. und Streitig- 
keiten hierüber unterstehen daher der Zuständigkeit des 
Handelsgerichts (Art. 631 des HGB.). 

Frauen und Mädchen sind nur wechselfähig, wenn 
sie Handel treiben, Ist dies nicht der Fall, so gilt ihre 
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Unterschrift nur als einfaches Versprechen (Art. lli des 
HGB.; für den eigenen Wechsel ist dies streitig); sie 
jmüssen daher insbesondere vor dem Zivilgericht verklagt 
werden und haften 30 Jähre lang, ohne sich ihrerseits an 
-den Akzeptanten halten zu können. 

Minderjährige können sich wechselmässig nicht ver- 
pflichten (Art. 114 des HGB.); Minderjährige, welche 
emanzipiert sind und mit Genehmigung der Einwilligungs- 
berechtigten Handel treiben (vgl. Art. 2 des HGB.), sind 
i^v^echseltähig. 

Ausländer^ welche nach dem Rechte ihres Heimat- 
staats minderjährig sind, sind nach französischem Recht 
auch dann wechselunfähig, wenn sie das 21. Lebensjahr 
überschritten haben. (Anders Art. 84 der deutschen Wech* 
-selordnung.) 

II. Erfordernisse des gezogenen Wechsels. 
(Art. 110—112, 129-134 des HGB.) 

Der gezogene Wechsel muss ein Datum tragen, die 
^u zahlende Geldsumme, den Namen des Zahlungspflich- 
tigen, Zeit und Ort der Zahlung und die gegebene Valuta 
angeben. Er muss ferner erkennen lassen, ob er Prima-, 
Sekunda-, Tertia- usw. Wechsel ist. Er kann an Ordre 
des Ausstellers oder eines Dritten gestellt sein (Art. 110). 
Der Wechsel kann am Wohnort eines Dritten zahlbar 
sein (Domizilwechsel), und im Auftrage oder für Rechnung 
-eines Dritten gezogen werden (Art. 111). Wechsel, die 
einen falschen Namen oder eine falsche Eigenschaft eines 
Unterzeichneten angeben, gelten nur als einfaches Zah- 
lungsversprechen (Art. 112). 

Nicht erforderlich ist nach französischem Recht, dass 
der Wechsel sich selbst als „Wechsel** bezeichnet (ab- 
weichend Art. 4 der Deutschen Wechselordnung, welcher 
dagegen eine Angabe über den Gegenwert, der fljr den 
Wechselbetrag gegeben wurde, nicht für erforderlich err 
klärt). 

Der Wechsel muss verstempelt werden, selbst wen© 
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er weder in Frankreich ausgestellt, noch in Frankreich 
zahlbar ist, aber dort in Umlauf gebracht wird. Wird 
der Wechsel nicht oder nicht genügend vom Aussteller,, 
vom Akzeptanten bezw. vom ersten Indossanten ver- 
stempelt, so machen sich die genannten Personen sowie 
der Wechselberechtigte oder sein Inkassomandatar strafbar 
und eine wechselmässige Verpflichtung zur Zahlung des. 
Wechsels besteht nur für den Ausstellei* und den Ak- 
zeptanten. 

III. Haftung des Ausstellers. 

Der Aussteller haftet für die Annahme des Wechsels 
und für dessen Zahlung am Verfalltage als .Gesamt- 
schuldner mit den Indossanten (Art. 118, 140 deis HGB.). 

IV. Indossament. 
(Art. 136—139 des HOB.) 

Das Indossament Überträgt das Eigentum am Wechsel 
(Art. 136). Es muss datiert sein, den gegebenen Wert 
und den Namen des Indossatars, an dessen Ordre gezahlt 
werden soll, enthalten (Art. 137). Die Praxis sieht das 
Blankoindossament jedoch als gültig an. Entspricht das- 
Indossament nicht den vorerwähnten Formvorschriften,, 
so wird nach Art; 138 'des HOB. vermutet, dass es sich, 
nur um ein Inkassomandat handelt. 

Die Zurückdatierung eines Indossaments wird nach 
Art. 139 des HOB. als Fälschung angesehen und daher 
gemäss Art. 147 des StrGB. mit Zwangsarbeit bestrafte 

V. Präsentation zur Annahme und die Annahme. 

(Art. 118-125 des HGB.) 

Der Aussteller sowie jeder dritte Wechselberechtigte 
kann den Wechsel dem Bezogenen zur Annahme präsen-- 
tieren. Der Bezogene muss den Wechsel mit oder ohne 
Akzept binnen 24 Stunden zurückgeben (Art. 125). Weigert 
sich der Bezogene, sein Akzept zu geben, so erfolgt 
^Protest mangels Annahme" (Art. 119). Nimmt dagegen» 
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der Bezogene den Wechsel an, so verpflichtet er sich 
wechselmässig und kann von seiner Verpflichtung nicht 
entbunden werden (Art. 121). Die Annahme kann nicht 
unter einer Bedingung erfolgen, kann jedoch auf einen 
Teilbetrag des Wechsels beschränkt werden (Art. 124). 

Der Akzeptant muss die Annahme des Wechsels 
durch Zeichnung seines Namens zu erkennen geben. Die 
Hinzufügung des Wortes „angenommen" (accept^) ist nach 
der französischen Praxis nicht erforderlich. Lautet der 
Wechsel auf Sicht oder nach Sicht, so muss das Akzept 
datiert sein. Ist das Akzept eines Sichtwechsels nicht 
datiert, so wird das Datum des Wechsels als Datum des 
Akzepts angesehen (Art. 122). 

Über Ehrenakzept s. unten S. 74 (IX, 1). 

. VI. Sicherheitsleistung. 

1. Sicherheitsleistung mangels Annahme (Art, 120 
des HGB,). Ist ein Wechsel mangels Annahme zum Pro* 
test gegangen, so sind die Indossanten und der Aussteller 
zur Sicherheitsleistung verpflichtet; Bürgen haften als 
Gesamtschuldner mit dem Schuldner, für welchen sie sich 
verpflichtet haben, 

2. Sicherheitsleistung infolge Unsicherheit des Wech- 
seiverpflichteten. Ist der Akzeptant, oder mangels eines 
Akzeptanten der Aussteller in Fallit geraten, so sind die 
übrigen Wechselverpflichteten zur Sicherheitsleistung ver- 
pflichtet (Art. 444 Abs. 2 des HOB.). 

VII. Fälligkeit und Zahlung des Wechsels. 

1. Fälligkeit (Art, 129—135, 160 des HOB.). Ein auf 
Sicht gezogener Wechsel ist bei Vorzeigung zahlbar 
(Art. 130). Ist der Wechsel auf eine bestimmte Zeit nach 
Sicht gestellt, so wird diese Frist von dem Datum des 
Akzepts bezw. von dem Datum des Protestes mangels 
Annahme ab berechnet (Art. 131). Wechsel, die auf oder 
nach Sicht gezogen sind, müssen in den in Art. 160 des 
HGB. genannten Fristen zur Zahlung oder Annahme prä- 
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sentiert werden. Sind Wechsel an einem Feiertage fällig, 
so sind sie erst am nächsten Werktage zahlbar (Art. 134). 

Über Mess Wechsel s. Art. 133, über Respektsfristen 
s. Art. 135, über Usancewechsel s. Art. 132 des HGB. 

2. Zahlung des Wechsels (Art. 143—157 des HGB.). 
Die Zahlung des Wechsels hat bei dem Schuldner oder, 
wenn es sich um einen Domizilwechsel handelt, an der 
angegebenen Stelle zu erfolgen. 

Wer bei Fälligkeit einen Wechsel an den vorzeigen- 
den Inhaber zahlt, wird, vorausgesetzt dass kein Ein- 
spruch gegen die Zahlung erhoben war, durch diese Zah- 
lung befreit, selbst wenn derjenige, welcher den Wechsel 
vorzeigte, nicht der Wechselberechtigte war (Art. 145). 
Natürlich kann der wahre Berechtigte von dem Nicht- 
berechtigten Ersatz verlangen. Der Wechselschuldner 
wird durch* die Zahlung auch dann befreit, wenn der 
Wechselinhaber entmündigt oder in Fallit geraten war. 
Dagegen tritt die Befreiung nicht ein, wenn aus dem 
Wechsel selbst (z. B. aus der Reihenfolge der Indossa- 
mente) hervorgeht, dass der Wechselinhaber nicht der 
Wechselberechtigte ist, oder wenn der Verpflichtete vor 
der Fälligkeit gezahlt hat (Art. 144). Zu einer Zahlung 
vor Fälligkeit ist der Wechselschuldner nicht berechtigt 
(Art. 146 des HOB.; anders bei gewöhnlichen Schulden 
Art 1187 des BGB. und beim Warrant, Art*. 6 des Ges. 
vom 28. 5. 1858). 

Der Wechselberechtigte muss eine bei Fälligkeit an- 
gebotene Teilzahlung annehmen und wegen des Restes 
den Wechsel protestieren lassen (Art. 156 des HGB.). 
Wenn der Wechselberechtigte den Wechselbetrag nicht 
rechtzeitig einfordert, so kann der Wechselschuldner, wenn 
ihm der Gläubiger bekannt ist, sich dadurch befreien, 
dass er diesem gemäss Art. 1257 ff*, des BGB. Zahlung 
anbietet und den Wechselbetrag bei der Hinterlegungs- 
stelle hinterlegt. Ist dem Schuldner der Gläubiger nicht 
bekannt, wie dies die Regel sein wird, so kann der 
Schuldner nach drei Tagen den Wechselbetrag bei der 
Hinterlegungsstelle niederlegen (Ges. v. 6. Thermidor III). 
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Gemäss Art. 157 des HGB. kann das Gericht keinerlei 
Aufschub zur Zahlung eines Wechsels bewilligen. In der 
französischen Praxis pflegt jedoch ein Aufschub von 25 
Tagen seitens der Gerichte gewährt zu werden (s. unten 
Art. 157 Anmerkung). 

Über Ehrenzahlung s. unten S. 74 (IX, 2). 

VIII. Regress mangels Zahlung. 

(Art. 160-165, 177-186 des HGB.) 

Wird der Wechsel nicht rechtzeitig eingelöst, so 
muss der Wechselinhaber den Wechsel protestieren lassen 
(Art. 160 — 163). Alsdann kann er sowohl vom Aussteller 
wie von seinen Vorindossanten einzeln oder gleichzeitig 
Zahlung verlangen (Art. 164). Der Wechselinhaber, der 
sein Rückgriffisrecht ausüben will, kann (da Akzeptant 
und Indossanten als Gesamtschuldner haften, Art. 140 
des HGB.) auch einen beliebigen Wechselverpflichteten 
herausgreifen. Er muss ihm den Protest zustellen und 
mangels Zahlung der Wechselsumme und der Kosten 
innerhalb der in Art. 165 angegebenen Fristen Klage er- 
heben. Die Klage kann bei dem Handelsgerichte des 
Ortes, an dem der Wechsel zahlbar war oder am Wohn- 
sitz jedes wechselmässig verpflichteten Schuldners er- 
hoben werden. Der Verklagte kann seinerseits seine 
Vormänner verklagen, muss diese Klage jedoch binnen 
zwei Wochen (vom Tage nach Empfang seiner eigenen 
Vorladung gerechnet) erheben (Art. 167 und 169). 

Der Wechselinhaber kann auch durch einen Rtick- 
wechsel Regress nehmen (vgl. Art. 177—186 des HGB.), 
doch ist diese Art der Regressnahme ziemlich in Ab- 
nahme begrifien. 

Das Gesetz gibt in Art. 172 des HGB. dem Inhaber 
eines protestierten Wechsels die Möglichkeit, gegen den 
Wechselschuldner ausser mit der Rückgrifi*sklage noch in 
der Weise vorzugehen, dass er die einstweilige Beschlag 
nähme des Mobiliarvermögens des Schuldners erwirkt: 
Von dieser Möglichkeit wird jedoch in Paris nur in Aus 
nahmefäUen Gebrauch gemacht. 
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IX. Intervention. 

1. IntervetUion mangels Annahme (Ehrenäksept) 
(Art. 126—128 des HGB,). Wird der Wechsel nicht ak- 
zeptiert, so kann ein Dritter als Intervenient sein Akzept 
geben (Art. 126). Der Intervenient muss denjenigen, für 
den er eingetreten ist, unverzüglich benachrichtigen 
(Art. 127). Die Rechte des Wechselinhabers gegenüber 
Aussteller und Indossanten werden durch das Ehrenak- 
zept nicht berührt. 

Wenn mehrere den Wechsel im Wege der Inter- 
vention akzeptieren, so gelten die Akzepte nebeneinander. 

Nach Art. 117 Abs. 1 des HGB. spricht, wenn ein 
Wechselakzept gegeben ist, die Vermutung dafür, dass 
der Bezogene dem Aussteller den Wechselbetrag schuldete. 
Wenn diese gesetzliche Vermutung im Einzelfall nicht 
zutrifft, empfiehlt es sich daher, das Akzept zu verwei- 
gern und gegebenenfalls nach erhobenem Protest ehren- 
halber zu akzeptieren. 

2. Intervention mangels Zahlung (Ehrensahlung) 
(Art. 158 und 159 des HOB.). Wer einen Wechsel im 
Wege der Intervention zahlt, tritt in die Rechte und 
Pflichten des Wechselinhabers ein. Durch die Zahlung 
werden die nachfolgenden Indossanten frei. Erbieten sich 
mehrere Personen zur Zahlung, so erhält diejenige den 
Vorzug, durch deren Zahlung die meisten Wechselver- 
pflichteten befreit werden. 

X. Wechselduplikate und Wechselkopien. 

1. Wechselduplikate (Art. 110, 147 und 148 des HGB.). 
Das französische Recht kennt Prima-, Sekunda-, Tertia*, 
Quarta- usw. Wechsel. Jedes Duplikat enthält die An- 
gabe, ob die Zahlung auf Grund des Prima-, Sekunda- 
usw, Exemplars verlangt werden kann, sowie femer den 
Vermerk, dass die Zahlung des genannten Exemplars die 
übrigen Duplikate zum Erlöschen bringt. 

2. Wechselkopien. Im Gesetze nicht erwähnt ist die 
Wechselkopie, die aber gleichwohl der französischen 
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Praxis nicht unbekannt ist. Die Kopie muss erkennen 
lassen, wie weit sie als Kopie reicht. Der Inhaber der 
Wechselkopie kann seine Rechte nur geltend machen, 
wenn auch das Original in seinem Besitze ist. 

XI. Verlorene Wechsel. 

(Art. 149—155 des HGB.) 

Geht ein Wechsel verloren, so kann sich der Eigen- 
tümer gegen Verluste dadurch sichern, dass er den 
Wechselverpflichteten den Verlust anzeigt (Art. 149 des 
HOB.; ebenso wenn der Inhaber in Fallit geraten ist) 
Enthielt der verlorene Wechsel kein Akzept, so kann der 
Berechtigte die Zahlung ätrf Gttmd eines Duplikats ver- 
folgen (Art. 150); trug der Wechsel dagegen bereits das 
Akzept, so kann der Wech^ielberechtigte Zahlung nur 
verlangen, wenn er eine richterliche Verfügung erwirkt 
und Sicherheit geleistet hat (Art. 151, 152). Verweigert 
der Wechselschuldner die Zahlung, so muss der Wechsel- 
berechtigte Protest erheben lassen (Art. 153). 

XII. Wechselfälschungen. 

(Art. 112 des HGB.) 

Das französische Recht enthält in Art. 112 die Be- 
stimmung, dass ein Wechsel nur als einfaches Zahlungs» 
versprechen anzusehen ist, wenn sich derjenige, der einen 
Wechsel unterschreibt, entweder einen unrichtigen Namen 
oder eine unrichtige Eigenschaft (z. B, Bankier anstatt 
Fabrikant) beigelegt hatte. 

Die Tragweite dieser Bestimmung ist streitig. Streitig 
aber wohl zu bejahen ist die Frage, ob diejenigen, welche 
auf einen verfälschten Wechsel ihre ordnungsmässige 
Unterschrift gesetzt haben , wechselmässig verpflichtet 
sind. 

XIII. Wechselverjährung. 

(Art. 165-170, 189 des HGB.) 

Gegenüber dem Akzeptanten und den Indossanten 
verjährt ein ordnungsmässig protestierter Wechsel, wenn 
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nicht binnen der vom Gesetze genannten Frist Klage er- 
hoben wird. Diese Frist wechselt je nach der Entfer- 
nung zwischen zwei Wochen und acht Monaten (vgl. Art. 
165-169). 

Der Aussteller wird in gleicher Weise befreit, wenn 
er nachweist, dass bei Fälligkeit des Wechsels Deckung 
vorhanden war. In diesem Falle haftet nur noch der Be- 
zogene weiter (Art. 170). 

Wenn eine Verurteilung nicht erfolgte, die Wechsel- 
schuld auch nicht anerkannt wurde, so verjähren die 
wechselmässigen Verpflichtungen spätestens innerhalb 
fünf Jahren (Art. 189), Streitig ist, ob nach der Ver- 
jährung der Wechselschuld auf das ursprüngliche Schuld- 
verhältnis zurückgegriffen werden kann, wenn für dieses 
eine längere Verjährungsfrist besteht, jedoch pflegt die 
Praxis eine derartige Klage für zulässig zu halten. 

Über die Ansprüche des Inhabers eines verjährten 
Wechsels s. u. XIV, Art. 171. 

XIV. Wechselbereicherungsklage. 

(Art, 171 des HGB.) 

Hat der Aussteller oder ein Indossant nach Ablauf 
der für die Protesterhebung, für die Zustellung des Pro- 
testes oder der Klage bestimmten Fristen den Wechsel- 
betrag durch Zahlung, Aufrechnung oder auf andere Art 
erhalten, so bleibt das Recht des Wechselinhabers, 
seinerseits Zahlung zu verlangen, gegenüber den ge- 
nannten Personen erhalten (Art. 171). 

Über die Klage aus dem ursprünglichen Schuldver- 
hältnis s. o. XIII, S. 76. 

XV. Wechselprotest. 

(Art. 119, 173—176 des HGB.) 

Wenn der Bezogene sich weigert, den Wechsel zu 
akzeptieren oder wenn die rechtzeitige Zahlung des 
Wechsels unterbleibt, so muss der Wechsel protestiert 
werden (Art. 119, 173 des HOB.). Der Protest wird von 
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einem Gerichtsvollzieher oder einem Notar aufgenommen. 
Die Beiziehung von Zeugen ist zwar durch Art, 173 vor* 
geschrieben, jedoch durch Dekret vom 23. März 1848 für 
nicht mehr erforderlich erklärt. Bezüglich der Einzel- 
heiten der Protestaufnahme und der Protesturkunde s. Art^ 
173-176 des HGB. 

Von der Protesterhebung ab ist die Wechselsumme 
mit 5 ^Iq zu verzinsen. Trotzdem das Gesetz den Pro- 
test in den Art. 163 und 175 des HGB. für unbedingt 
erforderlich erklärt, hat die Praxis die gesetzlichen Vor- 
schriften gemildert. 

1. Protesterlass. Enthält der Wechseltext den Ver- 
merk „Zurück ohne Kosten** (retour sans frais) oder 
„ohne Kosten", so ist die Aufnahme des Protestes und 
die Erhebung der Klage binnen zwei Wochen nicht er- 
forderlich. Ist die Klausel einem Indossament beigefügt, 
so sind die genannten Förmlichkeiten seitens des be- 
treflfenden Indossanten und seiner Nachleute erlassen. — 
Nach französischer Praxis kann der Protesterlass, wenn 
er nicht aus dem Wechsel selbst hervorgeht, aus den 
Umständen gefolgert werden. — Ist der Protest erlassen, 
so hat der Berechtigte nachzuweisen, dass er den Wechsel 
rechtzeitig präsentiert hat. Er kann innerhalb der nächsten 
zwei Wochen oder innerhalb eines angemessenen Zeit- 
raumes von den übrigen Wechselverpflichteten Zahlung 
verlangen. 

Wird trotz des Protesterlasses seitens des Wechsel- 
berechtigten Protest erhoben, so ist streitig, ob der Be- 
rechtigte Ersatz der Protestkosten beanspruchen kann. 
Die Frage ist aber wohl zu verneinen. 

2. Weitere Milderungen der strengen Formvorschriften 
haben sich in der Praxis dadurch herausgebildet, dass in 
den Städten es dem Gerichtsvollzieher meist unmöglich 
ist, persönlich während der Bureaustunden die zahlreichen 
Wechselproteste zu erheben. Er betraut daher seine An- 
gestellten mit der Vorzeigung des Wechsels. Ein solcher 
Angestellter ist nicht befugt, Proteste aufzunehmen oder 
Abschriften der Protesturkunde zu erteilen; in der Tat 
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sind jedoch Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften 
in Paris nicht selten, obwohl Art, 258 des Strafgesetz- 
buches die unberechtigte Vornahme dieser Handlungen 
mit Gefängnisstrafe bedroht. — Die Praxis hat femer 
die Protestfrist auf vier Tage verlängert. Der Gerichts- 
vollzieher pflegt jedoch der Protesturkunde das von dem 
Gesetze verlangte frühere Datum zu geben. Weitere 
Verzögerungen entstehen bisweilen dadurch, dass der 
Gerichtsvollzieher dem Wechselschuldner eine Frist zur 
Zahlung bewilligt, auch wenn er hierzu vom Wechsel- 
gläubiger nicht ermächtigt worden ist. 

Das deutsche Recht hat alle diese Schwierigkeiten 
dadurch vermieden, dass es eine dreitägige Protestfrist 
setzt und eine vereinfachte Form des Wechselprotestes 
kennt, insbesondere auch einen Wechselprotest durch 
Vermittlung der Post zulässt. 

XVI. Inkassomandat. 

Art. 138 des HGB. enthält die Bestimmung, dass 
ein Indossament, welches entweder nicht datiert ist, oder 
welches nicht erkennen lässt, dass der Gegenwert ge* 
geben ist, oder welches endlich nicht den Namen des- 
jenigen enthält, an dessen Ordre indossiert wird, nicht den 
Übergang des Eigentums am Wechsel zur Folge hat, 
sondern nur als ein Auftrag zur Einkassierung (Inkasso- 
mandat) anzusehen ist. Der Indossant kann seinen dahin 
gerichteten Willen auch dadurch zum Ausdruck bringen, 
dass er in das Indossament die Formel „valeur en pro- 
curation" einsetzt, Soll das Indossament den Wechsel- 
inhaber lediglich zur Einziehung der Forderung legi- 
timieren, so ist der Inhaber verpflichtet, den Wechsel dem 
Wechselschuldner rechtzeitig zu präsentieren, mangels 
Zahlung Protest erheben zu lassen und die übrigen 
Wechselverpflichteten nach Zustellung des Protestes 
rechtzeitig zu verklagen. Alsdann können ihm alle Ein- 
reden entgegengesetzt werden, welche gegen seinen Auf- 
traggeber bestehen. Hat er den Wechselbetrag erhalten, 



— 79 — 

SO hat er ihn an den Berechtigten abzuführen. — Das 
Inkassomandat ist jederzeit widerruflich. Es endet ohne 
weiteres, wenn der Wechseleigentümer oder sein Beauf- 
tragter in Fallit gerät. — Nach der französischen Praxis 
ist der Inkassomandatar auch berechtigt, den Wechsel 
seines Auftraggebers zu diskontieren. 

Ging die Absicht der Parteien dahin, das Eigentum 
am Wechsel zu tibertragen, so bildet die Vorschrift des 
Art. 138 des HGB. kein Hindernis, soweit das innere 
Verhältnis zwischen dem Wechselinhaber und seinem 
Vormann in Betracht kommt. Der Eigentümer ist diesem 
keinerlei Rechenschaft schuldig und kann seinen Vor- 
mann wie jeden anderen Wechselverpflichteten in An- 
spruch nehmen. Dritten gegenüber gilt der Eigentümer 
aber nur als Inkassomandatar und muss sich daher die 
Einreden aus der Person seines Vormannes entgegen- 
setzen lassen. 

XVII. Gefälligkeitswechsel. 

Das französische Handelsgesetzbuch bestimmt in 
Art. 110, dass der Wechsel u, a. die Valuta angeben 
muss, die in Bargeld, in Waren, in Rechnung oder in 
anderer Weise gegeben wurde. Obwohl beim Gefällig- 
keitswechsel keinerlei Gegenwert gegeben wird, hat die 
französische Praxis keinerlei Bedenken getragen, den 
Gefälligkeitswechsel für rechts wirksam anzusehen. Dritten 
gegenüber, welche nicht erkennen, ob es sich um einen 
Gefälligkeitswechsel handelt, verpflichtet sich derjenige, 
der seine Unterschrift aus Gefälligkeit auf den Wechsel 
setzt, in gleicher Weise wie derjenige, welcher den Gegen- 
wert empfangen hat. Im inneren . Verhältnis oder den- 
jenigen Dritten gegenüber, welchen die Sachlage bekannt 
ist, kann dagegen einrede weise geltend gemacht werden 
dass Valuta nicht gegeben wurde, und dass daher der in 
Anspruch genommene angebliche Schuldner zur Zahlung 
nicht verpflichtet sei. 
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ll. Abschnitt. 

Der eigene Wechsel (billet ä ordre). 

(Art. 187-188 des HGB.) 

Der eigene Wechsel ist in der französischen Praxis 
verhältnismässig selten, was zum Teil seine Erklärung 
dadurch findet, dass das ^billet ä ordre '^ in mancher 
Hinsicht nicht, wie im deutschen Recht, als ein wirklicher 
Wechsel angesehen wird. 

Die Vorschriften des gezogenen Wechsels über Fällig- 
keit, Indossament, Gesamtschuldverhältnis, Wechselbürg- 
schaft, Zahlung, Zahlung durch Intervention, Protest, 
Rechte und Pflichten des Inhabers, Regress und Zinsen 
finden auf den eigenen Wechsel Anwendung (Art. 187)< 
Er muss den Geldbetrag, die Zeit der Zahlimg und die 
Valuta angeben; er muss ferner ein Datum tragen und 
den Namen desjenigen bezeichnen, an dessen Ordre er 
gestellt ist (Art. 188). 

Im Gegensatz zum gezogenen Wechsel gilt die Aus- 
stellung eines eigenen Wechsels nicht stets als ein 
^Handelsgeschäft** in dem S. 4 erörterten Sinne. Hier- 
aus folgt, dass das Handelsgericht nicht schlechthin für 
Klagen aus dem eigenen Wechel zuständig ist. Die fünf- 
jährige Verjährungsfrist läuft gegen eigene Wechsel nur, 
wenn sie von Kaufleuten unterschrieben sind oder wenn 
im gegebenen Falle die Ausstellung des eigenen Wechsels 
ein Handelsgeschäft war, (Art. 189 des HGB.) 



Fünftes Buch. 

Konkumreoht. 

(Art 437—614 des HGB. und Ges. vom 4. März 1889 
betreffend die gerichtliche Liquidation.) 

I. Vermögensverfall der Nichtkaufleute (döconfiture). 

Das französische Recht kennt einen Konkurs im 
Sinne des deutschen Rechts nur für Kau/leute, welche 
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ihre Zahlungen eingestellt haben. Der Vermögens verfall 
der Nichtkautleute (döconfiture) hat nicht zur Folge, dass 
die Gläubiger eine Organisation bilden, für welche eine 
gleichmässige Verteilung des Vermögens des Schuldners 
in die Wege geleitet wird; vielmehr behält jeder Gläu? 
biger volle Handlungsfreiheit. Der Konkurs eines Kauf-- 
manns wird im französischen Recht Fallit (faillite) ge-» 
nannt, 

II. Gerichtliche Liquidation. 

Für Kaufleute und Handelsgesellschaften, welche 
ohne eigenes Verschulden zahlungsunfähig geworden sind, 
hat das Gesetz vom 4, 3. 1889 einen Ausweg geschaffen, 
der gestattet, den Fallit zu vermeiden, der das Ansehen 
des Gemeinschuldners in der schärfsten Weise herabzu- 
setzen und ihn zu verhindern pflegt, seine finanzielle Lage 
später zu verbessern. Das Handelsgericht kann, wenn 
es nach Lage der Sache dies für angebracht erachtet, 
den Schuldner zur Rechtswohltat der gerichtlichen Liqui- 
dation zulassen. Der Schuldner muss binnen zwei Wochen 
nach erfolgter Zahlungseinstellung den Antrag auf Zu- 
lassung zur gerichtlichen Liquidation stellen und seinem 
Gesuch eine Bilanz und eine Liste seiner Gläubiger bei- 
fügen (Art. 2 des Ges. vom 4. 3. 1889). Wenn das Han- 
delsgericht dem Gesuche stattgibt (durch Urteil, gegen 
welche» ein Rechtsmittel nicht gegeben ist, Art. 4), so 
wird im Urteil zugleich ein Mitglied . des Gerichts als be- 
auftragter Richter bezeichnet, welcher die Leitung der 
gerichtlichen Auseinandersetzung hat. Alsdann werden 
die Gläubiger aufgefordert, zu einer Gläubigerversamm- 
lung zu erscheinen. Diese Versammlung wählt die Li- 
quidatoren und erforderlichenfalls Kontrolleure (Art. 9); 
die letzteren haben insbesondere die Bücher des Schuld- 
ners nachzuprüfen und die Handlungen der Liquidatoren 
zu überwachen (Art. 10). Von Erlass des Liquidations- 
urteils ab haben die Gläubiger bei der Gerichtsschreiberei 
ihre Forderungen anzumelden und gleichzeitig ihre genaue 
Adresse anzugeben; dabei müssen sie diejenigen Beläge 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. Q 
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überreichen, durch welche ihre Forderungen glaubhaft 
gemacht werden (Art. 1 1). Die angemeldeten Forderungen 
werden in der Gläubigerversammhuig geprüft (Art. 12). 
Zwei Wochen nach dem ersten Prüfungstermin findet ein 
letzter Prüfungstermin statt (Art. 13), und nach weiteren 
zwei Wochen versammeln sich die Gläubiger, um über 
ein Konkordat Beschluss zu fassen (Art. 14). Dieses Kon- 
kordat muss die Zustimmung der Mehrheit der Gläubiger 
finden und diese Mehrheit muss zwei Drittel der Forde- 
rungen repräsentieren. Das Gericht bestätigt sodann das 
Konkordat und trifft die noch notwendig werdenden wei- 
teren Anordnungen (Art. 15). Kommt das Konkordat 
nicht zustande oder stellt sich heraus, dass die Voraus- 
setzungen zur Bewilligung der gerichtlichen Liquidation 
nicht vorliegen, so erklärt das Handelsgericht den Fallit 
des Schuldners (Art. 19). 

Der Hauptunterschied zwischen der gerichtlichen 
Liquidation und dem Fallit besteht hiemach darin, dass 
im Falle der gerichtlichen Liquidation der Schuldner 
Herr seines Vermögens bleibt, dieses mit Hilfe der Li- 
quidatoren weiter verwaltet imd sich mit seinen Gläubigern 
schliesslich im Vergleichswege auseinandersetzt, während 
er im Falle des Fallits die Verfügungsbefugnis über sein 
Vermögen verliert, in das sich seine Gläubiger teilen. 

III. Fallit. 

1. Die Falliterklärung. 

Kaufleute und Handelsgesellschaften, die ihre Zah- 
lungen eingestellt haben, werden durch Urteil des Han- 
delsgerichts fallit erklärt. Ist die in Fallit geratene 
Firma diejenige eines Einzelkaufmanns oder einer oflfenen 
Handelsgesellschaft, so ergreift der Fallit auch das per- 
sönliche Vermögen der Gesellschafter. Bei der Kom- 
manditgesellschaft und bei der Aktienkommanditgesell- 
schaft berührt der Fallit, abgesehen von dem Vermögen 
der Gesellschaft, nur das Vermögen der persönlich haf- 
tenden Gesellschafter. Der Fallit der Aktiengesellschaft 
trifft nur das Gesellschafts vermögen. 

Das Urteil, welches die Falliterklärung ausspricht, 
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ergeht auf Antrag des Schuldners oder auf Antrag eines 
oder m^rerer* Gläubiger oder von Amtswegen. Es er- 
nennt gleichzeitig einen beauftragten Richter zur Über* 
ivachung des Fallits (juge-commissaire) sowie einen Fallit- 
verwalter (syndic) und setzt femer den Zeitpunkt der 
Zahlungseinstellung fest. Das Falliturteil wird öffentlich 
bekannt gemacht. 

Infolge des Falliturteils verliert der Schuldner die 
Befugnis, über sein Vermögen zu verfügen. Die Ver- 
waltung geht auf den oder die Fallit Verwalter über, 
ivelche auch in die schwebenden . Prozesse eintreten. 
Eine Verfolgung ; des Schuldners durch einen einzelnen 
Gläubiger ist, solange der Fallit besteht, ausgeschlossen. 
Weiter ist noch hervorzuheben, dass durch das Fallit- 
urteil die Fälligkeit aller Schulden des Gemeinschuldners 
herbeigeführt wird und dass der Lauf der Zinsen unter- 
brochen wird. 

Den Gläubigern gegenüber nichtig sind die Hand- 
lungen, welche der Gemeinschuldner innerhalb der letzten 
zehn Tage vor der Zahlungseinstellung vorgenommen 
hat, wenn ein Gegenwert nicht gegeben wurde, femer 
seine Zahlungen innerhalb der angegebenen Frist, wenn 
die bezahlten Forderungen noch nicht fällig waren, end- 
lich überhaupt alle Zahlungen, die in anderer Weise als 
in bar oder in Handelspapieren erfolgten (Art. 446 des 
HGB.). Ferner können die Zahlungen des Schuldners 
für nichtig erklärt werden, wenn sie nach der Zahlungs- 
einstellung erfolgten und dem befriedigten Gläubiger 
•diese Zahlungseinstellung bekannt war (Art, 447); bezüg« 
lieh der Hypotheken, Privilegien und Wechsel vgl. Art 
448, 449 des HGB. 

2. Verwaltung der Fallitmasse. 

Die Fallitmasse wird von Fallitverwaltem (syndics), 
die provisorisch durch das Falliturteil, endgültig durch die 
Gläubigerversammlung ernannt werden, unter Aufsicht 
des beauftragten Richters (juge-commissaire) und des Han- 
delsgerichts verwaltet. Eventuell werden zur Überwachung 
der Fallitverwalter noch Kontrolleure ernannt. 
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a) Fallitverwalter. 

Je nach Erfordernis werden 1—3 Fallitverwalter er-> 
Hannt, auf welche die Verwaltung des Vermögens des 
Schuldners tibergeht. Gleich nach ihrer Ernennung durch 
das Gericht haben sie die Abnahme der gerichtlich an^ 
gelegten Siegel zum Zwecke der Errichtung eines In- 
ventars zu veranlassen. Sie haben das Inventar genau 
aufzustellen, die Bücher und Wertgegenstände an sich zu 
nehmen und deren Empfang zu quittieren. Ferner haben 
sie unter Aufsicht des Fallitrichters die Aussenstände 
einzuziehen und die vorhandene Masse zu Verwerten. 
Insbesondere haben sie diejenigen Handlungen vorzu- 
nehmen, die zur Erhaltung der Masse, zur Verhinderung^ 
ihrer Entwertung und zur Sicherung der Gläubiger er- 
forderlich sind. Die eingehenden Beträge sind, soweit^ 
sie nicht unmittelbar zur Deckung der laufenden Aus- 
gaben benötigt werden, bei der Hinterlegungsstelle zu 
deponieren. Innerhalb zweier Wochen nach Übernahme 
ihres Amtes haben die Fallitverwalter dem Fallitrichter 
einen eingehenden schriftlichen Bericht über die Lage des^ 
Fallits zu erstatten. Dieser Bericht wird der Staats- 
anwaltschaft weitergegeben und bildet die Grundlage für^ 
eine etwaige Strafverfolgung. ' 

Spätestens zwei Wochen nach der Falliterklärung 
hat der Fallitrichter die Gläubiger zu einer Versammlung 
zu berufen. Diese Versammlung berät u. a. auch über 
die Beibehaltung der bisherigen oder über die Wahl neuer 
Fallitverwalter. Auf Grund des Versammlungsprotokolls' 
bestätigt das Gericht entweder die Verwalter in ihrem 
Amte oder ernennt andere Verwalter. 

Die Fallitverwalter erhalten für ihre Mühewaltung- 
eine Entschädigung, deren Höhe das Gericht festsetzt. 

b) Fallitrichter (juge-commissaire). 

Zur Überwachung der Fallitverwalter ist in erster* 
Linie der Fallitrichter berufen. Als solchen delegiert das^ 
Handelsgericht eines seiner Mitglieder. Dieser beauf-> 
tragte Richter soll gleichzeitig darauf hinwirken, dass* 
das Fallitverfahren möglichst bald erledigt wird. Er ent-* 
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scheidet die sich erhebenden Streitfragen und berichtet 
üerüber erforderlichenfalls dem Handelsgericht. 
• c) Kontrolleure. 

Art. 9 des Gesetzes vom 4. 3, 1889 Über die gericht- 
liche Liquidation, welchernach Art. 20 Abs. 2 des gleichen 
^Gesetzes auf den Fallit Anwendung findet, bestimmt, dass 
die Gläubigerversammlung einen oder zwei Kontrolleure 
wählen kann. Die Kontrolleure versehen ihr Amt un- 
«entgeltlich. Sie haben namentlich die Bücher imd den 
vom Gemeinschuldner vorgelegten Bericht über seine Ver- 
mögenslage nachzuprüfen und die Fallitverwalter zu über- 
rwachen. Über die Erhebung oder Fortsetzung von Klagen, 
.welche die Fallitmasse betreffen, haben die Fallitver- 
•walter die Kontrolleure zu befragen. 
. d) Die Fallitgläubiger und ihre Forderungen, 
Fallitverfahren und Beendigung des Fallits, 

Sobald das Falliturteil erlassen ist, können die GlüUr 
ibiger dem Gerichtsschreiber ein Verzeichnis ihrer For- 
derungen nebst Belägen zum Nachweis ihrer Richtigkeit 
übersenden. Der Gerichtsschreiber erteilt hierüber Quit- 
otung (Art. 491). Der beauftragte Fallitrichter beruft die 
ibekannt gewordenen Gläubiger zur ersten Gläuhigerver- 
Sammlung (assembl^e de syndicat). In dieser Versamm- 
iung wird die allgemeine Lage des Fallits erörtert und 
-die Beibehaltung der bisherigen oder die Wahl anderer 
Fallitverwalter besprochen (Art. 462). Nach dieser Ver- 
sammlung werden die Gläubiger durch Mitteilung des 
<Jerichtsschreibers und durch Zeitungsinserate aufgefordert, 
hinnen 20 Tagen (für auswärtige Gläubiger wird diese 
Frist entsprechend Art, 73 der Ziyilprozessordnung ver- 
längert) bei dem Fallitverwalter oder bei dem Gerichts- 
scheiber ihre Forderungen anzumelden und gleichzeitig 
^egen Quittung die Belege hierfür zu übergeben (Art. 492). 
J^ach Ablauf der Anmeldefrist wird die sweite Gläubiger- 
Versammlung berufen (assembl6e de v6rification et d'affir- 
mation de cr^ances Art. 493), in welcher unter Vorsitz 
^es Richters über jede angemeldete Forderung zwischen 
<iem Fallitverwalter und dem Gläubiger verhandelt wird. 
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Die übrigen Gläubiger und der Gemeinschuldner können 
ihre Einwendungen gegen die Forderungen vorbringen 
(Art, 494). Der Richter kann die Beibringung der Bücher 
des Gläubigers oder die Beibringung eines richterlich be- 
glaubigten Buchauszugs zum Nachweis der Forderung 
verlangen. Das Versammlungsprotokoll dieser Versamm- 
lung enthält eine Tabelle, in welche die Forderungen und 
die zugehörigen Beläge einzutragen sind ; gleichzeitig: 
wird ein Vermerk gemacht, ob die Forderungen bestritteni 
oder anerkannt werden (Art. 495). Wird die Forderung 
anerkannt, so wird dies auf dem Forderungstitel vermerkt 
(Art. 497). Wird die Forderung dagegen bestritten, so* 
kann der Fallitrichter die Streitfrage dem Gericht über- 
weisen; das Gericht beschliesst dann gewöhnlich, dass- 
vor dem Fallitrichter ein Verfahren über die Rechtmässig- 
keit der Forderung stattzufinden habe. Alsdann sind die 
erforderlichen Nachweise dem Fallitrichter zu unterbreiten^ 
welcher dann über die Berechtigung der Forderung aur 
Grund des ihm vorgelegten Materials entscheidet (Art^ 
498 — 501). Macht ein Gläubiger eine bevorrechtigte For- 
derung geltend und wird lediglich das Vorrecht be- 
stritten, so nimmt der Gläubiger Atn Verfahren als ge- 
wöhnlicher Gläubiger bis zum Nachweis seines Vorrechts- 
teil (Art. 501). Spätestens binnen einer Woche nach er- 
folgter Prüfung der Forderung muss jeder Gläubiger dem 
Fallitrichter gegenüber die Erklärung abgeben, dass die 
angemeldete Forderung zu Recht bestehe und nicht fingiert 
sei (Art. 497 am Ende); wird diese Erklärung nicht oder 
nicht rechtzeitig abgegeben, so werden die säumigen 
Gläubiger bei den Abschlagsverteilungen nicht berück- 
sichtigt. Sie können jedoch nachträglich Einspruch („Op- 
position") einlegen und dadurch die Berücksichtigung 
ihrer Forderung bei den späteren Verteilungen herbei- 
führen, müssen in diesem Falle jedoch die Kosten des 
Einspruchs tragen (Art. 503). 

Nachdem dem Richter die Erklärungen über das Be- 
stehen der Forderungen abgegeben worden sind, wird 
die dritte Gläubtgerversammlung (Rssemhl€e de concordat) 
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berufen, an welcher auch der Gemeinschuldner teilnehmen 
muss. Die Fallitverwalter erstatten einen Bericht und 
der Gemeinschuldner macht Vorschläge über eine Been- 
digung des Verfahrens durch Vergleich (Art. 504—506). 
Nach dem Inhalt des Vergleichs verpflichtet sich der 
Schuldner entweder zur Zahlung einer Quote oder gemäss 
Art. 541 des HGB. zur Abtretung seines Vermögens. Ein 
Vergleichsvorschlag gilt als angenommen, wenn die Mehr- 
heit der nicht bevorrechtigten Gläubiger, welche ausser- 
dem drei Viertel aller anerkannten Forderungen vertreten, 
dafür stimmen (Art. 507). Hat nur eine der genannten 
Mehrheiten in der Versammlung dem Vergleichsvorschlage 
zugestimmt, so wird zum gleichen Zwecke eine zweite 
Versammlung binnen einer Woche berufen. Die in der 
ersten Konkordatsversammlung vertretenen Gläubiger 
brauchen dieser Versammlung nicht beizuwohnen, wenn 
sie bei ihrer Abstimmung verbleiben wollen (Art. 5Ö8 — 
509). Konunt der Vergleich (concordat) zustande, so wird 
er dem Handelsgericht vorgelegt. Dieses prüft etwaige 
Einsprüche gegen den Vergleich und untersucht, ob der 
Vergleich statthaft ist (Art. 509—512), und bestätigt ihn, 
wenn Hinderungsgründe nicht vorliegen. 

Ist der Vergleich durch die Bestätigung des Gerichts 
rechtskräftig geworden, so wird die vierte Gläubigerver* 
Sammlung (assembl^e d'union) berufen. Die Fallitver- 
walter legen dem Gemeinschuldner in Gegenwart des 
Fallitrichters Rechnung ab und übergeben ihm seine Bücher 
sowie die übrigen noch in ihrem Besitz befindlichen Ge- 
gensttode. Erheben sich Streitfragen, so entscheidet 
hierüber das Gericht (Art. 516—519). 

Kommt ein Kordat nicht zustande oder wird es vom 
Gericht wieder, annulliert, so entsteht der „Gläubigerver- 
band" (Union des cr^anciers, Art. 529 — 541 des HGB.), 
Die Fallitverwalter liquidieren die gesamte Fallitmasse 
(Art. 532, 534 des HGB.). Die Gläubiger sind mindestens 
alljährlich zu einer Versammlung zu berufen, in welcher 
die Fallitverwalter über den Stand des Verfahrens Bericht 
erstatten (Art. 536). Ist die ganze Fallitmasse flüssig ge- 
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macht und an die Gläubiger verteilt, so werden die Gläu- 
biger zu einer letzten Versammlung (assembl^e d'union) 
berufen. Die Fallitverwalter legen in Gegenwart des 
.Gemeinschuldners die Schlussrechnung ab. Damit ist 
■das Fallitverfahren beendet 
: e) Der Gemeinschuldner. 

Durch die Eröffnung des Fallits verliert der Gemein- 
schuldner die Befugnis, über sein Vermögen zu verfügen. 
(Anders bei der gerichtlichen Liquidation s. oben S. 82.) 
Nimmt er trotzdem irgend welche Handlungen vor, so 
sind sie für die Masse unverbindlich, jedoch haftet er 
hieraus persönlich mit seinem nach Beendigung des Fallits 
etwa noch vorhandenen oder später zu erwerbenden Ver- 
mögen. Er behält die Verfügung über sein Vermögen, 
soweit es durch die Gesetze für unpfändbar erklärt wird 
(vgl. z. B. Art. 581, 582, 592 der ZPO.; Ges. vom 12. 1. 
1895 über die Beschlagnahme des Dienstlohnes). Der 
Gemeinschuldner verliert durch die Falliterklärung ferner 
eine Reihe politischer Rechte. 

Der Gemeinschuldner ist verpflichtet, die Fallitver- 
walter bei ihrer Arbeit zu unterstützen. Die näheren Be- 
dingungen (Entschädigung usw.) setzt der Fallitrichter 
fest (Art. 488). Aus der Masse kann ihm und seiner Fa- 
milie seitens der Verwalter unter Zustimmung des Richters 
eine Unterstützung gewährt werden (Art. 474). Er ist 
ferner zur Schliessung der Bücher (Art, 475) und zu Ver- 
gleichen heranzuziehen. Sein Widerspruch bringt einen 
Vergleich, der sich auf Immobilien bezieht, zum Scheitern 
(Art. 487). 

3. Über die Rehabilitation des Gemeinschuldners vgl. 
Art. 605—614 des HGB. (mit Novellen vom 30. 12. 1903; 
31. 3. 1906 und 23. 3. 1908), über seine Bestrafung wegen 
Bankrott siehe Art 584-603 des HGB. 
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Anhang. 



I. Sachliche Zuständigkeit der Gerichte^ Rechtsmittel 

und Fristen. 

1. Zivilsachen nicht handelsrechtlicher Natur werden 
in unterster Instanz vom Friedensrichter (juge de paix) 
abgeurteilt, welcher für alle persönlichen oder Mobiliar- 
klagen zuständig ist, bei welchen die Höhe des Streit- 
gegenstandes 600 Franken nicht tibersteigt. Femer sind 
den Friedensgerichten gewisse Klagen, deren Behandlung 
besonderer Beschleunigung bedarf, tiberwiesen, z. B. 
Streitigkeiten zwischen Reisenden und Gastwirten, Miet- 
streitigkeiten u. dgl. Übersteigt der Wert des Streit- 
gegenstandes 600 Franken, so entscheidet in erster In- 
stanz das Arrondissementsgericht (tribunal d'arrondisse- 
ment oder premi^re instance), welches etwa unserem 
Landgericht entspricht. Gegen die Entscheidung des 
Gerichts ist die Berufung (appel) an das Appellations- 
gericht gegeben, welche jedoch gegen friedensgerichtliche 
Entscheidungen nur dann zulässig ist, wenn der Wert 
des Streitgegenstandes mehr als 300 Franken beträgt 
(Ges. vom 12. 7. 1905 über die Zuständigkeit der Friedens- 
richter und die Reorganisation der Friedensgerichte). Die 
Berufungsfrist beträgt 2 Monate, wenn ein kontradikto- 
risches Urteil ergangen ist. Die Berufungsfrist läuft von 
der Zustellung des Urteils ab. Gegen Versäumnisurteile 
ist Einspruch (Opposition) einzulegen (Art. 443 der Zivil- 
prozessordnung). Das Friedensgericht entspricht im 
wesentlichen dem deutschen Amtsgericht. 

2. Handelssachen. Während das deutsche Recht ein 
durch besondere Handelsrichter besetztes Gericht (die 
Kammern für Handelssachen der Landgerichte) nur für 
diejenigen Fälle kennt, in welchen der Wert des Streit- 
gegenstandes die Zuständigkeit der Amtsgerichte über- 
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schreitet, ist das französische Handelsgericht (tribunal de 
commerce) für alle Handelssachen ohne Rücksicht auf 
den Wert des Streitgegenstandes ausschliesslich zuständig. 
Dieses Handelsgericht ist durch Laienrichter besetzt (Ges. 
vom 8. 12, 1883 Art. 1 und 8). - Über Handelsgeschäfte 
s. o. Seite 3 f. und Art. 631 bis 641 des HGB., s. auch 
Art. 414—442 der Zivilprozessordnung. 

Die Berufung ist ausgeschlossen, wenn der Wert 
des Streitgegenstandes nicht mehr als 1500 Franken 
beträgt (Art. 639 des HGB.) Die Berufungsfrist be- 
ginnt mit der Zustellung des Urteils und beträgt 2 Mo- 
nate (Art. 645 des HGB.; s. aber unten S. 90). Ist ein 
Versäumnisurteil ergangen, so ist hiergegen Einspruch 
(Opposition) einzulegen. War die Partei, gegen welche 
das Versäumnisurteil ergangen war, nicht vertreten, so 
ist der Einspruch bis zimi Beginn der Vollstreckung des 
Urteils zulässig (Art. 158 der Zivilprozessordnung, 643 
des HGB.). Der Einspruch erfolgt durch Zustellung einer 
gerichtlichen oder aussergerichtlichen Erklärung (Art. 162 
der Zivilprozessordnung). Ist die Einspruchsfrist ver- 
säiunt, so ist Berufung einzulegen; die Berufungsfrist be- 
trägt in diesem Falle 2 Monate und beginnt mit dem 
Ablaufe der Einspruchsfrist (Art. 645 des HGB.). 

Die Fristen zur Einlegung der Berufung sind im 
Verkehr zwischen Deutschland und Frankreich auf drei 
Monate verlängert; jedoch beginnt der Lauf der Frist, 
wenn die Partei keinen in Frankreich wohnenden Prozess- 
bevollmächtigten hatte, mit der Zustellung an die Staats- 
anwaltschaft am Gerichtsorte. Die Zustellung an die 
Partei selbst erfolgt auf diplomatischem Wege, d. h. der 
Staatsanwalt tibersendet die Abschrift des Schriftstückes 
an den Oberstaatsanwalt, dieser reicht .es an den Justiz- 
minister, dieser an den Minister ftir die auswärtigen An- 
gelegenheiten weiter. Das letztgenannte Ministeriiun 
sendet das Scbriftsttick an den Botschafter in Berlin, der 
es seinerseits dem deutschen Reichskanzler zur Weiter- 
reichung tibergibt. Der Reichskanzler leitet es durch das 
auswärtige Amt an das zuständige Justizministerium, Im 



— 91 — 

Instanzenzuge gelangt es durch Vermittlung des Amts- 
gerichts oder der Polizei schliesslich an den Adressaten» 
Inzwischen ist jedoch die dreimonatliche Frist meist ver- 
strichen. 

Die Einlassungsfrist zwischen der Zustellung der 
Ladung zur Verhandlung und der Verhandlung beträgt 
nur 1 Woche, in Handelssachen nur 1 Tag (Art. 416 der 
Zivilprozessordnung). Der Fall, dass der deutsche Teil 
von dem Urteil erst durqti die ergriffenen Vollstreckungs- 
massregeln Kenntnis erlahgt, ist daher nicht selten. 

Die Berufung gegen die Urteile des Handelsgerichts 
geht an das Appellationsgericht (cour d'appel, etwa 
unserem Oberlaixdesgericht vergleichbar). Gegen das Ur- 
teil dieses Gerichts ist ohne .Rücksicht auf den Wert des 
Streitgegenstandes die Revision an den Kassationshof in 
Paris (cour de Cassation) zulässig. Der Prozess gelangt 
hier zuerst an die chambre des requ6tes, welche über 
die Zulässigkeit der Kassation entscheidet. Wird das 
Rechtsmittel zugelassen, so entscheidet die Zivilkammer 
(chambre civile) des Kassationshofes und verweist die 
Sache in der Regel je nach Lage der Sache an das 
Friedensgericht, das Handelsgericht oder das Arrondisse- 
mentsgericht I. Instanz zurück. 

3. Besondere Gerichte. Ausser den genannten Ge- 
richten sind zu erwähnen die conseils de prud'hommes, 
welche im wesentlichen unseren Gewerbegerichten ent- 
sprechen, jedoch auch auf Kaufleute Anwendung finden 
(Ges. vom 18. 3. 1806 mit Novelle vom 27. 3. 1907). 

* 

II. Ortliche Zuständigkeit der Gerichte. 

Der Kläger kann den Beklagten nach seiner Wahl 
bei folgenden Gerichten verklagen: 

1. bei dem Gericht des Wohnsitzes des Beklagten; 
ausser dem wirklichen Wohnsitz kann die Partei einen 
beliebigen Ort in Frankreich alsr Domizil bezeichnen, 
„domicile 61u"; 

2. bei dem Gericht, in dessen Arrondissement die 
Verpflichtung eingegangen und die Ware geliefert wurde ; 
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3. bei dem Gerichte, in dessen Arrondissement die 
.Zahlung erfolgen sollte. (Vgl. Art. 420 und 59 der Zivil- 
prozessordnung.) 

Zu bemerken ist hier, dass nach der Vorschrift des 
Art. 14 des französischen BGB, ein Fremder stets, auch 
.wenn er nicht in Frankreich wohnt, wegen seiner in 
•Frankreich oder im Auslande einem Franzosen gegenüber 
eingegangenen Verbindlichkeiten, brf dem französischen 
Gericht verklagt werden kann. In erster Linie ist das 
französische Gericht anzugehen, welches nach den oben- 
;genannten Grundsätzen zuständig wäre. Ist hiernach das 
zuständige französische Gericht nicht zu bestimmen, so 
ist die Klage nach der herrschenden Praxis bei dem Ge- 
;richte des Wohnsitzes des Klägers anzustellen. Auf die 
durch Art. 14 des BGB, gewährte Rechtswohltat kann 
nach der herrschenden Rechtsprechung vertraglich ver- 
'^ichtet werden. 

Wenn die französische Partei in Deutschland Ver- 
•mögen besitzt, so empfiehlt es sich daher vielfach, einen 
in Deutschland belegenen Erfüllungsort zu vereinbaren. 
Besitzt die französische Partei dagegen in Deutschland 
kein zur Deckung der Verbindlichkeit hinreichendes Ver- 
mögen, so ist eine derartige Vereinbarung tiberflüssig 
und sogar schädigend, weil das Urteil des deutschen Ge- 
,richts in Frankreich nicht ohne weiteres vollstreckbar 
ist; vielmehr muss der Kläger auf Vollstreckbarkeits- 
erklärung des Urteils Klage vor dem französischen Gericht 
erheben, wenn er in Frankreich vollstrecken will. E)ieses 
pflegt aber das ganze Rechtsverhältnis nochmals auf- 
zurollen, so dass der Wert des deutschen Urteils hier- 
durch meist illusorisch gemacht wird. (Ausnahmsweise 
vollstreckbar sind dagegen auf Grund der besonderen 
3taatsverträge die in Elsass-Lothringen und in Baden 
/ergangenen Urteile eines deutschen Gerichts.) 

Den Bestimmungen des deutschen Rechts entspricht 
die Vorschrift des Art. 15 des französischen Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, wonach ein Frgmzose vor den französischen 
.-Gerichten auch für solche Verbindlichkeiten belangt 
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werden kann, die er ausserhalb Frankreichs einge-^ 
gangen ist. 

III. Das anzuwendende Recht. 

Die Entscheidung der Frage, ob ein deutsches oder 
ein französisches Gericht für die Entscheidung des Rechts- 
streits zuständig ist, ist für die Anwendung des deutschen 
oder französischen Rechts nicht präjudiziell. Ob deutsches 
oder französisches Recht zur Anwendung kommt, muss 
nach den Grundsätzen des internationalen Privatrechts 
beurteilt werden. Die Grundlagen desselben sind schwan- 
kend und unter den verschiedenen Theorien der deutschen 
Juristen kann keine als herrschend angesprochen werden. 
Im Verkehr mit Frankreich muss ausserdem noch berück- 
sichtigt werden, dass die Ergebnisse der französischen 
Forschungen auf dem Gebiete des internationalen Privat- 
rechts von der deutschen Lehre oftmals erheblich ab- 
weichen. Es darf auch nicht ausser acht gelassen 
werden, dass das französische Handelsgericht sich ledig- 
lich aus Laienrichtern zusammensetzt, die unbewusst eher 
geneigt sind, das ihnen bekannte französische Recht zur 
Anwendung zu bringen. Endlich sei hier nochmals 
darauf hingewiesen, dass auch der Gebrauch im inter- 
nationalen Handelsverkehr allgemein üblicher Formeln 
keineswegs die Gewähr bietet, dass die Formel in gleicher 
Weise vom deutschen wie vom französischen Rechte aus- 
gelegt werden muss (vgl. hierüber S. 53 bezüglich der 
Formel „cif.**). 

IV. Die Parteibeistände. 

Bei der Verschiedenheit der deutschen und der fran- 
zösischen Gerichtsorganisation wird es sich durchweg 
empfehlen, sich vor Anstellung eines Prozesses über den 
einzuschlagenden Weg zu unterrichten. Im Zweifelfalle 
erscheint es angebracht, sich an das zuständige deutsche; 
Konsulat zu wenden, welches die Anfragen entweder^ 
selbst zu beantworten in der Lage ist — wobei die 
manchen Konsulaten zugeteilten Handelssachverständigen^ 
gute Dienste zu leisten pflegen — oder welches doch in: 
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der Lage sein wird, Adressen von Rechtsbeiständen in 
seinem Bezirk anzugeben, .welche vertrauenswürdig sind 
und vielleicht die deutsche Sprache beherrschen (vgl. 
das beigefügte Verzeichnis der deutschen Konsulate in 
Frankreich). 

1. Rechtsbeistände beim Handelsgericht (agr^^s). 
Bei den Friedensgerichten und bei den Handelsgerichten 
können die Parteien ihre Sache selbst vertreten oder mit 
ihrer Vertretung einen beliebigen Bevolünächtigten be- 
trauen. Die bei dem Appellationsgericht zugelassenen 
Advokaten können daher auch vor dem Handelsgericht 
auftreten; jedoch pflegt von dieser Befugnis selten Ge- 
brauch gemacht zu werden. — Als eine besondere Klasse 
von Rechtsbeiständen bei den Handelsgerichten sind die 
^Agr^^s" zu bezeichnen. Ihre Zahl ist begrenzt, so dass 
namentlich in Paris, wo die Zahl der Agr66s nur 15 be- 
trägt, die persönliche Bearbeitung der meisten Prozess- 
sachen durch die Agr66s selbst ausgeschlossen erscheint. 
Jedoch werden die meisten Agr66s durch eine Reihe von 
Sekretären unterstützt, welche, wie dieAgr66s selbst, ihre 
juristischen Studien beendet haben aber finanziell nicht 
in der Lage sind, die Kosten zum Kauf der Agr66stelle 
aufzubringen. Diese Sekretäre pflegen die Prozesse ge- 
nügend vorzubereiten und auch die Sachen im Verfahren 
vor dem Arbitre (s. u. S. 97) zu vertreten. 

2. Rechtsbeistände bei den Zivilgerichten (avou6s 
und avocats). 

a) Die A v o u 6 s. Der Prozessbetrieb beim Zivilgericht 
erster Instanz (ausschliesslich der Schlussplaidoyers) ruht 
m den Händen der Avou^s. Die Parteien selbst dürfen 
vor den Zivilgerichten nicht auftreten. Die Avou^s sind 
Beamte. Die Zahl der Beamtenstellen ist begrenzt. Der 
Inhaber jeder Stelle ist berechtigt, seinen Nachfolger zu 
präsentieren, so dass dieses Recht praktisch die Käuflich- 
keit der Stelle bedeutet. Die Avou^s beziehen für die 
Bearbeitung und Vertretung des Prozesses gesetzlich fest- 
gesetzte Gebühren, pflegen jedoch häufig Extrahonorare 
zu beanspruchen. 
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In denjenigen Orten, wo Handelsgerichte nicht be- 
stehen und wo daher die Arrondissementsgerichte (Ge- 
richte erster Instanz) als Handelsgerichte in Tätigkeit 
sind, versehen die Avou^s häufig die Stelle der Agr66s. 

Die Einrichtung der Avou^s besteht auch bei den 
Appellationsgerichten. 
b) Die Advokaten (avocats ä la cour d'appel). 

Bei den Arrondissementsgerichten erster Instanz und 
bei den Appellationsgerichten wird, wie bereits erwähnt, 
der Prozessbetrieb durch die Avou6s geführt. Nur für 
das Schlussplaidoyer tritt der ^avocat" dem Gericht ge- 
genüber, obwohl er naturgemäss vielfach dem Avou6 die 
Direktiven im Laufe des Prozesses geben wird, ohne dass 
seine Mitwirkung beim Prozesse nach aussen hin erkenn- 
bar gemacht wird. Die Teilung der Prozessvertretung 
zwischen Avou6 und Avocat bedingt naturgemäss in den 
meisten Fällen eine Verteuerung des Prozesses, die sich 
aber, da sie in den gesetzlichen Vorschriften begründet 
ist, nicht umgehen lässt (über Honorare s. unten VII, 3b), 

Die Advokaten werden zwar nach Beendigung des 
Universitätsstudiums und Ablegung des Examens als 
^licenci^ en droit" zur Rechtsanwaltschaft zugelassen imd 
in die Liste der Advokaten (tableau) eingetragen, doch 
arbeiten sie meist noch mehrere Jahre hindurch bei einem 
älteren Kollegen, um die praktische Ausbildung zu er» 
langen, welche der deutsche Jurist nach Ahlegung des 
Uni versitätsexamens ^ in vierjähriger Tätigkeit vor dem 
zweiten Staatsexamen erwirbt. 

Die Anwälte beim Kassationshof (avocats ä la cour 
de Cassation) sind gleichzeitig als Parteivertreter beim 
obersten Verwaltimgsgericht, dem Staatsrat (conseil d'fitat) 
zugelassen. Sie treten nicht erst für das Schlussplaidoyer 
in die Erscheinung, sondern bearbeiten die Sachen in 
ähnlicher Weise wie die deutschen Rechtsanwälte. 

V. Das Prozessverfahren. 

1. Zustellung der Klageschrift. Klagen müssen der 
Partei durch den Gerichtsvollzieher zugestellt werden. 



~ 96 - 

Die Einlassungsfrist, d. h. der Zeitraum zwischen der 
Klagezustellung und dem Termin zur mündlichen Ver- 
handlung beträgt acht volfe Werktage, bei Handelsgerichts- 
sachen dagegen nur einen vollen Werktag. Mit wech-^ 
selnder Entfernung des Wohnorts des Beklagten vom 
Sitze des Prozessgerichts verlängert sich die Einlassungs» 
frist gleichfalls. Über die Berechnung der Fristen im 
Verkehr zwischen Frankreich und Deutschland s. S. 90. 

2. Die Verhandlung. Das Verfahren vor dem Ar- 
rondissementsgericht (Zivilgericht erster Instanz) mag hier 
ausser Betracht bleiben, da für die Partei die Zuziehung 
eines Avou6 unbedingtes Erfordernis ist. Es sei hierüber 
daher nur folgendes bemerkt: Bei der Ladung vor ein 
Zivilgericht wird im Gegensatz zum deutschen Recht ein 
bestimmter Verhandlungstäg nicht angegeben, weil nach 
der gesetzlichen Fiktion die Sitzung der Zivilgerichte un- 
unterbrochen andauert. Ist die Einlassungsfrist verstrichen, 
so kann der Kläger an jedem Verhandlungstage durch 
seinen Avou^ Versäumnisurteil beantragen. Kommt die 
Prozesssache dadurch, dass sich der Beklagte gleichfalls 
vertreten lässt, zur streitigen Verhandlung, so entscheidet 
der Gerichtshof über die Frage, wann weiter verhandelt 
wird und in welchem Umfange die Parteivertreter zum 
Wort verstattet werden. Im Gegensatz zum deutschen 
Recht ist die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft auch im 
Zivilprozess erforderlich; sie greift jedoch in die Ver- 
handlungen fast niemals ein. 

Vor dem Handelsgericht können sich die Parteien 
selbst vertreten, doch ist (wenigstens in Paris) die Mit- 
wirkung eines Agr^^ zur Vermeidnng eines Versäumnis* 
Urteils kaum zu umgehen, da der Laie wohl selten die 
Zeit findet, abzuwarten, bis seine Sache zur Verhandlimg 
gelangt. Dazu kommt, dass er auch den Aufruf seiner 
Sache oftmals überhören wird. Das Pariser Handels^ 
gericht verweist die Sachen, die nicht sofort spruchreif 
sind, meist vor einen Einzelrichter Oug^ du d^lib6r6), vor 
welchem dann der ganze Prozess sich abspielt. Wenn der 
Prozess tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten bietet, 
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kann er auf Antrag der Parteien vor einen „Arbitre" 
verwiesen werden, d. h. vor einen Sachverständigen^ 
welcher den gesamten ProzessstofF nachprüft, Beweis er- 
hebt und hierüber schliesslich einen Bericht erstattet. Für 
seine Mühewaltung erhält der Arbitre ein Entgelt, welches 
je nach der Höhe des Streitgegenstandes mehrere hundert 
Franken betragen kann. Diese Überweisung an den Ar- 
bitre ist beim Pariser Handelsgericht üblich, und das 
Gericht weicht von dem Gutachten des Arbitre nur in 
Ausnahmefällen ab. 

3. Das Beweisverfahren. Das Beweis verfahren vor 
dem Einzelrichter oder dem Arbitre ist meist ein sehr 
summarisches. Zeugen werden fast niemals vernommen, 
durchweg begnügt man sich mit schriftlichen Erklärungen 
dieser Zeugen, da sie, wenn sie verhört würden, doch 
uneidlich vernommen werden würden. Zwangsmassregeln 
gegen Zeugen, die nicht erscheinen wollen, werden 
nicht angewendet. Der Eid kann nach den Prozessvor- 
schriften einer Partei zwar zugeschoben werden, jedoch 
macht das Gericht von diesem Beweismittel niemals Ge- 
brauch, beschränkt sich vielmehr auf die Würdigung der 
ihm unterbreiteten schriftlichen Beweisstücke, insbeson- 
dere auf Prüfung des Briefwechsels, der Handelsbücher 
beider Parteien usw. 

Schriftstücke, in welchen Personen Erklärungen ab- 
geben, welche nach französischem Recht als Zeugen 
nicht zu vernehmen sind, sind naturgemäss als Beweis- 
stücke wertlos. Unfähig Zeugnis abzulegen sind z. B. 
der Ehegatte (selbst wenn die Ehe geschieden ist) und 
die in gerader Linie verwandten oder verschwägerten 
Personen (Art. 268 der ZPO.); ferner kann jede Partei 
sich gemäss Art. 283 der ZPO. der Vernehmung der- 
jenigen Personen widersetzen, welche mit dem Gegner 
oder seinem Ehegatten bis zum Grade eines Geschwister- 
enkels verwandt oder verschwägert sind, oder solcher 
Personen, die als künftige Erben oder als Schenker in 
Betracht kommen. Personen, welche nach Erlass des 
Beweisbeschlusses auf Kosten einer Partei gelebt haben 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 7 
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oder welche Gutachten über den Gegenstand des Beweis- 
beschlusses . abgegeben haben, können ebenfalls abgelehnt 
werden, ebenso Zeugen, die sich im Anklagezustand be- 
finden oder die zu entehrenden Strafen verurteilt wurden. 

Angestellte und Dienstboten können als Zeugen 
ebenfalls abgelehnt werden. 

Nach den vorstehenden Angaben wird also eine 
Partei, die für eine Tatsache nur Beweis durch Zeugnis 
oder schriftliche Erklärung eines ihrer Angestellten und 
durch Eideszuschiebung antritt, obwohl sie hierdurch nach 
deutschem Recht ausreichenden Beweis angetreten hat, 
nach den französischen Gesetzen beweisfällig bleiben. 

4. Zwangsvollstreckung. Ist das ergangene Urteil 
der Gegenpartei zugestellt, und ist diese nochmals zur 
Zahlung aufgefordert, so kann die Zwangsvollstreckung 
erst erfolgen, wenn zwischen der Zahlungsaufforderung 
und der Vollstreckungshandlung ein voller Werktag ver- 
flossen ist. Zwischen der Pfändung und der Versteige- 
rung liegt gewöhnlich eine beträchtliche Frist. Eine 
weitere Verlängerung derselben kann der Schuldner da- 
durch herbeiführen, dass er zur Verhandlung vor den 
Einzelrichter ladet (refär6) und diesen um Milderung der 
Zahlungsbedingungen bittet. Der Richter pflegt dann 
Teilzahlungen zu gewähren, obgleich der Gläubiger da- 
durch weiteren Schaden erleidet. 

Sind die Mobilien gepfändet, so gewährt die erste 
Pfändimg kein Rangvorrecht. Später pfändende Gläubiger 
teilen den Versteigerungserlös mit dem ersten Pfand- 
gläubiger nach Verhältnis ihrer Forderungen. Die Immo- 
biUarvollstreckung ist durch das Fehlen des Grundbuchs 
sowie dadurch erschwert, dass die Hypothekenbücher 
über die Belastungen des Grundstücks nicht immer ge- 
nügenden Aufschluss geben, weil z. B. gewisse Privilegien, 
wie das Pfandrecht der Frau am Vermögen ihres Ehe- 
gatten, nicht eingetragen werden. 

Der Off^enbarungseid ist dem französischen Rechte 
nicht bekannt. Die Zwangsvollstreckung einem böswilligen 
Schuldner gegenüber bietet daher oft grosse Schwierig- 
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leiten, um so mehr, als die Rechtsbehelfe, welche das 
deutsche Recht in Form von Arresten und einstweiligen 
Verfügungen kennt, nur in beschränkter Weise ausgebildet 
sind. Ist der Schuldner Kaufmann, so kommt der Gläu- 
biger am ehesten dadurch zum Ziele, dass er entweder 
die Aussenstände seines Gegners pfändet oder nach frücht- 
loser Pfändung die Falliterklärung beantragt. Die For- 
^erungspfändung wirkt auf den Kredit meist schädigend 
ein, die FalliteröflFnung pflegt die wirtschaftliche Existenz 
für längere Zeit zu vernichten. Will der Schuldner diesen 
Konsequenzen aus dem Wege gehen, so hilft ihm nur die 
Befriedigung, seines Gläubigers. 

VI. Schiedsgerichte. 
(Art. 1003-1028 der ZPO.) 

Um die Kosten zu vermindern und die Unannehm- 
lichkeiten eines Prozesses zu vermeiden, einigen sich die 
Parteien bisweilen dahin, die Streitigkeiten, die aus ihren 
geschäftlichen Beziehungen entstehen, durch Schieds- 
richter entscheiden zu lassen, die von jeder Partei ge- 
-wähl t werden. Nach französischem]Recht*is t ein solcher 
^Schiedsvertrag, der vor Entstehung j^des|||JKonflikts ge- 
schlossen wird, ohne Verbindlichkeit. Ist ein Schiedsver- 
trag jedoch im Ausland geschlossen und im - Ausland 
giltig, so erkennt ihn auch das französische Recht an. 
Es wird sich also empfehlen, den Schiedsvertrag ent- 
•sprechend den deutschrechtlichen Vorschriften (§§ 1025 — 
1048 der deutschen ZPO.) zu schliessen, welche weniger 
formell sind als die Normen des französischen Gesetzes. 
Die Zwangsvollstreckung aus dem Schiedsspruch hat je- 
doch die Erfüllung einer Anzahl von Formvorschriften 
^ur Voraussetzung. — In der Praxis suchen die Schieds- 
richter die Interessen beider Parteien auszugleichen, wo- 
durch nicht selten beide Parteien mit dem Schiedsspruch 
unzufrieden sind. Aus den genannten Gründen hat es 
<iaher nur dann Zweck, in Verträge die Schiedsgerichts- 
klausel aufzunehmen, wenn die Persönlichkeiten der be.- 
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teiligten Parteien die Gewähr bieten, dass sie sich der 
Autorität des Schiedsspruchs unbedingt unterwerfen. 

VII. Kosten. 

1. Einregistrierung (enregistrement). Eine überaus 
komplizierte Steuergesetzgebung schreibt vor, dass ge- 
wisse Urktinden nur dann rechtswirksam sind oder dass 
von ihnen im Prozess nur dann Gebrauch gemacht wer- 
den kann, wenn sie der Behörde zur Einregistrierung in 
die Register der Finanzbehörde vorgelegt worden sind^ 
Fast alle gerichtlichen Akte und Urkunden sind stempel- 
pflichtig, woraus sich die Höhe der Prozesskosten und 
bisweilen auch der schleppende Fortgang der Prozesse 
erklärt. Erfolgt die Versteuerung nicht rechtzeitig, so 
verfällt eine ungewöhnlich hohe Strafe, die jedoch von 
der Behörde herabgesetzt werden kann, wenn z. B. der 
Nachweis geführt wird, dass die verspätete Zahlung auf 
Unkenntnis des Gesetzes oder auf sonstigen Umständen 
beruht, welche der Partei nicht angerechnet werden 
können. 

Durch die Einregistrierung erhält die Urkunde ein 
„sicheres Datum** und gilt daher in gleicher Weise als 
beweiskräftig, wie etwa eine deutsche notarielle Urkunde. 
Wegen der Höhe der Einregistrierungskosten sucht man 
jedoch trotz der hohen Strafe diese Steuer zu umgehen. 
Vielfach kommen die Parteien dahin überein, die von 
ihnen vorgebrachten Schriftstücke als „mündliche Ver^ 
einbarungen" anzusehen, und das Gericht sieht im Pro- 
zess über derartige Aushilfen in der Regel geflissentlich 
hinweg. 

Bei der Unübersichtlichkeit der gesetzlichen Vor- 
schriften ist es häufig mit grossen Schwierigkeiten ver- 
bunden, richtige Angaben über die Höhe der Einregistrie- 
rungskosten zu machen. Die Behörde erteilt vor der 
Einregistrierung keine Auskunft und gibt die eingereichten 
Urkunden erst nach der erfolgten Einregistrierung zurück. 

2. Stempelpapier. Die rechtliche Wirksamkeit einer 
schriftlichen Parteierklärung ist davon abhängig, dass 
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dieselbe auf amtlichem Papier niedergeschrieben ist, das 
^inen gedruckten und einen geprägten Stempel aufweist. 
Die Höhe des Stempels wechselt nach der Grösse des 
Papiers zwischen 0.60 und 2.40 Franken für den Bogen. 

Die Urkunden, welche aus dem Auslande kommen, 
müssen durch Aufkleben von Marken verstempelt wer- 
den, bevor von ihnen in Frankreich Gebrauch gemacht 
wird. Um die überaus hohen Stempelstrafen zu ver- 
meiden, ist stets anzuraten, die ausländischen Urkunden 
als solche durch die Beifügung des Ortsnamens erkennbar 
zu machen. 

3. Prosesskosten, 

a) Gerichtskosten. Gerichtskosten werden nicht 
besonders berechnet, sondern durch die Einregistrierung 
•der gerichtlichen Urkunden und durch die Verwendung 
von Stempelpapier in reichlicher Höhe erhoben. Ein 
Voranschlag über die voraussichtlichen Gerichtskosten 
des Prozesses lässt sich sehr schwer geben, da ungewiss 
ist, welche Urkunden im Laufe des Rechtsstreits ver- 
stempelt werden müssen. Die Gerichtskosten muss der 
unterliegende Teil tragen. Ist dieser jedoch zahlungs- 
unfähig, so fallen dieselben dem obsiegenden Teil zur 
Last. 

Die Sportein des Gerichtsschreibers (greffier) und 
des Gerichtsvollziehers (huissier) pflegen gering zu sein 
und selten 20 Franken für jeden von ihnen zu über- 
steigen. 

b) Honorare der Rechtsbeistände. 

Die Avouäs (s. oben S. 94) erhalten gesetzlich 
fixierte Gebühren, deren Höhe nicht bedeutend ist. Je- 
doch pflegen die Kostenrechnungen der Avouäs dadurch 
anzuschwellen, dass die prozessual erforderlichen Rechts- 
handlungen einregistriert oder auf Stempelpapier ge- 
schrieben werden müssen. Neben den gesetzlichen Ge- 
bühren pflegen die Avou^s bisweilen ein Extrahonorar 
:zu beanspruchen, dessen Höhe der freien Vereinbarung 
^mterliegt. 

Die im Prozess unterliegende Partei hat die Kosten 









des gegnerischen Avou^s nur insoweit zu ersetzen, als; 
es sich um die gesetzlichen Gebühren handelt. 

Die Avocats haben gesetzlich keinerlei Honorar zvr 
beanspruchen. Durch die Standesvorschriften wird der 
Schein ängstlich aufrecht erhalten, dass ein Honorar nie-- 
mals verlangt wird, dass die Partei vielmehr nach freiem 
Ermessen ein Honorar gibt und dessen Höhe nach Will- 
kür bestimmt. Schriftliche Abmachungen über die Höhe 
des Honorars werden nicht getroffen und der Avocat 
lässt sich auch nicht immer bereit finden, mündlich den- 
Betrag seiner Forderung zu fixieren. Üblich ist jedoch, 
dass er sich einen reichlich bemessenen Vorschuss für 
Auslagen usw. geben lässt, von welchem er seine Ge- 
bühren nach Ermessen abzieht. Dieses Honorar erscheint 
nach deutschen Begriffen meist ungewöhnlich hoch. 

Das Honorar des gegnerischen Avocat hat der un- 
terliegende Prozessgegner niemals zu ersetzen. 

Die Agriis bei den Handelsgerichten beanspruch en- 
ausser den nicht besonders hohen Gebühren ein beson- 
deres Honorar bisweilen dann, wenn ein anderer Prozess- 
vertreter neben ihnen nicht bestellt ist. 

Die verlierende Partei ist nicht verpflichtet, die 
Kosten des Gegners für den Agrä^ zu zahlen. 

VIII. Winke des Deutschen Konsulats in Paris. 

Das Kaiserlich deutsche Konsulat in Paris (nie de- 
Lille 123) gibt den deutschen Interessenten folgende- 
Winke : 

1. Portoauslagen. Allen Anfragen an das Konsulat 
ist mindestens das einfache Rückporto (20 Pfennig) inr« 
deutschen Briefmarken oder mittelst internationalen Post- 
Antwortscheins beizufügen. Zur Erstattung unvermeid- 
licher grösserer Portoauslagen sind die Anfragenden eben- 
falls verpflichtet. 

2. Allgemeines besiiglich der Anfragen, Die Fragen^ 
deren Beantwortung man wünscht, sind recht genau zu 
fassen, damit eine befriedigende und erschöpfende Er- 
ledigung erfolgen kann. 
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3. Nachweisung von Agenten für den Absats be- 
stimmter Waren und Auskunft über die Absatsfähigkeit 
von Waren. Diesbezügliche Zuschriften an das Konsulat 
sollen womöglich von Proben, Musterbüchern oder Kata- 
logen, wie auch von Angaben über Preise, Rabatte und 
sonstige Kaufbedingungen begleitet sein. 

4. Kreditauskünfte. Vor einem Geschäftsabschluss 
mit einer bis dahin noch nicht bekannten Firma ist sorg- 
fältige Erkundigung über sie zu empfehlen. Man er- 
kundigt sich zweckmässigerweise durch den Bankier oder 
bei den Auskunfteien. In Anbetracht der Verhältnisse in 
Paris ist das dortige Konsulat im allgemeinen nicht in 
der Lage, derartige Auskünfte zu erteilen. 

5. Abfassung von Zollerklärungen, Es wird drin- 
gend empfohlen, die bei dem französischen Zollamt abzu- 
gebende Zollerklärung in jedem Falle mit grösster Sorg- 
falt und unter genauesterBeobachtung der französischen 
Vorschriften abzufassen. 

Zollerklärungen müssen enthalten: 

a) die Gattung, Unterart und Eigenschaft der Ware; 

b) das Gewicht, das Mass, die Zahl oder den Wert der 
Ware, je nachdem der Zoll nach dem einen oder 
anderen Merkmale zu entrichten ist; 

c) den Ort der Versendung und der Bestimmung, ge- 
gebenenfalls auch den Namen des Schiffes und des 
Kapitäns; 

d) die Zahl, Marken und Nummern der Kolli; 

e) den Namen, Stand oder Beruf und die Wohnung des 
Empfängers. 

Die Nummer des französischen Zolltarifs braucht 
nicht angegeben zu werden, ebensowenig der anzuwen- 
dende Zollsatz, doch ist die Angabe des letzteren im In- 
teresse der Erleichterung der Zollabfertigung ratsam. 
Die Bezeichnung der Ware nach dem handelsüblichen 
Ausdruck genügt in vielen Fällen durchaus nicht. Unter 
der Vorschrift, dass die „Gattung, Unterart und Eigen- 
schaft der Ware" in der Zollerklärung angegeben werden 
sollen, wird vielmehr verstanden, dass die Ware stets 



— 104 — 

genau nach dem Wortlaut der einschlägigen Nummer des 
französischen Zolltarifs bezeichnet werden muss. Die 
Nichtbeachtung dieser Vorschrift hat leicht Weiterungen, 
Kosten und Strafe zur Folge. 

Die Angabe des Wortlauts der einschlägigen Zoll- 
tarifnummer ist für den deutschen Fabrikanten oder Aus- 
führer selbst an der Hand des französischen Zolltarifs 
und des zugehörigen Warenverzeichnisses (Repertoire 
g6n6ral) oft schwierig. Insbesondere wird dies bei zu- 
^sammengesetzten oder neuartigen Gegenständen zutreffen. 
Falls der Betreffende die Zollerklärung nicht einem er- 
fahrenen Spediteur am Sitze des französischen Zollamts 
überlassen will, sollte er sich bei der französischen Gene- 
ralzolldirektion in Paris über die Zolltarifnummer und 
den Zollsatz erkundigen. Diese Erkundigung kann un- 
mittelbar (in französischer Sprache) oder durch Vermitte- 
lung eines geschäftlichen Vertreters in Frankreich oder 
durch Inanspruchnahme des deutschen Konsulats ein- 
gezogen werden. Dabei ist in der Regel ein Muster der 
Ware, um die es sich handelt, beizufügen. Wenn diese 
Beifügung nicht möglich ist, muss wenigstens eine Ab- 
bildung oder eine Zeichnung und eine genauere Beschrei- 
bung der Ware eingereicht und abgegeben wertien, aus 
welchen Materialien sie zusammengesetzt, wieweit sie 
vernickelt, lackiert, gefirnisst, mit Ölfarbe gestrichen, po- 
liert, abgeschliffen usw. ist. 

Häufig stellen sich bei den Zollerklärungen auch 
Unrichtigkeiten in den Angaben über die Zahl der Kolli, 
Gewicht, Mass, Zahl oder Wert der Ware heraus. Da 
die französischen Vorschriften für diese Fälle sehr be- 
stimmt sind und von den Zollbehörden streng gehandhabt 
werden, haben solche Unrichtigkeiten in der Regel Ver- 
zögerungen der Zollabfertigung und Zollstrafen zur Folge. 
Die gewöhnliche Entschuldigung, dass die unrichtige An- 
gabe auf einem Schreibfehler eines Angestellten beruhe, 
der die Zolldeklaration ausgestellt oder dem Spediteur 
bezw. der französischen Eisenbahnverwaltung die nötigen 
Anhaltspunkte gegeben habe, wird von der französischen 
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Generalzolldirektion niemals als genügend erachtet, um 
von einer Bestrafung ganz abzusehen. Es gelingt in 
solchen Fällen durchaus nicht immer, die französischen 
Behörden davon zu überzeugen, dass die unrichtige An- 
gabe ohne die Absicht der Zollhinterziehung erfolgt ist. 
Vielmehr bleibt es in der Regel bei einer hohen Geld- 
strafe, zu der noch Konfiskation und Gefängnisstrafe hin- 
zukommen können. Aber selbst wenn der gute Glaube 
des Absenders nachgewiesen werden kann, so bleibt 
doch stets eine Ordnungsstrafe zu entrichten. 

Durch das französische Zollgesetz ist streng ver- 
boten die Einfuhr solcher Erzeugnisse, die auf sich oder 
auf der Umschliessung oder Umhüllung, auf Streifen oder 
Etiketten usw., eine Fabrik- oder Handelsmarke, einen 
Namen, ein Zeichen oder irgend eine Angabe tragen, die 
den Glauben zu erwecken geeignet ist, dass der Gegen- 
stand in Frankreich erzeugt wurde. Auch sind solche 
Waren von der Durchfuhr durch Frankreich oder Auf- 
nahme in Zollniederlagen und von dem Verkehr aus- 
geschlossen. Die Einfuhr, Durchfuhr usw. solcher Waren 
ist nur dann gestattet, wenn die Ware, die Umschliessung, 
Umhüllung usw. unmittelbar bei der fraglichen franzö- 
sischen Bezeichnung und zwar in gleich grossen Buch- 
staben, deutlich und dauerhaft den Vermerk „Importe" 
oder „Fabriqu6" mit der Angabe des Herkunftslandes 
trägt, wie z. B. „Importe d'Allemagne" oder „Fabriqud 
^n AUemagne". 

6. Winke für den Fall der Beanstandung der Zoll- 
erklärung seitens des französischen Zollamtes. Wird eine 
Zollerklärung von einem Zollamte beanstandet, obwohl 
sie nach bestem Wissen abgegeben wurde, so empfiehlt 
es sich, unversüglich dem deutschen Konsulate des be- 
treffenden Bezirks den Fall mitzuteilen und zwar unter 
Einsendung eines Musters der Ware und der an den Ab- 
sender gelangten Zuschriften des französischen Bahnvor- 
standes oder Zollamts und überhaupt des gesamten auf 
die Angelegenheit bezüglichen Schriftwechsel. Für die 
entstehenden Konsulatskosten ist zugleich ein Vorschuss 



— io6 — 

von 5 Franken oder 4 Mark beizufügen, etwa mittels 
deutscher 20-Pfennig-Postmarken. Das Konsulat wird als- 
dann den Fall prüfen und ihn geeignetenfalls bei der 
französischen Generalzolldirektion zur Sprache bringen, 
damit er womöglich ohne Sachverständigenschiedsspruch 
(siehe 7) erledigt wird. 

Jede Beanstandung der Zollerklärung hat ohne wei- 
teres den vorläufigen Ausschluss der Warensendung von 
Weiterführung nach dem Bestimmungsort und von Aus- 
händigung an den Adressaten zur Folge. Ebensowenig 
kann der Absender die Sendung einfach an sich zurück- 
gehen lassen. Zunächst 'muss allemal die Zoll- und Zoll- 
straffrage erledigt sein oder es muss der Absender durch 
Sicherheitsleistung für den etwaigen höheren Zoll, Zoll- 
strafe und Kosten des Verfahrens die Freigabe der Sen- 
dung beim Zollamt erwirkt haben. Wenn also der Ab- 
sender, wie gewöhnlich, auf schleunigen Weitergang der 
Sendung an den Adressaten Wert legt, so bleibt ihm 
nichts weiter übrig, als unverzüglich entweder selbst 
denjenigen Betrag, den der Bahnhofsvorsteher oder die 
Bahn-Zollagentur (Agence en douane) ihm als die vom 
Zollamt verlangte Sicherheitssumme (Provision, Vorschuss) 
bezeichnet hat, dem Bahnhofsvorsteher oder der Bahn- 
Zollagentur zu senden (am einfachsten durch Postanwei- 
sung), oder durch einen der am Orte des Zollamts an- 
sässigen deutschen oder französischen Spediteure, welche 
ein für allemal eine persönliche Sicherheit für solche 
Fälle beim Zollamt hinterlegt zu haben pflegen, bei dem 
Zollamt eine schriftliche Erklärung, die sogenannte „sou- 
mission" abgeben zu lassen. In dieser soumission ist, 
falls der Absender die Beanstandung der Zollerklärung 
als berechtigt anerkennen will, die Unterwerfung unter 
die Entscheidung der Generalzolldirektion in Paris bezw. 
des Finanzministeriums über die Höhe der zu leistenden 
Zollstrafe zuzusichern; will der Absender die Beanstan- 
dung der Zollerklärung dagegen nicht als berechtigt an- 
erkennen, so ist die Unterwerfung unter den demnächstigen 
Schiedsspruch der Sachverständigen zuzusichern. Nach 
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Zahlung der Sicherheit oder nach Abgabe der Unter- 
werfungserklärung des Spediteurs erfolgt stets die sofor- 
tige Freigabe der beanstandeten Sendung unter Zurtick- 
behaltung eines Musters oder einer Abbildung. Von der 
bar geleisteten Sicherheitssumme erhält der Einzahler 
später denjenigen Teil zurück, um welchen sie die von 
der höheren Zollbehörde in Paris festgesetzte Zollstrafe 
und Kosten überstiegen hat. Fällt das Sachverständigen- 
Schiedsspruchverfahren zugunsten des Einzahlers aus, 
so erhält er die gesamte Sicherheitssumme zurückgezahlt. 

7. Sachverständigen-Schiedsspruch (expertise). Nach 
französischem Recht ist das einzige gesetzlich vorgesehene 
Mittel zur Entscheidung von Zollstreitigkeiten der Schieds- 
spruch (expertise) von zwei Sachverständigen. Wenn im 
einzelnen Fall dieses Verfahren unumgänglich geworden 
ist, hat der Einführer aus einer Sachverständigenliste, 
die ihm vom französischen Zollamt bezw. flir dasselbe 
vom Bahnhofsvorsteher vorgelegt wird, zwei Sachver- 
ständige zu wählen und dem Zollamte bezw. dem Bahn- 
hofsvorsteher zu bezeichnen, und zwar den einen in erster 
Linie und den anderen für den Fall, dass der erste das 
Amt nicht annehmen kann oder will. Demjenigen Sach- 
verständigen, der das Amt annimmt, hat der Einführer 
alles nötige Material an die Hand zu geben, damit der- 
selbe sich selbst von der Richtigkeit der Zollerklärung 
überzeugt und denjenigen Sachverständigen, den die fran- 
zösische Zollverwaltung zum ihrigen aus derselben Liste 
wählt, ebenfalls davon überzeugen kann. Fällt die Ent- 
scheidung der beiden Sachverständigen gleich aus, so ist 
sie endgültig. Wenn die Sachverständigen sich nicht 
einigen, geht die Angelegenheit an die commissaires ex- 
perts der französischen Generalzolldirektion, welche als 
Schiedsrichter letzter Instanz entscheiden und gegen 
deren Entscheidung daher namentlich kein Zivil- oder 
Verwaltungsgerichtsweg offen steht. 

Wenn der Einführer die Beanstandung der Zoll- 
erklärung nicht anerkennen will, aber auch die Benennung 
der von ihm zu wählenden Schiedsrichter über 10 Tage 
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vom Tage der Beanstandung an verzögert, so hat das 
Zollamt von Amtswegen die Ernennung der zwei Schieds- 
richter durch das für seinen Ort zuständige Friedens- 
gericht an Stelle des Einführers herbeizuführen. 

Das Schiedsspruchverfahren ist nur möglich bei 
Streitigkeiten über die Gattung, die Eigenschaft, den Ur- 
sprung (origine) und den Wert der Ware. Es ist aus- 
geschlossen, wenn die Beanstandung des Zollamtes ledig- 
lich die Angabe in der Zollerklärung über Gewicht, Mass, 
Zahl, unmittelbare Herkunft (provenance) oder sonstige 
Umstände betrifft, welche die Zollbehörde ohne weiteres 
selbst nachprüfen konnte. 

8. Einmehungen von Forderungen und Prosess- 
Jührung, Die Vermittelung des Konsulats in Forderungs- 
sachen muss sich auf den Versuch beschränken, durch 
Vorstellung bei dem Schuldner eine gütliche Erledigung 
zu erzielen. Sollte eine solche von vornherein aus- 
geschlossen erscheinen oder sollte sie nicht erreicht wer- 
den, und also nur der Klageweg übrig bleiben, so kann 
der Gläubiger die Adressen geeigneter Anwälte beim 
Konsulat erfahren. Im Prozess aus Wechseln sind in 
Frankreich dem Beklagten auch alle Einwendungen aus 
den zugrunde liegenden Waren- oder sonstigen Ge- 
schäften erlaubt. Auch der obsiegenden Partei bleiben 
nach französischem Recht die Gebühren und Auslagen 
ihres Prozessvertreters stets endgültig zur Last und das 
übliche Anwaltshonorar ist in Frankreich höher als in 
Deutschland. Unter diesen Umständen pflegen sich für 
den ausländischen Gläubiger bei Streitgegenständen von 
unter 300 Franken Prozesse im allgemeinen nicht zu 
lohnen. 



Zweiter Teil. 



Gesetzestexte. 



Handelsgesetzbuch. 



Erstes Buch. 
Vom Handel im allgemeinen. 

Erster Titel. 

Kaufleute. 

Art.31. 

Kaufleute sind diejenigen, welche Handelsgeschäfte 
betreiben und daraus ihren Beruf machen. 

D. HGB. §§ 1—7. 

Art. 2. 

Ein emanzipierter*) Minderjähriger männlichen oder 
weiblichen Geschlechts, welcher das 18. Lebensjahr voll- 
endet hat und in Gemässheit der von Artikel 487 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches*) gebotenen Möglichkeit Handel 
treiben will, kann nur dann mit seinen Handelsgeschäften 
beginnen und nur dann hinsichtlich der von ihm in Han- 
delssachen eingegangenen Verpflichtimgen als volljährig 
angesehen werden'), 

1. wenn er vorher durch seinen Vater hierzu er- 
mächtigt worden ist; ist der Vater gestorben oder ab- 
wesend, so tritt die Mutter an die Stelle des Vaters. Sind 
Eltern nicht vorhanden, so erfolgt die Ermächtigung 



i) Die Emanzipation (Art. 476—487 BGB.) entspricht im wesent- 
lichen der Volljährigkeitserklärung des deutschen Rechts. 

2) Art. 487 Code civil: Der handeltreibende emanzipierte Minder- 
jährige wird hinsichtlich der Geschäfte, die sich auf diesen Handel be- 
ziehen, für volljährig angesehen. 

3) Sind die Förmlichkeiten des Art. 2 nicht eingehalten, so liegen 
keine Handelsgeschäfte vor. 
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durch einen vom Zivilgericht genehmigten Beschluss des 
Familienrats ; 

2. wenn die Ermächtigungsurkunde ausserdem bei 
dem Handelsgerichte des Ortes, an dem der Minderjährige 
seinen Wohnsitz nehmen will, eingetragen und öffentlich 
bekannt gemacht worden ist. 

Deutsches Recht: 

Der für volljährig erklärte — mindestens i8 Jahre alte — 
Minderjährige unterliegt nach deutschem Rechte keinen Beschrän- 
kungen. § 3 BGB. 

Bezgl. Minderjähriger, die zum Betrieb eines Erwerbsgeschäfts 
die Genehmigung erlangt haben: vgl. § II2 BGB. (§§ 1643; 1821 ; 
1822 BGB.). 

Ein Minderjähriger, welcher die Genehmigung nicht erhielt, 
ist nicht Kaufmann. 

Art. 3. 

Die Vorschriften des vorhergehenden Artikels finden 
auf die Minderjährigen, selbst wenn sie nicht Kaufleute 
sind, hinsichtlich derjenigen Handlungen Anwendung, die 
durch die Vorschriften der Artikels 632 und 633 für Han- 
delsgeschäfte erklärt werden. 

Die erschwerte Form für einzelne kaufmännische Geschäfte 
Minderjähriger besteht im deutschen Rechte nicht. 

Art, 4. 

Die Frau kann ohne Einwilligung ihres Ehemannes 
nicht Handelsfrau sein. 

Abweichend das deutsche Recht 

Inländischer Betrieb eines Handelsgeschäfts durch auslän- 
dische Handelsfrauen: § IIa Gewerbeordnung und Art. 36 
des Einfiihrungsgesetzes zum BGB. 

Art. 6. 

Eine Frau, welche Handelsfrau ist, kann sich ohne 
Ermächtigung ihres Ehemannes für alles verpflichten, 
was ihr Geschäft betrifft; in diesem Falle verpflichtet sie 
auch ihren Ehemann, wenn Gütergemeinschaft: unter ihnen 
besteht. 

Sie wird nicht als Handelsfrau angesehen, wenn sie 
lediglich den Kleinverkauf der Waren des Geschäfts ihres 
Ehemannes hat, sondern nur, wenn ihr Handelsbetrieb 
von demjenigen ihres Ehemannes getrennt ist. 
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Schuldenhaftung nach deutschem BGB.: 

Die Frau haftet aus ihren Geschäften stets persönlich. 

Das Ehegut haftet nicht, soweit die Zustimmung des Ehemannes 

erforderlich gewesen wäre, aber nicht gegeben war. 
Die Einwilligung wird ersetzt: 

a) durch allgemeine Zustimmung des Ehemannes bezgl. der 
mit dem Betrieb gewöhnlich verbundenen Geschäfte; 

b) durch stillschweigende Duldung. 

Der Widerspruch des Ehemannes bedarf zur Wirksamkeit Dritten 
gegenüber der Eintragung ins Güterrechtsregister. 



Art. 6. 



Minderjährige Kaufleute, die in der oben erwähnten 
Weise ermächtigt sind, können ihre Grundstücke belasten 
und Hypotheken darauf aufnehmen. 

Sie können sie sogar veräussern, jedoch . nur unter 
Beobachtung der in den Artikeln 457 fif. des Bürgerlichen 
Gesetzbuches vorgeschriebenen Formen i). 

Vgl. § 112 deutsches BGB. (§§ 1643; ^821; 1822 BGB.) 

Art. 7. 

Eine verheiratete Handelsfrau kann ihre Grundstücke 
in gleicher Weise belasten^ Hypotheken darauf aufnehmen 
und sie veräussern. 

Indessen kann das als Dotalgut eingebrachte Ver- 
mögen der unter dem Dotalrecht^) verheirateten Frau 
nur in den bestimmten Fällen und nur in den vom 
Bürgerlichen Gesetzbuche festgesetzten Formen belastet 
oder veräussert werden. 



i) D. h. es wird die Autorisation des Familienrats erfordert, welche 
gerichtlichtlich bestätigt werden muss (Art. 457, 458 BGB). 

2) Dotalrecht vgl. Art. 1540— 1581, insbes. 1554 ff. des BGB. 
Die Immobilien haften nicht, die Mobilien nur in beschränkter Weise ; vgl. 
Einleitung S. 5 ; 2. 

Deutsches Recht: 

Vgl. oben Art, 5, Anmerkung, 

Sondergut und Vorbehaltsgut kann die Frau stets verkaufen 
und belasten. 

Anders bezgl. des gemeinschaftlichen Gutes (Ehegut). 
Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. g 
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Zweiter Titel. 

Handelsbücher ^). 

Art. 8. 

Jeder Kaufmann ist verpflichtet, ein Journal (Tage- 
buch) zu führen, mit einer täglichen Übersicht über seine 
Aussenstände und Schulden, über seine Handelsgeschäfte, 
seine Unternehmungen (negociations), Akzepte oder In- 
dossierungen und überhaupt über alle Einnahmen und 
Ausgaben, unter welchem Titel sie auch geschehen seien ; 
das Journal muss ferner jeden Monat die für den Haus- 
halt gebrauchten Summen angeben: Alles dieses unab- 
hängig von den andern im Handelsgeschäft gebräuchlichen, 
aber nicht unbedingt notwendigen Büchern. 

Er ist verpflichtet, die erhaltenen Schriftstücke zu 
sammeln und die abgesandten in einem Register zu 
kopieren. 

D. HGB. § 38. 

Art. 9. 

Er muss jedes Jahr ein eigenhändig unterschriebenes 
Verzeichnis seiner beweglichen und unbeweglichen Habe, 
sowie seiner Aussenstände und Schulden anfertigen und 
es jährlich in ein lediglich hierzu bestimmtes Register 
eintragen. 

Vgl. D. HGB. §§ 39 Abs. 2; 40 und 41. 

Art. 10. 

Das Journal und das Inventarbuch werden para- 
phiert*) und einmal jährlich visiert 5). 

Das Briefkopierbuch ist dieser Förmlichkeit nicht 
unterworfen. 

Alle diese Bücher müssen nach der Reihenfolge des 



i) Vjjl. D. HGB. I. Buch 4. Abschn. §§ 38—47. 

2) Paraphieren : Der Richter schreibt auf jede Seite seinen Namens- 
zug (s. Art. 11). 

3) Visieren: Der Richter schreibt eine Notiz am Schlüsse der bis 
dahin beschriebenen Seiten, dass ihm das Buch vorgelegt sei, dass darin 
kein Blatt fehlt, dass es richtig mit Seitenzahlen und Namenszug versehen sei 
Vgl. Art. II. 
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Datums geführt werden und dürfen keine unbeschriebenen 
Zwischenräume, Lücken und Beischreibungen am Rande 
enthalten. 

D. HGB, § 43 Abs. 2 entspricht Art. 10 Abs. 3. 
Art. 10 Abs. I u. 2 fehlt im deutschen Recht und wird durch §43 Abs. 2 
des HGB. ersetzt. 

Art. 11. 

Die Bücher, deren Führung durch die vorstehenden 
Art. 8 und 9 vorgeschrieben ist, sind in der üblichen 
Form und kostenfrei mit Seitenzahlen, Namenszug und 
Visum zu versehen und zwar entweder durch einen Richter 
am Handelsgericht oder durch den Bürgermeister oder 
einen Beigeordneten. Die Kaufleute müssen diese Bücher 
zehn Jahre lang aufbewahren. 

Satz 2: § 44 D. HGB. 

Art. 12. 

Die ordnungsmässig geführten Handelsbücher können 
vom Richter als Beweis unter Kaufleuten in Handels- 
sachen zugelassen werden. 

Deutsches Recht: 

Die Beweiskraft der Bücher unterliegt der freien Würdigung 
des Gerichts gemäss § 286 ZPO. 

Art. 13. 

Die Bücher, zu deren Führung die Handeltreibenden 
verpflichtet sind, können, wenn für sie die oben vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten nicht beobachtet worden 
sind, bei Gericht zugunsten derjenigen, welche sie führten, 
weder vorgelegt noch als glaubwürdiger Beweis angesehen 
werden, unbeschadet der Vorschriften im dritten Buche 
über Falliment und Bankrott. 

Vgl. Anmerkung zu Art. 12. 

Art. 14. 

Die Mitteilung der Bücher und Verzeichnisse kann 
vom Gericht nur im Falle einer Erbfolge, einer Gemein- 
schaft, einer Gesellschaftsteilung oder eines Falliments 
angeordnet werden. 

Vgl. D. HGB. §§ 45, 47 
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Art. 15. 

Im Laufe eines Rechtsstreits kann die Vorlegung 
der Bücher vom Richter selbst von Amtswegen angeordnet 
werden, um daraus dasjenige auszuziehen, was auf den 
Streitfall Bezug hat. 

Vgl. D. HGB. §§ 45, 46, 47. 

Art. 16. 

Sollten die Bücher, deren Vorlegung verlangt oder 

angeordnet ist, an einem Orte sein, der von dem Orte 
entfernt ist, an welchem das Prozessgericht seinen Sitz 
hat, so können die Richter das Handelsgericht jenes Ortes 
um Rechtshilfe ersuchen oder einen Friedensrichter be- 
auftragen, davon Kenntnis zu nehmen, ein Protokoll über 
den Inhalt aufzunehmen und an das Prozessgericht zu 
senden. 

Vgl. D. ZPO. §§ 361, 362. 

Art. 17. 

Wenn die Partei, deren Bücher man zum Beweis- 
mittel machen will, die Vorlegung dieser Bücher ver- 
weigert, so kann der Richter der anderen Partei den Eid 
auferlegen. 

Vgl. D. ZPO. §§ 426, 427. 

Dritter Titel. 

(Handels) Gesellschaften. 

I. Abschnitt. 
Die verschiedenen Gesellschaften und ihre Regeln. 

Art. 18. 

Der Gesellschaftsvertrag wird durch das bürgerliche 
Recht, durch besondere Handelsgesetze und die Verein- 
barungen der Parteien geregelt. 

Deutsches Recht: 

Das HGB. enthält Sonderbestimmungen für die 
offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft, 
Aktiengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, 
stille Gesellschaft, 
Reederei. 
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Besondere Gesetze regeln: 

die G. m. b. H. (Ges. — '- — '■ — ^-^; 

"^ 20. 5. 1898) 

die eingetr. Genossenschaft (Ges. — ' — '- — r— rr^ 
^ "^ 20. 5. 1898) 

den Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. (Ges. 12. 5. 1901.) 
Subsidiär gelten: 

BGB. §§ 705—740, über die Gesellschaft d. bürg. Rechts. 
§§ 21 — 54 (Vereinsvorschriften) für die Juristischen Personen. 
Die Anwendung dieser Vorschriften ist für 

die offene HG. in § 105 Abs. 2 HGB. 

die Kommanditgesellschaft in § 161 Abs. 2 ausdrücklich an- 
geordnet. 
Für die Gelegenheitsgesellschaften und für die Vereinigung von 

Minderkaufleuten gelten sie ausschliesslich. 



Art. 19. 



Das Gesetz kennt drei Arten von Handelsgesell- 
schaften : 

die offene Handelsgesellschaft (soci6t6 ennom coUectif) ; 
die Kommanditgesellschaft (soci^t^ en commandite); 
die Aktiengesellschaft (sociätä anonyme). 

Deutsches Recht: 

Offene Handelsgesellschaft §§ 105 — 160 HGB. 
Kommanditgesellschaft §§ 161 — 177 HGB. 
Aktiengesellschaft §§ 178—319 HGB. 

Das deutsche HGB. regelt ferner die 

Kommanditgesellschaft auf Aktien §§ 320 — 342. Vgl. französi- 
sches Ges. V. 24. 7. 1867 mit Novelle v. i. 8. 1893. (Soci6t6 
en commandite par actions). 

Stille Gesellschaft (Soci6t6 tacite) §§ 335—334 HGB. (s; unten 
Art. 47.) 

Rhederei (armement commun, Art. 220 fr. HGB.) §§ 489—491, 
505, 506 HGB. 

Art. 20. 

Die offene Handelsgesellschaft ist diejenige Gesell- 
schaft, welche von zwei oder mehreren Personen ge- 
schlossen wird, um unter einer Gesellschaftsfirma Handel 
zu treiben. 

D. HGB. § 105; bezgl. der ausländischen Gesellschaften siehe 
§ 13 Abs. 3 HGB. und Art. 7 Einf.-Ges. z. BGB. 
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Art. 21. 

Lediglich die Namen von Gesellschaftern dürfen in 
die Firma aufgenommen werden. 

Vgl. § 19 Abs. I und Abs. 4 D. HGB. 

Art. 22. 

Die Gesellschafter der offenen Handelsgesellschaft, 
die im Gesellschaftsvertrag aufgeführt sind, haften für 
alle Verpflichtungen der Gesellschaft als Gesamtschuldner, 
wenn auch nur ein einziger Gesellschafter, jedoch unter 
der Gesellschaftsfirma, gezeichnet hat. 

Vgl. D. HGB. §§ 105, 128, 129. 

Art. 23. 

Die Kommanditgesellschaft wird zwischen einem oder 
mehreren Gesellschaftern, die persönlich und als Gesamt- 
schuldner haften, und einem oder mehreren Gesellschaftern 
als einfachen Kapitalgebern geschlossen; die letzteren 
heissen Kommanditisten oder Kommanditgesellschafter. 

Sie wird unter einer Gesellschaftsfirma geführt, die 
notwendigerweise den Namen eines oder mehrerer per- 
sönlich und gesamtschuldnerisch haftender Gesellschafter 
enthalten muss. 

Vgl. zu Abs. i: D. HGB. § 161. 

Vgl. zu Abs. 2: D. HGB. § 19 Abs. 2. 

Art. 24. 

Sind mehrere gesamtschuldnerisch haftende und mit 
Namen bezeichnete Gesellschafter vorhanden, und steht 
allen zusammen oder einem oder mehreren für alle die Ge- 
schäftsführung zu, so ist die Gesellschaft hinsichtlich ihrer 
zugleich eine offene Handelsgesellschaft, und hinsichtlich 
der nur kapitalgebenden Gesellschafter eine Kommandit- 
gesellschaft. 

Vgl. D. HGB. §§ 161 Abs. 2 u. 163 (Haftung der persönlich 
haftenden Gesellschafter). 

Vgl. § 171 Abs. I (Haftung der Kommanditisten). 

Art. 25. 

Der Name eines Kommanditisten darf in der Gesell- 
schaftsfirma nicht enthalten sein. 

Ebenso D. HGB. § 19 Abs. 3. 
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Art. 26. 

Der Kommanditist haftet für Verluste nur in Höhe 
der Einlage, die er bei der Gesellschaft geleistet hat oder 
leisten muss. 

D. HGB. § 171. 

Art. 27. (Ges. v. 6. Mai 1863.) 

Der Kommanditist kann keine Handlung der Geschäfts- 
führung für die Gesellschaft vornehmen, selbst nicht auf 
Grund einer Vollmacht. 

D. HGB. §§ 164, 170. 
Diese Vorschrift ist im deutschen Recht nicht zwingender Natur 
vgl. § 163 D. HGB. 

Art. 28. (Ges. v. 6. Mai 1863.) 

Im Falle der Zuwiderhandlung gegen das im vorher- 
gehenden Artikel erwähnte Verbot wird der Kommanditist 
als Gesamtschuldner mit den persönlich haftenden Gesell- 
schaftern für die Schulden und Verbindlichkeiten der 
Gesellschaft verpflichtet, die aus den Handlungen seiner 
Geschäftsführung entstehen, und er kann je nach der Zahl 
und der Bedeutung dieser Handlungen für alle oder nur 
für einige Verbindlichkeiten der Gesellschaft als gesamt- 
schuldnerisch haftbar erklärt werden. 

Meinungsäusserungen und Ratschläge, Kontroll- und 
Überwachungshandlungen verpflichten den Kommanditisten 
in keiner Weise. 

Deutsches Recht: 

Zu Abs. I : Der Kommanditist kann die Gesellschaft als berech- 
tigter Vertreter verpflichten (§§ 163, 164 D. HGB.); handelt 
er ohne Vertretungsmacht, so verpflichtet er sich allein, so- 
weit nicht die Genehmigung nachträglich erteilt wird. (Vgl, 

§§ 177, 179 BGB.) 
Zu Abs. 2: Rat und Empfehlung BGB. §676; zur Kontrolle ist 
der Kommanditist nach HGB. § 166 Abs. i berechtigt, nicht 
verpflichtet. 

Art. 29. 

Die Aktiengesellschaft wird nicht unter einer Gesell- 
schaftsfirma geführt; ihre Bezeichnung darf keinen ein- 
zigen Gesellschafter aufführen. 

D. HGB. § 20. Sachfirma. 
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Art. 30. 

Die nähere Bezeichnung erfolgt nach dem Gegen- 
stande des Unternehmens. 

D. HGB. § 20 Satz i. 

Art. 31 aufgehoben durch Ges. v. 24. 7. 1867. 

Art. 32. 

Die Verwalter sind nur für die Ausführung des 
erhaltenen Auftrages verantwortlich. 

Auf Grund ihrer Geschäftsführung übernehmen sie 
weder eine persönliche noch eine gesamtschuldnerische 
Haftung hinsichtlich der Verbindlichkeiten der Gesellschaft. 

Vgl. D. HGB. §§ 235, 242; BGB. § 164. 

Art. 33. 

Die Gesellschafter haften für Verluste nur in Höhe 
ihrer Gesellschaftsanteile. 

D. HGB. §§ 178, 217. 

Art. 34. (Ges. v. 16. November 1903.) 

Das Gesellschaftskapital der Aktiengesellschaften zer- 
fällt in Aktien oder auch in Aktienanteile von gleichem 
Werte. 

Jede Aktiengesellschaft kann durch Beschluss einer 
Generalversammlung, die gemäss den in Artikel 31 des 
Gesetzes vom 24. Juli 1867 vorgesehenen Bedingungen 
konstituiert ist, Vorzugsaktien (Prioritätsaktien) schaffen, 
die vor den anderen Aktien gewisse Vorrechte geniessen 
oder denen der Vorrang entweder bezüglich des Gewinnes 
oder hinsichtlich des Gesellschaftsvermögens oder hin- 
sichtlich beider eingeräumt ist, wenn die Satzungen nicht 
durch ein ausdrücklich ausgesprochenes Verbot die Schaffung 
derartiger Aktien untersagen. 

Mangels entgegengesetzter Satzungsbestimmungen 
haben die Vorzugsaktien und die anderen Aktien in den 
Versammlungen gleiches Stimmrecht. 

Falls ein Beschluss der Generalversammlung eine 
Abänderung von Sonderrechten einer Aktiengattung mit 
sich bringen würde, hat dieser Beschluss erst endgültige 
Wirkung, nachdem er durch eine besondere Versamm- 
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lung der Aktionäre der betroffenen Gattung genehmigt 
worden ist. 

Damit diese besondere Versammlung in gültiger 
Weise beschliessen kann, muss wenigstens die Hälfte des 
Aktienkapitals, um das es sich handelt, in ihr vertreten 
sein, es sei denn, dass die Satzungen eine grössere Mehr- 
heit vorschreiben. 

D. HGB. § 178 zu Abs. r. 
§ 185 zu Abs. 2. 
§ 252 Abs. I Satz 4 zu Abs. 3. 
§ 275 Abs. 3 zu Abs. 4. 
§ 275 Abs. 3 und i zu Abs. f. 

Art. 35. 

Die Aktie kann auf den Inhaber lauten. 
In diesem Falle erfolgt die Abtretung durch Über- 
gabe des Aktienscheins. 

Vgl. zu Abs. I : § 179 Abs. 2 D. HGB. 
Vgl. zu Abs. 2 : §§ 929 flf. und 793 ff. BGB. 

Art. 36. 

Das Eigentum an den Aktien kann durch eine Ein- 
tragung in die Gesellschaf tsbtich er festgestellt werden. 

In diesem Falle erfolgt die Abtretung durch eine 
Übertragungserklärung, die in die Bücher .eingetragen 
wird und die von dem Abtretenden oder seinem Bevoll- 
mächtigten unterzeichnet ist. 

Vgl. zu Abs. I : § 222 Abs. i und 2 D. HGB. 
Vgl. zu Abs 2 : § 222 Abs. 3 D. HGB. 

Art. 37 aufgehoben d. Ges. v. 24. Juli 1867. 

Art. 38. 

Das Kapital der Kommanditgesellschaften kann auch 
in Aktien zerlegt sein, ohne dass dadurch die übrigen für 
diese Gesellschaftsart aufgestellten Vorschriften berührt 
werden. 

Vgl. § 320 D. HGB. 

Art. 39. 

Die offenen Handelsgesellschaften und die Kommandit- 
gesellschaften müssen entweder durch öffentliche Urkunden i) 

i) öffentliche Urkunden (titres authentiques, Art. 13 17 — 1321 BGB.) 
sind die von einem staatlich hierzu ermächtigten Beamten (z. B. Notar, Ge- 
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oder privatschriftlich errichtet werden, im letzteren Falle 
unter Beobachtung der Vorschriften des Artikels 1325 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches »). 

Vgl. §§ 705 flf. D.BGB. (fonnfreie Errichtung) und §§ i6i Abs. 2^ 
105 Abs. 2 D. HGB. 

Art. 40 aufgehoben durch Ges. v. 24. Juli 1867. 

Art. 41. 

Ein Beweis durch Zeugen ist weder gegen den In- 
halt des Gesellschaftsvertrages und neben demselben, noch 
über dem Vertrage vorhergehende, gleichzeitige oder 
folgende Abreden zulässig, auch wenn es sich um einen 
Betrag unter 150 Franken handelt. 

Art. 42—46 aufgehoben durch Ges. v. 24. Juli 1867. Vgl. jetzt 
Art. 55—65 des Ges. v. 24. Juli 1867. 

Art. 47. 

Ausser den oben aufgeführten drei Arten erkennt 
das Gesetz noch die Handelsgesellschaften auf gemein- 
samen Gewinn und Verlust an 2). 

Art. 48. 

Diese Vereinigungen erstrecken sich auf eine oder 
mehrere Handelsunternehmungen; nach Gegenstand, Form, 
Beteiligungsverhältnis und Bedingungen richten sie sich 
nach den unter den Teilnehmern vereinbarten Bedingungen. 

D. BGB. §§ 705—740. 

Art. 49. 

Das Bestehen der Gesellschaften auf gemeinsamen 
Gewinn und Verlust kann durch Vorlage der Bücher, des 
Briefwechsels oder durch Zeugenbeweis, falls das Gericht 
dies ausdrücklich zulässt, nachgewiesen werden. 



richtsschreiber, Gerichtsvollzieher usw.) in gehöriger Form aufgenommenen 

Urkunden 

1) Die privatschriftlichen Urkunden (actes sous seing priv6, Art. 
1322 — 1332 BGB.) müssen nach Art. 1325 BGB. in so vielen Exemplaren 
ausgesteUt werden, als Personen oder Personengruppen mit widerstreitenden 
Interessen vorhanden sind. Die Zahl der gefertigten Originale ist in jedem 
derselben anzugeben. 

2) Siehe nachstehenden Art. 48. 
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Art. 60. 

Die Handelsgesellschaften auf gemeinsamen Gewinn 
und Verlust sind den für die anderen Gesellschaften vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten nicht unterworfen. 

II. Abschnitt. 

Streitigkeiten unter den Gesellschaftern und die Art 
und Weise ihrer Entscheidung. 
Art. 61—63 aufgehoben durch Ges. v. 17. Juli 1856. 

Art. 64. 

Alle Klagen gegen Gesellschafter, die nicht Liqui- 
datoren sind, gegen ihre Witwen, Erben oder Rechts- 
nachfolger verjähren in fünf Jahren nach dem Ablauf oder 
der Auflösung der Gesellschaft, wenn der Gesellschafts- 
vertrag, der die Bestimmung über ihre Dauer enthält, 
oder der Auflösungsvertrag, gemäss den Artikeln 42, 43,. 
44 und 46 ausgehängt und eingetragen ist, und wenn nach 
Erfüllung dieser Förmlichkeiten die Verjährung nicht 
durch irgendwelche gerichtliche Massnahme unterbrochen 
wurde. 

D. HGB. §§ 159, i6i Abs. 2. 

Vierter Titel. 

Gütertrennung. 

Art. 66. 

Jede Klage auf Gütertrennung muss gemäss den Vor- 
Schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, Buch 3, Tit. 5, 
Kapitel 2, Abschnitt 3, und der Zivilprozessordnung, Teil 2,. 
Buch l , Tit. 8 angestellt, verhandelt und abgeurteilt werden ^). 

Vgl. D. BGB. §§ 1418 — 1420. 



i) Siehe Art. 1441 — 1452 des BGB., Art. 865—874 der ZPO. 

Die Klage auf Gütertrennung (Art. 1443 BGB ) hat zur Voraussetzung, 
dass die Mitgift gefährdet ist, und zwar müssen die Vermögens Verhältnisse 
des Ehemannes derart zerrüttet sein, dass die Rechte der Frau gefährdet 
erscheinen. Die freiwillige Gütertrennung ist nichtig. — Die erfolgte Güter- 
trennung wird durch Aushang im Zivilgericht und, wenn der Ehemann 
Kaufmann, Bankier oder ein sonstiger Handeltreibender ist, auch durch 
Aushang im Handelsgericht bekannt gemacht. Ist das Urteil auf Güter- 
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Art. 66. 

Jedes Urteil, welches eine Trennung von Tisch und 
Bett oder eine Scheidung zwischen Eheleuten ausspricht, 
von denen einer Kaufmann ist, ist den Vorschriften des 
Artikels 872 der Zivilprozessordnung ^) unterworfen; bei 
Nichtbeobachtung derselben können die Gläubiger immer, 
soweit ihre Interessen beeinträchtigt werden, Rechts- 
mittel gegen dasselbe einlegen und jeder Auseinander- 
setzung, die infolgedessen eintritt, widersprechen. 

Art. 67. 

Jeder Ehevertrag zwischen Ehegatten, von denen 
einer Kaufmann ist, muss binnen einem Monat von seinem 
Datum ab auszugsweise den Gerichlsschreibereien und 
Kammern übersandt werden, die durch Art. 872 der Zivil - 
prozessordnung 2) bezeichnet sind, um entsprechend diesem 
Artikel an der Tafel bekannt gemacht zu werden. 

Dieser Auszug muss angeben, ob die Ehegatten in 
Gütergemeinschaft oder in Gütertrennung leben, oder ob 
sie ihren Ehevertrag nach dem Dotalsystem geschlossen 
haben. 

Vgl. D. BGB. §§ 1558-^563. 

Art. 68. 

Der Notar, welcher den Ehevertrag aufgenommen 
hat, ist gehalten, die im vorhergehenden Artikel vor- 
geschriebene Übersendung zu bewirken, anderenfalls er 
mit Geldstrafe in Höhe von 20 Franken oder, wenn nach- 
gewiesen wird, dass die Unterlassung im Einverständnis 



trennung ergangen, so wirkt es auf den Tag der Klageerhebung zurück 
(Art. 1445 BGB.). Ist die Klage eingereicht, so muss sie auszugsweise im 
Gericht, bei den Avou^s und Notaren zum Aushang gelangen^ sowie durch 
eine Zeitung am Sitze des Gerichts bekannt gemacht werden (Art. 865 — 869 
der ZPO.). 

i) Nach Art. 872 der ZPO. ist das Urteil in öffentlicher Sitzung zu 
verlesen. Ein Urteilsauszug ist durch Ausbang in den Gerichten erster 
Instanz (Landgerichten) und in den Handelsgerichten am Wohnsitz des 
Ehemannes sowie bei den Avou^s und Notaren zu veröffentlichen. 

2) Siehe Anmerkung des Art. 66. 
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(mit einem Gatten) erfolgte, mit Amtsentsetzung bestraft 
wird und den Gläubigern verantwortlich wird. 

Vgl. D. BGB. § 1560. 

Art. 69. (Ges. v. 28. Mai 1868.) 

Jeder Ehegatte, welcher in Gütertrennung oder unter 
dem Dotalsystem lebt, und nach seiner Verheiratung den 
Beruf eines Kaufmannes ergreift, ist verpflichtet, binnen 
einem Monat von der Geschäftseröffnung an gerechnet, 
eine entsprechende Anzeige^) einzusenden; anderenfalls 
kann er im Falle eines Fallits wegen einfachen Bankrotts 
bestraft werden. 

Art. 70. 

Dieselbe Anzeige hat bei Androhung der gleichen 
Strafe jeder in Gütertrennung oder unter dem Dotal- 
system 2) lebende Ehegatte, der im Augenblicke der Ver- 
öffentlichung das Kaufmannsgewerbe betreibt, binnen einem 
Jahre nach der Veröffentlichung dieses Gesetzes zu erstatten.. 

Fünfter Titel. 

Handelsbörsen ^), Wechselagenten und Mäkler^). 

I. Abschnitt. 

Handelsbörsen ^). 
Art. 71. 

Die Handelsbörse ist die Versammlung der Kaufleute,. 

Schiffskapitäne, Wechselagenten und Mäkler, die unter 
obrigkeitlicher Genehmigung der Regierung stattfindet. 

i) Sielje oben Art. 67 HGB. 

2) Siehe oben Art. 7 und Einleitung S. 5, 2. 

3) Vgl. das deutsche Börsengesetz vom 22. Juni 1896, abgeändert 
durch Art. 14 des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch und durch 
Gesetz vom 8. Mai 1908. Neufassung des Gesetzes vom 27. Mai 1908. 

4) Über Wechselagenten und Termingeschäfte s. auch unten S. 285 — 290. 

5) In Paris pflegt man die „Börse für Wertpapiere" (bourse de va- 
leurs) und die „Warenbörse" (bourse de marchandises) zu unterscheiden. 
Die erstere wird gewöhnlich schlechthin „Börse" (bourse), die zweite „Han- 
delsbörse" (bourse de commerce) genannt. Im französischen Handelsgesetz- 
buch wird dagegen der Ausdruck „Handelsbörse" (bourse de commerce)* 
für beide Börsenarten gebraucht. 
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Art. 72. 

Das Ergebnis der Negoziierungen und Abschlüsse, 
die auf der Börse gemacht werden, bestimmt den Kurs 
für Wechsel, Waren, Versicherungen, Schiffsfracht, der 
Fracht für Transport zu Land und zu Wasser, Staats- 
und andere Effekten, deren Kurs einer amtlichen Preis- 
notierung unterliegt. 

Vgl. D. Börsenges. v. 27. 5. 1908 §§ 29-31 ; 35. 

Art. 73. 

Diese verschiedenen Kurse werden durch Wechsel- 
agenten und Mäkler in der durch die allgemeinen oder 
besonderen Polizeivorschriften bestimmten Form fest- 
gestellt. 

Vgl. D. Börsenges. v. 27. 5. 1908 §§ 29, 30, 35. 

II. Abschnitt. 
Wechselagenten und Mäkler. 

Art. 74. (Ges. v. 2. Juli 1862.) 

Das Gesetz erkennt Vermittlungsagenten für die 
Handelsgesch[lfte an. nämlich die Wechselagenten und 
die Mäkler. 

Sie sind in allen Städten, die eine Handelsbörse haben. 

Sie werden von der Regierung ernannt. 

Vgl. D. Börsenges. § 30. 

Art. 75. (Ges. v. 2. Juli 1862.) 

Die Wechselagenten an den Börsen, die ein Parkett^) 
haben, können sich mit Kapitalgebern als stillen Teilhabern 
vereinigen, die Gewinn und Verlust aus dem Amte^) und 



1) Bestehen bei einer Börse mindestens sechs Stellen für Wechsel- 
agenten, so kann an ihr ein Teil des den Börsenbesuchern angewiesenen 
Raumes abgetrennt werden, der das ^Parkett** (parquet) genannt wird und 
nur zum Aufenthalt für die Wechselagenten bestimmt ist. 

In einem andern Sinne wird das Wort Parkett in Frankreich ferner 
gebraucht zur Bezeichnung der Gesamtheit der Mitglieder der Staatsanwalt- 
Schaft eines Gerichts sowie zur Bezeichnung der Diensträume derselben. 

2) Die Inhaber des Amtes (ofhce) haben das Recht, der Regierung 
einen Nachfolger zu präsentieren. Dieser Nachfolger zahlt dem Inhaber 
•der Stelle hierfür einen Betrag; tatsächlich ist also das Amt selbst käuHich. 
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nach der Aufgabe des Amtes den erhaltenen Wert^) teilen. 
Diese stillen Teilhaber haften nur bis zur Höhe der ein- 
gelegten Beträge. 

Der eigentliche Inhaber des Amtes muss in eigener 
Person und in eigenem Namen wenigstens zu einem Viertel 
Eigentümer des Preises des Amtes und der Kaution sein. 

Der Auszug des betreffenden Aktes und etwa ein- 
tretende Änderungen sind bei Vermeidung der Nichtigkeit 
hinsichtlich der Beteiligten bekannt zu machen; diese 
können jedoch den Mangel der Bekanntmachung Dritten 
nicht entgegensetzen. 

Vgl. D. Börsengesetz v. 27. 5. 1908 § 32 Abs. 2. 

Art. 76. 

Die Wechselagenten, welche in der vom Gesetz vor- 
geschriebenen Weise bestellt sind, haben allein das Recht, 
Staats- und andere Effekten, welche der amtlichen Preis- 
notierung unterliegen, zu negoziieren; für Rechnung anderer 
Wechsel oder Anweisungen und alle im Handel befind- 
lichen Papiere zu negoziieren und ihre Kurse festzustellen. 
Die Wechselagenten können ebenso wie die Waren- 
mäkler die Negoziierung und Vermittlung von Verkäufen 
oder Käufen von Metallen vornehmen. Sie haben allein 
das Recht, deren Kurs festzustellen. 

Nach deutschem Recht haben die Kursmakler kein Monopol; 
vgl. auch D. Börsenges. § 34. 

Art. 77. 

Es gibt Warenmäkler 2), Versicherungsmäkler, Mäkler, 
die Dolmetscher sind und Schiffe begleiten, Mäkler für 
Land- und Wassertransport*). 
Art. 78. 

Die Warenmäkler, welche in der vom Gesetze vor- 
geschriebenen Weise bestellt sind, haben allein das Recht, 
die Vermittlung in Waren zu betreiben und deren Kurse 



i) D. i. der Verkaufspreis. 

2) Das Gesetz v. 18. 7. 1866 hat das Privileg der Warenmäkler 
beseitigt (vgl. Art. 78 Anm.). 

3) Transportmäkler gibt es nicht mehr, da von der Regierung die 
freiwerdenden Stellen nicht wieder besetzt wurden (vgl. Art. 82 Anm.), 
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festzustellen; sie betreiben ebenso wie die Wechselagenten 
die Vermittlung des Verkaufs von Metallen^). 

D. Börsengesetz §§ 29 Abs. 2 ; 30, 34. 

Art. 79. 

Die Versicherungsmäkler fassen die Versicherungs- 
verträge oder Policen ebenso wie die Notare ab; sie be- 
scheinigen durch ihre Unterschrift die Echtheit und be- 
scheinigen den Prämiensatz für alle Reisen zur See oder 
auf Flüssen. 

Art. 80. 

Die Dolmetschermäkler und die schiffsbegleitenden 
Mäkler 2) besorgen die Vermittlung der Schiffsfracht; 
ausserdem haben sie allein das Recht, wenn Streitig- 
keiten vor Gericht gebracht werden, die Verklarungen^ 
die Chartrepartie , Konnossemente, Verträge und alle 
Handelsurkunden^ deren Uebersetzung nötig sein sollte,, 
zu tibersetzen; sie haben endlich den Kurs der Schiffs- 
fracht festzustellen. 

In streitigen Handelssachen und bei den Zollbehörden 
dienen sie allen Fremden, Schiffsherrn, Kaufleuten, der 
Schiffsbesatzung und anderen Seeleuten allein als Dol- 
metscher. 

Art. 81. 

Die gleiche Person kann, wenn die Ernennungs- 
urkunde sie dazu ermächtigt, die Funktionen des Wechsel- 
agenten, Waren- oder Versicherungsmäklers und des 
Dolmetsch- und schiffsbegleitenden Mäklers in sich ver- 
einigen. 



18. 7. 1866 

i) Art. 78 ist ersetzt durch Ges. v. — ; Auszug desselben 

^ 22. 3. 1893' 

unten S. 292f. Hiernach ist das Monopol der Warenmäkler erloschen und jeder- 
mann befugt, als Warenmäkler aufzutreten (Art. i des Ges. v. 18. 7. 1866), 
Die Kursnotierung erfolgt dagegen durch die etwa vorhandenen ein- 
geschriebenen Warenmäkler (Art. 9 des Ges. v 18. 7, 1866). 

2) Die Mäkler des Art. 80 werden gewöhnlich „Seemäkler** (cour- 
tiers maritimes) genannt. Sie begleiten die SchifFskapitäne, reisen jedoch 
nicht auf den Schiffen mit ; der Wortlaut des Gesetzestextes (courtiers inter- 
pr^tes et conducteurs de navires) ist nicht völlig korrekt. 
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Art. 82. 

Die Mäkler für Land- und Wassertransport, die nach 

dem Gesetze bestellt sind, haben allein das Recht, an den 

Orten, für welche sie bestellt sind, die Vermittlung von 

Land- und Wassertransport zu betreiben ; in keinem Falle 

und unter keinem Vorwande können sie die Funktionen 

des Waren- oder Versicherungsmäklers, oder des schiflfs- 

begleitenden Mäklers, wie sie in den Artikeln 78, 79 und 

80 bezeichnet sind, in sich vereinigen*). 

Art. 83. 

Wer Fallit gemacht hat, kann weder Wechselagent 

noch Mäkler sein, wenn er nicht rehabilitiert*) ist 

D. Börsenges. § 7 Ziff. 4, 5, 6. 

Art. 84. 

Die Wechselagenten und Mäkler sind verpflichtet, 

ein den Vorschriften des Artikels 1 1 entsprechendes Buch 
anzulegen und zu führen. 

Sie sind verpflichtet, in diesem Buch täglich uiid 
dem Datum nach geordnet, ohne Ausstreichungen, ohne 
Freilassung von Linien, ohne Umstellungen, ohne Ab- 
kürzungen und nicht in Geheimschrift, alle Bedingungen 
der Verkäufe , Käufe , Versicherungen , Negoziierungen 
und überhaupt aller durch ihre Vermittlung erfolgten 
Geschäfte einzutragen »). 

D. Börsenges. § 33. D. HGB. f§ 100; 43, 44. 

Art. 85. 

Ein Wechselagent oder Mäkler darf in keinem Falle 

und unter keinem Vorwande für eigene Rechnung Han- 
dels- oder Bankgeschäfte betreiben. 

Er darf sich weder unmittelbar noch mittelbar unter 
eigenem oder fremden Nanien an irgend einer Handels- 
unternehmung beteiligen 8). 

(Absatz 3: aufgehoben durch Ges. v. 28. 3. 1885.) 

D. Börsenges. § 32. 

i) Das Amt des Transportmäklers ist durch die zahlreich vorhan- * 
denen Transportkommissionäre (s. unten Art. 96 — 102) überflüssig geworden. 
Die Regierung hat daher die Stellen der Transportmäkler eingehen lassen. 

2) Über Rehabilitation siehe unten Artikel 6P4— 6i4'jHGß. 

3) Folgen der Zuwiderhandlung s. Art. 87 HGB. 

Marx, Die französische Handelsgcsetzgebung. 9 
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Art. 86 (aufgehoben durch Ge^. v. 28. März 1885). 

Art. 87. 

Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der 
vorhergehenden Artikel zieht die Strafe der Absetzung 
nach sich, sowie die Verurteilung zu einer Geldstrafe, 
die vom Zuchtpolizeigericht zu verhängen ist, und 3000 
Franken nicht tibersteigen darf, unbeschadet der Klage 
der Parteien auf Schadenersatz. 

D. Börsenges. § 32 Abs. i Satz 2. 

Art. 88. 

Kein Wechselagent oder Mäkler, der zufolge des 
vorhergehenden Artikels abgesetzt ist, kann in seine Funk- 
tionen wieder eingesetzt werden. 

Art. 89. 

Im Falle des Falliments wird jeder Wechselagent 
oder Mäkler wegen Bankrotts^) verfolgt. 

Art. 90. (Ges. v. 2. 7. 1862.) 

Durch Verordnungen*) der Staatsverwaltung werden 
Massregeln getroffen werden: 

1. hinsichtlich der Höhe der Kaution, ohne dass diese 
zweihundertfünfzigtausend Franken übersteigen darf, 

2. hinsichtlich der Negoziierung und der Eigentunis- 
übertragung bei Staatseffekten, und überhaupt hin- 
sichtlich der Ausführung der in diesem Titel ent- 
haltenen Vorschriften. 



Sechster Titel. 

Faustpfand und Kommissionäre. 

(Gesetz v. 23. Mai 1863.) 

L Abschnitt. 
Faustpfand. 
Art. 91. (Ges. v. 23. Mai 1863.) 

Das von einem Kaufmanne oder auch von einem 



i) S. Art 5«4 ff. KGB. 

2) S. Dekret v. 7. 10. 1890, unten S. 287—290. 
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Nichtkaufmanne für ein Handelsgeschäft bestellte Faust- 
pfand wird Dritten wie den vertragschliessenden Parteien 
gegenüber entsprechend den Vorschriften des Artikels 109 
des Handelsgesetzbuches^) nachgewiesen. 

Das Faustpfandrecht kann bei negoziabeln Wert- 
papieren auch durch ein regelrechtes Indossament be* 
gründet werden, das besagt, dass die Wertpapiere zur 
Garantie übergeben wurden. 

Hinsichtlich der Aktien/ Zinsanteilscheine» und der 
auf Namen lautenden Schuldverschreibungen der Finanz- 
gesellschaften, Industrie-, Handels- oder Nichthandels- 
gesellschaften, deren Übertragung durch eine Überschrei- 
bung in den Gesellschaftsbüchern bewirkt wird, kann das 
Pfandrecht in gleicher Weise durch eine „Überschreibung 
als Pfand*^, die in die genannten Register eingetragen 
wird, bestellt werden. 

Die Vorschriften des Artikels 2075 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches*) hinsichtlich der bewegliche Sachen be- 
treffenden Forderungen werden nicht aufgehoben; deren 
Zessionar kann von Dritten erst in Anspruch genommen 
werden, wenn dem Schuldner die Übertragungserklärung 
zugestellt wurde. 

Die als Faustpfand gegebenen Handelseffekten sind 
durch den Faustpfandgläubiger einzuziehen. 

Vgl. BGB. 9§ i?04--i2o6, 1192; «93- 

S. auch D. HGB. §{ 366^-363 und BGB. §t 9'9-*936, und 
1207— 1208. 

Art. 92. (Ges. v. 23. Mai 1863.) 

In allen Fällen besteht das Vorrecht auf Befriedigung 
aus dem Faustpfande nur, wenn dieses Pfand in den Be- 
sitz der Gläubiger oder eines von den Parteien bestimmten 



1) D. h. durch öffentliche oder PrivaturkUBden, Schlussnoten, Handels« 
bucher, Briefwechsel, nachweislich übersandte Rechnungen, in Ausnahme- 
f&llen durch Zeugen. 

2) Art. 2075 BGB.: Das Vorrecht auf unkörperliche Mobilien, wie 
Mobiliarforderungen, wird nur durch öffentliche oder privatschrüUiche Ur- 
kunden begründet, die einregistriert sind und die dem Schuldner der ver- 
pfändeten Forderung zugestellt sind. 
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Dritten gegeben und nur so lange, als es in dessen Be- 
sitz geblieben ist. 

Der Gläubiger wird als im Besitz der Waren be- 
findlich angesehen, wenn diese zu seiner Verfügung stehen 
und zwar in seinen Lagerräumen oder auf Schiffen, auf 
dem Zollamt oder in einer öffentlichen Niederlage, oder 
wenn er durch ein Konnossement oder durch einen Fracht- 
brief darüber Verfügungsmacht erlangt hat, bevor sie 
angekommen sind. 

D. BGB. §§ 1205, 1206. Zu Abs. 2: D. HGB. § 369. 

Art. 93. (Ges. v. 23. Mai 1863.) 

Wird am Verfalltag nicht gezahlt,, so kann der 
Gläubiger acht Tage nachdem er dem Schuldner und dem 
etwa vorhandenen Pfandbesteller eine einfache Anzeige 
gemacht hat, zum öffentlichen Verkauf der als Faust- 
pfand gegebenen Gegenstände schreiten. 

Die Verkäufe mit Ausnahme derjenigen, mit denen 
nur die Wechselagenten beauftragt werden können, er- 
folgen durch Vermittlung der Mäkler. Der Präsident des 
Handelsgerichts kann jedoch auf Anstehen der Parteien 
eine andere Klasse öffentlicher Beamten bezeichnen, damit 
sie den Verkauf vornehmen. In diesem Falle ist jeder 
mit dem Verkauf beauftragte Beamte hinsichtlich der 
Förmlichkeiten, der Tarife und der Verantwortlichkeit den 
Vorschriften unterworfen, welche für die Mäkler bestehen. 

Die Vorschriften der Artikel 2 bis 7 einschliesslich 
des Gesetzes vom 28. Mai 1858 ^) über öffentliche Ver- 
käufe finden für die im vorhergehenden Absatz vor- 
gesehenen Verkäufe Anwendung. 

Eine Abmachung, die den Gläubiger ermächtigen 
würde, sich das Faustpfand ohne die vorstehend vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten anzueignen oder darüber 
zu verfügen, ist nichtig. 

Abs. i: §§ 368 D. HGB.; 1234 D. BGB. Abs. 2. S. auch 

§§ 1228, 1234 Abs. I, 1235 ff. D. BGB. 
Abs. 2: §§ 1235; '221 D. BGB. 
Abs. 4: § 1229 D. BGB. 



i) S. unten S. 299. 
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II. Abschnitt. 
Allgemeines über Kommissionäre. 

Art. 94. (Ges. v. 23. Mai 1863.) 

Kommissionär ist, wer unter eigenem Namen oder 
unter einer Gesellschaftsfirma für Rechnung eines Kom- 
mittenten Geschäfte besorgt. 

Die Pflichten und Rechte eines Kommissionärs, der 
im Namen eines Kommittenten Geschäfte besorgt, sind 
im Bürgerlichen Gesetzbuche Buch 3, Titel 13^) fest- 
gesetzt. 

D. HGB. § 383. 

Art. 95. (Ges. v. 23. Mai 1863.) 

Jeder Kommissionär hat ein Recht auf vorzugsweise 
Befriedigung aus dem Erlös der an ihn gesandten, bei 
ihm niedergelegten oder bei ihm konsignierten Waren 
für die Darlehen, Vorschüsse oder Zahlungen, die er vor 
Erhalt der Waren oder während sie sich in seinem Besitz 
befinden, gemacht hat; dieses Vorzugsrecht wird durch 
die Absendung, die Hinterlegung oder die Konsignation 
selbst begründet. 

Das Vorrecht besteht nur unter der im voran- 
gegangenen Ai-tikel 92 vorgeschriebenen Bedingung*). 

Die Vorzugsforderung des Kommissionärs umfasst 
ausser der Hauptsumme die Zinsen, Provision (Kommissions- 
gebühr) und Kosten. 

Sind die Waren für Rechnung des Kommittenten 
verkauft und geliefert worden, so hat der Kommissionär 
an dem Erlös des Verkaufs in Höhe seiner Forderung 
ein Recht auf vorzugsweise Befriedigung vor den Gläu- 
bigern des Kommittenten. 

D. HGB. §§ 397, 399- 



1) Französisches BGB. Art. 1984-^2010 (Mandat); vgl. auch oben 
S. io (Prokura und HandlungsvoUmacht). 

2) D. h. wenn der Gläubiger oder ein Dritter für ihn im Besitze der 
Waren ist oder durch Konnossement oder Frachtbrief die Verfugungsmacht 
erlangt hat. 
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III. Abschnitt. 

Kommissionäre für Land- und Wassertransport. 
Art. 96. 

Der Kommissionär, der einen Land- oder Wasser- 
transport übernimmt, ist verpfliclitet, in sein Tagebuch 
die Erklärung über Natur und Menge der Waren, und 
wenn es verlangt wird, auch über ihren Wert einzu- 
tragen. 

Der Spediteur des deutschen Rechts (§§ 407 ff. HGB.) ist 
weder eine Art Kommissionär noch auch Frachtfahrer. 

Über den Spediteur als Frachtführer vgl. § 412 D. HGB., 
über seine Pflicht zur Buchführung siehe § 38 und § i Ziffer 6 
D. HGB. 

Art. 97. 

Er ist für die Ankunft der Waren und Effekten in- 
nerhalb der im Frachtbrief bestimmten Frist haftbar, aus- 
genommen im Falle der gesetzmässig bewiesenen höheren 
Gewalt. 

Deutsches Recht: 

Haftung des Spediteurs D. HGB. § 408; des Spediteurs als 
Frachtführer: § 412 (428, 429 D. HGB.), siehe auch Binnen- 
schiffahrtsges. v. 15. 7. 1895 § 62. 

Art. 98. 

Er ist haftbar für Beschädigung oder Verlust der 
Waren und Effekten, ausgenommen im Falle einer in 
den Frachtbrief aufgenommenen gegenteiligen Abmachung 
oder im Falle höherer Gewalt. 

Haftung des Spediteurs als Frachtführer: vgl. §§ 412, 429 
D. HGB. und § 58 des Binnenschiffahrtsgesetzes. 

Art. »9. 

Er ist haftbar für die Handlungen des Zwischen- 
kommissionärs, an den er die Waren sendet. 

Deutsches Recht: 

Haftung des Spediteurs als Frachtführer: vgl. §§412, 432 D. HGB, 

Art. 100. 

Die aus dem Lager des Verkäufers oder des Ab- 
senders gehende Ware reist, mangels gegenteiliger Ab- 
machung , auf Gefahr *) des Eigentümers , unbeschadet 



i) S. auch über Gefahrtragung oben Einleitung S. 49 — 52. 
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seines Rückgriffs gegen den Kommissionär und den mit 
dem Transport beauftragten Frachtflihrer. 

Deutsches Recht: 

Haftung des Spediteurs als Frachtführer: vgl. §§ 412/ 429 
D. HGB. ; §§ 58, 59 Binneuschiffahrtsgesetz. 

Art. 101. 

Der Frachtbrief bildet einen Vertrag zwischen dem 
Absender und dem Frachtführer oder zwischen dem Ab- 
sender, dem Kommissionär und dem Frachtflihrer. 

Vgl. altes D. HGB. Art. 391 Abs. i. 

Art. 103. 

Der Frachtbrief muss datiert sein. 
Er muss angeben : 

Natur und Gewicht oder den Inhalt der Frachtgüter ; 
die Frist, innerhalb welcher der Transport bewirkt 
werden muss. 
Er soll enthalten: 

Name und Wohnort des Kommissionärs, falls durch 
Vermittlung eines solchen der Transport bewirkt 
wird ; 
den Namen dessen, an den die Ware gerichtet ist; 
Namen und Wohnort des Frachtführers. 
Er soll angeben: 

den Frachtpreis; 

die Entschädigung im Falle einer Verspätung. 
Er wird vom Absender oder dem Kommissionär unter- 
zeichnet. 
Er soll am Rande Zeichen und Nummer des Frachtstückes 

angeben. 
Der Frachtbrief wird vom Kommissionär in ein mit Sei- 
tenzahlen und mit (richterlichem) Namenszug versehenes 
Register ohne Lücken und der Reihe nach kopiert. 

D. HGB. § 4^6. 

IV. Abschnitt. 

Frachtführer. 
Art. 108. 

Der Frachtführer haftet für den Verlust der zu 
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befördernden Frachtgüter, ausgenommen im Falle höherer 
Gewalt. 

Er haftet für die Beschädigungen, die nicht die Folge 
der Fehler der Sache selbst oder von höherer Gewalt sind. 

(Ges. V. 17. März 1905.) Jede gegenteilige Klausel 
in einem Frachtbrief, Tarif, oder irgendwelchem Schrift- 
stück ist nichtig. 

D. HGB. §§ 429, 430; §§ 456, 459 (Eisenbahn). 
Binnenschiffahrtsgesetz §§ 58, 59. 

Art. 104. 

Wird der Transport infolge höherer Gewalt nicht 
innerhalb der vereinbarten Frist bewirkt, so ist ein Er- 
satzanspruch gegen den Frachtführer weg^n Verspätung 
nicht gegeben. 

D.HGB. §§ 429; 466 Abs. I (Eisenbahn). 
Binnenschiffahrtsges. § 62 Abs. i. 

Art. 105. (Ges. v. 11. April 1888.) 

Nach Annahme der beförderten Güter und Zahlung 
der Fracht ist jeder Anspruch gegen den Frachtführer 
wegen Beschädigung oder teilweisen Verluste erloschen, 
wenn nicht der Empfänger innerhalb dreier Tage, nicht 
eingerechnet die Feiertage, die auf den Tag dieser An- 
nahm« und dieser Zahlung folgen, dem Frachtführer 
durch aussergerichtlichen Akt oder eingeschriebenen Brief 
seine mit Gründen versehene Verwahrung mitgeteilt i) hat. 

Alle gegenteiligen Abmachungen sind nichtig, und 
ohne Wirkung. Diese letzte Vorschrift findet auf inter- 
nationale Transporte keine Anwendung. 

D. HGB. §§ 438; 471 (Eisenbahn). Binnenschififahrtsges. §6i. 

Art. 106. 

Im Falle der verweigerten Annahme oder des Streites 
wegen der Annahme der beförderten Güter wird ihr Zu- 
stand durch Sachverständige untersucht und festgestellt, 
die durch den Präsidenten des Handelsgerichts, oder 



i) D. h. der aussergerichtliche Akt muss innerhalb der Frist zn- 
gestellt, der eingeschriebene Brief (ein gewöhnlicher genügt nicht, anch 
wenn dessen Empfang vom Frachtfahrer zugegeben würde,) muss in dieser 
Zeit abgesandt sein. 
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wenn ein solcher fehlt, durch den Friedensrichter, und 
zwar durch eine unter das Gesuch gesetzte Verfügung 
ernannt werden. 

Die Niederlegung oder Beschlagnahme und demnächst 
die Verbringung in eine öffentliche Niederlage (Depot) 
kann angeordnet werden. 

D. HGB. § 437. 

Art. 107. 

Die Vorschriften im gegenwärtigen Titel gelten auch 
für Eigentümer von Flussfahrzeugen, und Halter von Post- 
kutschen und öffentlichem Fuhrwerk. 

D. HGB. §§ 425, 452. Vgl. auch §§ 6 — 15 Ges. v. 28. Ok- 
tober 1871 über das Postwesen des Deutschen Reichs. 

Art. 108. (Ges. v. 11. April 1888.) 

Die Klagen wegen Beschädigung, Verlust oder Ver- 
spätung, zu denen der Frachtvertrag gegen den Fracht- 
führer Veranlassung geben kann, verjähren binnen einem 
Jahre, mit Ausnahme der Fälle des Betruges und der 
Untreue. 

Alle anderen Klagen, zu denen dieser Vertrag Ver- 
anlassung geben kann, sowohl gegen den Frachtführer 
oder den Kommissionär wie gegen den Absender oder 
Empfänger, ebenso auch die Klagen, die auf den Vor- 
schriften des Artikels 541 der Zivilprozessordnung *) be- 
ruhen, verjähren in einem Zeitraum von fünf Jahren. 

Diese Verjährungsfrist wird im Falle des völligen 
Verlustes von dem Tage an berechnet, an dem die Ab- 
lieferung der Ware hätte erfolgt sein müssen, in allen 
andern Fällen von dem Tage, wo die Ware dem Emp- 
fänger übergeben oder angeboten wurde. 

Die Frist zur Anstellung jeder Rückgriffsklage be- 
trägt einen Monat. Diese Verjährung läuft erst vom 
Tage der Ausübung des Klagerechts gegen den, für den 
die Haftpflicht übernommen ist. 



i) Art. 541 ZPO.: „Eine Rechnung unterliegt niemals einer Nach- 
prüfung, es sei denn, dass die Parteien ihre diesbezüglichen Anträge vor 
dieselben Richter bringen, weil sich Irrtümer herausgestellt haben, oder 
weil Beträge ausgelassen, falsch oder doppelt gerechnet worden sind. 
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Im Falle der Beförderung für Rechnung des Staates 
beginnt der Lauf der Verjährung erst mit dem Tage der 
Mitteilung der ministeriellen Entscheidung, welche die 
Abrechnung oder die endgültige Zahlungsanweisung 
enthält. 

D. HGB. §§4M, 439; (470, 471 Eisenbahn); D. BGB. § 196 
Ziffer 3. 

Siebenter Titel. 

Käufe und Verkäufe. 
Art. 109. 

Käufe und Verkäufe werden bewiesen : 

durch öffentliche Urkunden, 

durch privatschriftliche Urkunden, 

durch die Schlussnote oder den Abschluss eines Wechsel- 
agenten oder Mäklers, der von den Parteien in ge- 
höriger Weise unterzeichnet ist; 

durch eine angenommene Rechnung^), 

durch den Briefwechsel, 

durch die Bücher der Parteien, 

durch Zeugenbeweis in dem Falle, wo das Gericht ihn 
zulassen zu müssen glaubt. 

Vgl. D. ZPO. §§ 371, 373, 402, 415-419, 445, 475. 

Achter Titel. 

Gezogene Wechsel, eigene Wechsel und 

Verjährung *). 

(Ges. V. 11. September 1807.) 

I. Abschnitt. 
Der gezogene Wechsel. 

§1. Die Form des gezogenen Wechsels. 
Art. 110. (Ges. v. 7. Juni 1894.) 

Der gezogene Wechsel wird entweder von einem 



1) i). h. ohne Widerspruch hingenommen, es genügt, wenn sich die 
Zusendung der Rechnung aus dem Kopierbuch des Absenders ergibt. 

2) Deutsches Recht: Siehe Wechselordnung in der Fassung vom 
3. 6, 1908. 



— 139 - 

Ort auf einen anderen Ort, oder von einem Ort auf den 
gleichen Ort gezogen. 

Er muss mit Datum versehen sein. 
Er muss enthalten: 

die zu zahlende Geldsumme, ' 
den Namen des Zahlungspflichtigen, 
die Zeit und den Ort, wo die Zahlung geschehen muss, 
die Valuta, die in Bargeld, Waren, in Rechnung oder 
in anderer Weise gegeben ist. 
Er lautet an Ordre eines Dritten oder an Ordre des 

Ausstellers selbst. 
Er gibt zu erkennen, ob er Prima-, Sekunda-, Tertia-, 
Quarta- usw. Wechsel ist. 

Vgl. D. wo. Art. 4, 6 und 66. 

Art. 111. 

Ein gezogener Wechsel kann auf eine Person ge- 
zogen und am Wohnort eines Dritten zahlbar sein. 

Er kann im Auftrage und für Rechnung eines Dritten 
gezogen werden. 

D. wo. Art. 4 Ziffer 8; Art. 95. 

Art. 112. (Ges.v. 7. Juni 1894.) 

Alle gezogenen Wechsel, die einen falschen Namen ^) 
oder eine falsche Eigenschaft*) angeben, werden als ein- 
fache Zahlungs versprechen angesehen. 

D. wo. Art. 7. 

Art. 113»). 

Die Unterschrift von Frauen und Mädchen, die nicht 
Handel treiben oder Käuffrauen sind, gilt in Ansehung 



i) Wenn jemand auf den Wechsel den Namen eines andern zeichnet, 
ohne von dem letzteren hierzu ermächtigt zu sein, oder einen erdichteten 
Namen unterschreibt, so verpflichtet er weder jenen Dritten noch sich selbst 
wechselmässig. 

2) Z. B. Bankier statt Fabrikant. — Die französische Praxis pflegt 
Aber derartige Unstimmigkeiten hinwegzusehen und die volle Wirksamkeit 
des Wechsels nicht in Zweifel zu ziehen. S. oben S. 75, Xli. 

3) Die Frage, ob Art. 113 durch das Ges. v. 22. 7. 1867 iiber die 
Aufhebung der Schuldhaft beseitigt wurde, ist streitig, jedoch' wqhi zu ver- 
neineQ. 
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ihrer auf gezogenen Wechseln nur als einfaches Ver- 
sprechen *) *). 

Anders D. WO. Art. i (D. BGB. § 1399 Abs. i.) 

Art. 114. 

Die gezogenen Wechsel, die von minderjährigen 
Nichtkaufleuten unterschrieben sind, sind ihnen gegenüber 
nichtig, unbeschadet der den beiderseitigen Parteien 
gemäss des Artikels 1312 des Bürgerlichen Gesetzbuches») 
zustehenden Rechte. 

D. wo. Art. I. (§§ 104— 115 D. BGB.; insbes. vgl. § 112 
Abs. I in Verb, mit §§ 1643 Abs. I u. 1822 Ziffer 9 D. BGB.) 

§ 2. Deckung des Wechsels. 

Art. 115. (Ges. v. 19. März 1817.) 

Die Deckung*) hat durch den Aussteller oder durch 
denjenigen, für dessen Rechnung der Wechsel gezogen 
ist, zu erfolgen, ohne dass derjenige, der für Rechnung 
eines andern gezogen hat, aufhört, persönlich gegenüber 

1) über die Tragweite des Art. 113 herrscht Streit, insbesondere 
darüber, ob sich seine Vorschrift nur auf gezogene Wechsel bezieht. Für 
die Erstreckung auf den eigenen Wechsel (billet ä ordre) sprechen Zweck- 
mässigkeitsgründe. — Insbesondere folgt aus der Gleichstellung mit einem 
einfachen Versprechen : Für Rechtsstreitigkeiten ist nicht das Handelsgericht 
sondern das Zivilgericht zuständig; die Unterzeichnerin haftet nicht dafür, 
dass der Bezogene akzeptiert; die Verjährungsfrist beträgt nicht 5 Jahre 
(Art. 189), sondern 30 Jahre. Andererseits stehen der Frau, die nicht 
Kauffrau ist, die wechselrechtlichen Einreden nicht zu. 

2) Falls nicht ohne weiteres ersichtlich ist, dass der Ehemann seine 
Genehmigung zum Geschäftsbetrieb der Frau gab, ist es daher ratsam, stets 
auch die Unterschrift des Ehemannes auf dem Wechsel zu verlangen. 

3) Art. 1312 BGB.: Werden Minderjährige, Entmündigte oder Ehe- 
frauen als solche zur Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wider ihre 
Verbindlichkeiten zugelassen, so kann das zur Erfüllung dieser Verbindlich* 
keiten während der Minderjährigkeit, der Entmündigung oder Ehe Geleistete 
nicht zurückgefordert werden, es sei denn, dass nachgewiesen wird, da§s 
die Zahlungen in ihrem Interesse verwendet worden sind. 

4) Ist Deckung vorhanden (vgl. hierüber Art. 1 16 HGB.), so ist der 
Bezogene zur Zahlung verpflichtet, auch wenn er sein A^^zept nicht gegeben 
hat. Weist der Aussteller nach, dass bei Fälligkeit des Wechsels Deckung 
vorhanden war, so erlischt seine Haftung gegenüber dem Wechselinhaber 

und den Indossanten (Art. 170 HGB.). 
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den Indossanten und dem Inhaber allein verpflichtet zu 
sein. 

D. wo. Art. 8. 
Art. 116. 

Deckung ist vorhanden, wenn am Verfalltag des 
Wechsels derjenige, auf den er gezogen ist, dem Aus- 
steller oder dem, für dessen Rechnung er gezogen ist, 
eine Summe mindestens in Höhe des gezogenen Wechsels 
schuldet *). 

Art. 117. 

Die Annahme setzt das Vorhandensein einer Deckung 
voraus. 

Den Indossanten gegenüber begründet sie dieserhalb 
einen Beweis. 

Im Falle der Annahme wie im Falle der Nichtan- 
nahme ist der Aussteller im Falle des Bestreitens allein 
verpflichtet zu beweisen, dass die Bezogenen bei Verfall 
Deckung hatten; andernfalls haftet er dafür, wenn auch- 
der Protest nach der festgesetzten Frist erhoben ist. 

D. wo. Art. 8 und 23. 

§ 3. Annahme. 
Art. 118. 

Der Aussteller und die Indossanten eines gezogenen 

Wechsels haften als Gesamtschuldner für die Annahme 

und flir die Zahlung am Verfalltage. 

D. wo. Art. 8 und 14. 

Art. 119. 

Die Weigerung der Annahme wird durch einen Akt 
festgestellt, den man Protest mangels Annahme nennt. 

D. wo. Art. 18, 20, 25. 

Art. 120. 

Auf die Zustellung des Protestes mangels Annahme 
hin sind Indossanten iind Aussteller gegenseitig ver- 
pflichtet, für die Zahlung des gezogenen Wechsels bei 

l) Der Geldbetrag muss natürlich auch fallig sein. Nach Ansicht 
der französischen Praxis ist auch dann Deckung vorhanden, wenn dem Be- 
zogenen lediglich eine Sicherheit in Waren, Papieren u. dgl. gegeben wurde 
und er diese als Deckung annahm. 
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Verfall Sicherheit zu leisten oder die Rückzahlung mit 
den Kosten des Protestes und des Rückwechsels zu be- 
wirken. 

Der Bürge des Ausstellers oder des Indossanten 
haftet gesamtschuldnerisch nur mit dem, für den er sich 
verbürgt hat. 

D. wo. Art. 25; Art. 81. 

Art. 121. 

Wer einen gezogenen Wechsel annimmt, verpflichtet 
sich, dessen Betrag zu zahlen. 

Der Akzeptant kann von seinem Akzept nicht ent- 
bunden werden, selbst wenn der Aussteller ohne Wissen 
des Akzeptanten vor der Annahme in Fallit geraten sein 
sollte. 

Abs. I — D. wo. Art. 23 Abs. i, 
Abs. 2 — D. WO. Art, 21 Abs. 4. 

Art. 122. 

Die Annahme eines gezogenen Wechsels muss unter- 
schrieben sein. 

Die Annahme wird durch das Wort „angenommen** 
(accept6) ausgedrückt*). 

Sie muss datiert sein, wenn der Wechsel auf einen 
oder mehrere Tage oder Monate nach Sicht lautet. 

Im letzteren Falle macht der Mangel des Akzept- 
datums den Wechsel in der darin ausgedrückten Frist 
vom Tage seines Datums an gerechnet, fällig. 

Abs. I — D. wo. Art. 21 Abs. i. 
Abs. 3 u. 4 — D. WO, Art. 19 u. 20. 

Art. 128, 

Die Annahme eines gezogenen Wechsels, der an 
einem andern Orte als dem Wohnorte des Akzeptanten 
zahlbar ist, muss den Ort benennen, wo die Zahlung be- 
wirkt werden muss oder das zur Wahrung des Wechsel- 
rechts Erforderliche zu geschehen hat. 

D. wo. Art. 24. 



i) Die Annahme kann auch durch Worte von gleicher Bedeutung 
geschehen (z. B. gesehen, einverstanden u. dgl.), als ausreichend gilt auch 
eine Annahmeerklärung, die sich nicht auf dem Wechsel selbst befindet, 
sondern die sich z. B. etwa aus einem Briefwechsel ergibt. 
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Art. 124. 

Die Annahme kann nicht bedingungsweise geschehen; 
sie kann jedoch hinsichtlich der angenommenen Summe 
beschränkt werden. 

In diesem Falle ist der Inhaber verpflichtet, den ge- 
zogenen Wechsel wegen des Restbetrages protestieren zu 
lassen. 

D. wo. Art. 22, 25. 

Art. 126. 

Ein gezogener Wechsel muss bei seiner Vorzeigung 
oder spätestens binnen vierundzwanzig Stunden nach der 
Vorzeigung angenommen werden. 

Wenn er nach vierundzwanzig Stunden nicht mit 
oder ohne Akzept zurückgegeben worden ist, ist derjenige, 
welcher ihn zurückbehalten hat, dem (rechtmässigen) In- 
haber gegenüber schadenersatzpflichtig. 

D. wo. Art. 18—20. 

§ 4. Interventions-Annahme. 

Art. 126. 

Nach dem Protest mangels Annahme kann der ge- 
zogene Wechsel durch einen dritten Intervenienten für 
den Aussteller oder einen der Indossanten angenommen 
werden. 

Die Intervention ist in der Protesturkunde zu er- 
wähnen und von clem Intervenienten zu unterzeichnen. 
V. wo. Art. 56, 57, 59. 
Art. 127. 

Der Intervenient muss unverzüglich seine Interven- 
tion demjenigen, für den er interveniert hat, mitteilen. 

D. wo. Art. 58. Satz 2. 

Art. 128. 

Der Inhaber des gezogenen Wechsels behält gegen 
den Aussteller und die Indossanten alle seine Rechte, die 
sich aus dem Mangel der Annahme durch den Bezogenen 
herleiten, ungeachtet aller Interventionsannahmen. 

D. wo. Art 61. 



nach Dato, 
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§ 5. Verfall. 
Art. 129. 

Ein gezogener Wechsel kann gezogen werden: 
auf Sicht, 

auf einen oder mehrere Tage 
auf einen oder mehrere Monate } nach Sicht, 
auf eine oder mehrere Usancen *) 
auf einen oder mehrere Tage 
auf einen oder mehrere Monate 
auf eine oder mehrere Usancen 
auf einen festgesetzten oder bestimmten Tag, auf eine 
Messe. 

D. wo. Art. 4 Ziffer 4. 

Art. 130. 

Der gezogene Sichtwechsel ist feei seiner Vorzeigung 

zahlbar. 

D. wo. Art. 31. 
Art. 131. 

Die Fälligkeit eines gezogenen Wechsels 
auf einen oder mehrere Tage 
auf einen oder mehrere Monate 
auf eine oder mehrere Usancen 
bestimmt sich durch das Datum der Annahme oder das- 
jenige des Protestes mangels Annahme. 
D. wo. Art. 32. 
Art. 132. 

Die Usance ist eine dreissigtägige Frist, deren Lauf 
mit dem auf das Datum des gezogenen Wechsels folgen- 
den Tage beginnt. 

Die Monate entsprechen den durch den gregoriani- 
schen Kalender bestimmten Monaten. 

D. wo. Art. 32 Ziffer 2. 

Art. 133. 

Ein Messwechsel ist fällig am Vortage d6s für den 
Schluss der Messe festgesetzten Tages, oder, wenn diese 
nur einen Tag dauert, am Tage der Messe selbst. 

D. wo. Art. 35. 



nach Sicht 



i) Usance ist eine Frist von 30 Tagen, s. Art. 132 HGB. 
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Art. 134. (Ges. v. 28. März 1904.) 

Ist der gezogene Wechsel an einem gesetzlichen 
Feiertage fällig, so ist er am nächstfolgenden Werktage 
zahlbar. 

Das gleiche gilt für eigene Wechsel und für alle 
anderen kaufmännischen Anweisungen. 

D. WO. Art. 92. 

Art. 135. 

Alle Respekts-, Ehren-, ortsüblichen oder Gewohn- 
heitsfristen zur Zahlung der gezogenen Wechsel sind auf- 
gehoben. 

D. wo. Art. 33 und 93. 

§ 6. Indossament. 
Art. 136. 

Das Eigentum an einem gezogenen Wechsel wird 
durch Indossament übertragen. 

D. wo. Art. 9 und 10. 

Art. 137. 

Das Indossament muss datiert sein. 
Es muss den gegebenen Wert zum Ausdruck bringen. 
Es muss den Namen desjenigen, an dessen Ordre es 
gestellt ist, enthalten. 

Nach D. wo. Art. 12 ist ein Indossament gültig, das ledig- 
lich den Namen oder die Firma des Indossanten angibt (Blanko- 
indossament). Auch die französische Praxis sieht das Blanko- 
indossament als gültig an. (S. oben S. 7o.) 

Art. 138. 

Entspricht das Indossament nicht den Vorschriften 
des vorhergehenden Artikels, so bewirkt es nicht den 
Übergang; es ist nur eine Vollmacht. (Inkassomandat.) i). 

D. WO, Art. 12 abweichend. 

Art. 139. 

Es ist bei Vermeidung der auf Fälschung gesetzten 
Strafe*) verboten, die Indossamente zurückzudatieren. 

1) über Inkassomandat siehe oben die Vorbemerkungen S. 78, 

79 xyi. 

2) Art. 147 des französischen Strafgesetzbuchs bedroht die Fäl- 
schung mit Zwangsarbeit. 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 10 
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§ 7. Gesamthaftung. 
Art. 140. 

Alle, die einen gezogenen Wechsel unterzeichnet, 
angenommen oder indossiert haben, haften dem Inhaber 
gegenüber als Gesamtschuldner. 

D. wo. Art. 81. Vgl. D. BGB. §§ 421 flf. 

§ 8. Wechselbürgschaft. 

Art. 141. 

Unabhängig von der Annahme und dem Indossament 
kann die Zahlung eines gezogenen Wechsels durch eine 
Wechselbürgschaft gesichert werden. 

D- wo. Art. 81. 

Art. 142. 

Diese Garantie wird von einem Dritten auf dem 
Wechsel selbst oder durch besonderen Akt gegeben. 

Der Wechselbürge ist, vorbehaltlich anderweitiger 
Abreden der Parteien, mit den Ausstellern und Indos- 
santen als Gesamtschuldner und in gleicher Weise haftbar. 

D. wo. Art. 81. 

§ 9. Zahlung. 
Art. 143. 

Ein gezogener Wechsel muss in der in ihm bezeich- 
neten Münze gezahlt werden. 

D. wo. Art. 37. Vgl. D. BGB. §§ 244, 245. 

Art. 144. 

Wer einen gezogenen Wechsel vor Fälligkeit zahlt, 
ist für die Gültigkeit der Zahlung verantwortlich^). 
Art. 146. 

Wer einen gezogenen Wechsel bei seiner Fälligkeit 
zahlt, ohne dass Einspruch erhoben wird, wird als in 
gültiger Weise befreit angesehen. 

i) Wer vor Fälligkeit zahlt, läuft Gefahr, am Verfalltage noch- 
mals zahlen zu müssen. Zur früheren Annahme der Zahlung kann der 
Gläubiger nicht gezwungen werden (Art. i46desHGB.); anders bei gewöhn- 
lichen Forderungen (Art. 1187 des BGB.). 

Vgl. auch unten Art. 446 HGB., Nichtigkeit der Zahlung im iFalle 
des Fallits. 
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Art. 146. 

Der Inhaber eines gezogenen Wechsels kann nicht 
zur Annahme der Zahlung vor Fälligkeit gezwungen 
werden. 

Vgl. D. BGB. §§ 271 Abs. 2; 272. 

Art. 147. 

Die Zahlung eines gezogenen Sekunda-, Tertia-, 
Quarta- usw. Wechsels ist gültig, wenn der Sekunda-, 
Tertia-, Quarta- usw. Wechsel die Bestimmung enthält, 
dass diese Zahlung die Wirksamkeit der anderen Wechsel 
aufhebt. 

D. wo. Art. 67. 

Art. 148. 

Wer einen gezogenen Sekunda-, Tertia-, Quarta- 
usw. Wechsel zahlt, ohne denjenigen zurückzuziehen, auf 
dem sich sein Akzept befindet, bewirkt gegenüber dem 
dritten Inhaber seines Akzepts seine Befreiung nicht. 

D. wo. Art. 67 Ziffer 2. 

Art. 149. 

Nur im Falle des Verlustes des gezogenen Wechsels 
oder des Fallits des Inhabers ist Widerspruch gegen die 
Zahlung zulässig. 

D. wo. Art. 73 und 74. 
D. KO. § 7. 

Art. 150. 

Im Falle des Verlustes eines nicht akzeptierten ge- 
zogenen Wechsels kann sein Eigentümer die Zahlung auf 

einen Sekunda-, Tertia-, Quarta- usw. Wechsel hin ver- 
folgen. 

Nach D. WO. Art. 73 ist das Amortisationsverfahren ein- 
zuleiten; alsdann kann vom Akzeptanten Zahlung bzw. Hinter- 
legung verlangt werden, 

Art. 151. 

Enthält der verlorene gezogene Wechsel das Ak- 
zept, so kann die Zahlung auf Grund eines Sekunda-, 
Tertia-, Quarta- usw. Wechsels nur auf eine richterliche 
Verfügung hin und nur gegen Stellung eines Bürgen 
verlangt werden. 

D. WO. Art. 73. 
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Art. 158. 

Kann der Verlierer des akzeptierten oder nicht ak- 
zeptierten gezogenen Wechsels nicht den Sekunda-, Tertia-, 
Quarta- usw. Wechsel vorzeigen, so kann er die Zahlung 
des verlorenen Wechsels verlangen und sie durch Ver- 
fügung des Richters erhalten, wenn er sein Eigentum 
durch seine Bücher nachweist und einen Bürgen stellt. 

D. wo. Art. 73 in Verb, mit D. ZPO. §§ 946 ff., insbes. 
§ 1007. 

Art. 168. 

Wird auf die gemäss den beiden vorhergehenden 
Artikeln ergangene Aufforderung hin die Zahlung ver- 
weigert, so erhält sich der Eigentümer des verlorenen 
gezogenen Wechsels alle seine Rechte durch einen Pro- 
testakt. 

Dieser Akt muss am Tage nach der Fälligkeit des. 
verlorenen gezogenen Wechsels aufgenommen werden. 

Er muss dem Aussteller und den Indossanten in den 
nachstehend für die Protesterhebung vorgeschriebenen 
Formen und Fristen mitgeteilt werden. 

D. wo. Art. 73 in Verb, mit D. ZPO. §§ 1003 ff. 

Art. 154. 

Der Eigentümer eines abhanden gekommenen ge- 
zogenen Wechsels muss sich, um sich dessen Sekunda- 
wechsels zu verschaffen, an seinen unmittelbaren Vor- 
mann wenden, der verpflichtet ist, ihm seinen Namen 
und seine Hilfe zu leihen, um gegen seinen eigenen Vor- 
mann vorzugehen; in gleicher Weise wird von Indossant 
zu Indossant bis zum Aussteller des Wechsels hinauf- 
gegangen. Der Eigentümer des verlorenen gezogenen 
Wechsels hat die Kosten zu tragen. 

D. wo. Art. 73. 

Art. 166. 

Die Haftung des in den Artikeln 151 und 152 er- 
wähnten Bürgen erlischt nach drei Jahren, wenn es 
während dieser Zeit weder zu Klagen noch zu gericht- 
lichen Schritten kam. 
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Art. 156. 

Abschlagszahlungen auf den Betrag eines gezogenen 
Wechsels entlasten Aussteller und Indossanten. 

Der Inhaber ist verpflichtet, den gezogenen Wechsel 
wegen des Restes protestieren zu lassen. 

Abs. I : D. WO. Artikel 39 Satz 2 und 38. 
Abs. 2: D. WO. Art. 41. 

Art. 157. 

Die Richter können keinen Aufschub zur Zahlung 
eines gezogenen Wechsels bewilligen i). 

§ 10. Zahlung durch Intervention (Ehrenzahlung). 

Art. 158. 

Ein protestierter gezogener Wechsel kann für den 
Aussteller oder einen Indossanten durch jeden Inter- 
venienten bezahlt werden, 

Intervention und Zahlung werden im Wechselprotest 
oder im Anschlüsse an den Protest beurkundet. 

D. wo. Art. 62. 

Art. 159. 

Wer einen gezogenen Wechsel durch Intervention 
zahlt, tritt in die Rechte des Inhabers und hat dieselben 
Pflichten zur Erfüllung der Förnilichkeiten. 

Erfolgt die Interventionszahlung für Rechnung des 
Ausstellers, so werden alle Indossanten frei. 



i) Art. 1244 ^^s BGB. gibt dem Gericht die Befugnis, in Aus- 
nahmefallen dem Schuldner nach richterlichem Ermessen Zahlungsfristen zu 
Dewilligen. 

Art. 157 des HGB. hebt jene Vorschrift für Wechselzahlungen auf. 
In der Praxis ist jedoch üblich, dass die Schuld längere Zeit (in Paris 
25 Tage) gestundet wird. Bewilligt der klagende Wechselgläubiger diese 
Frist nicht aus freien Stücken, so tritt der Beklagte nicht auf, sondern 
lässt Versäumnisurteil gegen sich ergehen. Sodann legt er gegen dieses Ver- 
säumnisurteil Einspruch ein, welcher die Vollstreckbarkeit des Urteils 
beseitigt. Das Gericht setzt den Termin zur Verhandlung über den Ein- 
spruch regelmässig mehr als 25 Tage nach Erlass des "Versäumnisurteils 
an und zwingt durch diese Praxis den Wechsel gläubiger, die übliche 
Stundung zu bewilligen. 
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Erfolgt sie für einen Indossanten, so werden die 
folgenden Indossanten frei. 

Erbieten sich mehrere zur Ehrenzahlung eines ge- 
zogenen Wechsels, so gebührt demjenigen der Vorzug, 
dessen Zahlung die meisten Befreiungen zur Folge hat* 

Wenn sich derjenige zur Zahlung erbietet, auf den 
der Wechsel ursprünglich gezogen war und gegen den 
der Protest mangels Annahme erhoben wurde, so erhält 
er vor allen anderen den Vorzug. 

D. wo. Art. 63 und 64. 

§ 11. Rechte und Pflichten des Inhabers. 

Art. 160. (Ges. v. 3. Mai 1862.) 

Der Inhaber eines vom Festland und den Inseln 
Europas oder Algiers aus gezogenen Wechsels, der in 
den europäischen Besitzungen Frankreichs oder Algiers 
auf Sicht oder einen oder mehrere Tage, Monate oder 
Usancen nach Sicht zahlbar ist, muss, bei Vermeidung^ 
des Verlustes seines Rückgriffs gegen Indossanten und 
selbst gegen den Aussteller, wenn dieser Deckung ge- 
geben hat, die Zahlung oder Annahme binnen drei Mo- 
naten von seinem Datum ab gerechnet verlangen. 

Die Frist beträgt vier Monate für die Wechsel, die 
von den Küstenländern des Mittelländischen Meeres und 
des Schwarzen Meeres aus auf die europäischen Be- 
sitzungen Frankreichs und umgekehrt vom Festland und 
den Inseln Europas auf französische Niederlassungen am 
Mittelländischen und am Schwarzen Meere gezogen sind» 

Die Frist beträgt sechs Monate für die Wechsel^ 
die von den Staaten Afrikas diesseits des Kap der guten 
Hoffnung und von den Staaten Amerikas diesseits des 
Kap Hom aus auf die europäischen Besitzungen Frank- 
reichs gezogen sind und umgekehrt, die vom Festland 
und den Inseln Europas auf die französischen Besitzungen 
oder französischen Niederlassungen in den Staaten Afrikas 
diesseits des Kap der guten Hoffnung und in den Staaten 
Amerikas diesseits des Kap Hörn gezogen sind. 
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Die Frist beträgt ein Jahr für die Wechsel, welche 
von irgend einem anderen Teile der Welt aus auf die 
europäischen Besitzungen Frankreichs und umgekehrt 
vom Festland und den Inseln Europas aus auf die fran- 
zösischen Besitzungen und die französischen Nieder- 
lassungen in irgend einem anderen Teile der Welt ge- 
zogen sind. 

Die gleiche Verfallzeit besteht gegen den Inhaber 
eines Wechsels auf Sicht, oder auf einen oder mehrere 
Tage, Monate oder Usancen nach Sicht, der von Frank- 
reich, den französischen Besitzungen oder Niederlassungen 
aus gezogen und in den fremden Ländern zahlbar ist, 
wenn darin nicht die Zahlung oder Annahme in den oben 
für jede der betreffenden Entfernungen vorgeschriebenen 
Fristen verlangt ist. Die vorstehenden Fristen werden 
für die überseeischen Länder in Zeiten des Seekrieges 
verdoppelt. 

Nichtsdestoweniger sind die vorstehenden Vorschriften 
ohne Einfluss auf gegenteilige Abreden, die etwa zwischen 
dem Nehmer, Aussteller und selbst den Indossanten be- 
stehen. 

D. wo. Art. 19, 31, 32. 

Art. 161. 

Der Inhaber des gezogenen Wechsels muss die 
Zahlung desselben am Verfalltage fordern. 

D. wo. Art. 41 Abs. 2 und Art. 92, 93. 

Art. 162. 

Die Weigerung der Zahlung muss am Tage nach 
dem Verfalltage durch einen „Protest mangels Zahlung*' 
genannten Akt festgestellt werden. 

Ist dieser Tag ein gesetzlicher Feiertag, so ist der 
Protest am folgenden Tage aufzunehmen. 

D. wo. Art. 41. 92, 93. 

über Milderungen des Wechselprotestes durch die Praxis 
siehe Vorbemerkungen S. 77 — 78. 

Art. 163. 

Weder durch den Protest mangels Annahme noch 
durch den Tod oder den Fallit desjenigen, auf den der 
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Wechsel gezogen ist, wird der Inhaber vom Protest 
mangels Zahlung befreit. 

Im Falle des Fallits des Akzeptanten vor der Fällig- 
keit kann der Inhaber Protest aufnehmen lassen und sein 
Rückgriffsrecht ausüben. 

D. wo. Art. 41, 14; 42. 

Art. 164. 

Der Inhaber eines mangels Zahlung protestierten 
gezogenen Wechsels kann seine Rtickgriffsklage entweder 
allein gegen den Aussteller und jeden der Indossanten 
oder gleichzeitig gegen die Indossanten und den Aus- 
steller richten. 

Das gleiche Recht besteht für jeden der Indossanten 
hinsichtlich des Ausstellers und der ihm vorgehenden 
Indossanten. 

D. wo. Art. 49. 

Art. 165. 

Wenn der Inhaber sein Rückgriffsrecht allein gegen 
seinen Zedenten *) ausübt, so muss er ihm den Protest 
zustellen lassen und ihn mangels Rembours*) binnen der 
vierzehn Tage, die auf den Protesttag folgen, vor Gericht 
laden, wenn der Zedent in der Entfernung von fünfzig 
Kilometern seinen Wohnsitz hat. 

Diese Frist wird um einen Tag für je fünfzig Kilo- 
meter für den Zedenten verlängert, der weiter als fünfzig 
Kilometer von dem Orte entfernt wohnt, wo der gezogene 
Wechsel zu zahlen war»). 

D. wo. Art. 45. 

Art. 166. (Ges. v. 3. Mai 1862.) 

Sind die von Frankreich aus gezogenen und ausser- 
halb des französischen Gebiets auf dem europäischen 
Festland zahlbaren Wechsel protestiert, so sind die in 
Frankreich wohnenden Aussteller und Indossanten in 
nachstehenden Fristen zu verklagen : 



i) Zedent ist der Vorindossant. 

2) D. i. Rückzahlung der Wechselsumme nebst Kosten. 

3) Durch Art. 1033 der Fr. ZPO. (Ges. v. 3. 5. 1862) sind die 
genannten Fristen festgesetzt. 
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binnen einem Monat wegen der Wechsel, die in 
Korsika, Algier, auf den britischen Inseln, in Italien, dem 
Königreich der Niederlande und in den an Frankreich 
angrenzenden Staaten oder Staatsverbänden zahlbar waren; 

binnen zwei Monaten wegen der Wechsel, die in 
den übrigen Staaten Europas, der Küste des Mittellän- 
dischen oder des Schwarzen Meeres zahlbar waren; 

binnen fünf Monaten wegen der Wechsel, die ausser- 
halb Europas diesseits der Meerengen von Malakka und 
der Sunda-Inseln und diesseits des Kap Hom zahlbar 
waren ; 

binnen acht Monaten wegen der Wechsel, die jen- 
seits der Meerengen von Malakka und der Sunda-Inseln 
und jenseits des Kap Hörn zahlbar waren. In gleicher 
Weise sind diese Fristen für die Ausübung des Rück- 
griffs gegen die Aussteller und Indossanten zu beobachten, 
welche in den französischen Besitzungen ausserhalb des 
französischen Festlandes ihren Wohnsitz haben. 

Die obigen Fristen werden für die überseeischen 
Länder im Falle des Seekrieges verdoppelt. 

D. wo. Art. 77, 78, 79. 

Art. 167. 

Übt der Inhaber sein Rückgriffsrecht gegen die In- 
dossanten und den Aussteller gleichzeitig aus, so kommt 
ihm hinsichtlich eines jeden von ihnen die in den vor- 
hergehenden Artikeln festgesetzte Frist zustatten. 

Jeder Indossant hat das Recht, in der gleichen Frist 
dasselbe Rückgriffsrecht entweder allein gegen einzelne 
oder gegen alle zusammen auszuüben. 

Gegen diese läuft die Frist vom Tage nach dem 
Datum der Vorladung vor Gericht. 

D. wo. Art. 77; 78 Abs. 2; 79 Abs. 2. 

Art. 168. 

Nach fruchtlosem Ablauf der Fristen, die oben ge- 
nannt sind: 
für die Präsentation des gezogenen Wechsels auf Sicht 
oder auf einen oder mehrere Tage, Monate oder 
Usancen nach Sicht, 
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für den Protest mangels Zahlung, 

für die Ausübung der Rtickgriffsklage, 
hat der Inhaber des gezogenen Wechsels alle Rechte 
gegen die Indossanten verloren. 

D. wo. Art. 83. 

Art. 169. 

In gleicher Weise haben auch die Indossanten nach 
Ablauf der oben vorgeschriebenen Fristen, jeder nach 
Ablauf der ihn angehenden Frist, jede Rückgriffsklage 
gegen ihren Zedenten verloren. 

D. wo. Art. 83 Satz 2. 

Art. 170. 

Denselben Rechtsverlust erleiden der Inhaber und 
die Indossanten hinsichtlich des Ausstellers selbst, wenn 
der letztere nachweist, dass bei Verfall des gezogenen 
Wechsels Deckung vorhanden war. 

In diesem Falle behält der Inhaber das Klagerecht 
nur gegen den Bezogenen. 

D. wo. Art. 83. 

Art. 171. 

Die Wirkungen des durch die drei vorhergehenden 
Artikel ausgesprochenen Rechtsverlustes treten zugunsten 
des Inhabers nicht ein gegen den Aussteller oder gegen 
denjenigen Indossanten, welcher nach fruchtlosem Ablauf 
der für den Protest, die Zustellung des Protestes oder 
die Klageerhebung bestimmten Fristen, durch Zahlung^ 
Aufrechnung, oder in anderer Weise die zur Zahlung 
des gezogenen Wechsels bestimmten Beträge erhalten hat. 

D. wo. Art. 83. 

Art. 172. 

Der Inhaber eines mangels Zahlung protestierten 

gezogenen Wechsels kann unabhängig von den für die 
Anstellung der Rückgriflfsklage vorgeschriebenen Förm- 
lichkeiten, wenn er vom Richter hierfür die Genehmigung 
erhält^ das Mobiliarvermögen der Aussteller, Akzeptanten 
und Indossanten einstweilig beschlagnahmen i). 

Vgl. D. ZPO. §§ 916 fF., Arrest und einstweilige Verfügung. 

i) Von der Bestimmung des Art. 172 wird in Paris kaum jemals 
Gebrauch gemacht. 
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§ 12. Protest. 
Art. 178. 

Die Proteste mangels Annahme oder mangels Zah- 
lung werden durch zwei Notare oder durch einen Notar 
und zwei Zeugen^) oder durch einen Gerichtsvollzieher 
und zwei Zeugen ^) aufgenommen. 

Der Protest muss aufgenommen werden: 
In der Wohnung desjenigen, aufweichen der gezogene 
Wechsel lautete oder in seiner zuletzt bekannten 
Wohnung. 
In der Wohnung der Personen, welche in dem ge- 
zogenen Wechsel für die Zahlung im Falle der. Not ^) 
benannt sind. 
In der Wohnung des Dritten, der als Intervenient ak- 
zeptierte. 
Alles dieses erfolgt in einer und derselben Urkunde. 

Im Falle unrichtiger Wohnungsangabe geht ein Nacli^ 
forschungsakt dem Protest voraus. 

D. WO. Art. 87 und 91, 91a. 

Art. 174. 

Die Protesturkunde muss enthalten: 

Die wörtliche Abschrift des gezogenen Wechsels, des 
Akzepts, der Indossamente und der darauf verzeich- 
neten Notadressen, 

die Aufforderung zur Zahlung der Wechselsumme. 
Sie muss angeben: 

die Anwesenheit oder Abwesenheit des zur Zahlung 
Verpflichteten, 

die Angabe der Gründe der Zahlungsweigerung und die 
Unfähigkeit oder die Weigerung zu unterschreiben. 

D. wo. Art. 88, 88 a. 

Art. 175. 

Seitens des Inhabers des gezogenen Wechsels kann 
kein Akt die Protestaufnahme ersetzen, abgesehen von 



i) Nach dem Dekret vom 23. 3. 1848 ist die Beiziehung von Zeugen 
nicht mehr erforderlich. 

2) D. h als Notadresse. 
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dem in den Artikeln 150 und folgende vorgesehenen, den 
Verlust des gezogenen Wechsels betreffenden Fall^). 

D. wo. Art. 42. 

Art. 176. 

Die Notare und Gerichtsvollzieher sind bei Strafe 
der Amtsentsetzung und des Kosten- und Schadenersatzes 
gegenüber den Parteien verpflichtet, genaue Abschrift 
der Proteste zurückzulassen und sie im ganzen Umfange 
täglich und in der Reihenfolge des Datums in ein be- 
sonderes Register einzuschreiben, das mit Seitenzahlen 
und Namenszug versehen und in den für die Sachregister 
vorgeschriebenen Formen gehalten ist*). 

(Ges. V. 22. Dezember 1906.) Ausserdem sind sie bei 
Strafe des Schadenersatzes verpflichtet, wenn der Wechsel 
Namen undWohnung des Ausstellers des gezogenen Wechsels 
oder des ersten Indossanten des eigenen Wechsels angibt, 
diese binnen der achtundvierzig Stunden, die der Ein- 
registrierung folgen, durch die Post und durch eingeschrie- 
benen Brief von den Gründen der Zahlungsweigerung zu 
benachrichtigen. Dieser Brief gibt dem Notar oder Ge- 
richtsvollzieher Anspruch auf eine Gebühr von fünfund- 
zwanzig Centimes (0 Franken 25; ausser den Kosten für 
Porto und Einschreiben. 

D. wo. Art. 90. 

§ 13. Regressnahme. 
Art. 177, 

Die Regressnahme erfolgt durch einen Rückwechsel. 

D. wo. Art. 53 und 51. 

Art. 178. 

Der Rückwechsel ist ein neuer gezogener Wechsel, 
mittels dessen der Inhaber sich gegenüber dem Aussteller 
oder einem Indossanten bezahlt macht für den Betrag 



i) Die Praxis hat gleichwohl den Erlass des Protestes gestattet. 
(Vgl. dit Vorbemerkungen S. 77/78 über den Wechselprotest.) 

2) Die Vorschriften des ersten Absatzes werden in der Praxis, 
namentlich in den grossen Städten, oft vernachlässigt. Vgl. die Vorbemer- 
kungen über den Wechselprotest S. 77/78. 
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des protestierten Wechsels, für seine Kosten, und für den 
neuen Wechsel, den er bezahlt. 

D. wo. Art. 53. 
Art. 179. 

Die Regressnahme wird hinsichtlich des Ausstellers 
nach dem Wechselkurs des Ortes, wo der gezogene 
Wechsel zahlbar war, auf den Ort, von wo aus er ge- 
zogen worden ist, geregelt. 

Hinsichtlich der Indossanten wird sie geregelt nach 
dem Wechselkurs des Ortes, wo der gezogene Wechsel 
von ihnen begeben oder negoziiert ist, auf den Ort, wo 
die Rückzahlung stattfindet. 

D. wo. Art. 50. 51, 53. 
Art. 180. 

Der Rückwechsel muss von einer Retourrechnung 
begleitet sein. 

D. WO. Art. 54. 

Art. 181. 

Die Retourrechnung enthält: 
Den Betrag des protestierten gezogenen Wechsels, 
die Protestkosten und andere gesetzmässige Kosten, wie 
Bankprovision, Mäklergebühr (Courtage), Stempel und 
Briefporto. 

Sie gibt den Namen dessen an, auf den der Rück- 
wechsel lautet, und den Betrag des Wechsels, zu dem er 
negoziiert ist. 

Sie muss von einem Wechselagenten beglaubigt sein. 

An den Orten, wo kein Wechselagent ist, muss sie 
von zwei Kaufleuten beglaubigt werden. 

Sie muss von dem protestierten gezogenen Wechsel^ 
dem Protest oder einer Ausfertigung der Protesturkunde 
begleitet sein. 

Ist der Rückwechsel auf einen Indossanten gezogen^ 
so muss er ausserdem von einem Zeugnis begleitet sein^ 
welches den Wechselkurs des Ortes, wo der gezogene 
Wechsel zahlbar war, auf den Ort, von wo aus er ge» 
zogen worden ist, bescheinigt. 

Vgl. D. wo. Art. 50 tind 51 Absätze 2. 
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Art. 182. 

Für einen und denselben gezogenen Wechsel können 
nicht mehrere Retourrechnungen ausgestellt werden. 

Die Retourrechnung wird immer von Indossant zu 
Indossant und schliesslich von dem Aussteller eingelöst. 
D. wo. Art. 54. 

Art. 183. 

Es können nicht mehrere Regressnahmen zu gleicher 
Zeit erfolgen. 

Gegen jeden Indossanten, ebenso wie gegen den 
Aussteller kann nur ein einziger Regress genommen 
werden. 

Art. 184. 

Vom Tage des Protestes ab werden von der Haupt- 
summe des mangels Zahlung protestierten gezogenen 
Wechsels Zinsen^) geschuldet. 

D. wo. Art. 50 Ziffer i; 51 Ziffer i. 

Art. 185. 

Zinsen der Protestkosten, der Regressnahme und 
andere gesetzliche Kosten werden erst vom Tage der 
Klageerhebung an geschuldet. 

D. wo. Art. 50 und 51, 

Art. 186. 

Ist die Rückrechnung nicht von Zeugnissen der 
Wechselagenten oder von Kaufleuten, wie dies. in Art. 181 
vorgeschrieben ist, begleitet, so besteht kein Anspruch 
auf Regress. 

Anhang zu Artikel 186. 

Praktisch ist noch in Kraft das Dekret vom 24. März i848. 

Art. 1 78. Der Rückwechsel enthält mit dem eingehenden 
Auszug, der allein vom Aussteller unterzeichnet und 
auf der Rückseite des Wechsels abgeschrieben ist: 

1. die Hauptsumme des protestierten Wechsels; 

2. die Kosten des Protestes und der etwaigen Be- 
nachrichtigung ; 

3. die Verzugszinsen; 



i) In Höhe von 5 Prozent. 



- 159 - 

4. den Kursverlust; 

5. die Stempelmarke des Rückwechsels in feststehen- 
der Höhe von ftinfunddreissig Centimes. 

Art, 179. Das Aufgeld für die Regressnahme wird für 
das festländische Frankreich einheitlich wie folgt ge- 
regelt : 

Ein viertel Prozent auf die Hauptorte der Departe- 
ments; ein halb Prozent auf die Hauptorte der 
Arrondissements; drei viertel Prozent auf jeden 
andern Platz. 
In keinem Falle wird Aufgeld im selben Departe- 
ment verschuldet. 
Das Aufgeld im Ausland und in den französischen 
Besitzungen ausserhalb des Kontinents wird durch 
die Handelsgebräuche geregelt. 



II. Abschnitt. 
Der eigene Wechsel (billet ä ordre). 



Art. 187. 



Alle Vorschriften für die gezogenen Wechsel die 
betreffen 

die Fälligkeit, 

das Indossament, 

das Gesamtschuldverhältnis, 

die Wechselbürgschaft, 

die Zahlung, 

die Zahlung durch Intervention, 

den Protest, 

die Pflichten und Rechte des Inhabers, 

die Regressnahme oder die Zinsen, 
finden auf die eigenen Wechsel Anwendung, unbeschadet 
der Vorschriften, die sich auf die in den Artikeln 636 
637 und 638 vorgesehenen Fälle beziehen i). 

D.WO. Art. 98. 

i) Das französische Recht betrachtet das bület ä ordre nicht in dem 
Masse als wirklichen „Wechsel" wie das deutsche Recht. (Vgl, die Vor- 
bemerkungen S. 80.) 
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Art. 188. 



Der eigene Wechsel muss datiert sein. 
Er enthält 

den zu zahlenden Betrag, 

den Namen desjenigen, an dessen Ordre er ge- 
stellt ist, 
den Zeitpunkt, wann die Zahlung zu geschehen hat. 
die Valuta, die in Geld, Waren, in Rechnung oder 
in irgend einer anderen Weise gegeben ist. 

D. wo. Art. 96. 



Art. 189. 



III. Abschnitt. 
Verjährung. 



Alle Klagen, die sich auf gezogene Wechsel und auf 
eigene Wechsel beziehen, die von Handeltreibenden, Kauf- 
leuten oder Bankiers, oder für Handelsgeschäfte unter- 
schrieben sind, verjähren in fünf Jahren vom Tage des 
Protestes oder vom letzten gerichtlichen Schritte ab ge- 
rechnet, wenn keine Verurteilung erfolgte, oder die Schuld 
nicht in einem besonderen Akte anerkannt wurde. 

Nichtsdestoweniger sind die angeblichen Schuldner, 
wenn sie dazu aufgefordert werden, verpflichtet, unter 
Eid zu versichern, dass sie nichts mehr schuldig sind; 
ebenso auch ihre Witwen, Erben oder Rechtsnachfolger, 
dass sie in gutem Glauben annehmen, dass nichts mehr 
geschuldet wird. 

D. wo. Art. 77, 78, 79 ; Art. 100. 



Zweites Buch. 
Seehandel. 

Artikel 190—436. (Nicht aufgenommen.) 
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Drittes Buch. 
Fallit nnd Bankrott. 

(Gesetz v. 28. Mai 1838.) 
Erster Titel. 

Fallit. 

Allgemeine Vorschriften. 



Art. 437. 



Jeder Kaufmann, welcher seine Zahlungen einstellt, 
befindet sich in Fallit. 

Der Fallit eines Kaufmannes kann nach seinem Tode 
erklärt werden, wenn er zur Zeit seines Todes seine 
Zahlungen eingestellt hatte. 

Die Falliterklärung kann nur innerhalb des auf den 
Tod folgenden Jahres von Amts wegen ausgesprochen oder 
von den Gläubigern nachgesucht werden. 

Vgl. zu Abs. I: D. KO. § 102. 
Vgl. zu Abs, 2: D. KO. § 215. 
Vgl. zu Abs. 3: D. KO. § 220. 



I. Kapitel. 
Die Falliterklärung und ihre Wirkungen. 

Art. 438. (Ges. v. 4. März 1889.) 

Jeder Gemeinschuldner ist verpflichtet, binnen vier- 
zehn Tagen von Einstellung seiner Zahlungen ab ge- 
rechnet, eine diesbezügliche Erklärung auf der Gerichts- 
schreiberei des Handelsgerichts seines Wohnorts abzu- 
geben. Der Tag der Zahlungseinstellung ist in den vier- 
zehn Tagen einbegriffen. 

Im Falle des Fallits einer ofienen Handelsgesell- 
schaft muss die Erklärung den Namen und die Wohnungs- 
angabe jedes der gesamtschuldnerisch haftenden Gesell- 
Marx» Die französische Handelsgesetzgebung. 11 
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schafter enthalten. Sie hat auf der Gerichtsschreiberei 
des Gerichts zu geschehen, in dessen Bezirk sich der 
Sitz der Hauptniederlassung der Gesellschaft befindet. 

Vgl. zu Abs. i: §§ 105 Abs. 2 u. 3; 71 D. KO. 
Vgl. zu Abs. 2: §§ 210 Abs. 2 Satz 2; 71 D. KO. 

Art. 439. 

Mit der Erklärung des Gemeinschuldners muss zu- 
gleich die Einreichung der Bilanz verbunden werden, 
oder es muss die Erklärung die Angabe der Gründe ent- 
halten, welche den Gemeinschuldner verhindern, sie ein- 
zureichen. Die Bilanz muss die Aufzählung und die 
Wertabschätzung aller beweglichen und unbeweglichen 
Habe des Schuldners, den Bestand der Aktiven und 
Passiven, die Übersicht über Gewinn und Verlust und 
die Übersicht über die Ausgaben enthalten; sie muss die 
Versicherung enthalten, dass sie der Richtigkeit ent- 
spricht, und vom Schuldner mit Datum und Unterschrift 
versehen sein. 

D.KO. §§ 104, 105 Abs. 2. 

Art. 440. 

Der Fallit wird durch Urteil des Handelsgerichts 
erklärt, das auf die Erklärung des Gemeinschuldners oder 
auf Antrag eines oder mehrerer Gläubiger oder von 
Amts wegen ergeht. Dieses Urteil ist vorläufig voll- 
streckbar. 

D.KO. § 103. 

Art. 441. 

In dem den Fallit erklärenden Urteil oder in einem 
Urteile, das nachher auf den Bericht des beauftragten 
Richters hin ergeht, setzt das Gerichts von Amts wegen 
oder auf Betreiben jeder beteiligten Partei, den Zeitpunkt 
der Zahlungseinstellung fest. Mangels besonderer Fest- 
setzung wird angenommen, dass die Zahlungseinstellung 
begonnen habe, als das die Falliterklärung aussprechende 
Urteil erging. 

D.KO. § 108. 

Art. 442. 

Die gemäss den beiden vorgehenden Artikeln er- 
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gehenden Urteile sollen in der durch Artikel 42^) dieses 
Gesetzbuchs vorgeschriebenen Weise angeheftet und aus- 
zugsweise in die Zeitungen eingerückt werden, sowohl 
in dem Orte, wo der Fallit erklärt wurde, als auch in 
allen Orten, wo der Gemeinschuldner Handelsnieder- 
lassungen hat. 

D. KO. §§ III, 112. 

Art. 443. 

Das den Fallit aussprechende Urteil entzieht ohne 
weiteres von seinem Datum an dem Gemeinschuldner 
die Verwaltung aller seiner Habe, selbst derjenigen, die 
ihm zufallen könnte, während er sich im Fallit befindet. 

Von diesem Urteile an kann jede Klage, welche 
Mobilien oder Immobilien zum Gegenstande hat, nur 
gegen die Fallitverwalter fortgesetzt oder angestrengt 
werden. 

Dasselbe ist der Fall bezüglich jeder Vollstreckungs- 
handlung in Mobilien wie in Immobilien. 

Wenn das Gericht es für angebracht erachtet, kann 
-es den Gemeinschuldner als Intervenienten zulassen. 

Zu Abs. I: D. KO. §§ 6 u. i. 

Zu Abs. 2: D.KO. §§ lo, ii, 12. 

Zu Abs. 3: D.KO. § 14. 

Zu Abs. 4: D.KO. § 135 Abs. i in Verb, mit § 133 Ziff. 2. 

Art. 444. 

Das den Fallit aussprechende Urteil hat die Fällig- 
keit der nicht fälligen Schulden des Gemeinschuldners 
zur Folge. 

Im Falle des Fallits des Ausstellers eines eigenen 
Wechsels, des Akzeptanten eines gezogenen Wechsels, 
oder des Ausstellers, wenn der gezogene Wechsel nicht 
akzeptiert wurde, sind die übrigen Verpflichteten ge- 



i) Art. 42—46 des französischen HGB, sind aufgehoben. An ihre 
Stelle traten die Art. 55—65 des Ges. v. 24. 7. 1867. 

Art. 42 schrieb Bekanntmachung durch dreimonatlichen öffentlichen 
Aushang im Sitzungssaal des Handelsgerichts und durch die vom Gericht 
bezeichneten Zeitungen vor. 
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halten, Sicherheit für die Zahlung bei Fälligkeit zu 
stellen, wenn sie nicht vorziehen, unmittelbar zu zahlen. 

'Zu Abs. I : D. KO. §§ 65, 66, 67, 69. 

Zu Abs. 2: D.WO. Art. 98 Ziff. 4, 29; 29 Ziff. i; 25. 

Art. 446. 

Das den Fallit aussprechende Urteil hemmt allein 
der Masse gegenüber den Lauf der Zinsen jeder nicht 
durch ein Privileg, ein Pfand oder eine Hypothek ge- 
sicherten Forderung. 

Die Befriedigung der Zinsen der gesicherten For- 
derungen kann nur aus dem Erlös der Werte beansprucht 
werden, an welchen das Privileg, die Hypothek oder das 
Pfand bestand. 

Zu Abs. i: D. KO. § 63 Ziff. i. 
Zu Abs. 2 : D. KO. § 48. 

Art. 446. 

Der Masse gegenüber nichtig und wirkungslos sind, 
wenn sie vom Schuldner nach der vom Gericht als Zeit- 
punkt der Zahlungseinstellung festgestellten Zeit oder 
in den zehn vorhergehenden Tagen bestätigt werden: 

alle Handlungen, durch welche unentgeltlich be- 
wegliches oder unbewegliches Eigentum übertragen wird ; 

alle Zahlungen, die in bar oder durch Übertragung^ 
Verkauf, Aufrechnung oder in anderer Weise, sowohl 
für nicht fällige wie für fällige Schulden, geschehen, 
ebenso alle Zahlungen, die in anderer Weise als in bar 
oder in Handelspapieren geschehen sind; 

alle vertraglichen oder gerichtlichen Hypotheken 
und alle Rechte antichretischer *) Natur oder aus der 
Hingabe als Pfand, wenn sie auf das Vermögen des 
Schuldners für Verbindlichkeiten bestellt sind, die vorher 
eingegangen waren. 

D.KO. §§ 29; 32; 30, 31. 



i) Antichrese (Art. 2085 — 2091 Fr. BGB.) wird der Vertrag ge- 
nannt, durch welchen ein Schuldner seinem Gläubiger den Besitz einer un- 
beweglichen Sache zwecks Fruchtgenuss solange einräumt, bis die Forde- 
rung durch die Fruchtziehung getilgt ist. 
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Art. 447. 

Alle übrigen Zahlungen, welche der Schuldner auf 
fällige Schulden leistete und alle anderen Handlungen, 
die von ihm als lästige Verbindlichkeiten nach der Zah- 
lungseinstellung und vor dem den Fallit aussprechenden 
Urteil vorgenommen sind, können für nichtig erklärt 
werden, wenn diejenigen, die vom Schuldner etwas er- 
hielten, oder die mit ihm einen Vertrag schlössen, in 
Kenntnis der Zahlungseinstellung handelten. 

D. KO. §§ 29, 30, 31, 32. 

Art. 448. 

Hypotheken und Privilegien können, wenn sie in 
gültiger Weise erworben sind, bis zu dem Tage des Ur- 
teils, das den Fallit erklärt, eingetragen werden. 

Trotzdem können die nach der Zahlungseinstellung 
oder in den zehn vorhergehenden Tagen gemachten Ein- 
tragungen für nichtig erklärt werden, wenn zwischen 
dem Datum des die Hypothek oder das Privileg begrün- 
denden Aktes und dem Datum der Einschreibung mehr 
als vierzehn Tage liegen. 

Diese Frist verlängert sich um je einen Tag auf 
fünfzig Kilometer Entfernung zwischen dem Orte, wo das 
Hypothekenrecht erworben worden ist, und dem Orte, 
wo die Eintragung erfolgte. 

Vgl. D.KO. § 113. 

Art. 449. 

Sollten gezogene Wechsel nach dem Zeitpunkt 
welcher als derjenige der Zahlungseinstellung gilt und vor 
dem den Fallit erklärenden Urteile bezahlt worden sein 
so kann Klage auf Rückerstattung^) — nur gegen den 
angestellt werden, für dessen Rechnung der gezogene 
Wechsel gezahlt worden ist. 

Handelt es sich um einen eigenen Wechsel, so kann 
die Klage nur gegen den ersten Indossanten angestellt 
werden. 

D. KO. § 34. 



i) Seitens der Masse. 
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In einem und im anderen Falle muss der Beweis 
erbracht werden, dass derjenige, von welchem man die 
Rückerstattung verlangt, zur Zeit der Ausgabe des 
Wechsels Kenntnis von der Zahlungseinstellung hatte. 

D. KO. § 34. 

Art. 450. (Ges. v. 12. Februar 1872.) 

Was die Mietverträge über Grundstücke, die dem 
Gewerbe oder dem Handel des Gemeinschuldners ge- 
widmet sind, einschliesslich der Räume, die zu diesen 
Grundstücken gehören, und dem Gemeinschuldner und 
seiner Familie als Wohnung dienen, anbelangt, so haben 
die Fallitverwalter eine Frist von einer Woche, während 
welcher sie dem Eigentümer ihre Absicht bekannt geben 
können, das Mietsverhältnis fortzusetzen, unter der Be- 
dingung, dass sie allen Verpflichtungen des Mieters nach- 
kommen; die einwöchige Frist beginnt mit dem Ablauf 
der Frist, die durch Art. 492 1) des HGB. den in Frank- 
reich wohnenden Gläubigern für die Anmeldung ihrer 
Forderung gewährt ist. 

Diese Mitteilung kann nur mit Genehmigung des 
beauftragten Richters und nach Anhörung des Gemein- 
schuldners erfolgen. 

Alle Vollstreckungshandlungen in die zum Betrieb 
des Handels oder Gewerbes des Gemeinschuldners dienen- 
den Mobilien und alle Klagen auf Auflösung des Miet- 
vertrages sind bis zum Ablauf dieser Woche aufgeschoben^ 
unbeschadet aller rechtserhaltenden Massregeln *) und des 
dem Eigentümer etwa zustehenden Rechts, die gemieteten 
Räume wieder in Besitz zu nehmen. In diesem Falle 
fällt ohne weiteres der in diesem Artikel festgesetzte 
Aufschub der Vollstreckung fort. 

Der Vermieter muss seine Klage auf Auflösung des 
Vertrages binnen vierzehn Tagen nach der Anzeige an- 
strengen, die ihm durch die Fallitverwalter gemacht wird. 

Strengt er sie in dem genannten Zeitraum nicht an^ 



i) D. h. 20 Tage nach erfolgter Bekanntmachung durch die Zeitung. 
2) Siehe unter Art. 490 ff. 
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SO wird angenommen, dass er darauf verzichte, die Auf- 
lösungsgründe geltend zu machen, die schon zu seinem 
Vorteil bestanden. 

D.KO. §§ 19, 20. 21. 

IL Kapitel. 

Ernennung des beauftragten Richters 

(Juge-commissaire). 
Art. 451. 

Das Handelsgericht bezeichnet in dem den Fallit 
aussprechenden Urteile eines seiner Mitglieder als beauf- 
tragten Richter. Quge commissaire.) 

Vgl. D.KO. § 71. 

Art. 452. 

Der beauftragte Richter ist besonders mit der Be- 
schleunigung und Überwachung der Vorgänge und der 
Verwaltung des Fallits betraut. 

Er hat dem Handelsgericht Bericht über alle Strei- 
tigkeiten zu erstatten, die aus dem Fallit etwa entstehen 
und die zur Zuständigkeit dieses Gerichts gehören. 

Art. 463. 

Die Verfügungen des beauftragten Richters unter- 
liegen nur in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen dem 
Rekurs. Dieser Rekurs geht an das Handelsgericht. 

D. KO. §§ 73 Abs. 3, 74. 

Art. 454. 

Das Handelsgericht kann den beauftragten Richter 
jederzeit durch ein anderes seiner Mitglieder ersetzen. 



III. Kapitel. 

Die Anlegung der gerichtlichen Siegel und die ersten 
Massnahmen bezüglich der Person des Gemeinschuldners. 

Art. 455. 

In dem den Fallit aussprechenden Urteile hat das 
Gericht die Anlegung der Gerichtssiegel und die Unter- 
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bringung des Gemeinschuldners in Schuldarrest*), oder 
seine Überwachung durch einen Polizei- oder Justiz- 
beamten oder einen Gendarmen anzuordnen. 

Ist der beauftragte Richter aber der Ansicht, dass 
das Verzeichnis des Aktivvermögens des Gemeinschuld- 
ners in einem einzigen Tage aufgenommen werden kann, 
so sollen keine Siegel angelegt und es muss sogleich 
zur Aufnahme des Vermögensverzeichnisses geschritten 
werden. 

In diesem Falle kann der Gemeinschuldner nicht in 
das Gefangenenregister eingeschrieben und kein Protest 
gegen seine Freilassung wegen irgendwelcher Art von 
Schulden angebracht werden. 

D.KO. § io6. 

Art. 466. 

Wenn der Gemeinschuldner den Vorschriften der 
Artikel 438 und 439 Folge geleistet hat, und wenn er im 
Augenblicke der Erklärung weder wegen Schulden noch 
aus andern Gründen in Haft war, so kann ihn das Ge- 
richt von der Unterbringung in Gewahrsam oder von der 
Bewachung seiner Person entbinden. 

Die Anordnung im Urteile, welche den Gemein- 
schuldner von der Unterbringung in Gewahrsam oder 
von der Bewachung seiner Person befreit, kann nach den 
Umständen und selbst von Amts wegen nachträglich vom 
Handelsgericht widerrufen werden. 

Art. 457. 

Der Gerichtsschreiber des Handelsgerichts soll so- 
fort dem Friedensrichter von der Vorschrift im Urteile 
Nachricht geben, welche die Anlegung der Gerichtssiegel 
anordnet. 

Der Friedensrichter kann selbst vor dem Urteil 
von Amtswegen oder auf Anstehen eines oder mehrerer 
Gläubiger die Siegel anlegen, aber lediglich im Falle des 



i) Das Gesetz vom 22. 7. 1867 über die Aufhebung der Schuldhaft 
(contrainte par corps) hat diesen Schuldarrest nicht beseitigt; in der Praxis 
wird er jedoch nur in Ausnahmefällen angeordnet. 
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Verschwindens des Schuldners oder der Beiseiteschaffung 
des ganzen oder eines Teiles seines Aktivverniögens. 

D. KO. § io6. 

Art. 458. 

Die Siegel werden angebracht an die Geschäfts- 
und Kontorräume, an die Kassen, die Portefeuilles, Bücher, 
Papiere, Mobilien und Effekten des Gemeinschuldners. 

Im Falle des Fallits einer offenen Handelsgesell- 
schaft werden die Siegel nicht nur am Hauptsitze der 
Gesellschaft, sondern auch in der davon getrennten 
Wohnung jedes gesamtschuldnerisch haftenden Gesell- 
schafters angelegt. 

Der Friedensrichter soll in allen Fällen unverzüg- 
lich dem Präsidenten des Handelsgerichts von der An- 
legung der Siegel Nachricht geben. 

Art. 469. 

Der Gerichtsschreiber des Handelsgerichts soll binnen 
vierundzwanzig Stunden den Auszug der den Fallit aus- 
sprechenden Urteile an den zuständigen Staatsanwalt 
schicken, und deren Hauptangaben und Vorschriften darin 
erwähnen. 

Anhang zu Art. 459. 

Dekret vom 25. März 1880. 
Art. 1. 

Auf der Gerichtsschreiberei jedes Handelsgerichts 
und jedes in Handelssachen erkennenden Zivilgerichts 
muss ein Register geführt werden, das entsprechend den 
Vorschriften des Art. 11 des Handelsgesetzbuchs mit 
Seitenzahlen und Namenszug versehen ist; in dieses Re- 
gister werden der Reihe nach und entsprechend dem 
Datum für jeden Fallit die auf die Geschäftsführung der 
Fallitverwalter bezüglichen Handlungen, Einnahmen, Aus- 
gaben und Abführungen an die Hinterlegungsstelle 
gemäss den von den Fallitverwaltem über die Lage ge- 
gebenen Berichten eingetragen. 
Art. 2. 

Dieses unter der besonderen Überwachung des be- 
auftragten Richters jedes einzelnen Fallits stehende Re- 
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gister soll dem Gemeinschuldner und den Gläubigern auf 
ihr Verlangen mitgeteilt werden. 
Art. 3. 

Alle drei Monate soll ein Verzeichnis, das die Lage 
jedes Fallits summarisch wiedergibt, dem Generalstaats- 
anwalt durch den Gerichtsschreiber zugesandt werden. 
Art. 4. 

Die Gerichtsschreiber haben für die Führung des 
Registers, die Mitteilungen an den Gemeinschuldner und 
die Gläubiger, und die Aufstellung der vierteljährlichen 
Verzeichnisse Anspruch auf eine feste Gebühr von zwei 
Franken für jedes Vierteljahr und für jeden Fallit. Diese 
Gebühr wird von der Masse als Gerichtskosten bezahlt 
und ist bevorrechtigt. 

Art. 460. 

Die Anordnungen, welche die Unterbringung des 
Gemeinschuldners in Schuldarrest oder seine Bewachung 
verfügen, ergehen entweder auf Antrag der Staatsanwalt- 
schaft oder auf Antrag der Fallitverwalter. 

D.KO. §§ loi, io6. 

Art. 461. 

Wenn die der Fallitmasse gehörigen Gelder nicht 
sofort die Kosten des den Fallit aussprechenden Urteils, 
der Anheftung und der Eihrückung dieses Urteils in die 
Zeitungen, der Anlegung der Gerichtssiegel, der Fest- 
nahme und Haft des Gemeinschuldners decken, so soll 
der Vorschuss für diese Kosten auf Anordnung des be- 
auftragten Richters von der Staatskasse geleistet werden, 
die hierfür ein Vorrecht auf Ersatz aus den ersten ein- 
kommenden Aussenständen erhält, unbeschadet des Vor- 
rechts des Vermieters. 
D.KO. § 107. 

IV. Kapitel. 
Ernennung und Absetzung der einstweiligen Fallitverwalter. 

Art. 462. 

In dem Urteile, welches den Fallit ausspricht, soll 



— 171 — 

das Handelsgericht einen oder mehrere einstweilige Fallit- 
verwalter ernennen. 

Der beauftragte Richter hat sofort die mutmasslichen 
Gläubiger zu einer Versammlung binnen einer Frist von 
nicht mehr als vierzehn Tagen zu berufen. Er hat die 
in dieser Versammlung anwesenden Gläubiger sowohl 
über die Aufstellung der Liste der mutmasslichen Gläu- 
biger als auch über die Ernennung neuer Fallitverwalter 
zu befragen. Über ihre Äusserungen und Wahrneh- 
mungen ist ein Protokoll aufzunehmen und dem Gericht 
vorzulegen. 

Nach Einsicht dieses Protokolls und der Liste der 
mutmasslichen Gläubiger und auf den Bericht des beauf- 
tragten Richters hin ernennt das Gericht neue Fallitver- 
.walter oder belässt die alten in ihrem Amt. 

Die so eingesetzten Fallitverwalter sind endgültig 
eingesetzt; sie können aber vom Handelsgericht in den 
Fällen und gemäss den Formen, die dafür bestimmt sind, 
ersetzt werden. 

Die Zahl der Fallitverwalter kann jederzeit bis auf 
drei gebracht werden. Sie können unter den nicht be- 
teiligten Personen gewählt werden und, gleich was ihre 
Tätigkeit war, nach Ablegung des Berichts über ihre 
Geschäftsführung eine Entschädigung erhalten, welche 
das Gericht auf den Bericht des beauftragten Richters 
hin nach freiem Ermessen bestimmt i). 

Zu Abs. I und 2: D. KO. § iio. 
Zu Abs. 3 und 4 : D. KO. § 8o. 
Zu Abs. 5: D. KO. §§ 79 und 85. 

Art. 463. 

Zum Fallitverwalter kann kein Verwandter oder 
Verschwägerter des Gemeinschuldners bis zum vierten 
Grade einschliesslich ernannt werden. 

Anders D. KO. (Vgl. §§ 78, 80.) 

Art. 464. 

Erweist sich die Zuwahl oder die Ersetzung eines 

1) über Kosten und Entschädigungen entscheidet der beauftragte 
Richter allein. Vgl. Art. 15 und 20 des Ges. v. 4. März 1889. 
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oder mehrere Fallitverwalter als erforderlich, so soll der 
beauftragte Richter hierüber dem Handelsgericht be- 
richten, das in den durch Artikel 462 vorgeschriebenen 
Formen zur Ernennung zu schreiten hat. 
D. KO. §§ 79, 80. 

Art. 466. 

Sind mehrere Fallitverwalter ernannt, so können sie 
nur gemeinsam handeln; jedoch kann der beauftragte 
Richter einem oder mehreren unter ihnen besondere Voll- 
machten mit der Wirkung geben, gewisse Verwaltungs- 
handlungen allein vorzunehmen. Im letzteren Falle sind 
die bevollmächtigten Fallitverwalter allein verantwortlich. 
D. KO. § 79. 

Art. 466. 

Wenn Einsprüche gegen irgend eine Handlung dey 
Fallitverwalter erfolgen, so hat der beauftragte Richter 
binnen drei Tagen zu entscheiden, unbeschadet des Re- 
kurses an das Handelsgericht. 

Die Entscheidungen des beauftragten Richters sind 
vorläufig vollstreckbar. 

D. KO. § 83. 

Art. 467. 

Der beauftragte Richter kann auf Beschwerde von 
Seiten des Gemeinschuldners oder von Gläubigem hin 
oder selbst von Amts wegen die Abberufung eines oder 
mehrerer Fallitverwalter vorschlagen. 

Wenn der beauftragte Richter innerhalb einer Woche 
den an ihn gerichteten Beschwerden nicht Folge gegeben 
hat, so können diese Beschwerden vor das Gericht ge- 
bracht werden. 

Das Gericht hat den Bericht des beauftragten Rich- 
ters und die Erklärungen der Fallitverwalter in der Be- 
ratungskammer zu hören und in der öffentlichen Sitzung 
die Entscheidung über die Absetzung auszusprechen. 

D.KO. § 84. 



— 173 — 

V. Kapitel. 
Obliegenheiten der Fallitverwalter. 

I. Abschnitt. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 468. 

Die Fallitverwalter sollen, wenn vor ihrer Ernen- 
nung die Anlegung der Gerichtssiegel noch nicht vor- 
genommen war, bei dem Friedensrichter deren Anlegung 
beantragen. 

D. KO. § 122 Abs. I. 

Art. 469. 

Der beauftragte Richter kann die Fallitverwalter 
jedoch auf ihren Antrag davon entbinden, versiegeln zu 
lassen, oder sie bevollmächtigen, davon auszunehmen: 

1. die Kleidungsstücke, Möbel und Sachen, die der 
Gemeinschuldner und seine Familie notwendig 
brauchen und deren Freilassung vom beauftragten 
Richter auf den ihm von den Fallitverwaltem er- 
statteten Bericht hin angeordnet ist; 

2. die Gegenstände, die baldigem Verderb oder dro- 
hender Entwertung ausgesetzt sind; 

3. die Gegenstände, die zur Fortführung des Han- 
delsbetriebes dienen, wenn diese Fortführung nicht 
ohne Schaden lür die Gläubiger unterbrochen 
werden könnte. 

Die in den beiden vorhergehenden Absätzen ein- 
begriffenen Gegenstände sollen unverzüglich von den 
Fallitverwaltem in eine Liste unter Beisetzung des Wertes 
aufgenommen werden, und zwar in Gegenwart des Frie- 
densrichters, der das Protokoll zu unterzeichnen hat. 

D. KO. § i; D. ZPO. § 8ii. 

Art. 470. 

Der Verkauf der Gegenstände, deren Verderb oder 

•baldige Entwertung droht, oder deren Aufbewahrung 

kostspielig ist, und die Fortführung des Geschäfts er- 
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folgen auf Antrag der Fallitverwalter auf die Ermäch- 
tigung des beauftragten Richters hin. 

D. KO. §§ 117 Abs. I und 129 Abs. 2. 

Art. 471. 

Die Bücher werden von der gerichtlichen Siegelung 
befreit; sie werden vom Friedensrichter geschlossen und 
von ihm den Fallitverwaltem tibergeben; er soll summa- 
risch den Zustand, in dem sie sich befinden, in seinem 
Protokoll erwähnen. 

Die im Portefeuille befindlichen Papiere mit kurzer 
Verfallzeit oder Papiere, die akzeptiert werden könnten, oder 
bei denen die Erhaltung der Giltigkeit von der Vornahme 
gewisser Handlungen abhängt, werden von dem Friedens- 
richter ebenfalls entsiegelt, genau bezeichnet ' und den 
Fallitverwaltem zur Einziehung übergeben. Ihr Ver- 
zeichnis ist dem beauftragten Richter zu tibergeben. 

Die tibrigen Forderungen werden von den Fallit- 
verwaltem gegen ihre Quittung eingezogen. Die an den 
Gemeinschuldner gerichteten Briefe werden den Fallit- 
verwaltem ausgehändigt, welche sie öffnen; der Gemein- 
schuldner kann, wenn er anwesend ist, der Eröffnung 
beiwohnen. 

Zu Abs. i: D. KO. § 122 Abs. 2. 

Zu Abs. 2: D. KO. §§ 117, 123. 

Zu Abs. 3: D. KO. §§ 117 Abs. i, 121. 

Art. 472. 

Je nach der augenscheinlichen Geschäftslage des 
Gemeinschuldners kann der beauftragte Richter dessen 
Freilassung mit einstweiligem sicherem Geleit vorschlagen. 
Wenn das Gericht das sichere Geleit bewilligt, kann es 
den Gemeinschuldner verpflichten, eine Sicherheit zu 
leisten, wonach er bei Vermeidung der Zahlung eines 
vom Gericht nach seinem Ermessen festgesetzten Geld- 
betrages sich zu stellen hat; diese Summe fällt der 
Masse zu. 

D. KO. §§ loi, 106 Abs. I. 

Art. 478. 

Wenn der beauftragte Richter das sichere Geleit für 
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den Gemeinschuldner nicht vorschlägt, so kann letzterer 
einen dahin gehenden Antrag bei dem Handelsgericht 
stellen, welches nach Anhörung des beauftragten Richters 
in öffentlicher Sitzung entscheidet. 

Vgl. D. KO. §§ loi, io6 

\rt. 474. 

Der Gemeinschuldner kann aus der Masse für sich 
und seine Familie eine Unterstützung erhalten, die auf 
den Vorschlag der Fallitverwalter von dem beauftragten 
Richter festgesetzt wird, unbeschadet der Berufung an 
das Gericht im Falle von Streitigkeiten. 

D. KO. §§ 129 Abs. I, 132 Abs. i. 

A.rt. 476. 

Die Fallitverwalter sollen den Gemeinschuldner zu 
sich rufen, um in seiner Gegenwart die Bücher zu 
schliessen. 

Leistet er der Aufforderung nicht Folge, so wird 
er amtlich aufgefordert, spätestens binnen achtundvierzig 
Stunden zu erscheinen. 

Wenn er nach Ansicht des beauftragten Richters 
triftige Hinderungsgründe vorbringt, so kann er sich 
durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen, gleich - 
giltig, ob er sicheres Geleit hat oder nicht. 

D. KO. § 122 Abs. 2. 

Art. 476. 

Sollte die Bilanz vom Gemeinschuldner nicht ein- 
gereicht sein, so sollen die Fallitverwalter unverzüglich 
mit Hilfe der Bücher und Papiere des Gemeinschuldners 
sowie auf Grund eingezogener Erkundigungen eine solche 
aufstellen und bei der Gerichtsschreiberei des Handels- 
gerichts einreichen. 

D. KO. § 124. 

Art. 477. 

Der beauftragte Richter hat das Recht, den Gemein- 
schuldner, seine Handlungsgehilfen und Angestellten und 
jede andere Person sowohl über die Bilanzaufstellung wie 
über die Ursachen und Umstände des Fallits zu hören. 

D. KD. § 100. 
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Ist ein Kaufmann nach seinem Tode für fallit er- 
klärt worden oder ist der Gemeinschuldner nach der 
Falliterklärung gestorben, so können seine Witwe, seine 
Kinder und seine Erben auftreten oder sich vertreten 
lassen, um ihn bei der Bilanzaufstellung wie bei allen 
anderen Handlungen des Fallits zu ersetzen. 

II. Abschnitt. 

Siegelabnahme und Inventar. 

Art. 479. 

Binnen drei Tagen sollen die Fallitverwalter die 
Abnahme der Siegel beantragen und zur Aufnahme des 
Vermögens des Gemeinschuldners schreiten, der gegen- 
wärtig sein oder geladen sein muss. 

D. KO. §§ 123, 124. 

Art. 480. 

In dem Masse, wie die Entsiegelung Fortgang nimmt, 
und in Gegenwart des Friedensrichters ist das Inventar 
von den Fallitverwaltern in doppelter Ausfertigung auf- 
zustellen und bei Beendigung der einzelnen Vakationen*) 
vom Richter zu unterzeichnen. Eine dieser Ausfertigungen 
soll auf der Gerichtsschreiberei des Handelsgerichts binnen 
vierundzwanzig Stunden niedergelegt werden; die andere 
verbleibt in den Händen der Fallitverwalter. 

Den Fallitverwaltern steht es frei, sich bei ihrer 
Abfassung ebenso wie bei Abschätzung der Gegenstände 
der Hilfe nach ihrem freien Belieben gewählter Dritter 
zu bedienen. 

Die Liste derjenigen Gegenstände, welche ent- 
sprechend dem Artikel 469 nicht unter Siegel gelegt und 
die bereits aufgezeichnet und abgeschätzt sind, soll wie- 
der verglichen werden. 

D. KO. §§ 123, 124. 



i) D. h. der einzelnen Termine zur Aufnahme des Inventars. 
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Art. 481. 

Wenn im Falle der nach dem Tode erfolgenden 
Falliterklärung vor dieser Erklärung ein Inventar nicht 
errichtet worden ist, oder wenn der Gemeinschuldner vor 
der Aufstellung des Inventars gestorben ist, soll unter 
Beobachtung der Formen des vorhergehenden Artikels 
und in Gegenwart der Erben oder nach deren ordnungs- 
mässiger Ladung unverzüglich zu dessen Errichtung ge- 
schritten werden. 

D. KO. § 216. 

Art. 482. 

Die Fallitverwalter sind in jedem Fallit verpflichtet, 
binnen vierzehn Tagen seit Eintritt in das Amt oder seit 
Bestätigung in demselben, dem beauftragten Richter einen 
Bericht oder eine summarische Übersicht der anschei- 
nenden Lage des Fallits, seiner hauptsächlichen Ursachen 
und Umstände und der Besonderheiten, die er anscheinend 
hat, zu liefern. 

Der beauftragte Richter soll die Berichte mit seinen 
Bemerkungen versehen unverzüglich dem Staatsanwalt 
übermitteln. Sind sie ihm in der vorgeschriebenen Frist 
nicht übergeben, so muss er den Staatsanwalt hiervon 
benachrichtigen und ihm die Gründe der Verzögerung 
anzeigen. 

D. KO. §§ 131, 132 Abs. 2. 

Art. 483. 

Die Beamten der Staatsanwaltschaft können sich in 
die Wohnung des Gemeinschuldners begeben und der In- 
ventarerrichtung beiwohnen. 

Sie haben jederzeit das Recht, Mitteilung aller Akte, 
Bücher oder Papiere, die auf den Fallit Bezug haben, zu 
verlangen. 

III. Abschnitt. 

Verkauf der Waren und Mobilien und Eintreibung 

der Aussenstände. 
Art. 484. 

Nach Fertigstellung des Inventars werden die Waren, 
das Geld, die Forderungsurkunden, die Bücher und Pa- 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung:. 12 
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piere, die Mobilien und Effekten des Schuldners den 
Fallitverwaltern tibergeben, welche über den Empfang 
unter dem Inventarverzeichnis quittieren. 
D. KO. § 117. 

Art. 485. 

Die Fallit Verwalter setzen unter der Überwachung 

des beauftragten Richters die Eintreibung der ausstehen- 
den Forderungen fort. 

D. KO. § 117. 

Art. 486. 

Der beauftragte Richter kann nach Anhörung oder 
gehöriger Ladung des Gemeinschuldners die Fallitver- 
walter ermächtigen, zum Verkaufe der beweglichen Sachen 
oder Waren zu schreiten. 

Er hat zu bestimmen, ob der Verkauf freihändig 
oder im Wege der öffentlichen Versteigerung, ob er durch 
Vermittlung der Mäkler oder anderer hierzu bestellter 
Beamten stattfinden soll. 

Die Fallitverwalter haben in der von dem beauf- 
tragten Richter bezeichneten Klasse der öffentlichen Be- 
amten denjenigen zu wählen, dessen Tätigkeit sie in An- 
spruch nehmen wollen. 

D. KO. § 117. 

Art. 487. 

Die Fallitverwalter können mit Genehmigung des 
beauftragten Richters und nach gehöriger Ladung des 
Gemeinschuldners über alle Streitigkeiten, welche die 
Masse betreffen, selbst über diejenigen, welche Immo- 
biliar-Rechte und -Klagen zum Gegenstande haben, einen 
Vergleich schliessen. 

Hat der Vergleichsgegenstand einen unbestimmten 
oder 300 Franken übersteigenden Wert, so ist der Ver- 
gleich erst verbindlich nach seiner gerichtlichen Bestä- 
tigung, und zwar durch das Handelsgericht hinsichtlich 
der Vergleiche, welche Mobiliarrechte betreffen, und 
durch das Zivilgericht hinsichtlich der Vergleiche, welche 
Immobiliarrechte. betreffen. 
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Der Gemeinschuldner soll zu der gerichtlichen Be- 
stätigung geladen werden; er kann ihr in allen Fällen 
widersprechen. Sein Widerspruch genügt, den Vergleichs- 
abschluss zu verhindern, wenn er Immobiliargtiter zum 
Gegenstande hat, 

D.KO. §§ 117; 133 Ziff. 2, 134, 135. 

Art. 488. 

Wenn der Gemeinschuldner nicht in Haft ist oder 
wenn er sicheres Geleit erhalten hat, so können sich die 
Fallitverwalter seiner zur Erleichterung und Aufklärung 
bei ihrer Geschäftsführung bedienen; der beauftragte 
Richter soll die Bedingungen, unter denen er zu arbeiten 
hat, festsetzen. 

Di KO. § 100. 

Art. 489. 

Die Gelder, welche aus Verkäufen und Einziehung 
der Aussenstände herrühren, sollen nach Abzug der 
Summe des von dem beauftragten Richter abgeschätzten 
Betrages für die Ausgaben und Kosten unverzüglich bei 
der Hinterlegungskasse eingezahlt werden. Binnen drei 
Tagen nach ihrer Einnahme sind die genannten Einzah- 
lungen dem beauftragten Richter nachzuweisen. Im Falle 
der Vei^Äj^erung haben die Fallitverwalter die Zinsen 
der Summeii zu ersetzen, welche sie nicht eingezahlt 
haben. 

Die von den Fallitverwaltern eingezahlten Gelder 
und alle anderen von Dritten für Rechnung der Fallit- 
masse hinterlegten Gelder können nur auf Grund einer 
Verfügung des beauftragten Richters zurückgezogen wer- 
den. Bestehen Widersprüche, so müssen die Fallitver- 
w^alter zuvörderst deren Aufhebung erwirken. 

Der beauftragte Richter kann anordnen, dass die 
Zahlung durch die Kasse unmittelbar zu Händen der 
Fallitgläubiger auf Grund eines Verteilungsplanes erfolgt, 
der von den Fallitverwaltern aufgestellt und von ihm zur 
Zahlung angewiesen ist. 

D.KO. §§ 129 Ab«. 2; 137. 
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IV. Abschnitt. 

Rechtserhaltende Massregeln. 
Art. 490. 

Die Fallitverwalter sind verpflichtet, von Eintritt 
in ihr Amt an alle Handlungen zur Erhaltung der Rechte 
des Gemeinschuldners gegen seine Schuldner vorzu- 
nehmen. 

Sie sind ferner verpflichtet, die hypothekarische Ein- 
tragung *) auf die Grundstücke der Schuldner des Gemein- 
schuldners zu beantragen, wenn sie von diesem noch 
nicht beantragt war; die Eintragung soll im Namen der 
Masse von den Fallitverwaltern genommen werden, die 
ihrem Antrag ein Zeugnis über ihre Ernennung beifügen 
sollen. 

Sie sind ferner verpflichtet, im Namen der Gesamt- 
heit der Gläubiger die Eintragung auf die Immobilien 
des Gemeinschuldners zu bewirken, deren Vorhandensein 
sie kennen. Die Eintragung erfolgt auf einen einfachen 
Antrag hin, der besagt, dass der Fallit erklärt ist und 
der das Datum des Urteils enthält, in welchem sie er- 
nannt sind, 

D. KO. §§ 113, 117. 



j ^ ^ .» 



V. Abschnitt. 

Prüfung der Forderungen. 

Art. 491. 

Nach Erlass des den Fallit erklärenden Urteils 
können die Gläubiger dem Gerichtsschreiber ihre Ur- 
kunden nebst einem Verzeichnis der von ihnen bean- 
spruchten Beträge übergeben. Der Gerichtsschreiber 
muss darüber Register führen und darüber eine Empfangs- 
bescheinigung ausstellen. 

Er ist für die Urkunden nur während fünf Jahren 
seit dem Tage der Aufstellung des Prüfungsprotokolls 
verantwortlich. 

D. KO. § 139. 

i) Siehe Art. 2146 ff. Fr. BGB. 
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Art. 492. 

Die Gläubiger, welche zur Zeit der Bestätigung oder 
der Absetzung der Fallitverwalter in Ausführung des 
dritten Absatzes des Artikels 462 ihre Urkunden noch 
nicht übergeben haben sollten, sollen durch Einrückung 
in die Zeitungen und durch Briefe des Gerichtsschreibers 
unverzüglich benachrichtigt werden, dass sie sich persön- 
lich oder durch Bevollmächtigte vertreten binnen zwanzig 
Tagen seit den erwähnten Einrückungen bei den Fallit- 
verwaitem zu melden uudyihnen ihre Urkunden mit der 
Liste der von ihnen verlangten Summen zu übergeben 
haben, falls sie nicht vorziehen, sie auf der Gerichts- 
schreiberei des Handelsgerichts zu hinterlegen; es soll 
ihnen darüber Empfangsbescheinigung erteilt werden. 

Für die Gläubiger, die in Frankreich ausserhalb des 
Ortes wohnen, wo das mit der Abwicklung des Fallits 
befasste Gericht seinen Sitz hat, wird diese Frist um je 
einen Tag für je fünfzig Kilometer Entfernung zwischen 
dem Orte des Gerichtssitzes "und dem Wohnsitze des 
Gläubigers verlängert. 

Für die Gläubiger, welche ausserhalb des festlän- 
dischen Gebietes Frankreichs wohnen, wird diese Frist 
entsprechend den Regeln des Artikels 73^) der Zivilpro- 
zessordnung verlängert. 

D. KO. § 139 Satz 3. 



i) Art. 73 ZPO. : Wohnt der Beklagte ausserhalb des französischen 
Festlandes^ so beträgt, die Frist 

I. Für die Bewohner Korsikas, Algiers, der britischen Inseln, 
Italiens, des Königreichs der Niederlande und der angrenzenden Staaten 
und Staatenbunde einen Monat; 

3. Für die Bewohner anderer Staaten Europas, der Küstenländer des 
Mittelländischen und des Schwarzen Meeres zwei Monate; 

3. Für die ausserhalb Europas diesseits der Meerenge von Malakka 
und der Sundainseln und diesseits des Kap Hörn Wohnenden fünf Monate ; 

4. Für die jenseits der Meerenge von Malakka und der Sundainseln 
und jenseits des Kap Hom Wohnenden acht Monate. 

Obige Fristen werden für die überseeischen Länder im Falle des 
Seekrieges verdoppelt. 
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Art. 493. 

Die Piüfung der Forderungen soll binnen drei Tagen 
nach Ablauf der im ersten und zweiten Absatz des Ar- 
tikels 492 bestimmten Fristen beginnen. Sie soll ohne 
Unterbrechung fortgeführt werden. Sie wird an dem 
Orte und zu der Stunde vorgenommen, wie der beauf- 
tragte Richter es bestimmt hatte. Die im vorhergehenden 
Artikel vorgeschriebene Benachrichtigung der Gläubiger 
soll diese Bestimmung enthalten. Nichtsdestoweniger 
sollen die Gläubiger von neuem zu diesem Zwecke so- 
wohl durch Briefe des Gerichtsschreibers wie durch An- 
zeigen in den Zeitungen zusammenberufen werden. 

Die Forderungen der Fallitverwalter werden von 
dem beauftragten Richter geprüft; über die übrigen wird 
kontradiktorisch zwischen dem Gläubiger oder seinem 
Bevollmächtigten und den Fallitverwaltern in Gegenwart 
des beauftragten Richters verhandelt, welcher ein Pro- 
tokoll darüber errichtet. 

D. KO. §§ 138 Satz 2, 110, 141; III Abs. 3; 141, 143. 

Art. 494. 

Jeder Gläubiger, dessen Forderung geprüft oder in 
der Bilanz verzeichnet ist, kann der Prüfung der Forde- 
rungen beiwohnen und den bereits erfolgten oder den 
noch ausstehenden Prüfungen widersprechen. Der Ge- 
meinschuldner hat das gleiche Recht. 

D. KO. § 144. 

Art. 495. 

Das Prüfungsprotokoll soll den Wohnort der Gläu- 
biger und ihrer Bevollmächtigten angeben. 

Es soll die summarische Angabe der Urkunden ent- 
halten, die Überschreibungen, Ausstreichungen und Ein- 
schaltungen zwischen den Linien erwähnen und zum Aus- 
druck bringen, ob die Forderung anerkannt oder be- 
stritten wurde. 

D. KO. § 145. 

Art. 496. 

In allen Fällen kann der beauftragte Richter, selbst 
von Amts wegen, die Vorlegung der Bücher der Gläubiger 



verfOgen, oder auf Grund einer Anordnung zur Bücher- 
einsicht verlangen, dass ein von den Richtern des Ortes 
gefertigter Auszug beigebracht werde. 

D. KO. § 7S. 

Art. 49S. 

Wird die Forderung anerkannt, so sollen die Fallit- 
verwalter auf jede Urkunde folgende Erklärung setzen: 
„Zugelassen zur Passivmasse des Fallits von . . . . 

... in Höhe von am ^). 

Der beauftragte Richter versieht die Erklärung mit seinem 
Visum. 

Spätestens binnen einer Woche nach Prüfung seiner 
Forderung muss jeder Gläubiger zu Händen des beauf- 
tragten Richters versichern*), dass die genannte Forde- 
rung wirklich und wahrhaftig bestehe »). 

D. KO. § 145. 

Art. 498. 

Wird die Forderung bestritten, so kann der beauf- 
tragte Richter, ohne dass es einer Vorladung bedarf, die 
Sache mit kurzer Frist an das Handelsgericht verweisen, 
welches auf seinen Bericht hin sein Urteil fällt. 

Das Handelsgericht kann anordnen, dass vor dem 
beauftragten Richter eine Beweisaufnahme über die Tat- 
sachen stattfinden soll, und dass die Personen, welche 
Auskunft geben können, zu diesem Zwecke vor ihn vor- 
geladen werden sollen. 

D. KO. § 146. 

Art. 499. 

Ist der Streit über die Zulassung einer Forderung 
vor das Handelsgericht gebracht worden, und kann der 



i) Admis au passif de la faillite de ... . pour la sorame de . . . le . . . 

2) Folgen der Nichtbeachtung dieser Vorschrift siehe Art 503 HGB. 
Wer wissentlich eine falsche Versicherung über das Bestehen einer For- 
derung abgibt, macht sich strafbar (vgl. Art. 593 fF. HGB., insbes. Art. 593 
ZiflF. 2). 

3) Die Forderung ist also erst festgestellt, wenn sie geprüft und an- 
erkannt ist, und wenn ausserdem der anmeldende Gläubiger das Bestehen 
und die Richtigkeit seiner Forderung versichert hat. 
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Prozess nicht zum Endurteil kommen, bevor die Fristen, 
welche für die in Frankreich wohnenden Personen in den 
Artikeln 492 und 497 festgesetzt sind, verstrichen sind, 
so bestimmt das Gericht nach den Umständen, dass die 
Einberufung der Versammlung zum Abschluss eines Kon- 
kordats aufgeschoben werden oder dass dazu geschritten 
werden solle. 

Ordnet das Gericht an, dass dazu geschritten wer- 
den solle, so kann es vorläufig anordnen, dass der Gläu- 
biger, dessen Forderung bestritten ist, zu den Verhand- 
lungen für einen Betrag zugelassen werde, welchen das 
gleiche Urteil festsetzt. 
D. KO. §§ 95, 96. 
Art. 500. 

Wird die Streitigkeit vor ein Zivilgericht gebracht, 
so soll das Handelsgericht entscheiden, ob ein Aufschub 
des Verfahrens eintreten oder ob dieses seinen Fortgang 
nehmen soll ; im letzteren Falle soll das mit der Streitig- 
keit befasste Zivilgericht binnen kurzer Frist auf Antrag 
der Fallitverwalter, der dem Gläubiger der bestrittenen 
Forderung zuzustellen ist, ohne weiteres Prozessverfahren 
entscheiden, ob und für welchen Betrag die Forderung 
vorläufig zugelassen werden soll. 

Ist eine Forderung Gegenstand einer Strafunter- 
suchung wegen Verbrechens oder Vergehens, so kann 
das Handelsgericht den Aufschub des Verfahrens in 
gleicher Weise aussprechen; ofdnet.es den Fortgang an, 
so kann es nicht die vorläufige Zulassung bewilligen, 
und der Gläubiger, dessen Forderung bestritten ist, kann 
an dem Fallitverfahren keinen Anteil nehmen, solange 
die zuständigen Gerichte noch nicht erkannt haben. 

Art. 501. 

Der Gläubiger, dessen Privileg oder Hypothek allein 
bestritten wird, soll bei den Verhandlungen über den 
Fallit als gewöhnlicher Gläubiger zugelassen werden. 
D. KO. §§ 95, 96. 
Art. 502. 

Nach Ablauf der in den Artikeln 492 und 497 für 
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die in Frankreich wohnenden Personen bestimmten Fristen 
soll zu Verhandlungen über das Konkordat^) und zu 
allen Handlungen des Fallits geschritten werden; aus- 
genommen sind die Handlungen, welche die Artikel 567 
und 568 zugunsten der Gläubiger festsetzen, die ihren 
Wohnsitz ausserhalb des französischen Gebiets auf dem 
Kontinente haben. 

Art. 503. 

Die nicht erscheinenden bekannten oder unbekannten 
Gläubiger sind, wenn sie innerhalb der für sie vor- 
geschriebenen Fristen ausbleiben und das Bestehen ihrer 
Forderungen nicht versichert haben, bei den vorzuneh- 
menden Verteilungen nicht zu berücksichtigen; es steht 
ihnen indessen das Widerspruchsrecht bis einschliesslich 
zur Schlussverteilung zu; die Kosten des Widerspruchs 
fallen ihnen stets zur Last. 

Ihr Widerspruch hat auf die Ausführung der von 
dem beauftragten Richter angeordneten Verteilungen 
keine aufschiebende Wirkung; finden jedoch neue Ver- 
teilungen statt, bevor über ihren Widerspruch entschieden 
ist, so sind sie für den Betrag zu berücksichtigen, der 
vom Gericht vorläufig festgesetzt wurde; dieser ist bis 
zum Erlass des Urteils über ihren Widerspruch zurückzu- 
behalten. 

Werden sie später als Gläubiger anerkannt, so können 
sie hinsichtlich der vom beauftragten Richter angeord- 
neten Verteilungen keine Rechte geltend machen; sie 
sind jedoch berechtigt, die Dividenden, die ihnen auf ihre 
Forderungen zustehen, aus der noch nicht verteilten Masse 
vorweg zu entnehmen. 

D. KO. §§ 152. 142; 155. 



i) Das Konkordat ist unserem „Zwangsvergleich* in manchen Be- 
ziehungen ähnlich, entspricht ihm jedoch nicht völlig. Zur Vermeidung von 
Missverständnissen ist daher hier die Bezeichnung „Konkordat^ beibehalten 
worden. 
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VI. Kapitel. 
Konkordat und Gläubigergemeinschaft. (Union.) 

I. Abschnitt. 

Einberufung und Versammlung der Gläubiger. 

Art. 504. 

Binnen drei Tagen nach Ablauf der Fristen, die für 
die Versicherung des Bestehens der Forderungen vor- 
geschrieben sind, lässt der beauftragte Richter die Gläu- 
biger, deren Forderungen geprüft und nachgewiesen oder 
vorläufig zugelassen sind, durch den Gerichtsschreiber 
einberufen, um über die Bildung des Konkordats zu be- 
raten. Die Anzeigen in den Zeitungen und die Ein- 
berufungsschreiben sollen den Beratungsgegenstand der 
Versammlung angeben. 

D. KO. § 173. 

Art. 505. 

An dem Orte, dem Tage und der Stunde, die von 
dem beauftragten Richter festgesetzt sind, findet die Ver- 
sammlung unter seinem Vorsitz statt. Die Gläubiger 
solcher Forderungen, die geprüft und deren Bestehen 
versichert worden oder die vorläufig zugelassen sind, 
finden sich persönlich oder durch Bevollmächtigte ver- 
treten ein. 

Der Gemeinschuldner soll zu dieser Versammlung 
geladen werden; er muss sich in Person einfinden, wenn 
er von der Unterbringung in Haft befreit ist oder wenn* 
er sicheres Geleit erhalten hat; er kann sich in der Ver- 
sammlung nur aus triftigen, vom beauftragten Richter 
gebilligten Gründen vertreten lassen. 

D. KO. § 179. 

Art. 506. 

Die Fallitverwalter berichten der Versammlung über 
die Lage des Fallits, über die beobachteten Förmlich- 
keiten und über die vorgenommenen Handlungen; der 
Gemeinschuldner soll gehört werden. 
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Der Bericht der Fallitverwalter soll, von ihnen unter- 
zeichnet, dem beauftragten Richter übergeben werden, 
welcher ein Protokoll über die in der Versammlung ab- 
gegebenen Erklärungen und Beschlüsse aufnimmt. 

Vgl. D. KO. § 184. • 

II. Abschnitt. 

Konkordat. 

§ 1. Die Bildung des Konkordats. 

Art. 607. 

Ein Vertrag zwischen den beratenden Gläubigern 
und dem Gemeinschuldner kann erst nach Erfüllung der 
oben vorgeschriebenen Förmlichkeiten genehmigt werden. 

Der Vertrag kommt nur zustande, wenn die Mehr- 
heit der Gläubiger damit einverstanden ist und wenn 
diese Mehrheit ausserdem drei Viertel der Gesamtheit 
der Forderungen vertritt, die geprüft sind und deren 
Bestehen versichert worden ist, oder die einstweilen 
gemäss dem 5. Abschnitt des 5. Kapitels zugelassen sind. 
Die Nichtbefolgung hat die Nichtigkeit zur Folge. 

Vgl. D. KO. §§ 184 Abs. i; 182, 183. 

Art. 608. 

Die eingeschriebenen oder von der Einschreibung^ 
befreiten Hypothekengläubiger und die privilegierten oder 
durch ein Faustpfand gesicherten Gläubiger i) haben für 
die genannten Forderungen bei den Verhandlungen über 
das Konkordat keine Stimme, und sie zählen nur mit^ 
wenn sie auf ihre Hypotheken, Faustpfänder oder Privi- 
legien verzichten. 

Die Teilnahme an der Abstimmung über das Kon- 
kordat zieht ohne weiteres diesen Verzicht nach sich. 

Art. 509. (Ges. v. 28. März 1906.) 

Das Konkordat muss bei Strafe der Nichtigkeit wäh- 
rend der Sitzung unterzeichnet werden. Stimmt lediglich 



I) Siehe unten Art. 546 flF., 552 ff.; ferner Fr. BGB. Art. 2071 ff, 
(Pfandrecht), 2095 ff. (Privilegien) und 2M4ff. (Hypotheken). 
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die Mehrheit der Gläubiger oder die Dreiviertelmehrheit 
der Förderungen für das Konkordat, so muss die Beratung 
binnen einer Woche fortgesetzt werden. 

Die Gläubiger, welche in der ersten Sitzung gegen- 
wärtig oder geset'zmässig vertreten waren und das Proto- 
koll derselben unterzeichnet haben, sind in diesem Falle 
nicht verpflichtet, der zweiten Versammlung beizuwohnen ; 
die von den Gläubigern gefassten Beschlüsse und Beitritts- 
erklärungen bleiben endgültig in Kraft, wenn die Gläubiger 
nicht in diese letzte Versammlung gekommen sind, um 
dieselben abzuändern. 

D. KO. § 182 Abs. 2. 

Art. 510. 

Ist der Gemeinschuldner wegen betrügerischen Ban- 
krotts verurteilt worden, so kann das Konkordat nicht 
geschlossen werden. 

Ist eine Untersuchung wegen betrügerischen Ban- 
krotts eingeleitet, so sind die Gläubiger zusammenzuberufen, 
um darüber zu beschliessen, ob sie sich das Recht vor- 
behalten wollen, über ein Konkordat für den Fall der Frei- 
sprechung zu beraten, und ob sie daher jenen Beschluss 
bis zur Beendigung des Strafverfahrens aufschieben wollen. 

Dieser Aufschub kann nur mit der in Artikel 507*) 
bestimmten Personen- und Forderungsmehrheit ausge- 
sprochen werden. Kann nach Beendigung des Aufschubs 
eine Beratung über das Konkordat stattfinden »), so finden 
die im vorhergehenden Artikel aufgestellten Vorschriften 
auf die neuen Verhandlungen Anwendung. 

D. KO. § 175 Ziff. 3. § 175 Ziff. 2. 

Art. 511. 

Ist der Gemeinschuldner wegen einfachen Bankrotts 
verurteilt worden, so kann ein Konkordat geschlossen 
werden. Die Gläubiger können jedoch, wenn das Unter- 
suchungsverfahren eingeleitet ist, in entsprechender An- 



i) Das ist die Mehrheit der Gläubiger, welche drei Viertel aller 
Forderungen vertritt. 

2) D. h., wenn der Betreffende nicht für schuldig befunden ist. 
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Wendung der Vorschriften des vorhergehenden Artikels 
die Verhandlungen bis nach der Beendigung des Straf- 
verfahrens aufschieben. 

D. KO. § 175 Ziff. 3 und 2. 

Art. 512. 

Alle Glaubiger, welche berechtigt waren, sich bei 
dem Konkordat zu beteiligen oder deren Rechte später 
anerkannt worden sind, können gegen dasselbe Wider- 
spruch erheben. 

Der Widerspruch soll die Angabe der Gründe ent- 
halten und muss, bei Vermeidung der Nichtigkeit,, den 
Fallitverwaltern und dem Gemeinschuldner binnen einer 
Woche nach dem Zustandekommen des Konkordats zu- 
gestellt werden; er hat die Ladung zur nächsten Sitzung 
vor das Handelsgericht zu enthalten. 

Ist nur ein einziger Fallitverwalter ernannt und 
widerspricht er dem Konkordat, so muss er die Ernennung 
eines neuen Fallitverwalters veranlassen, dem gegenüber 
er die Förmlichkeiten dieses Artikels zu erfüllen ver- 
pflichtet ist. 

Ist das Urteil über den AViderspruch von der Ent- 
scheidung von Fragen abhängig, deren Beurteilung der 
Zuständigkeit des Handelsgerichts infolge ihres Gegen- 
standes nicht unterliegt, so hat dieses Gericht seinen 
Spruch bis nach der Entscheidung dieser Fragen aus- 
zusetzen. 

Es soll eine kurze Frist festsetzen, . innerhalb welcher 
der widersprechende Gläubiger die zuständigen Richter 
angehen und die Erhebung der Klage nachweisen muss. 

D. KO. §§ 176, 177; 1S8. 

Art. 613. 

Das Best ätigungs verfahren über das Konkordat wird 
bei dem Handelsgericht auf Antrag der zuerst klagbar 
gewordenen Partei eingeleitet; das Gericht kann nicht 
vor Ablauf der im vorhergehenden Artikel festgesetztem 
einwöchigen Frist erkennen. 

Sind während dieser Frist Widersprüche erhoben 
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worden, so soll das Gericht über diese Widersprüche 
und über die Bestätigung in einem und demselben Urteil 
entscheiden. 

Wird der Widerspruch als berechtigt anerkannt, so 
soll die Nichtigkeit des Konkordats hinsichtlich aller Be- 
teiligten ausgesprochen werden. 

D. KO. §§ 184, 185, 189. 

Art. 614. 

Bevor über die Bestätigung entschieden wird, soll 
in allen Fällen der beauftragte Richter dem Handels- 
gericht einen Bericht über die Besonderheiten des Fallits 
und die Zulässigkeit des Konkordats erstatten. 

Art. 515. 

Im Falle der Nichtbeobachtung der vorstehenden 
Vorschriften oder wenn Gründe des öffentlichen Interesses 
oder des Interesses der Gläubiger hinreichend schwer- 
wiegend erscheinen das Konkordat zu verhindern, soll 
das Gericht dessen Bestätigung versagen. 

D. KO. §§ 186, 187, 188. 

§ 2. Wirkungen des Konkordats. 

Art. 516. 

Die gerichtliche Bestätigung^ des Konkordats macht 
dieses für alle Gläubiger verbindlich, gleichgültig, ob sie 
in der Bilanz enthalten sind oder nicht, ob ihre Forde- 
rungen geprüft sind oder nicht, selbst für die Gläubiger, 
welche ausserhalb des festländischen französischen Ge- 
biets wohnen, und ebenso für diejenigen, welche gemäss 
den Artikeln 499 und 500 vorläufig zu den Verhand- 
lungen zugelassen waren, ohne Rücksicht auf den Betrag, 
den ihnen später das endgültige Urteil zuerkennen sollte. 
D. KO. § 193. 
Art. 517. 

Die gerichtliche Bestätigung erhält jedem Gläubiger 
die Hypothek, welche gemäss dem dritten Abschnitt des 
Artikels 490 auf den Grundstücken des Gemeinschuldners 
eingetragen ist. Zu diesem Zvsrecke lassen die Fallit- 
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Verwalter das die Bestätigung aussprechende Urteil in 
das Hypothekenbuch 1) einschreiben, falls nichts anderes 
im Konkordat ausgemacht worden ist. 

Art. 518. 

Nach der gerichtlichen Bestätigung kann eine Klage 
auf Nichtigkeit des Konkordats nur wegen eines nach 
dieser Bestätigung entdeckten Betruges wirksam angestellt 
werden, der in der Verheimlichung der Aktiva oder in 
zu hoher Angabe der Passiva besteht. 
D. KO. § 196. 

Art/ 519. 

Sobald das Bestätigungsurteil rechtskräftig geworden 
ist, ist das Amt der Fallitverwalter beendigt. 

Die Fallitverwalter legen dem Gemeinschuldner in 
Gegenwart des beauftragten Richters ihre Schlussrechnung 
ab ; diese Rechnung soll durchgegangen und abgeschlossen 
werden. Sie sollen dem Gemeinschuldner sein gesamtes 
Vermögen, seine Bücher, Papiere und Effekten zurück- 
geben. Der Gemeinschuldner hat dafür Entlastung zu 
erteilen. 

Über den ganzen Vorgang soll ein Protokoll vom 
beauftragten Richter aufgenommen werden, dessen Amt 
beendigt ist. 

Bei Streitigkeiten entscheidet das Handelsgericht. 

D. KO. § 86. 

§ 3. Nichtigkeitserklärung oder Aufhebung 

des Konkordats. 

Art. 620. 

Die Nichtigkeitserklärung des Konkordats wegen 
Betrugs oder wegen nach der Bestätigung erfolgter Ver- 
urteilung wegen betrügerischen Bankrotts befreit die 
Bürgen ohne weiteres. 

Führt der Gemeinschuldner die Bedingungen seines 
Konkordats nicht aus, so kann die Klage auf Auflösung 



I) Art. 2146 des Fr. BGB. 
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dieses Vertrages gegen ihn vor dem Handelsgericht in 
Gegenwart der etwa vorhandenen Bürgen oder nach deren 
ordnungsmässiger Ladung angestrengt werden. 

Die Auflösung des Konkordats befreit die Bürgen 
nicht, welche die Garantie für seine ganze oder teilweise 
Ausführung übernommen haben. 

D. KO. §§ 196, 197; — Abs. 2: § 195. 

Art. 521. 

Wenn der Gemeinschuldner nach der gerichtlichen 
Bestätigung des Konkordats wegen betrügerischen Ban- 
krotts unter Anklage gestellt und ein Festnehmungs- oder 
Haftbefehl gegen ihn erlassen ist, so kann das Handels- 
gericht die nach seinem Ermessen erforderlichen Schutz- 
massregeln treffen. Diese Massnahmen fallen ohne weiteres 
fort mit dem Tage der Erklärung, dass das Strafverfahren, 
nicht eingeleitet werde, oder dem Tage des Einstellungs- 
beschlusses oder des freisprechenden Urteils. 

D. KO. § 197 Abs. 2. 

Art. 522. 

Nach Einsicht des wegen betrügerischen Bankrotts 
verurteilenden Erkenntnisses oder auf Grund des die 
Nichtigkeit oder die Auflösung des Konkordats aus- 
sprechenden Urteils soll das Handelsgericht einen beauf- 
tragten Richter und einen oder mehrere Fallitverwalter 
ernennen. 

Diese Fallitverwalter können die Siegel anlegen 
lassen. 

Sie sollen unverzüglich unter Mitwirkung des Frie- 
densrichters auf Grundlage des alten Inventars zur Ver- 
gleichung der Wertsachen, Forderungen und Papiere 
schreiten und wenn nötig zur Aufnahme eines Zusatz- 
inventars schreiten. 

Sie sollen eine Zusatzbilanz aufstellen. 

Sie sollen unverzüglich die Aufforderung an die 
etwa vorhandenen neuen Gläubiger, binnen zwanzig Tagen 
ihre Forderungsurkunden zur Prüfung einzureichen, an- 
schlagen und in die hierzu bestimmten Zeitungen ein- 
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rücken lassen. Diese Aufforderung soll einen Auszug 
des Urteils, welches sie ernennt, enthalten. Sie soll ent* 
sprechend den Artikeln 492 und 493 gleichfalls durch 
Benachrichtigung des Gerichtschreibers erfolgen. 

D. KO. §§ 198, 200; § 200 Abs. 2. 

Art. 523. 

Es soll unverzüglich zur Prüfung der Forderungs- 
urkunden geschritten werden, die auf Grund des vorher- 
gehenden Artikels eingereicht werden. 

Eine neue Prüfung der früher zugelassenen Forde- 
rungen, deren Bestehen versichert worden ist, findet nicht 
statt, jedoch unbeschadet des Rechts, diejenigen Forde- 
rungen zurückzuweisen oder herabzusetzen, welche in- 
zwischen ganz oder teilweise bezahlt sein sollten. 

r 

D. KO. § 201. 

Art. 524. 

Nach Beendigung dieser Handlungen sollen, wenn 
nicht ein neues Konkordat zustande kommt, die Gläubiger 
zusammenberufen werden, um über die Beibehaltung 
oder die Absetzung der FaUitverwalter ihre Meinung zu 
äussern. 

Zu Verteilungen soll erst geschritten werden, wenn 
hinsichtlich der neuen Gläubiger die Fristen verstrichen 
sind, welche den in Frankreich wohnenden Personen in 
den Artikeln 492 und 497 bewilligt sind. 

Art. 526. 

Die Rechtshandlungen, welche der Gemeinschuldner 
nach dem Bestätigungsurteil und vor der Nichtigkeits- 
erklärung oder der Auflösung des Konkordats vorgenommen 
hat, sollen nur im Falle eines die Gläubiger schädigenden 
Betruges für nichtig erklärt werden. 

D. KO. § 199. Vgl, auch §§ 29—41. 

Art. 526. 

Die früher bei dem Konkordat beteiligten Gläubiger 
treten lediglich hinsichtlich des Gemeinschuldners wieder 
in ihre alten Rechte ein; sie können an die Masse jedoch 
nur im folgenden Verhältnis Ansprüche erheben ; nämlich, 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 13 
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wenn sie gar keine Dividende erhielten, in voller Höhe 
ihrer Forderungen; wenn sie einen Teil der Dividende 
erhielten, in Höhe des Teils ihrer ersten Forderungen, 
welcher dem Anteil an der versprochenen Dividende ent- 
spricht, den sie noch nicht erhalten haben. 

Die Vorschriften dieses Artikels finden Anwendung, 
wenn ein zweiter Fallit eröffnet wird, ohne dass vorher 
das Konkordat für nichtig oder aufgelöst erklärt wurde. 

D. KO. § 200. 



III. Abschnitt. 

Einstellung des Verfahrens wegen Mangel an 

Aktivmasse. 

Art. 627. 

Wird zu irgend einer Zeit vor der Bestätigung des 
Konkordats oder vor der Bildung des Gläubigerverbandes ^) 
der Fortgang des Fallitverfahrens infolge des Mangels ah 
Aktivmasse verhindert, so kann das Handelsgericht auf 
den Bericht des beauftragten Richters selbst von Amts 
wegen die Einstellung des Fallitverfahrens aussprechen. 

Dieses Urteil gibt jedem Gläubiger das ihm ursprüng- 
lich als Einzelperson zustehende Klagerecht sowohl gegen 
das Vermögen wie gegen die Person des Gemeinschuldners 
zurück. 

Die Vollstreckung dieses Urteils soll einen Monat hin- 
durch von seinem Datum an gerechnet, aufgeschoben 
werden. 

D. KO. §§ 204, 205. 

Art. 628. 

Der Gemeinschuldner oder jeder andere Beteiligte 
kann das Urteil jederzeit durch das Gericht aufheben 
lassen, wenn er nachweist, dass Gelder zur Deckung der 
Kosten des Fallitverfahrens vorhanden sind, oder wenn 
er einen zur Deckung hinreichenden Betrag bei den 
Fallitverwaltern hinterlegt. 



l) Vgl, Art. 529 HGB. 
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Auf alle Fälle müssen die Kosten der gerichtlichen 
Schritte, die gemäss dem vorhergehenden Artikel erfolgen, 
vorher bezahlt werden. 

D. KO. § 204 Abs. I. 



IV. Abschnitt. 

Der Gläubigerverband (Union des cr6anciers) ^). 
Art. 629. 

Kommt ein Konkordat nicht zu stände, so entsteht 
ohne weiteres ein Gläubigerverband. 

Der beauftragte Richter soll die Gläubiger unver- 
züglich sowohl über die Handlungen der Geschäfts- 
führung wie über die Vorteile der Beibehaltung oder der 
Ersetzung der Fallitverwalter befragen. Bei dieser Be- 
ratung sollen die privilegierten, die hypothekarisch oder 
durch Faustpfand gesicherten Gläubiger zugelassen werden. 

Über die Äusserungen und Bemerkungen der Gläu- 
biger soll ein Protokoll aufgenommen werden; nach Ein- 
sicht dieses Protokolls entscheidet das Handelsgericht in 
der Weise, wie es in Artikel 462 gesagt ist. 

Die Fallitverwalter, welche nicht in ihrem Amte 
bleiben, müssen den neuen Fallitverwaltern in Gegenwart 
des beauftragten Richters Rechnung legen; der Gemein- 
schuldner ist hierzu ordnungsmässig zu laden. 

Art. 630. 

Die Gläubiger sollen darüber befragt werden, ob 
dem Gemeinschuldner aus der Fallitaktivmasse eine Un- 
terstützung bewilligt werden soll. 

Ist die Mehrheit der anwesenden Gläubiger damit 
einverstanden, so kann dem Gemeinschuldner aus der 
Fallitaktivmasse ein Geldbetrag als Unterstützung be- 
willigt werden. Die Fallitverwalter machen einen Vor- 
schlag über die Höhe desselben xmd der beauftragte 
Richter setzt ihn fest ; lediglich die Fallitverwalter können 



i) Die Einrichtung des Gläabigerverbandes ist dem Deutschen Rechte 
fremd. 
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hiergegen das Rechtsmittel bei dem Handelsgericht ein- 
legen. 

Vgl. D.KO. §§ 129, 132. 

Art. 531. 

Ist eine Handelsgesellschaft in Fallit, so können die 
Gläubiger das Konkordat auch nur zugunsten eines oder 
mehrerer Gesellschafter bewilligen. 

In diesem Falle bleibt das ganze Gesellschaftsver- 
mögen dem Gläubigerverbande unterworfen. Das persön- 
liche Vermögen derer, mit welchen das Konkordat zu 
Stande gekommen ist, bleibt davon ausgeschlossen und 
der mit ihnen abgeschlossens Sondervertrag kann die Ver- 
pflichtung zur Zahlung einer Dividende nur unter der Vor- 
aussetzung enthalten, dass diese Dividende aus andern 
JBeständen als denen des Gesellschaftsvermögens gezählt 
werde. 

Der Gesellschafter, welcher ein Konkordat für seine 
Person erhalten hat, ist von jeder gesamtschuldnerischen 
Haftung befreit. 

D, KO. §§ 209, 211. 

Art. 538. 

Die Fallitverwalter vertreten die Gesamtheit der 
Gläubiger und haben die Aufgabe, die Liquidierung vor- 
zunehmen. 

Die Gläubiger können ihnen jedoch auch Auftrag 
zur Fortführung des Geschäfts geben. 

Der Beschluss, welcher ihnen diesen Auftrag tiber- 
trägt, soll dessen Dauer und Umfang bestimmen und die 
Beträge festsetzen, die sie in Händen behalten dürfen^ 
um die Kosten und Ausgaben zu decken. Er kann nur 
in Gegenwart des beauftragten Richters und mit einer 
Gläubigermehrheit von drei Vierteln der Gläubiger und 
der Forderungen gefasst werden. 

Gegen diesen Beschluss steht dem Gemeinschuldner 
und den dagegen stimmenden Gläubigern der Beschwerde- 
weg offen. 

Diese Beschwerde schiebt die Vollstreckung nicht auf. 
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Art. 533. 

Wenn die Handlungen der Fallitverwalter zu Ver- 
pflichtungen führen, deren Höhe die dem Gläubigerver- 
bande zustehende Aktivmasse überschreitet, so sind ledig- 
Jich diejenigen Gläubiger, welche zu diesen Handlungen 
Vollmacht gaben, persönlich über ihren Anteil an der 
Aktivmasse hinaus haftbar, jedoch nur innerhalb der 
Grenzen des von ihnen gegebenen Auftrags; sie haben im 
Verhältnis ihrer Forderungen beizutragen. 

Art. 634. 

Die Fallitverwalter sind beauftragt, den Verkauf der 
,Grundstücke, Waren und beweglichen Sachen des Ge- 
meinschuldners zu betreiben und seine Aktiven und Pas- 
siven flüssig zu machen, alles unter Überwachung des 
beauftragten Richters und ohne dass die Beiziehung des 
Gemeinschuldners erforderlich wäre. 

D. KO. §§ 117, 126. 

Art. 535. 

Die Fallitverwalter können unter entsprechender An- 
wendung der im Artikel 487 enthaltenen Vorschriften 
über jede Art von Rechten des Gemeinschuldners unge- 
achtet des Widerspruchs von seiner Seite Vergleiche 
schliessen. 

Vgl. D. KO. §§ 117, 133 Ziff. 2. 

Art. 536. 

Die einem Gläubigerverbande angehörigen Gläubiger 
sind wenigstens einmal im ersten Jahre und in jedem fol- 
genden Jahre, wenn es erforderlich ist, durch den beauf- 
tragten Richter zu berufen. 

Die Fallitverwalter müssen in diesen Versammlungen 
über ihre Geschäftsführung Rechnung legen. 

Die Fallitverwalter sollen in der Ausübung ihrer 
Befugnisse nach den in den Artikeln 462 und 529 vor- 
geschriebenen Formen bestätigt oder durch andere ersetzt 
werden. 

D. KO. §§ 93; 132 Abs. 2; 34 Abs. i Satz 2. 



— 198 — 

Art. 687. 

Sobald die Liquidierung des Fallits beendigt ist^ 
^ind die Gläubiger von dem beauftragten Richter einzu- 
berufen. 

Die Fallitverwalter haben in dieser letzten Ver- 
sammlung Rechenschaft abzulegen. Der Gemeinschuldner 
soll anwesend oder ordnungsmässig geladen sein. 

Die Gläubiger sollen ihre Ansicht über die Ent- 
schuldbarkeit des Gemeinschuldners äussern. Zu diesem 
Zwecke soll ein Protokoll aufgenommen werden, worin 
jeder Gläubiger seine Meinung und Bemerkungen nieder- 
legen kann. 

Nach Schluss dieser Versammlung ist der Gläubiger- 
verband ohne weiteres aufgelöst. 

D. KO. §§ 162, 163. 

Art. 538. 

Der beauftragte Richter soll dem Gericht den Be- 
schluss der Gläubiger hinsichtlich der Entschuldbarkeit 
des Gemeinschuldners und einen Bericht über die Be- 
sonderheiten und die Umstände des Fallits vorlegen. 

Das Gericht spricht sich darüber aus, ob der Ge- 
meinschuldner entschuldbar oder nicht entschuldbar ist. 

Art. 589. 

Ist der Gemeinschuldner nicht für entschuldbar er- 
klärt, so treten die Gläubiger in das ihnen als Einzel- 
personen zustehende Klagerecht gegen seine Person wie 
gegen sein Vef mögen wieder ein. 

Ist er für entschuldbar erklärt, so soll er von der 
Schuldhaft, w^ftlche die Gläubiger seines Fallits beantragen 
könnten, befreit bleiben und er kann von ihnen, abge- 
sehen von den in den besonderen Gesetzen enthaltenen 
Ausnahmen, nur mit seinem Vermögen haftbar gemacht 
werden. 

Art. 640. 

Für entschuldbar können diejenigen Personen nicht 
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erklärt ^) werden, welche wegen betrügerischen Bankrotts, 
Stellionat *), Diebstahls, Betrugs oder Vertrauensmiss* 
brauchs verurteilt worden sind, sowie Recbnungsbearote 
von öffentlichen Kassen. 

Art. 641. (Ges. vom 17. Juli 1856.) 

Kein Schuldner, welcher Kaufmann ist, kann den 
Antrag stellen, zur Rechtswohltat der Vermögensabtretung 
zugelassen zu werden. 

Jedoch kann ein Konkordat auf völlige oder teil- 
weise Abtretung der Fallitmasse nach den im 2. Ab- 
schnitt dieses Kapitels enthaltenen Vorschriften ge- 
schlossen werden. 

Ein dahingehendes Konkordat hat dieselben Wir- 
kxmgen wie die übrigen Konkordate; es wird in gleicher 
Weise für nichtig erklärt oder aufgelöst. 

Die Liquidierung der abgetretenen Aktivmasse erfolgt 
in entsprechender Anwendung der Absätze 2, 3 und 4 
des Artikels 529, der Artikel 532, 533, 534, 535 und 536 
und der Absätze 1 und 2 des Artikels 537. 

Das Konkordat auf Vermögensabtretung wird hin- 
sichtlich der Gebühren für die Einregistrierung der Ent- 
stehung eines Gläubigerverbandes gleichgestellt. 

VII. Kapitel. 

Die verschiedenen Arten der Gläubiger und ihre Rechte 

im Falle des Fallits. 

I. Abschnitt. 
Mitverpflichtete und 



Art. 642. 

Der Gläubiger, welcher Inhaber von Verpflichtungs- 



i) Biese Erklärung ist rechtlich fast bedeutungslos geworden, nach- 
dem die Schuldhaft durch Gesetz vom 22. 7. 1867 aufgehoben ist. 

2) Stellionat war eine besondere Art des Betrugs. Nach der Be- 
stimmung des Art. 2059 F. BGB. (aufgehoben durch Ges. v. 22. 7. 1867 
betr. die Beseitigung der Schuldhaft) lag Stellionat vor, wenn jemand ein 
Grundstück verkaufte oder mit Hypotheken belastete, obwohl ihm bekannt 
war, dass er nicht Eigentümer war, oder wenn er eine hypothekarische Be- 
lastung der Wahrheit zuwider ableugnete oder ihre Höhe zu gering angab. 
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Urkunden ist, die von dem Gemeinschuldner und andern 
in Fallit befindlichen Personen gesamtschuldnerisch aus- 
gestellt, indossiert oder verbürgt sind, ninmit bei allen 
Massen an den Verteilungen teil und macht darin den 
vollen Wert seiner Forderung bis zur völligen Bezah- 
lung geltend. 

D. KO. § 68. 

Art. 543. 

Die Fallitmassen der Mitverpflichteten haben wegen 
der gezahlten Dividenden gegeneinander kein Rtickgriffs- 
recht; nur wenn die einzelnen von diesen Fallitmassen 
gezahlten Dividenden den Gesamtbetrag der Forderung 
für Hauptsumme und Nebenleistungen übersteigen sollten, 
soll der tiberschiessende Betrag nach der Reihenfolge der 
Verbindlichkeiten denjenigen Mitverpflichteten zufallen, 
für welche sich die andern verbürgt hatten. 

Art. 544. 

Ist der Gläubiger aus Gesamtverbindlichkeiten des 
Gemeinschuldners und Dritter forderungsberechtigt, und 
hat er vor dem Fallit auf seine Forderung eine Abschlags- 
zahlung erhalten, so geht er nur für die um die Ab- 
schlagszahlung verringerte Summe in die Masse und be- 
hält seine Rechte wegen der Restschuld gegen den Mit- 
verpflichteten oder den Bürgen. 

Der Mitverpflichtete oder der Bürge, welcher teil- 
weise gezahlt hat, geht für alle zur Entlastung des Ge- 
meinschuldners gemachten Zahlungen ebenfalls in die 
Masse. 

D. KO. § 68. 

Art. 545. 

Die Gläubiger behalten ungeachtet des Konkordats 
gegen die Mitverpflichteten des Gemeinschuldners ihr 
Klagerecht für ihre ganze Forderung. 

D. KO. § 193 Satz 2. 
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II. Abschnitt. 

Faustpfandgläubiger und Gläubiger, welche Pri- 
vilegien auf das bewegliche Vermögen haben. 

Art. 646. 

Die Fallitgläubiger, welche ein rechtsgiltiges Faust- 
pfand haben, werden in dem Gläubigerverzeichnis nur 
ordnungshalber 2) aufgeführt. 

Art. 547. 

Die Fallit Verwalter können mit Ermächtigung des 
beauftragten Richters jederzeit zum VcaÄil der Fallit- 
masse die Faustpfänder durch Zahlung der Schuldsumme 
einlösen. 

D. KO. § 127. 

Art. 548. 

Wird das Faustpfand nicht von den Fallitverwaltern 
eingelöst und wird es von dem Gläubiger für einen die 
Forderung übersteigenden Preis verkauft, so ist der Über- 
schuss durch die Fallitverwalter einzuziehen; ist der er- 
zielte Preis geringer als die Forderung, so geht der Faust- 
pfandgläubiger für den Ausfall anteilsmässig als gewöhn- 
licher Gläubiger in die Masse. 
D. KO. §§ 64, 153. . 

Art. 549. (Ges. v. 4. März 1889.) 

Der Lohn, welchen die im unmittelbaren Dienste 
des Schuldners beschäftigten . Arbeiter während der drei 
Monate verdient haben, die der Eröffnung der gericht- 
lichen Liquidation oder des Fallits vorausgingen, zählt 
zu den bevorrechtigten Forderungen und geniesst den- 
selben Rang wie der nach Artikel 2101«) des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bevorrechtigte Gesindelohn. 



. 1) Privilegien: Vgl. Art. 2I0i nnd 2104 Fr, BGB. 

2) D. h. ohne mitzuzählen; 

3) Nach Art. 2101 des Fr. BGB. besteht ein Recht auf vorzugs- 
weise Befriedigung aus den Mobilien ilefc Schuldner« wegen folgender, hier 
dem Rangverhältnis nach angegebener Forderungen : 

a) Gerichtskosten; 

b) Beerdigungskosten ; " 
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(Gesetz vom 6. Februar 1895.) Das gleiche Vorrecht 
haben die Handlungsgehilfen und Reisenden *), die bei 
einem Geschäftshaus oder bei mehreren Geschäftshäusern 
angestellt sind, und zwar: 

Wenn es sich um festes Gehalt handelt, für die Be- 
züge, welche für die sechs der gerichtlichen Liquidations- 
oder der Falliterklärung vorausgehenden Monate ver- 
schuldet werden; 

wenn es sich um Provisionsbezüge handelt, die als 
Gehalt oder neben dem Gehalt vereinbart waren, für alle 
Abschlüsse, welche sie endgültig in den dem Urteil vor- 
ausgehenden letzten drei Monaten erworben haben, selbst 
wenn der Forderungsgrund auf eine frühere Zeit zurück- 
gehen sollte. 

D. KO. § 6i Ziff. I. 

Art. 550. (Ges. v. 12. Februar 1872. Der Artikel 2102 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs wird hinsichtlich des Falliments 
in folgender Weise abgeändert:) 

Wird der Mietvertrag aufgelöst, so hat der Eigen- 
tümer der dem Gewerbe oder dem Handel des Gemein- 

• Schuldners dienenden Grundstücke ein Vorrecht für die 
beiden letzten Mietjahre, deren Mietzinsen vor dem Urteil 
fällig waren, das den Fallit erklärte; sowie für das lau- 
fende Jahr, für alle Forderungen aus dem Mietverhältnis, 
und für den Schadensersatz, der ihm durch die Gerichte 
zugesprochen werden sollte. 

Der Vermieter, der für alle fälligen Mietforderungen 
einmal bezahlt ist, kann im Falle der Nichtauflösung de$ 
Mietvertrages die Bezahlung der laufenden und künftigen 



c) Kosten der letzten Krankheit; 

d) Dienstlohn für das laufende und das vorhergegangene Jahr; 

e) Forderungen wegen 4er Lebensmittel, <iie dem Schuldner und 
seiner Familie im letzten halben Jahr im Kleinverkauf und 

: im letzten Jahr im Grossverkauf geliefert worden sind; For- 
derungen der Kostgeber für das letzte Jahr; 

f) Forderungen der Xjeschädigten und ihrer Rechtsnachfolger aus 
Unglücksfällen. 

i) nicht aber sonstige Angestellte oder Agenten, Mäkler usw. 
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Mieten nicht verlangen, wenn die zur Zeit des Vertrags- 
schlusses ihm gegebenen Sicherheiten aufrecht erhalten 
oder die ihm nach dem Fallit gestellten Sicherheiten für 
ausreichend erachtet werden. 

Werden die Möbel, womit die Mieträume ausgestattet 
sind, verkauft und fortgenommen, so kann der Vermieter 
sein Privileg wie oben im Falle der Auflösung geltend 
machen, sowie ferner für die Mietzinsen eines Jahres, 
die nach Ablauf des laufenden Jahres erfallen, mag der 
Mietvertrag ein sicheres oder unsicheres Datum tragen *). 

Die Fallitverwalter können den Mietvertrag für die 
ganze Zeit, für welche er noch läuft, fortsetzen oder ab- 
treten, jedoch nur unter der Bedingung, dass sie oder 
ihre Zessionare auf dem Grundstück ein hinreichendes 
Pfand belassen und alle gesetz- und vertragsmässigen 
Verpflichtungen zur Zeit der Fälligkeit erfüllen; die Be- 
stimmung der Mieträume darf indessen nicht geändert 
werden. 

Sollte der Mietvertrag die Bestimmung enthalten, 
dass die Abtretung deis Vertrages oder die Untervermietung 
untersagt, sei, so können die Gläubiger die vermieteten 
Räume nur für die Zeit benutzen, für welche der Vermieter 
im Voraus den Mietzins erhalten hat; die Bestimmung 
der Mieträume darf auch hier nicht geändert werden. 

Das durch Ziffer 4 des Artikels 2102 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs zugunsten des Verkäufers beweglicher 
Sachen begründete Privileg und das Zurückforderungs- 
recht können gegen die Fallitmasse nicht geltend gemacht 
werden *). 

Abs. i: D. KO. § 49 Ziff. 2; vgl. §§ 20, 21. 
Abs. 4: D. KO. §§ 20, 21, 

i) Bas Datum der Urkunden wird als ^.sicher'* angesehen, wenn die 
Urkunde j^ einregistriert** ist (siehe oben S. 100). 

2) Art. 2102 Ziffer 4 des Fr. BGB. nennt als privilegierte Forderung 
den Kaufpreis unbezahlter Mobilien, die der Schuldner noch im Besitz hat; 
war für die Zahlung des Kaufpreises keine Frist bewilligt^ so Jkann der 
Verkäufer die Herausgabe der Sachen vom Schuldner binnen einer Woche 
nach Lieferung verlangen. Das Pfandrecht des Vermieters oder Verpächters 
geht jedoch im Range vor, es sei denn, dass den Letzteren bekannt war, 
dass die Sachen nicht Eigentum des Mieters oder Pächters waren. 
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Art. «61. 

Die Fallitverwalter sollen dem beauftragten Richter 
die Liste der Gläubiger vorlegen, welche ein Privileg 
auf die Mobilien in Anspruch nehmen; der beauftragte 
Richter ermächtigt, wenn angängig, zur Bezahlung dieser 
Gläubiger aus den zunächst eingehenden Geldern. 

Wird das Privileg bestritten, so entscheidet das 
Gericht. 

D. KO. §§ 124, 141, 146. 

III. Abschnitt. 

Rechte der Hypothekargläubiger und der privi- 
legierten Gläubiger an den Grundstücken. 

Art. 652. 

Erfolgt die Verteilung des Erlöses der Grundstücke 
vor derjenigen des Erlöses aus den Mobilien oder gleich- 
zeitig, so haben die privilegierten oder die Hypothekar- 
gläubiger, die durch den Erlös aus dem Grundstück nicht 
gedeckt werden, für die Restschuld verhältnismässig an 
den Geldern der gewöhnlichen Fallitmasse gleiches An- 
recht wie die nicht privilegierten Fallitgläubiger, voraus- 
gesetzt, dass ihre Forderungen nach den oben aufgestellten 
Regeln!) geprüft sind und ihr Bestehen versichert*) 
worden ist 

D. KO. § 153. 

Art. 553. 

Wenn eine Verteilung oder mehrere Verteilungen 
aus dem Erlös der beweglichen Gegenstände der Ver- 
teilung aus den Grundstücken vorangehen, so nehmen 
die privilegierten und die Hypothekargläubiger, wenn 
deren Forderungen geprüft sind und das Bestehen dieser 
Forderungen versichert worden ist, im Verhältnis ihrer 
ganzen«) Forderungen und zutreflFendenfalls ohne die Ab- 



1) Art. 491—503 HGB. 

2) Art. 497 HGB. 

3) Also nicht nur in Höhe des Ausfalls. 
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Züge, von denen nachstehend gesprochen wird, an den 
Verteilungen teil. 

D. KO. § 153. 

Art. 554. 

Nach dem Verkauf der Grundstücke und nach end- 
gültiger Aufstellung des Verteilungsplanes für Hypothekar- 
und privilegierte Gläubiger, steht denjenigen unter ihnen,, 
welche auf den Erlös der Grundstücke für die Gesamt- 
heit ihrer Forderung angewiesen sind, der Betrag ihrer 
hypothekarischen Anweisung nur unter Abzug der Be- 
träge zu, die sie vorher aus der gewöhnlichen Fallitmasse 
erhalten haben. 

Die hiemach in Abzug kommenden Beträge bleiben 
nicht in der für die Hypothekendeckung bestimmten Masse^ 
sondern fallen an die gewöhnliche Fallitmasse zurück, in 
deren Interesse sie verwandt werden. 

D. KO. § 156. 

> 

Art. 655. 

Was die Hypothekargläubiger betriflFt, die bei der 
Verteilung des Grundstückserlöses nur teilweise angewiesen 
sind, so soll folgendermassen verfahren werden: ihre 
Rechte auf die gewöhnliche Fallitmasse regeln sich end- 
gültig nach den Beträgen, für die sie nach ihrer Rang- 
ordnung bei den Grundstücken ausfallen, und die Gelder, 
welche sie in der früheren Verteilung über dieses Ver- 
hältnis hinaus bezogen haben, sollen ihnen auf den Betrag 
ihrer hypothekarischen Anweisung angerechnet werden 
und in die gewöhnliche Fallitmasse zurückgezahlt werden. 

D. KO. §§ 153, 156. 

Art. 656. 

Die Gläubiger, die völlig ausfallen, sind als gewöhn- 
liche Fallitgläubiger anzusehen, und das Konkordat und 
alle Handlungen für die gewöhnliche Fallitmasse sind für 
sie wie für jene verbindlich. 
D. KO. § 153. . 
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IV. Abschnitt. 

Rechte der Ehefrauen^). 

Art. 667. 

Im Falle des Fallits des Ehemannes nimmt die Frau 
ihre eingebrachten Grundstücke, soweit sie nicht in die 
Gemeinschaft gefallen sind, sowie diejenigen, die ihr 
durch Erbfolge oder durch Schenkung unter Lebenden 
oder von Todes wegen zugefallen sind, in Natur zurück. 

D. BGB. §§ 1419, 1421; D. KO. § 45. 

Art. 668. 

In gleicher Weise nimmt die Frau die Grundstücke 
zurück, welche sie in eigenem Namen und mit Geldern 
aus den genannten Erbschaften und Schenkungen er- 
worben hat, vorausgesetzt, dass im Erwerbsakt ausdrück- 
lich eine solche Verwendung ausgesprochen und der 
Ursprung der Gelder durch Inventar oder irgend eine 
andere authentische*) Urkunde festgestellt wird. 

D. KO. § 45. 

Art. 659. 

Ausser dem im vorhergehenden Artikel vorgesehenen 
Falle, spricht, welches Güterrecht der Ehevertrag auch 
festsetzt, die gesetzliche Vermutung dafür, dass die von 
der Ehefrau des Gemeinschuldners erworbenen Güter 
ihrem Ehemanne gehören, mit seinem Gelde bezahlt sind 
und mit seiner Vermögensmasse vereinigt werden müssen ; 
der Frau steht jedoch der Gegenbeweis offen. 

D. KO. § 45. I>. BGB. § 1362. 

Art. 660. 

Die Frau kann die beweglichen Sachen, die sie sich 
im Ehevertrage vorbehalten hat, oder welche ihr durch 
Erbfolge oder Schenkungen unter Lebenden oder von 
Todes wegen zugefallen sind und die nicht in die Güter- 
gemeinschaft gelangt sind, in Natur zurücknehmen, immer 
vorausgesetzt, dass ihre Übereinstimmung durch In- 



Vgl. § 13 Einf. Ges. z. D. KO. und D KO. § 2. 
2) D. i. eine Urkunde, welche ordnungsmässig von einer hierzu ge- 
setzlich ermächtigten Person aufgenommen ist. 
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ventar oder eine andere authentische*) Urkunde nach- 
gewiesen wird. 

Kann der Beweis durch die Frau nicht geführt 
werden, so erwerben die Gläubiger alle beweglichen 
Sachen, sowohl die zum Gebrauch des Mannes wie die 
zu dem Gebrauch der Frau bestimmten, ohne Rücksicht 
darauf, welches Güterrecht der Ehevertrag festsetzte ; mit 
Ermächtigung des beauftragten Richters haben die Fallit- 
verwallter ihr jedoch die Kleider und das Leinenzeug 
zurückzugeben, die zu ihrem Gebrauch unentbehrlich sind. 

D. KO. § 45; I>. BGB. § 1362 Abs. 2. 

Art. 661. 

Die nach den Vorschriften der Artikel 557 und 558 
gegebene Klage auf Rücknahme kann von der Frau nur 
mit der Massgabe erhoben werden, dass sie die Schulden 
und Hypotheken, mit denen das Vermögen gesetzlich be- 
lastet ist, übernimmt, mag die Frau sich freiwillig ver- 
pflichtet haben oder mag sie dazu verurteilt sein. 

Art. 662. 

Hat die Frau für ihren Mann Schulden bezahlt, so 
spricht die gesetzliche Vermutung dafür, dass sie dieses 
mit seinen Geldern getan hat; folglich kann sie im Fallit 
keine Klage anstellen, wenn sie nicht den in Artikel 559 
erwähnten Gegenbeweis*) führt. 

Art. 668. 

Ist der Ehemann bei Eingehung der Ehe Kaufmann, 
oder hatte er damals keinen bestimmten Beruf, ist aber 
binnen einem Jahre Kaufmann geworden, so sind allein 
die Grundstücke, die ihm bei Eingehung der Ehe gehören 
oder die ihm nachher durch Erbfolge oder durch Schen- 
kungen unter Lebenden oder von Todes wegen zugefallen 
sein sollten, der Hypothek') zugunsten der Frau unter- 
worfen : 



1) S. Art. 558 Anm. 2. 

2) dass die Ehefrau aus eigenen Mitteln zahlte. 

3) Nach Art. 21 21, 2135 Fr. BGB. lastet auf dem Vermögen des 
Mannes kraft Gesetzes eine Hypothek seiner Ehefrau. 
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1. für die Gelder und beweglichen Sachen, welche 
sie als Mitgift eingebracht hat oder die ihr nach Ein- 
gehung der Ehe durch Erbfolge oder Schenkungen unter 
Lebenden oder von Todes wegen zugefallen sind, wenn 
sie deren Herkunft oder Zahlung durch eine Urkunde 
nachweisen kann, die ein bestimmtes Datum trägt i); 

2. für dasjenige, was an die Stelle der während der 
Ehe veräüsserten Sachen getreten ist; 

3. für den Ersatz der Schulden, welche sie mit ihrem 
Ehemanne gemeinsam gemacht hat. 

Art. 664. 

Die Frau, deren Ehemann zur Zeit der Eingehung 
der Ehe Kaufmann war, oder deren Ehemann damals 
zwar keinen bestimmten Beruf hatte, aber binnen einem 
Jahre nach Eingehung dieser Ehe Kaufmann geworden 
ist, kann im Fallit keine Ansprüche auf Grund der im 
Ehevertrage festgesetzten Vorteile geltend machen und 
die Gläubiger können in diesem Falle ihrerseits nicht aus 
den Vorteilen Nutzen ziehen, welche die Frau dem Ehe- 
manne im gleichen Ehevertrage eingeräumt hat. 



VHI. Kapitel. 

Verteilung unter die Gläubiger, Liquidierung der 

beweglichen Sachen. 

Art. 565. 

Der Erlös des beweglichen Vermögens ist nach Ab- 
zug der Kosten und Ausgaben für die Verwaltung des 
Fallits und nach Abzug der dem Gemeinschuldner oder 
seiner Familie etwa bewilligten Unterstützung und der 
den bevorrechtigten Gläubigern gezahlten Beträge, unter 
alle Gläubiger nach Verhältnis ihrer Forderungen, die 
geprüft siiid und deren Bestehen versichert worden ist*), 
zu verteilen. 

D. KO. §§ 149, 152, 159» 161, 167. 

i) D. h. durch Einregistrierung ; s. S. 100. 
2) S. Art. 491 fF.; besonders Art. 497. 
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Art. 566. 

Zu diesem Zwecke sollen die Fallit verwalten jeden 
Monat dem beauftragten Richter einen Bericht über die 
Lage des Fallits und die bei der Hinterlegungskasse 
hinterlegten Gelder erstatten; der beauftragte Richter 
hat im gegebenen Falle eine Verteilung an die Gläubiger 
anzuordnen, deren Betrag festzusetzen und darüber zu 
wachen, dass alle Gläubiger davon benachrichtigt werden. 
D. KO. §§ 151, 158, 159. 
Art. 667. 

Zu einer Verteilung an die in Frankreich wohnenden 
Gläubiger soll erst geschritten werden, nachdem der ent- 
sprechende Teil für diejenigen Forderungen zurückgestellt 
ist, für welche die ausserhalb des festländischen Gebiets 
Frankreichs wohnenden Gläubiger in das Verzeichnis ein- 
getragen sind. 

Sollten diese Forderungen in das Verzeichnis an- 
scheinend nicht genau eingetragen sein, so kann der 
beauftragte Richter anordnen, dass die Rücklage ver- 
mehrt werde; jedoch können die Fallitverwalter gegen 
diese Entscheidung bei dem Handelsgericht angehen. 

Art. 568. 

Dieser Teil soll zurückgelegt werden und in der 
Hinterlegungskasse bis nach Ablauf der im letzten Ab- 
satz des Artikels 492 bestimmten Frist bleiben; er soll, 
wenn die im Auslande wohnenden Gläubiger ihre For- 
derungen nicht haben prüfen lassen, unter die Gläubiger, 
deren Forderungen anerkannt sind, entsprechend den Vor- 
schriften dieses Gesetzes verteilt werden. 

Eine ähnliche Rücklage soll für Forderungen ge- 
macht werden, über deren Zulassung noch nicht end- 
giltig beschlossen worden ist. 

Zu Abs. 2: D. KO. § 168 

Art. 569. 

Von den Fallitverwaltern sollen Zahlungen nur auf 
Grund der Vorzeigung der die Forderung begründenden 
Urkunde gemacht werden. 

Marx, Die französische Handelsg:esetzgebiing. 1^ 
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Die Fallitverwalter sollen auf der Urkunde den von 
ihnen gezahlten oder den gemäss Artikel 489 zur Zahlung 
angewiesenen Betrag erwähnen. 

Ist die Vorzeigung der Urkunde unmöglich, so kann 
der beauftragte Richter jedoch die Zahlung nach Ein- 
sicht des Prüfungsprotokolls anordnen. 

In allen Fällen hat der Gläubiger am Rande des 
Verteilungsplans Quittung zu geben. 

D. KO. § 167. 

Art. 670. 

Der Gläubigerverband kann sich, nach ordnungs- 
mässiger Ladung des Gemeinschuldners, von dem Han- 
delsgericht ermächtigen lassen, alle oder einen Teil der 
Rechte und Forderungen, deren Eintreibung noch nicht 
bewirkt ist, in Bausch und Bogen zu behandeln und sie 
zu veräussern; in diesem Falle sollen die Fallitverwalter 
alle notwendigen Handlungen vornehmen. 

Jeder Gläubiger kann sich an den beauftragten 
Richter wenden, um eine diesbezügliche Beratung des 
Gläubigerverbandes zu veranlassen. 

D. KO. § 117. 



IX. Kapitel. 

Verkauf der Immobilien des Gemeinschuldners. 

Art. 571. 

Nach Erlass des den Fallit erklärenden Urteils 
können die Gläubiger den Zwangsverkauf der Immobilien, 
auf welchen sie keine Hypotheken haben, nicht betreiben. 

D. KO. § 14. 

Art. 672. 

Hat eine Betreibung des Zwc'ings Verkaufs der Grund- 
stücke nicht vor der Bildung des Gläubigerverbandes be- 
gonnen, so können nur die Fallitverwalter den Verkauf 
betreiben ; sie sind verpflichtet, mit der Ermächtigung 
des beauftragten Richters und in den für den Verkauf 
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von Sachen Minderjähriger vorgeschriebenen Formen i) 
binnen einer Woche dazu zu schreiten. 

D. KO. §§ 47; 126. 

Art. 673. 

Nach Zuschlag der Immobilien des Gemeinschuldners 
auf Betreiben der Fallitverwalter kann ein Übergebot 
nur unter folgenden Bedingungen und Formen erfolgen: 

Das Übergebot muss binnen vierzehn Tagen ab- 
gegeben werden. 

Es darf nicht weniger als den zehnten Teil des 
Hauptpreises der Zuschlagsumme betragen. Es soll auf 
der Gerichtsschreiberei des Zivilgerichts in den durch die 
Artikel 710 und. 711 (708 und 709 neuer Fassung) der 
Zivilprozessordnung vorgeschriebenen Formen*) erfolgen; 
jedermann kann das Übergebot machen. 

Jedermann kann ebenso an der Bewerbung um den 
Zuschlag teilnehmen, welche dem Übergebot folgt. Dieser 
Zuschlag ist endgiltig und später ist ein weiteres Über- 
gebot nicht mehr statthaft. 

X. Kapitel. 

Rückforderungsrecht (revendication) ^). 
Art. 674. 

Im Falle des Fallits können die übergebenen und 
noch nicht gezahlten kaufmännischen Verpflichtungs- 
scheine oder andere Urkunden," die sich zur Zeit des 
Fallits in Natur im Portefeuille des Geraeinschuldners 
befinden, zurückgefordert werden, wenn ihre Übergabe 
seitens des Eigentümers mit dem einfachen Auftrage er- 
folgte, sie einzuziehen und die Valuta zu seiner Ver- 
fügung zu halten, oder wenn sie von seiner Seite für 
genau bezeichnete Zahlungen ausdrücklich bestimmt waren. 

D. KO. § 43. 

i) Formen für Verkauf von Sachen Minderjähriger: Fr. ZPO. Art. 

953—965. 

2) Die Mitwirkung eines Avou6 ist vorgeschrieben. 

3) Revendication, Rückforderungsrecht, ist mit der deutschen „Aus- 
sonderung" (disjonction) nicht identisch, entspricht ihr aber im wesent- 
lichen Erfolg. 
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Art. 576. 

In gleicher Weise können, solange sie in Natur vor- 
handen sind, die Waren ganz oder teilweise zurück- 
gefordert werden, die bei dem Gemeinschuldner zur Ver- 
wahrung hinterlegt sind, damit er sie für Rechnung des 
Eigentümers verkaufe. 

Sogar der Kaufpreis oder der Teil des Kaufpreises 
der genannten Waren kann zurückgefordert werden, wenn 
er noch nicht bar oder in Valuta bezahlt oder in laufen- 
der Rechnung zwischen dem Gemeinschuldner und dem 
Käufer aufgerechnet ist. 

D. KO. § 44. 

Art. 676. 

Die an den Gemeinschuldner abgesandten Waren 
können zurückgefordert werden, solange die Ablieferung 
in seine Warenlager oder in diejenigen des Kommissionärs, 
der mit ihrem Verkauf für Rechnung des Gemein- 
schuldners beauftragt ist, noch in keiner Weise be- 
wirkt ist. 

Das Rückforderungsrecht kann jedoch nicht mit Er- 
folg geltend gemacht werden, wenn die Waren vor ihrer 
Ankunft ohne Benachteiligungsabsicht auf Rechnung und 
Konnossement, oder auf die vom Absender unterzeichneten 
Frachtbriefe hin, verkauft worden sind. 

Derjenige, welcher sein Rückforderungsrecht geltend 
macht, ist verpflichtet, an die Masse alle Abschlagszah- 
lungen, die er erhalten hat, ebenso alle Vorschüsse auf 
Schiß's- oder Landfracht, Provision, Versicherung oder 
andere Kosten zu ersetzen und die Beträge zu bezahlen, 
welche aus den gleichen Gründen geschuldet werden. 

D. KO. § 44- 

Art. 677. 

Der Verkäufer kann die von ihm verkauften Waren 
zurückbehalten, welche dem Gemeinschuldner noch nicht 
ausgeliefert, oder an ihn oder für seine Rechnung an 
emen Dritten noch nicht abgeschickt worden sind. 

Anders das deutsche Recht. Vgl. auch § 44 D. KO. und § 369 
D. HGB. 
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Art. 678. 

In dem von den beiden vorhergehenden Artikeln 
vorgesehenen Falle steht es den Fallitverwaltern mit Er- 
mächtigung des beauftragten Richters frei, die Lieferung 
der Waren zu verlangen, wenn sie an den Verkäufer den 
zwischen ihm und dem Gemeinschuldner vereinbarten 
Kaufpreis zahlen. 

D. KO. § 43 Abs. 2; § 17. 

Art. 679. 

Die Fallitverwalter können mit Genehmigung des 
beauftragten Richters den Rückforderungsgesuchen ent- 
sprechen; bei Streitigkeiten entscheidet das Gericht nach 
Anhörung des beauftragten Richters. 

D. KO. § 133 Ziflf. 2. 



XI. Kapitel. 

Rechtsmittel gegen die Urteile in Fallitsachen. 

Art. 680. 

Das den Fallit erklärende Urteil und das Urteil, 
welches den Zeitpunkt der Zahlungseinstellung auf einen 
früheren Zeitpunkt festsetzt, unterliegen dem Einspruch 
seitens des Gemeinschuldners binnen einer Woche, seitens 
einer andern beteiligten Partei binnen einem Monat. Diese 
Fristen laufen von den Tagen ab, an welchen die in Ar- 
tikel 442 vorgeschriebenen Förmlichkeiten der Anhef- 
tung und der Einrückung erfüllt worden sind. 

D. KO. § 109. 

Art. 581. 

Ein Antrag seitens der Gläubiger dahingehend, das 
Datum der Zahlungseinstellung auf einen andern [Zeit- 
punkt festzusetzen als sich aus dem den Fallit erklärenden 
Urteil oder aus einem späteren Urteil ergibt, kann nach 
Ablauf der Fristen für die Prüfung und für die Ver- 
sicherung des Bestehens der Forderungen nicht gestellt 
werden. Nach Ablauf dieser Fristen bleibt der Zeitpunkt 
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der Zahlungseinstellung, soweit die Gläubiger davon be- 
rührt werden, unwiderruflich festgelegt. 

D. KO. § 73 Abs. 3 

Art. 682. 

Für jedes in Fallitsachen ergangene Urteil beträgt 
die Berufungsfrist nur vierzehn Tage, die von der gericht- 
lichen Mitteilung ab gerechnet werden. 

Diese Frist wird um je einen Tag für fünfzig Kilo- 
meter für die Parteien verlängert, welche weiter als fünfzig 
Kilometer ■ vom Sitze des Gerichts entfernt ihren Wohn- 
sitz haben. 

D. KO. § 73 Abs 3. 

Art. 683. 

Weder Einspruch, noch Berufung, noch Kassation 
kann eingelegt werden: 

1. gegen die Urteile, welche sich auf die Ernennung 
oder Absetzung des beauftragten Richters, auf die Er- 
nennung oder Abberufung der Fallitverwalter beziehen; 

2. gegen die Urteile, welche auf die Anträge um 
freies Geleit oder auf Unterstützung für den Gemein- 
schuldner und seine Familie erkennen; 

3. gegen die Urteile, welche den Verkauf der Sachen 
oder Waren anordnen, die der Fallitmasse gehören; 

4. gegen die Urteile, welche einen Aufschub des 
Konkordats oder einstweilige Zulassung von Gläubigern 
mit bestrittenen Forderungen aussprechen; 

5. gegen die Urteile, in denen das Handelsgericht 
über die Rechtsmittel erkennt, welche gegen die vom 
beauftragten Richter in den Grenzen seiner Befugnisse 
erlassenen Verfügungen eingelegt werden. 

Vgl. D. KO. §§73; 95 Abs. 3, 96 Abs, 2; 163, 189 Abs. 3, 190. 
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Zweiter Titel. 

Bankrott M. 

I. Kapitel. 
Einfacher Bankrott. 
Art. 584. 

Die Fälle des einfachen Bankrotts werden mit den 
im Strafgesetzbuch ausgesetzten St^afien «) belegt und voa 
den Zuchtpolizeigerichten auf den Antrag der Fallitver- 
walter, jedes Gläubigers oder des Staatsanwalts abge- 
urteilt. 
Art. 685. 

Als einfacher Bankrottierer wird jeder in Fallit ge- 
ratene Kaufmann erklärt, welcher sich in einem der fol- 
genden Fälle befindet: 

1. wenn seine persönlichen Ausgaben oder die Aus- 
gaben für sein Hauswesen als übermässige angesehen 
werden ; 

2. wenn er grosse Geldbeträge verausgabt hat, ent- 
weder zu Geschäften, deren Ausgang lediglich vom Zu- 
fall abhängt, oder zu fingierten Börsen- oder Waren- 
Geschäften. 

3. wenn er in der Absicht, seinen Fallit zu verzögern, 
gekauft hat, um unter Preis zu verkaufen ; wenn er in der 
gleichen Absicht Geld entliehen, Wechsel in Umlauf ge- 
setzt oder andere verderbliche iMittel angewendet hat, um 
sich Gelder zu verschaffen; 

4. wenn er nach Einstellung seiner Zahlungen einen 
Gläubiger zum Nachteil der Masse bezahlt hat. 

Ziffer 1 : D. KO. § 240 Ziffer i. 

Ziffer 2: D. KO. § 240 Ziffer i. 

Ziffer 3 : D. KO. § 240 Ziffer 2. 

Ziffer 4: D. KO. § 241. 

1) D. KO. III. Buch §§ 239—244. 

2) Das Fr. StGB. Art. 402 bestraft einfachen Bankrott mit Gefängnis- 
strafe von I Monat bis zu 2 Jahren; betrügerischer Bankrott wird mit 
Zwangsarbeit bestraft. 

Art. 404 bestraft Wechselagenten und Mäkler wegen Bankrotts mit 
Zwangsarbeit; wird betrügerischer Bankrott nachgewiesen, so muss auf 
lebenslängliche Zwangsarbeit erkannt werden. 



— 2l6 — 

Art. B86. 

Als einfacher Bankrottierer kann jeder in Fallit ge- 
ratene Kaufmann erklärt werden, welcher sich in einem 
der folgenden Fälle befindet: 

1. wenn er für fremde Rechnung, ohne für den Ge- 
genwert gedeckt zu sein, Verpflichtungen eingegangen 
ist, die mit Rücksicht auf seine Lage zur Zeit der Ein- 
gehung der Verpflichtungen als zu beträchtlich angesehen 
werden ; 

2. wenn er ein zweites Mal fallit erklärt wird, ohne 
den Verpflichtungen aus dem vorhergehenden Konkordat 
nachgekommen zu sein; 

3. wenn bei Eingehung der Ehe das Dotalsystem^) 
oder Gütertrennung als eheliches Güterrecht besteht und 
er nicht nach Vorschrift der Artikel 69 und 70 handelte; 

4. (Ges. 4. März 1889.) wenn er nicht binnen Vier- 
zehn Tagen seit Einstellung seiner Zahlungen auf der 
Gerichtsschreiberei die durch die Artikel 438 und 439 
geforderte Erklärung abgegeben hat, oder wenn diese 
Erklärung nicht die Namen aller als Gesamtschuldner 
haftender Gesellschafter enthält; 

5. wenn er, ohne aus rechtlich anerkannten Gründen 
verhindert zu sein, in den bestimmten Fällen und Fristen 
sich nicht persönlich den Fallitverwalterri geteilt hat, 
oder wenn er sich nach Bewilligung des sicheren Geleits 
dem Gericht nicht gestellt hat; 

I 

6. wenn er keine Bücher geführt und das Inventar 
nicht genau aufgenommen hat; wenn seine Bücher oder 
Inventare unvollständig oder unregelmässig geführt sind, 
oder wenn sie seine wirkliche Lage nach Aktiven und 
Passiven nicht erkennen lassen, ohne dass jedoch Betrug 
vorliegt. 

Zu Ziffer 6: D. KO. § 240 Ziffer 3 und 4. 

Art. 587. 

In keinem Falle können die Kosten der von der 
Staatsanwaltschaft eingeleiteten Strafverfolgung wegen 



i) Siehe Art. 7 Anm. 
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einfachen Bankrotts der Fallitmasse zur Last gelegt 
werden. 

Im Falle des Korkordats kann der Rückgriff der 
Staatskasse gegen den Gemeinschuldner wegen ihrer 
Kosten erst nach Ablauf der in diesem Vertrage i) be- 
willigten Fristen ausgeübt werden. 

Art. 688. 

Die Kosten der von den Fallitverwaltern im Namen 
der Gläubiger eingeleiteten Strafverfolgung werden im 
Falle der Freisprechung von der Masse und im Falle der 
Verurteilung von der Staatskasse getragen, unbeschadet 
ihres Rückgriffs gegen den Gemeinschuldner gemäss dem 
vorhergehenden Artikel. 

Art. 689. 

Die Fallitverwalter können die Strafverfolgung wegen 
einfachen Bankrotts erst beantragen oder im Namen der 
Masse als Zivilpartei*) beitreten, wenn sie hierzu durch 
einen Beschluss ermächtigt sind, welcher von den an- 
wesenden Gläubigern mit Personenmehrheit gefasst ist. 

Art. 690. 

Die Kosten der von einem Gläubiger beanfragten 
Strafverfolgung werden im Falle der Verurteilung von 
der Staatskasse, im Falle der Freisprechung von dem 
verfolgenden Gläubiger getragen. 

II. Kapitel. 

Betrügerischer Bankrott. 
Art. 591. 

Wegen betrügerischen Bankrotts wird mit den im 
Strafgesetzbuch ausgesetzten Strafen jeder in Fallit ge- 
ratene Kaufmann bestraft, welcher seine Bücher beiseite 
geschafft, einen Teil seines Vermögens fortgeschafft oder 



1) D. h. im Konkordat. 

2) Die Zivilpartei tritt dem Strafverfahren bei und macht ihre Rechte 
neben dem Staatsanwalt geltend. Sie hat etwa die Stellung, welche im 
Deutschen Recht der Nebenkläger hat, der Busse verlangt. 
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verheimlicht hat oder welcher sich schriftlich entweder 
in öffentlichen Urkunden oder privatschriftlichen Ver- 
pflichtungen, oder in seiner Bilanz in betrügerischer Weise 
als Schuldner von Geldbeträgen bekannt hat, die er nicht 
schuldete. 

D. KO. § 239 

Art. 692. 

In keinem Falle können die Kosten der Strafver- 
folgung wegen betrügerischen Bankrotts der Masse zur 
Last gelegt werden. 

Ist ein Gläubiger oder sind mehrere Gläubiger in 
eigenem Namen als Zivilpurtei^) aufgetreten, so bleiben 
im Falle der Freisprechung die Kosten zu ihren Lasten. 

III. Kapitel. 

Verbrechen und Vergehen, welche im Fallit durch Andere 
als den Gemeinschuldner begangen werden. 
Art. 693. 

Zu den Strafen^) des betrügerischen Bankrotts 
werden verurteilt: 

1. diejenigen, welche überführt werden, im Interesse 
des GeYneinschuldners sein ganzes Vermögen oder einen 
Teil desselben, Mobilien oder Immobilien bei Seite ge- 
schafft, verhehlt oder verheimlicht zu haben; alles dieses 
unbeschadet der andern in Artikel 60 des Strafgesetz- 
buches vorgesehenen Fälle ; 

2. diejenigen, welche überführt werden, im Fallit 
erdichtete Forderungen angemeldet und ihr Bestehen be- 
kräftigt zu haben, entweder in ihrem eigenen Namen oder 
durch vorgeschobene Personen; 

3. diejenigen, welche unter dem Namen eines Andern 
oder unter einem vorgeschobenen Namen Handel ge- 
trieben und sich der in Artikel 591 vorgesehenen Hand- 
lungen schuldig gemacht haben. 

D. KO. § 242 Ziflfer i u. 2. 



1) im Strafverfahren. 

2) Fr. StGB. Art. 402 ff. bestraft betrügerischen Bankrott mit Zwangs- 
arbeit. 
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Art. 694. 

Mit den Strafen des Diebstahls ») werden bestraft der 
Ehegatte, die Abkömmlinge oder Ascendenten des Ge- 
meinschuldners oder die mit ihm in gleichem Grade Ver- 
schwägerten, wenn sie zur FalHtmasse gehörige Sachen 
unterschlagen, sich angeeignet oder verhehlt haben, ohne 
im Einverständnis mit dem Gemeinschuldner gehandelt 
zu haben. 

D. StGB. §§ 242, 246. 

Art. 596. 

In den von den vorhergehenden Artikeln vorg:e- 
sehenen Fällen hat der Appellhof oder das Gericht erster 
Instanz, die mit der Sache befasst sind, selbst im Falle 
einer Freisprechung Beschluss zu fassen: 

1. von Amtswegen über die Rückerstattung aller 
Sachen, Rechte oder Forderungen an die Masse, welche 
dieser in betrügerischer Absicht entzogen sind; 

2. über den etwa geforderten Schadenersatz, dessen 
Höhe das Erkenntnis nach freiem Ermessen festsetzt. 

Art. 596. 

Jeder Fallitverwalter, welcher sich bei seiner Ge- 
schäftsführung Veruntreuungen hat zu Schulden kommen 
lassen, wird vom Zuchtpolizeigericht mit den in Artikel 
406 des Strafgesetzbuchs 2) ausgesetzten Strafen bestraft. 

D. StGB. § 266 Abs. I. 

Art. 597. 

Der Gläubiger, welcher sich entweder von dem Ge- 
meinschuldner oder von irgend welchen andern Personen 
Sondervorteile für seine Abstimmung bei den Beratungen 
über den Fallit hat versprechen lassen, oder welcher einen 
Sondervertrag geschlossen hat, aus welchem zu seinen 
Gunsten ein Vorteil zum Nachteil der Vermögensmasse 
des Gemeinschuldners folgen würde, ist vom Zuchtpoli- 
zeigericht mit Gefängnisstrafe nicht über ein Jahr und mit 
Geldstrafe nicht über 2000 Franken zu bestrafen. 



1) Fr. StGB. Art. 401. 

2) Art. 406 Fr. StGB, droht Gefängnisstrafe von 2 Monaten bis zu 
2 Jahren an, ausserdem noch Geldstrafe. 
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Ist der Gläubiger Verwalter der Fallitmasse, so kann 
die Gefängnisstrafe auf 2 Jahre erhöht werden. 

D. KO. § 243. 

Art. 698. 

Diese Vereinbarungen sind ausserdem hinsichtlich 
aller Personen und selbst hinsichtlich des Gemeinschuldners 
für nichtig zu erklären. 

Der Gläubiger ist verpflichtet, die Beträge oder 
Werte, welche er gemäss den nichtig erklärten Ver- 
einbarungen erhalten hat, an den Berechtigten heraus- 
zugeben. 

D. KO. § 181 Satz 3: D. BGB. § 817. 

Art. 599, 

In den Fällen, wo die Nichtigkeitserklärung bei dem 
Zivilgerichte zu beantragen wäre, ist die Klage bei den 
Handelsgerichten anzubringen. 

Art. 600. 

Alle eine Verurteilung enthaltenden Erkenntnisse, 
die gemäss diesem oder den beiden vorhergehenden Kapiteln 
ergehen, sollen auf Kosten der Verurteilten in den von 
Artikel 42 des Handelsgesetzbuchs bestimmten Formen 
angeheftet und veröffentlicht werden. 



IV. Kapitel. 
Vermögensverwaltung im Falle des Bankrotts. 

Art. 601. 

In allen Fällen der Verfolgung und der Verurteilung 
wegen einfachen oder betrügerischen Bankrotts bleiben 
die zivilrechtlichen Ansprüche, mit Ausnahme derjenigen, 
von denen in Artikel 595 die Rede ist, davon getrennt, 
und alle auf das Vermögen bezüglichen, für den Fallit 
vorgeschriebenen Anordnungen sind auszuführen, ohne 
dass sie den Zuchtpolizeigerichten oder den Schwur- 
gerichten überwiesen oder an diese Gerichte gezogen 
werden könnten. 
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Art. 602. 

Indessen sind die Verwalter des Fallits verpflichtet, 
die Aktenstücke, Wertpapiere und Auskünfte, welche von 
ihnen verlangt werden, der Staatsanwaltschaft zu geben. 

Art. 603. 

Die Aktenstücke, Wertpapiere und Papiere, welche 
von den Faliitverwaltern ausgehändigt werden, sollen, 
während die Untersuchung läuft, durch die Vermittlung 
der Gerichtsschreiberei zugänglich gemacht werden; dieses 
Zugänglichmachen erfolgt auf Ersuchen der Fallitverwalter, 
welche sich daraus selbst Auszüge machen oder beglau- 
bigte Auszüge verlangen können, welche durch den Ge- 
richtsschreiber für sie ausgefertigt werden. 

Die Aktenstücke, Wertpapiere und Papiere, deren 
gerichtliche Hinterlegung nicht angeordnet sein sollte, 
sollen nach Erlass des Erkenntnisses den Faliitverwaltern 
übergeben werden, welche darüber Quittung erteilen. 



Dritter Titel. 
Rehabilitation ^). 

Art. 604. (Ges. v. 30. Dezember 1903.) 

Der Gemeinschuldner, welcher die von ihm geschul- 
deten Beiträge an Kapital, Zinsen und Kosten vollständig 
bezahlt hat, ist ohne weiteres rehabilitiert ; hierbei können 
die Zinsen nicht für einen längeren Zeitraum als fünf 
Jahre verlangt werden. 

Der Teilhaber eines in Fallit gefallenen Handels- 
hauses muss, um ohne weiteres rehabilitiert zu werden, 
nachweisen, dass er unter den gleichen Bedingungen alle 
Schulden der Gesellschaft bezahlt hat, selbst wenn ihm 
ein Sonderkonkordat bewilligt worden sein sollte. 

Ist ein Gläubiger, oder sind mehrere Gläubiger ver- 
schwunden, abwesend oder verweigern sie die Annahme, 
so ist die geschuldete Summe bei der Hinterlegungskasse 



i) Die Rehabilitation ist dem Deutschen Rechte unbekannt. 
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ZU hinterlegen und der Hinterlegungsausweis gilt als 
Quittung. 

Art. 605. (Ges. v. 23. März 1908.) 

Seine Rehabilitation kann im Falle anerkannter Recht- 
lichkeit erhalten: 

1. der Gemeinschuldner, welcher ein Konkordat er- 
halten hat und die versprochenen Dividenden vollständig 
gezahlt hat, Diese Vorschrift findet Anwendung auf den 
Teilhaber eines in Fallit gefallenen Handelshauses, welcher 
von den Gläubigern ein Sonderkonkordat erhalten hat; 

2. derjenige, welcher den gänzlichen Erlass seiner 
Schulden durch seine Gläubiger oder ihre einstimmige 
Einwilligung zu seiner Rehabilitation nachweist. 

Sind seit der Erklärung des Fallits oder der gericht- 
lichen Liquidation zehn Jahre verflossen, so sind der nicht 
in Bankrott gefallene Gemeinschuldner und der von der 
gerichtlichen Liquidation Betroffene ohne weiteres ohne 
Einhaltung der in den Artikeln 604 bis 611 des Handels- 
gesetzbuchs vorgeschriebenen Formen rehabilitiert. 

Diese Rehabilitation ist für das Amt der Fallitver- 
walter oder Liquidatoren bedeutungslos, falls ihr Mandat 
nicht beendet ist oder für die Rechte der Gläubiger, falls 
ihre Schuldner nicht vollständig bezahlt haben. 

Art. 606. (Ges. v. 31. März 1906.) 

Jedes Gesuch um Rehabilitation ist mit den Quittungen 
und den Aktenstücken, welche die Rehabilitierung recht- 
fertigen, an den Staatsanwalt des Bezirks zu richten, in 
welchem der Fallit erklärt worden ist ^), 

Dieser Beamte soll die Aktenstücke dem Präsidenten 
des Handelsgerichts, das den Fallit erklärt hat, und dem 
Staatsanwalt des Wohnorts des Antragstellers mitteilen 
und sie beauftragen, über die Wahrheit der dargelegten 
Tatsachen alle Auskünfte, welche sie sich beschaffen 
können, einzuholen. 

Die Vorlegung der Quittungen und anderer auf die 



i) Paris hat für alle 20 Arrondissements nur ein Gericht. 
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Rehabilitation bezüglicher Aktenstücke macht an sich 
nicht die Einregistrierung notwendig^). 

Art. 607. (Ges. v. 23 März 1908.) 

Von dem Gesuch soll durch den Gerichtsschreiber 
des Handelsgerichts durch eingeschriebenen Brief jedem 
Gläubiger Mitteilung gemacht werden, dessen Forderung 
im Fallit geprüft oder hinterher durch gerichtliche Ent- 
scheidung anerkannt worden ist, und der nicht nach 
den Bestimmungen des Artikels 604 vollständig bezahlt 
worden ist. 

Art. 608. (Ges. v. 23. März 1908.) 

Jeder Gläubiger, welcher nicht vollständig unter den 
Bedingungen der Absätze 1 und 2 des Artikels 605 be- 
zahlt wurde, kann während der Frist eines Monats von 
dieser Mitteilung ab gerechnet durch einfachen Akt bei 
der Gerichtsschreiberei, gestützt auf Beweisstücke wider- 
sprechen. Der widersprechende Gläubiger kann durch 
ein dem Gericht überreichtes und dem Schuldner zu- 
gestelltes Gesuch im Prozessverfahren über die Rehabili- 
tation intervenieren ^), 

Art. 609. (Ges. v. 30. Dezember 1903.) 

Nach Ablauf der Frist werden das Ergebnis der 
oben vorgeschriebenen Untersuchungen und die von den 
Gläubigern vorgebrachten Widersprüche dem mit dem 
Gesuch befassten Staatsanwalt mitgeteilt und von ihm 
mit seinem begründeten Gutachten dem Präsidenten des 
Handelsgerichts übermittelt. 

Art. 610. (Ges. v. 30. Dezember 1903.) 

Das Gericht soll nötigenfalls den Antragsteller und 
die Widersprechenden vorladen und sie in gleichzeitiger 
Anwesenheit in dem Beratungszimmer hören. Der An- 
tragsteller kann sich von einem Beistand begleiten lassen. 

Im Falle des Artikels 604 soll das Gericht sich 
darauf beschränken, die Glaubwürdigkeit der vorgelegten 



i) Kein Aktenstück, das nicht einregistriert ist, soll im Prozess be- 
rücksichtigt werden. Über die Gerichtspraxis s. o. S. lOO. 

2) D. h. er tritt als Zivilpartei (Nebenintervenient) dem Zivilprozess bei 
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Ausweise festzustellen und es soll, wenn sie dem Gesetz 
entsprechen, die Rehabilitation aussprechen. 

Im Falle des Artikels 605 soll es die Umstände des 
Falles würdigen. 

Das Urteil soll in öffentlicher Sitzung gesprochen 
werden. 

Es kann dagegen Berufung eingelegt werden sowohl 
seitens des Antragstellers wie seitens des Staatsanwalts 
wie der widersprechenden Gläubiger, und zwar binnen 
der Frist von einem Monat seit der Benachrichtigung, 
die sie durch eingeschriebenen Brief erhalten haben. 

Die Gläubiger, welche Widerspruch erhoben haben, 
sollen in gleicher Weise vom Urteil benachrichtigt werden. 
Sie können ihr Widerspruchsrecht vor dem Appellhof 
geltend machen. 

Der Appellhof hat nach Prüfung und unter Be- 
obachtung der oben vorgeschriebenen Formen zu erkennen. 

Art. 611. (Ges. v. 30. Dezember 1903.) 

Wird das Gesuch zurückgewiesen, so kann es erst 
nach Ablauf eines Jahres wieder angebracht werden. 

Wird ihm stattgegeben, so wird das Erkenntnis in 
das Register des Handelsgerichts des Fallitortes und in 
dasjenige des Wohnortes des Antragstellers eingetragen. 

Es soll ausserdem an den Staatsanwalt, an den das 
Gesuch gerichtet war, und durch diesen letzteren an den 
Staatsanwalt des Geburtsortes des Antragstellers gesandt 
werden; dieser Staatsanwalt nimmt davon zu der Fallit- 
erklärung in der Vorstrafenliste Notiz. 

Art. 612. (Ges. v. 23. März 1908.) 

In keinerlei Weise sind der kaufmännischen Rehabili- 
tation fähig: Die wegen betrügerischen Bankrotts, wegen 
Diebstahls, Betrugs oder Vertrauensmissbrauchs verurteilten 
Personen, es sei denn, dass sie gemäss den Artikeln 619 
und folgenden der Strafprozessordnung^) und Artikel 10 
des Gesetzes vom 5. August 1899*) rehabilitiert seien. 

1) Artikel 619—634 Fr. StPO. enthält die Vorschriften über die 
Rehabilitation auf einen Antrag des Verurteilten. 

2) Artikel 10 des Ges. v. 5. 8. 1899 über das Vorstrafenverzeichnis 
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Art. 613. 

Kein in Fallit geratener Kaufmann hat zu der Börse 
Zutritt, es sei denn, dass er rehabilitiert wäre. 

D. Börsengesetz v. 27. 5. 1908, § 7. 

Art. 614. 

Der in Fallit Geratene kann nach seinem Tode 
rehabilitiert werden. 



Viertes Buch. 
Handelsgeriohtsbarkeit. 

(Gesetz v. 14. September 1807.) 
Erster Titel. 

Organisation der Handelsgerichte^). 

Art. 615. 

Eine Verordnung der Staatsverwaltung wird die Zahl 
der Handelsgerichte und die Städte bestimmen, welche 
infolge der Ausdehnung ihres Handels und Gewerbes 
solche erhalten können*). 

Art. 616. 

Der Bezirk jedes Handelsgerichts ist der gleiche wie 
derjenige des Zivilgerichts, in dessen Bereich es seinen 



und die Rehabilitation bestimmt, dass nach lo (bezw. 15 und 20) Jahren 
eine Rehabilitation ohne weiteres eintritt, wenn der Verurteilte inzwischen 
nicht zu einer neuen Freiheitsstrafe verurteilt wurde. 

i) Die Handelsgerichte sind am ersten etwa unsern Kammern für 
Handelssachen zu vergleichen. Sie entsprechen nicht den Kaufmanns- 
gerichten. 

2) In Betracht kommen hauptsächlich die Verordnungen vom 6. Ok- 
tober 1809 und 18. November 18 10. Zur Zeit sind 222 Handelsgerichte 
und 170 Zivilgerichte als Handelsgerichte tätig. 

Das Seinegericht hat einen Präsidenten, 21 ordentliche und 21 Hilfs- 
richter. (Dekret v. 20. August 1889.) 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 15 
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Sitz hat; finden sich im Bereich eines einzigen Zivil- 
gerichts mehrere Handelsgerichte, so sollen ihnen be- 
sondere Bezirke zugewiesen werden. 

Art. 617. (Ges. v. 18. Juli 1889.) 

Jedes Handelsgericht besteht aus einem Präsidenten, 
aus Richtern und Ergänzungsrichtern. Die Zahl der 
Richter kann nicht weniger als zwei betragen, wobei der 
Präsident nicht eingerechnet ist. Eine Verordnung der 
Staatsverwaltung setzt die Zahl der Richter und Er- 
gänzungsrichter für jedes Gericht fest. 



Art. 6181 
Art. 619 
Art. 620 
Art. 621 
Art. 622 



werden ersetzt durch das Gesetz vom 8. Dezember 
1883 über die Wahl der Mitglieder der Handels- 



gerichte. 



Art. 623. (Ges. v. 17. Juli 1908.) 

Der Präsident und die Richter, deren Wahlzeit nach 
zwei Jahren abgelaufen ist, können ohne Unterbrechung 
für zwei weitere Perioden von je zwei Jahren wieder- 
gewählt werden. Nach Ablauf dieser drei Perioden sind 
sie erst nach Verlauf eines Jahres wieder wählbar. 

Jedes Mitglied, das zum Ersatz eines anderen durch 
Tod oder irgend eine andere Ursache ausgeschiedenen 
Mitglieds gewählt ist, bleibt nur während der Dauer des 
Mandats im Amt, welches seinem Vorgänger anver- 
traut war. 

Jedoch kann der Präsident, unabhängig von der Zahl 
seiner Dienstjahre als ordentlicher Richter, immer für 
zwei Jahre gewählt werden, nach deren Ablauf er für 
zwei weitere Perioden von je zwei Jahren wiedergewählt 
werden kann. 

Art. 624. 

Bei jedem Gericht werden ein Gerichtsschreiber und 
Gerichtsvollzieher vom Präsidenten der Republik ernannt; 
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ihre Rechte, Gebühren und Pflichten werden durch eine 
Verordnung der Staatsverwaltung festgesetzt. 



aufgehoben durch Art. 15 Abs. 2 des Gesetzes vom 

8. Dezember 1883. 



Art. 625 1 
Art. 626 

Art. 627. 

Das Amt der Avou6's ist entsprechend Artikel 414 
der Zivilprozessordnung bei den Handelsgerichten unter- 
sagt i); niemand kann für eine Partei vor diesen Gerichten 
auftreten, wenn ihn die in der Sitzung anwesende Partei 
nicht ermächtigt oder wenn er nicht mit besonderer Voll- 
macht versehen ist. Diese Vollmacht kann unter die 
Urschrift oder die Abschrift der Klage gesetzt werden 
und muss dem Gerichtsschreiber vor dem Aufruf der 
Sache vorgelegt und von ihm kostenfrei mit seinem Vi- 
sum versehen werden. 

(Gesetz vom 3. März 1840.) In den bei den Handels- 
gerichten anhängigen Sachen kann kein Gerichtsvollzieher 
als Beistand erscheinen oder die Parteien als Bevoll- 
mächtigter vertreten; Zuwiderhandlungen werden mit 
Geldstrafe von 25 bis 50 Franken belegt, die von dem 
Gericht verhängt wird, ohne dass ein Rechtsmittel da- 
gegen gegeben ist, und unabhängig von den Disziplinar- 
strafen gegen die zuwiderhandelnden Gerichtsvollzieher. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung auf die 
Gerichtsvollzieher, auf die einer der in Artikel 86*) der 
Zivilprozessordnung vorgesehenen Fälle zutrifi't'*). 

Art. 628. 

Das Amt der Handelsrichter ist lediglich ein Ehrenamt. 

D. GerichtsverfassuDgsgesetz § in. 



i) Avou6*s sind nur bei den Zivilgerichten; ihre Stellen sind käuf- 
lich. Bei den Handelsgerichten treten an ihre Stelle die Agr66s. Die 
Avocats können am Handelsgericht allerdings auftreten, bedürfen aber dann 
einer Vollmacht 

2) Art. 86 ZPO. betrifft Sachen welche den Gerichtsvollzieher selbst, 
seine Frau, in gerader Linie Verwandte oder Verschwägerte angehen. 

3) Die prozessualen Vorschriften über das Verfahren vor den Han- 
delsgerichten sind in den Artikeln 414 — 442 der Fr. ZPO. enthalten. Vgl. 
unten Anhang zu Art. 642 HGB. 
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Art. 629. 

Vor Eintritt in das Amt leisten sie einen Eid und 
zwar in der Sitzung des Appellhofs, wenn dieser in dem 
Gemeindebezirk seinen Sitz hat, in welchem das Handels- 
gericht errichtet ist, im andern Falle überträgt der Appell- 
hof auf das Gesuch der Handelsrichter die Abnahme ihres 
Eides dem Zivilgericht des Bezirks; in diesem Falle 
nimmt das Gericht darüber Protokoll auf und schickt 
dieses an den Appellhof, welcher dessen Eintragung in 
seine Register anordnet. Diese Förmlichkeiten erfolgen 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft und kostenfrei. 

D. Gerichts verfassungsges. § 115. 

Art. 630. 

Die Handelsgerichte unterstehen der Amtsgewalt 
und der Aufsicht des Justizministers. 

Zweiter Titel. 

Zuständigkeit der Handelsgerichte. 

Art. 631. (Ges. v. 17. Juli 1856.) 

Die Handelsgerichte sind zuständig: 

1. für Streitigkeiten, die sich auf Verpflichtungen 
und Geschäfte zwischen Handeltreibenden, Kaufleuten und 
Bankiers beziehen; 

2. für Streitigkeiten zwischen Gesellschaftern, welche 
die Handelsgesellschaft betrelBFen; 

3. für solche, die sich auf Handelsgeschäfte zwischen 
jeder Art von Personen beziehen. 

D. Gerichtsverfassungs-Gesetz § loi (Zuständigkeit der Kammer 
für Handelssachen). 

Art. 632. 

Das Gesetz sieht als Handelsgeschäfte an: 
jeden Kauf von Lebensmitteln und Waren zum 
Zwecke des Weiterverkaufs in Natur oder nach Bearbei- 
tung und Verarbeitung, oder selbst zur einfachen Ver- 
mietung ihres Gebrauchs; 

jedes Fabrikations-, Kommissions-, Wasser- oder Land 
Transportunternehmen ; 
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jedes Lieferungs-, Agenturunternehmen, Geschäfts- 
bureau, die Versteigerungshäuser und öffentlichen Schau- 
spiele ; 

jedes Wechsel-, Bank- und Kourtagegeschäf t ; 

alle Geschäfte öffentlicher Banken; 

alle Verpflichtungen zwischen Handeltreibenden, 
Kaufleuten und Bankiers; 

(Gesetz vom 7. Juni 1894.) gezogene Wechsel 
zwischen jeder Art von Personen. 

D. HGB. §§ I und 2. 

Art. 633. 

Das Gesetz sieht in gleicher Weise als Handels- 
geschäfte an: 

jedes Bauunternehmen, jeden Kauf, Verkauf und 
Wiederverkauf von Fahrzeugen für Binnen- und See- 
schiffahrt ; 

jedes Beförderungsgeschäft zur See; . 

jeden Kauf oder Verkauf von Takelwerk, Schiffs- 
gerät oder Proviant; 

jede Schiffsbefrachtung, Geldleihe und Geldverleihen 
auf Bodmerei; 

jede Versicherung und jeden anderen Vertrag des 
Seehandels ; 

alle Verträge und Abmachungen wegen Gehalt und 
Lohn der Schiffsmannschaft; 

alle Verpflichtungen der Seeleute für den Dienst auf 
Handelsfahrzeugen. 

D. HGB.^§ i. 

Art. 634. 

Die Handelsgerichte sind in gleicher Weise zuständig : 

1. für Klagen gegen die Geschäftsführer, Handlungs- 
gehilfen oder Handlungsdiener der Kaufleute, soweit diese 
Klagen gegen sie in ihrer Eigenschaft als Angestellte des 
Kaufmanns gerichtet sind; 

2. für Bescheinigungen der Einnehmer, Zahlungs- 
beamten, Steuererheber oder anderer Rechnungsbeamter 
der öffentlichen Kassen. 
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Art. 635. (Ges. v. 28. Mai 1838.) 

Die Handelsgerichte sind entsprechend den Vor- 
schriften des dritten Buches dieses Gesetzbuches für alle 
den Fallit betreffenden Sachen zuständig. 

D.KO. § 71. 

Art. 636. 

Werden die gezogenen Wechsel nach den Bestim- 
mungen des Artikels 112 nur als einfache Versprechungen 
angesehen, oder tragen die eigenen Wechsel nur die 
Unterschrift von Nichtkaufleuten, und haben sie nicht 
Gross- oder Kleinhandelsgeschäfte und Wechsel-, Bank- 
oder Kourtagegeschäfte zum Gegenstand, so muss das 
Handelsgericht die Sache auf Antrag des Beklagten an 
das Zivilgericht verweisen. 

Art. 637. 

Tragen die gezogenen und eigenen Wechsel gleich- 
zeitig die Unterschriften von Kaufleuten und Nichtkauf- 
leuten, so ist daö Handelsgericht dafür zuständig; aber 
es kann nicht die Schuldhaft i) gegen Nichtkaufleute aus- 
sprechen, falls sie sich nicht gelegentlich von Gross- oder 
Kleinhandelsgeschäften oder von Wechsel-, Bank- oder 
Kourtagegeschäften verpflichtet haben. 

D. HGB. §§ 344 ; 345. 

Art. 638. 

Der Zuständigkeit der Handelsgerichte unterliegen 
jedoch nie die gegen einen Grundeigentümer, Landwirt 
oder Winzer angestellten Klagen wegen Verkaufs von 
Lebensmitteln, die er gezogen hat, und die Klagen, die 
gegen einen Kaufmann wegen Zahlung der Lebensmittel 
und Waren angestellt >verden, die er für seinen eigenen 
Gebrauch gekauft hat. 

Dagegen gelten die von einem Kaufmanne unter- 
schriebenen Anweisungen als für den Geschäftsbetrieb 
und diejenigen der Einnehmer, Zahlungsbeamten, Steuer- 
erheber und anderer Rechnungsbeamter öffentlicher Kassen 



i) Die Schuldhaft ist durch Gesetz vom 22. 7. 1807 beseitigt. 
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als in Ausübung ihrer Geschäftsführung gegeben, wenn 
eine widersprechende Angabe darauf nicht zum Ausdruck 
gelangt i). 

D. HGB. §§ 3; 344 

Art. 639. (Ges. v. 3. März 1840.) 

Die Handelsgerichte erkennen endgültig ^) : 

1. über alle Klagen, bei denen die Parteien der Ge- 
richtsbarkeit dieser Gerichte unterliegen und ihrem Rechte 
gemäss erklärt haben, sich dem Urteil endgültig und 
unter Ausschluss der Berufung zu unterwerfen; 

2. über alle Klagen, deren Hauptsumme den Wert 
von 1500 Franken nicht übersteigt; 

3. über Widerklagen oder Aufrechnungsklagen, selbst 
wenn sie mit der Hauptklage zusammen den Betrag von 
1500 Franken übersteigen würden. 

Wenn eine Klage, entweder die Haupt- oder die 
Widerklage die oben festgesetzten Grenzen überschreitet, 
so entscheidet das Gericht über alle nur in erster Instanz. 

Dagegen wird endgültig über die Klagen auf Schadens- 
ersatz entschieden, wenn sie ausschliesslich auf die Haupt- 
klage selbst gestützt sind. 

Art. 640. 

In den Bezirken, in welchen Handelsgerichte nicht 
bestehen, versehen die Richter des Zivilgerichts das Amt 
der Handelsrichter und erkennen in den Sachen, welche 
das vorliegende Gesetz diesen überweist. 

Art. 641. 

Der Prozess findet in diesem Falle in der gleichen 
Form wie vor den Handelsgerichten statt und die Urteile 
haben dieselben Wirkungen. 



i) Der Bergbau gilt als Handelsgeschäft nur, wenn er von einer 
Aktiengesellschaft betrieben wird. (Art. 68 des Ges. v. 24. 7. 1867 über 
die Gesellschaften.) 

2) D. h. ein Rechtsmittel ist nicht gegeben. 
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Dritter Titel. 

Form des Prozessverfahrens vor den Handels- 
gerichten. 

Art. 642. 

Das Prozessverfahren vor den Handelsgerichten er- 
folgt in den Formen, wie sie im 25. Titel des 2. Buches 
des ersten Teils der Zivilprozessordnung geregelt sind. 

Anhang zu Art. 642: Artikel 414 — 442 der Fr. ZPO. 

Für den Prozessbetrieb ist die Mitwirkung eines 
Avou6 nicht erforderlich (Artikel 414). Die Ladungen 
erfolgen in den vorgeschriebenen Formen. Die Einlas- 
sungsfrist beträgt mindestens einen Tag (Artikel 416), sie 
kann jedoch in besonders eiligen Fällen abgekürzt werden 
(Artikel 417). Der Kläger kann nach seiner Wahl die 
Klage anbringen (Artikel 420) : bei dem Gericht des Wohn- 
orts des Beklagten; bei dem Gericht, in dessen Arron- 
dissementsbezirk das Versprechen abgegeben und die Ware 
geliefert worden ist, oder in dessen Arrondissementsbe- 
zirk Zahlung erfolgen sollte. 

Wenn die Parteien nicht persönlich erscheinen, müs- 
sen sie sich durch einen mit besonderer Vollmacht ver- 
sehenen Beistand vertreten lassen (Artikel 421). Wird in 
der ersten Sitzung ein Endurteil nicht gefällt, so müssen 
die Parteien, welche nicht am Orte des Gerichts ihren 
Wohnsitz haben, einen am Gerichtssitze wohnenden Zu- 
stellungsbevollmächtigten bestellen (domicile 61u). Unter- 
lässt die Partei dies, so sind die für sie bestimmten Zu- 
stellungen der Gerichtsschreiberei gegenüber abzugeben 
(Artikel 422). Das persönliche Erscheinen der Parteien 
kann vom Gericht angeordnet werden (Artikel 428). Das 
Gericht kann die Prozesssachen vor einen oder drei „Ar- 
biter" zur weiteren Aufklärung verweisen, oder einen oder 
drei Sachverständige mit der Prüfung beauftragen. Diese 
Arbiter und Sachverständige ernennt das Gericht, wenn 
sich die Parteien nicht auf bestimmte Personen einigen 
(Artikel 429), 
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Gegen die nicht erschienene Partei ergeht Ver- 
säumnisurteil (Artikel 434). Das Versäumnisurteil muss 
durch den Gerichtsvollzieher zugestellt werden. Es ist 
einen Tag nach der Zustellung vollstreckbar und bleibt 
vollstreckbar bis zur Einlegung des Einspruchs gegen das 
Versäumnisurteil (Artikel 435). Der Einspruch ist nur 
eine Woche lang, von der Zustellung des Versäumnis- 
urteils ab gerechnet, zulässig (Artikel 436); diese letzte 
Regel ist jedoch durch Artikel 643 des HGB abgeändert, 
welcher die Artikel 156, 158, 159 Fr. ZPO für anwendbar 
erklärt. Nach Artikel 156 werden die Versäumnisurteile 
gegen eine nicht durch einen Anwalt vertretene Partei 
durch den Gerichtsvollzieher zugestellt. Diese Versäum- 
nisurteile verlieren ihre Kraft, wenn die Vollstreckung 
nicht binnen 6 Monaten nach Erlass des Urteils erfolgte. 
Nach Artikel 158 ZPO ist der Einspruch gegen ein Ver- 
säumnisurteil bis zur Vollstreckung des Urteils zulässig, 
wenn die Partei nicht durch einen Avou6 vertreten war. 
Die Vollstreckung gilt als erfolgt (Artikel 159 Fr. ZPO), 
wenn die Mobilien verkauft oder die Kosten bezahlt sind 
oder wenn in anderer Weise feststeht, dass der Verur- 
teilte von der Vollstreckung Kenntnis erlangte. Der ord- 
nungsmässig eingelegte Einspruch hat die Einstellung der 
Zwangsvollstreckung zur Folge, falls das Gericht nichts 
anderes angeordnet hatte. 

Die Handelsgerichte können ihre Urteile ohne Sicher- 
heitsleistung für vorläufig vollstreckbar erklären, wenn 
die Verurteilung auf Grund unbestrittener Urkunden er- 
folgte, oder wenn gegen eine vorher erfolgte Verurtei- 
lung keine Berufung eingelegt wurde. In den anderen 
Fällen ist die vorläufige Vollstreckbarkeit von der Stellung 
eines Bürgen oder von dem Nachweis der Zahlungsfähig- 
keit abhängig zu machen (Artikel 439). 

Art. 643. 

Dagegen finden die Artikel 156, 158 und 159 des- 
selben Gesetzbuchs 1) bezüglich der von den untern Ge- 



I) Art. 156 fF. ZPO. siehe Anhang zu Art. 642. 
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richten erlassenen Versäumnisurteile auf die von den 
Handelsgerichten erlassenen Versäumnisurteile Anwendung. 
Art. 644. 

Die Berufungen gegen die Urteile der Handelsge- 
richte gehen an die Appellhöfe, in deren Bezirk diese 
Gerichte ihren Sitz haben. 

Vierter Titel. 

Form des Prozessverfahrens vor den Appellhöfen. 

Art. 645. (Ges. v. 3. Mai 1862.) 

Die Frist zur Einlegung der Berufung gegen die 
Urteile der Handelsgerichte beträgt zwei Monate; sie 
wird von der Zustellung des Urteils ab gerechnet bei 
denjenigen Urteilen, die nach streitiger Verhandlung er- 
gehen; sie wird vom Ablauf der Einspruchsfrist ab ge- 
rechnet bei den Versäumnisurteilen i) ; die Berufung kann 
selbst an dem Tage eingelegt werden, an welchem das 
Urteil ergangen ist. 

Berufung: D. ZPO. § 516; Einspruch gegen Versäumnisurteil 
D ZPO. § 339. 

Art. 646. (Ges. v. 3. Mai 1840.) 

Innerhalb der Grenzen, welche Artikel 639 für die 
Zuständigkeit in erster und letzter Instanz angibt, wird 
die Berufung nicht zugelassen, sogar wenn das Urteil 
nicht ausspricht, dass es endgültig sei und selbst wenn 
es aussprechen sollte, dass es der Berufung unterliege. 

D. ZPO. § 511 ff. lässt die Berufung gegen alle Endurteile erster 
Instanz zu. 

Art. 647. 

Die Appellhöfe können in keinem Falle bei Strafe 



i) War die Partei, gegen welche ein Versäumnisurteil erging, 
durch einen Anwalt vertreten, und ist seit Zustellung des Urteils an diesen 
mehr als eine Woche verflossen, so ist nicht mehr der Einspruch, sondern 
nur noch die Berufung zulässig. War dagegen die verurteilte Partei nicht 
vertreten, so ist der Einspruch gegen das ergangene Versäumnisurteil bis 
zur erfolgten Vollstreckung zulässig; nach Ablauf der Einspruchsfrist ist 
Berufung einzulegen. Siehe Art. 156 ff. Fr. ZPO. Anhang zu Art. 642 HGB. 
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der Nichtigkeit und im gegebenen Falle selbst bei Scha- 
densersatzpflicht gegenüber den Parteien Verbote gegen 
die Vollstreckung der Urteile des Handelsgerichts erlassen 
oder ihre Vollstreckung aufschieben, selbst wenn sie wegen 
Unzuständigkeit angegriffen werden; sie können jedoch 
nach der Dringlichkeit der Fälle die Genehmigung er- 
teilen, den Gegner zu einem bestimmten Tage und be- 
stimmter Stunde zu einem ausserordentlichen Termin zur 
Verhandlung über die Berufung zu laden. 
Art. 648. 

Die Berufungen gegen die Urteile der Handelsge- 
richte werden bei den Appellhöfen als . Berufungen gegen 
die im summarischen Verfahren ergangenen Urteile be- 
handelt und abgeurteilt'). Das Verfahren bis einschliess- 
lich zum Endurteil entspricht demjenigen, das für die 
Berufungszivilsachen im 3. Buche des ersten Teils der 
Zivilprozessordnung vorgeschrieben ist. 

(Ende des Handelsgesetzbuches.) 



Gerichtliche Liquidation^). 

Gesetz vom 4. März 1889 
enthaltend eine Änderung der Fallitgesetzgebung. 
Art. 1. 

Jeder Kaufmann, der seine Zahlungen einstellt, kann 
entsprechend den folgenden Vorschriften die Rechtswohltat 
der gerichtlichen Liquidation erhalten, so wie sie durch 
dieses Gesetz geregelt wird, 

Art. 2. 

Die gerichtliche Liquidation kann nur auf ein vom 
Schuldner bei dem Handelsgericht seines Wohnortes binnen 
vierzehn Tagen seit Einstellung seiner Zahlungen ein- 
gereichtes Gesuch angeordnet werden. Das Recht, diese 
Liquidation zu beantragen steht dem Schuldner, gegen 



i) Fr. ZPO. Art. 404 ff., 463 ; die Verhandlung erfolgt in der Sitzung 
ohne Beobachtung von Prozesstörmlichkeiten. 

2) Die. gerichtliche Liquidation ist dem Deutschen Rechte unbekannt. 
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welchen die Falliterklärung beantragt ist, während dieser 
Zeit zu. 

Das Gesuch muss von einer Bilanz und einer Liste 
begleitet sein, welche den Namen und den Wohnort aller 
Gläubiger angibt. 

Zur Rechtswohltat der gerichtlichen Liquidation des 
Nachlasses ihres Erblassers können die Erben zugelassen 
werden, die darum binnen einem Monat nach dem Tode 
des Letzteren einkommen, wenn dieser in den auf die 
Zahlungseinstellung folgenden vierzehn Tagen verstorben 
ist, und wenn sie (die Erben) ihre unbedingte oder ihre 
Annahme unter der Rechtswohltat des Inventars nach- 
weisen. 

Art. 3. 

Wenn eine offene Handelsgesellschaft oder eine 

Kommanditgesellschaft ihre Zahlungen einstellt, so muss 
das Gesuch den Namen und die Wohnungsangabe jedes 
gesamtschuldnerisch haftenden Gesellschafters enthalten 
und von dem Gesellschafter oder denjenigen Gesell- 
schaftern unterzeichnet sein, welche zur Firmenzeichnung 
berechtigt sind. 

Wenn eine Aktiengesellschaft ihre Zahlungen ein- 
stellt, so muss das Gesuch durch den Direktor oder das 
Verwaltungsratsmitglied, welches dessen Amt versieht, 
unterzeichnet sein. 

In allen Fällen muss es auf der Gerichtsschreiberei 
des Gerichts niedergelegt werden, in dessen Bezirk sich 
der Sitz der Gesellschaft befindet. Ist der Sitz der Ge- 
sellschaft nicht in Frankreich, so hat die Niederlegung 
auf der Gerichtsschreiberei des Gerichts zu erfolgen, in 
dessen Bezirk die Gesellschaft ihre Hauptniederlassung hat. 

Art. 4. 

Das Urteil, welches auf einen Antrag um Bewilligung 

der gerichtlichen Liquidation erkennt, wird im Beratungs- 
zimmer beraten und in öffentlicher Sitzung verkündet. 
Der Schuldner muss persönlich gehört werden, falls nicht 
vom Gericht als triftig anerkannte Entschuldigungsgründe 
vorliegen. Wird das Gesuch bewilligt, so ernennt das 
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Urteil ein Mitglied des Gerichts zum beauftragten Richter 
und einen oder mehrere vorläufige Liquidatoren. Die 
letzteren werden unverzüglich durch den Gerichtsschreiber 
benachrichtigt, sie schliessen und unterzeichnen die Bücher 
des Schuldners binnen vierundzwanzig Stunden seit ihrer 
Ernennung und schreiten mit ihm zur Inventarerrichtung. 
Sie sind verpflichtet, in derselben Frist die in Artikel 490 
des Handelsgesetzbuchs erwähnte Eintragung der Hypo- 
theken zu beantragen. 

Ist über eine Gesellschaft die gerichtliche Liquidation 
verhängt, und war vorher ein Liquidator ernannt, so soll 
dieser die Gesellschaft bei den gerichtlicheti Liquidations- 
verhandlungen vertreten. Bei der ersten Gläubigerver- 
sammlung hat er über seine Geschäftsführung Rechen- 
schaft abzulegen. Er kann jedoch zum vorläufigen Liqui- 
dator bestellt werden. 

Das Urteil, welches die gerichtliche Liquidations- 
eröffnung erklärt, muss gemäss Artikel 442 des Handels- 
gesetzbuches veröff'entlicht werden. Es ist kein Rechts- 
mittel dagegen gegeben und kann auch nicht von dritter 
Seite mit dem Einspruch angegriff'en werden. Jedoch 
beschliesst das Gericht, wenn es zu gleicher Zeit mit 
einem Gesuch um Bewilligung der Rechtswohltat der ge- 
richtlichen Liquidation und einer Klage auf Falliterklärung 
befasst ist, über das Ganze in einem und demselben Ur- 
teil; dieses ergeht in gewöhnlicher Form, ist vorläufig 
vollstreckbar und unterliegt in allen Fällen der Berufung. 

Art. 6. (Ges. v. 4. April 1890.) 

Von dem Urteil ab, welches die gerichtliche Liqui- 
dation für eröffnet erklärt, wird die Ausübung der Klage- 
rechte, welche Mobilien wie Immobilien betreff*en, und 
alle Vollstreckungshandlungen in Mobilien sowohl als in 
Immobilien, ebenso wie in Fallitsachen aufgeschoben. Die 
anhängigen Klagerechte müssen gegen die Liquidatoren 
und den Schuldner gleichzeitig ausgeübt oder weiter 
geltend gemacht werden. 

Auf das Vermögen des Letzteren können keine 
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anderen als die in Artikel 4 erwähnten Eintragungen ge- 
nommen werden und die Gläubiger können die Ver- 
steigerung der Immobilien, auf welchen sie keine Hypo- 
theken haben, nicht beantragen. Der Schuldner kann 
seinerseits weder neue Verbindlichkeiten eingehen, noch 
sein Vermögen ganz oder teilweise veräussern, aus- 
genommen in den nachstehend aufgezählten Fällen. 

Art. 6. 

Unter Mitwirkung der Liquidatoren kann der Schuldner 
zur Einziehung der fälligen Urkunden- und Buchaussen- 
stände schreiten, alle zur Erhaltung seiner Rechte er- 
forderlichen Handlungen vornehmen, die Gegenstände, 
deren Verderb oder Entwertung droht, oder deren Auf- 
bewahrung mit grossen Kosten verknüpft ist» verkaufen, 
und jede Klage wegen Mobilien wie Immobilien anstellen 
oder fortsetzen. 

Im Falle der Weigerung des Schuldners kann von 
den Liquidatoren allein mit Genehmigung des beauftragten 
Richters vorgegangen werden. Wenn es sich jedoch um 
Anstellung einer Klage handelt, so ist die Genehmigung 
nicht einzuholen; die Liquidatoren müssen jedoch dem 
Schuldner den Streit verkünden. 

Unter Beihilfe der Liquidatoren und mit der Ge- 
nehmigung des beauftragten Richters kann der Schuldner 
auch den Betrieb seines Handels oder seines Gewerbes 
fortsetzen. 

Die Verfügung des beauftragten Richters, welche 
zu der Fortsetzung des Betriebes ermächtigt, ist vor- 
läufig vollstreckbar; jede beteiligte Partei kann die Ent- 
scheidung des Handelsgerichts hierüber beantragen. 

Die aus Einziehungen und Verkäufen herrührenden 
Gelder sind den Liquidatoren zu übergeben» welche sie 
bei der Hinterlegungskasse einzuzahlen haben. 

Art. 7. 

Der Schuldner kann nach Benachrichtigung der in 
Gemässheit des Artikels 9 etwa ernannten Kontrolleure 
unter Mitwirkung der Liquidatoren und mit Ermächtigung 
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des beauftragten Richters alle Angrifl's- und Verteidigungs- 
mittel zurücknehmen, auf sie verzichten und sich mit der 
Zurücknahme und dem Verzicht M einverstanden erklären. 

Unter den gleichen Bedingungen kann er über jeden 
Rechtsstreit, dessen Wert 1500 Franken nicht übersteigt, 
einen Vergleich schliessen. 

Hat der Vergleichsgegenstand einen unbestimmten 
oder 1500 Franken übersteigenden Wert, so ist der Ver- 
gleich erst verbindlich, nachdem er in den Formen des 
Artikels 487 des Handelsgesetzbuchs gerichtlich bestätigt 
worden ist. 

Der Artikel 1 des Gesetzes vom 11. April 1838 über 
die Zivilgerichte erster Instanz *) findet auf die Bestimmung 
des Wertes der Immobilien, über welche der Vergleich 
geschlossen worden ist, Anwendung. 

Jeder Gläubiger kann in dem Verfahren über das 
Gesuch um gerichtliche Bestätigung des Vergleichs inter- 
venieren. 

Art. 8. 

Das Urteil, welches die gerichtliche Liquidation für 
eröffnet erklärt, bewirkt hinsichtlich des Schuldners die 
Fälligkeit seiner noch nicht fälligen Schulden. Es unter- 
bricht, jedoch nur in Beziehung auf die Masse, den Lauf 
der Zinsen jeder nicht durch ein Privileg, em Faustpfand, 
oder eine Hypothek gesicherten Forderung. 

Die Zinsen der gesicherten Forderung^en können nur 
aus den Beträgen gefordert werden, welche aus den dem 
Privileg, der Hypothek oder dem Faustpfand unterliegen- 
den Sachen erzielt sind. 

Art. 9. 

Innerhalb dreier Tage nach Erlass des Urteils be- 



i) D. h. seitens der Gegner. 

2) Artikel i des Ges. v. ii. 4. 1838: Die Zivilgerichte erster In- 
stanz erkennen endgiltig in persönlichen und Mobiliarklagen, bei welchen 
der Wert des Hauptstreitgegenstandes 1500 Franken nicht übersteigt, sowie 
in Immobiliarklagen, wenn die jährlichen Erträgnisse an Rente oder Zinsen 
60 Franken nicht übersteigen. Die genannten Klagen werden im summa- 
rischen Verfahren erhoben und abgeurteilt. 
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nachrichtigt der Gerichtsschreiber die Gläubiger brieflich 
und durch Anzeigen in den Zeitungen von der Eröffnung 
der gerichtlichen Liquidation und beruft sie in einen der 
Säle des Gerichts zu einer Versammlung, die spätestens 
binnen vierzehn Tagen abzuhalten ist, zur Prüfung der 
Lage des Schuldners. Der Tag der Versammlung wird 
durch den beauftragten Richter festgesetzt. 

Am festgesetzten Tage legt der Schuldner unter 
Mitwirkung der vorläufigen Liquidatoren einen Bericht 
über die Lage vor, welchen er zu unterzeichnen und 
dessen Wahrheit und Richtigkeit er zu bescheinigen hat, 
und der die Aufzählung und Abschätzung seines ganzen 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens, den Betrag 
seiner Forderungen und Schulden, die Übersicht über 
Gewinne und Verluste und über die Ausgaben zu ent- 
halten hat. 

Die Gläubiger geben ihre Meinung über die Er- 
nennung der endgültigen Liquidatoren ab. Sie sind vom 
beauftragten Richter über die Angemessenheit der unver- 
züglichen Wahl eines oder zweier Kontrolleure aus ihrer 
Mitte zu unterrichten. 

Diese Kontrolleure können jederzeit während der 
Liquidation gewählt werden, wenn sie nicht schon in 
dieser ersten Versammlung gewählt sind. 

Über diese Versammlung, die Äusserungen und Be- 
merkungen der Gläubiger, ist ein Protokoll zu errichten, 
in welchem der beauftragte Richter das Datum der ersten 
Versammlung zur Prüfung der Forderungen, die binnen 
vierzehn Tagen stattzufinden hat, festsetzen soll. 

Das Protokoll ist von dem beauftragten Richter und 
von dem Gerichtsschreiber zu unterzeichnen. Nach Ein- 
sicht dieser Urkunde und auf den Bericht des beauf- 
tragten Richters hin ernennt das Gericht endgültige 
Liquidatoren. 

Art. 10. 

Die Kontrolleure sind besonders beauftragt, die 

Bücher und den vom Schuldner über die Lage erstatteten 

Bericht zu prüfen und die Handlungen der Liquidatoren 



zu Überwachen; sie haben das Recht, jederzeit Bericht 
über den Stand der gerichtlichen Liquidation, über ein- 
gegangene Einnahmen und über die gemachten Zahlungen 
zu verlangen. 

Die Liquidatoren sind verpflichtet, die Kontrolleure 
um ihre Ansicht über die anzustellenden oder fortzusetzen- 
den Klagen zu fragen. 

Das Amt der Kontrolleure ist unentgeltlich. Sie 
können nur vom Handelsgericht auf Grund der überein- 
stimmenden Ansicht der Mehrheit der Gläubiger und des 
Vorschlags des beauftragten Richters abgesetzt werden. 
Sie können nur im Falle groben und persönlichen Ver- 
schuldens für verantwortlich erklärt werden. 

Die Liquidatoren können, in welcher Eigenschaft sie 
auch tätig geworden sind, eine vom beauftragten Richter 
festzusetzende Entschädigung erhalten. 

Art. 11. 

Von Erlass des Urteils über die Eröfinung der ge- 
richtlichen Liquidation an können die Gläubiger ihre 
Forderungsurkunden entweder auf der Gerichtsschreiberei 
oder zu Händen der Liquidatoren abgeben. 

Jeder Gläubiger ist verpflichtet, bei Gelegenheit dieser 
Übergabe eine Aufstellung beizufügen, die seinen Namen, 
Vornamen, Beruf, Wohnort, den Betrag und den Grund 
seiner Forderung, die Privilegien, Hypotheken oder Faust- 
pfänder, die dalür bestehen, enthält. 

Diese Übergabe ist an keine besondere Form ge- 
bunden. 

Der Gerichtsschreiber führt ein Verzeichnis der 
Urkunden und Aufstellungen, die ihm übergeben werden, 
und bestätigt ihren Empfang. Er ist für die Urkunden 
nur fünf Jahre lang, vom Tage der Errichtung des Prü- 
fungsprotokolls ab gerechnet, verantwortlich. 

Die Liquidatoren sind für die Urkunden, Bücher und 
Papiere, die ihnen übergeben worden sind, zehn Jahre 
hindurch verantwortlich, vom Tage ihrer Rechnungs- 
ablegung gerechnet. 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 16 
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Art. 12. 

Nach der in Artikel 9 erwähnten Versammlung oder 
spätestens am nächsten Tage sollen die Gläubiger in der 
im gleichen Artikel vorgesehenen Form zum ersten 
Prtifungstermin eingeladen werden. Die Einladungsbriefe 
und die Anzeigen in den Zeitungen sollen den Vermerk 
enthalten, dass diejenigen unter ihnen, welche bis dahin 
die Übergabe der Urkunden und Aufstellungen, welche 
in Artikel 11 erwähnt sind, noch nicht bewirkt haben, 
die Übergabe in der im genannten Artikel angezeigten 
Weise innerhalb der Frist bewirken müssen, welche für 
die Versammlung zum Prüfungstermin festgesetzt ist. 
Diese Frist kann durch Verfügung des beauftragten 
Richters für diejenigen Gläubiger verlängert werden, 
welche ausserhalb des französischen Gebiets auf dem 
Festlande ihren Wohnsitz haben. 

Die Prüfung und die Versicherung des Bestehens 
der Forderungen 1) finden in derselben Versammlung und 
in den vom Handelsgesetzbuch vorgeschriebenen Formen 
statt, soweit dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt. 

Art. 13. 

Am Tage nach dem ersten Prüfungstermin soll in 
der von Artikel 9 vorgeschriebenen Form eine Auf- 
forderung an alle Gläubiger gerichtet werden, in welcher 
diejenigen, die noch nicht angemeldet haben, zur An- 
meldung aufgefordert werden. 

Die Gläubiger sind darauf hinzuweisen, dass der 
Prüfungstermin, zu welchem sie geladen werden, der 
letzte sei. Dieser Termin findet vierzehn Tage nach dem 
ersten Termin statt. 

Wenn gezogene oder eigene Wechsel, die vom 
Schuldner ausgestellt oder indossiert und im Augenblick 
dieser letzten Versammlung noch nicht fällig sind, sich 
im Umlauf befinden, so können die Liquidatoren beim 
beauftragten Richter die Einberufung einer neuen Ver- 
sammlung zwecks Prüfung erwirken. 



I) Siehe Art. 497 des HGB. 
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Art. 14. 

Am Tage nach der letzten Versammlung, in welcher 
der beauftragte Richter den Schluss der Prüfung erklärt, 
werden die Gläubiger, deren Forderungen geprüft oder 
einstweilen zugelassen sind, in der von Artikel 9 vor- 
geschriebenen Form aufgefordert, sich zu versammeln, 
um die Konkordatsvorschläge des Schuldners zu hören 
und darüber zu beraten. 

Diese Versammlung findet vierzehn Tage nach dem 
letzten Prüfungstermin statt. 

Im Falle des Streits über die Zulassung einer oder 
mehrerer Forderungen kann das Handelsgericht diese 
Frist verlängern, ohne dass im übrigen die Vorschriften 
der Artikel 499 und 500 des Handelsgesetzbuchs ausser 
Anwendung gesetzt würden. 
Art. 16. 

Der Vertrag zwischen den Gläubigern und dem 
Schuldner kann nur abgeschlossen werden, wenn er von 
der Mehrheit aller Gläubiger genehmigt ist, deren Forde- 
rungen geprüft und anerkannt oder einstweilen zugelassen 
wurden; sie müssen ausserdem zwei Drittel aller ge- 
prüften und anerkannten oder einstweilen zugelassenen 
Fordeiningen darstellen. Die Nichtbeobachtung hat die 
Nichtigkeit zur Folge. 

Wenn das Konkordat gerichtlich bestätigt ist, so 
erklärt das Gericht die gerichtliche Liquidation für be- 
endigt. Enthält der Vergleich die Abtretung eines zu 
veräussernden Vermögensteils, so sind die Gläubiger über 
die Beibehaltung oder Ersetzung der Liquidatoren und 
Kontrolleure zu befragen. Das Gericht beschliesst über 
die Beibehaltung oder die Ersetzung der Liquidatoren. 
Die Veräusserung und Verteilung des abgetretenen Ver- 
mögensteils vollzieht sich in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften des Artikels 541 des Handelsgesetz- 
buches. 

In der letzten Versammlung bringen die Liquidatoren 
die Aufstellung ihrer Kosten und der vom beauftragten 
Richter abgeschätzten Entschädigungen zur Kenntnis. 
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Diese Aufstellung ist auf der Gerichtsschreiberei zu hinter- 
legen. Der Schuldner und die Gläubiger können gegen 
die Abschätzung binnen einer Woche Widerspruch ein- 
legen. Es wird darüber vom Gericht im Beratungszimmer 
entschieden. 

In allen Fällen, wo Rechnungslegung durch die 
Liquidatoren stattfindet, ist die Vorschrift des vorher- 
gehenden Absatzes anzuwenden. 

Art. lö. 

Alle Verträge oder Konkordate, welche nach der 
Eröffnung der gerichtlichen Liquidation nicht in den oben 
vorgeschriebenen Formen unterzeichnet werden, sind 
nichtig und wirkungslos, sowohl hinsichtlich der beteiligten 
Parteien wie hinsichtlich Dritter. 

Art. 17. 

Die Vorschriften des Dekrets vom 18. Juni 1880 
über den Betrag der Gebühren und Sportein, welche die 
Gerichtsschreiber der Handelsgerichte zu erheben be- 
rechtigt sind, finden im Falle der gerichtlichen Liqui- 
dation wie im Falle des Fallits Anwendung. 

Art. 18. 

Die Benachrichtigung, welche gegebenenfalls an den 
Vermieter in den Formen des Artikels 450 des Handels- 
gesetzbuchs zu bewirken ist, erfolgt nach Anhörung der 
Kontrolleure durch den Schuldner und die Liquidatoren 
mit Genehmigung des beauftragten Richters. Für diese 
Benachrichtigung haben sie eine Frist von einer Woche, 
von dem ersten Prüfungstermin ab gerechnet. 

Art. 19. 

Der Fallit eines Kaufmanns, dem die Rechtswohltat 
der gerichtlichen Liquidation gewährt worden ist, kann 
durch Urteil des Handelsgerichts entweder von Amts 
wegen oder auf Antrag der Gläubiger erklärt werden: 

1. Wenn sich herausstellt, dass das Gesuch um ge- 
richtliche Liquidation nicht binnen vierzehn Tagen nach 
der Zahlungseinstellung gestellt wurde; 
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2. wenn dem Schuldner ein Konkordat nicht be- 
willigt wird. Ist der Fallit nicht erklärt worden, so 
dauert in diesem Falle die gerichtliche Liquidation bis 
zur Veräusserung und Verteilung der Aktivmasse fort; 
diese erfolgen entsprechend den Vorschriften des zweiten 
Absatzes des Artikels 15 dieses Gesetzes. Ist der Fallit 
erklärt, so wird entsprechend den Artikeln 529 und fol- 
genden des Handelsgesetzbuches verfahren. 

Das Gericht hat in jeder Lage der gerichtlichen 
Liquidation den Fallit zu erklären: 

1. Wenn der Schuldner nach der Zahlungseinstellung 
oder in den zehn ihr vorhergehenden Tagen bei einem 
der in den Artikeln 446, 447, 448 und 449 des Handels- 
gesetzbuches erwähnten Akte mitgewirkt hat, jedoch nur 
in dem Falle, wo die Nichtigkeit durch die zuständigen 
Gerichte ausgesprochen oder von den Parteien anerkannt 
sein sollte ; * 

2. wenn der Schuldner die Aktiven oder die Pas- 
siven verheimlicht oder zu hoch angegeben hat, wenn er 
wissentlich den Namen eines oder mehrerer Gläubiger 
ausgelassen oder irgend einen Betrug begangen hat, 
alles unbeschadet der Verfolgung durch die Staatsanwalt- 
schaft ; 

3. in den Fällen, in welchen das Konkordat für 
nichtig erklärt oder aufgelöst wird; 

4. wenn der Schuldner, der sich in gerichtlicher 
Liquidation befand, wegen einfachen oder betrügerischen 
Bankrotts verurteilt wurde. 

Der Beginn des Fallitverfahrens schliesst sich un- 
mittelbar an die letzten Handlungen des Liquidationsver- 
fahrens an. 
Art. 20. 

Auf den Fall des Fallits finden der Artikel 11 und 
die Vorschriften der Absätze 1, 3 und 4 des Artikels 15 
dieses Gesetzes Anwendung. 

In gleicher Weise finden auf den Fall des Fallits 
die Vorschriften dieses Gesetzes über die Einsetzung der 
Kontrolleure Anwendung. 
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Art. 21. 

Der Schuldner ist von Erlass des Urteils ab, welches 
die gerichtliche Liquidation eröffnet, zu keiner Stellung 
wählbar; bekleidet er bereits eine derartige Stellung, so 
wird angenommen, dass er seine Stellung niedergelegt 
habe. 

Art. 22. 

Vgl. 549 Handelsgesetzbuchs. 

Art. 23. 

Vgl. Art. 438, 586 Handelsgesetzbuchs. 

Art. 24. 

Alle Vorschriften des Handelsgesetzbuches, die durch 
dieses Gesetz nicht abgeändert sind, kommen im Falle 
der gerichtlichen Liquidation wie im Falle des Fallits 
weiter zur Anwendung. 

Obergangsvorschriften. 

Art. 25. 

(Betrifft die zur Zeit des 4. März 1889 schwebenden 
Fallits.) 

Art. 26. 

Dieses Gesetz findet auf die Kolonieen Guadeloupe, 
Martinique und Reunion Anwendung. 



AktiengeflelUohaften. 

Gesetz vom 24. Juli 1867 über die Gesellschaften, mit 
Novellen vom 1. August 1893 und vom 16., November 

1903. 

Erster Titel. 

Kommanditgesellschaften auf Aktien. 
Art. 1. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Das Grundkapital der Kommanditgesellschaften kann, 
sofern es 200000 Franken nicht übersteigt, in Aktien oder 
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Aktienanteilscheine nicht unter 25 Franken, und, sofern 
es 200000 Franken übersteigt, in Aktien und Aktien- 
anteile nicht unter 100 Franken geteilt werden. 

Die Kommanditgesellschaften können erst endgiltig 
ins Leben treten, wenn das gesamte Aktienkapital ge- 
zeichnet und von jedem Aktionär in voller Höhe der von 
ihm gezeichneten Aktien oder Aktienanteilscheine bar 
eingezahlt ist, wenn diese 25 Franken nicht tibersteigen; 
sind die Aktien aui 100 Franken oder einen höheren Be- 
trag gestellt, so muss wenigstens ein Viertel der Aktien 
bar eingezahlt sein. 

Die Tatsache der Zeichnung und der Einzahlung 
muss durch eine Erklärung seitens des Geschäftslührers 
in einem notariellen Akte beurkundet werden. 

Dieser Erklärung sind beizulegen, die Liste der Ak- 
tienzeichner, die Aufstellung tiber die bewirkten Einzah- 
lungen, eines der beiden Exemplare des Gesellschafts- 
vertrages, falls er privatschriftlich errichtet und eine Aus- 
fertigung, falls er notariell errichtet und falls er vor 
einem andern Notar errichtet ist als demjenigen, der die 
Erklärung entgegengenommen hat. 

Der privatschriftliche Gesellschaftsvertrag muss, un- 
abhängig von der Zahl der Gesellschafter^ in zwei Ur- 
schriften gefertigt sein, von denen die eine, wie im vor- 
hergehenden Absatz bestimmt ist, der Erklärung über 
die Zeichnung und über die Einzahlung eines Viertels 
des Grundkapitals beigelegt wird, während die andere 
am Sitze der Gesellschaft hinterlegt bleiben muss. 

Vgl. zu Abs. i: D. HGB. §§ 320 Abs. 3, 180. 
Vgl. zu Abs. 2: D. HGB. §§ 323 Abs. 2; 195 Abs. 3 Satz 2. 
Vgl. zu Abs. 3: D. HGB. §§ 323 Abs. 2; 195 Abs. 3 Satz i. 
Vgl. "zu Abs. 4: D. HGB. §§ 195 Abs. 2 Ziff. 3, u. 320 Abs. 3, 
323 Abs. 2. 



Art. 2. 



Die Aktien oder Aktienanteilscheine können nach 
Einzahlung des Viertels in den Verkehr gebracht werden. 

Vgl. D. HGB. § 195 Abs. 3 in Verb, mit § 203. 
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Art. 3. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Die Aktien lauten bis zu ihrer vollen Einzahlung 
auf Namen. 

Werden Aktien als Entgelt für Einlagen gegeben, 
so müssen sie zur Zeit der Vollendung der Gründung 
der Gesellschaft völlig gedeckt sein^). 

(Ges. V. 16. Nov. 1903.) Diese Aktien können erst 
zwei Jahre nach der endgültigen Gründung der Gesell- 
Schaft vom Stock 2) abgetrennt und negoziiert werden. 
(Ges. V. 9. Juli 1902:) Im Falle der Verschmelzung von 
Gesellschaften durch Aufkauf oder durch Gründung einer 
neuen Gesellschaft, welche eine oder mehrere vorher be- 
stehende Gesellschaften umfasst, findet das Verbot, die 
Aktien vom Stock abzutrennen und sie zu negoziieren, 
nicht auf die Apportaktien ') Anwendung, welche bei einer 
Aktiengesellschaft eingebracht werden, die länger als 
zwei Jahre vor der Verschmelzung bestanden hat. 

Während dieser Zeit müssen sie mit einem Stempel, 
der ihre Natur und das Datum dieser Gründung angibt, 
versehen sein, wofür die Mitglieder des Verwaltungsrats 
zu sorgen haben. 

Für den Betrag der Aktie haften die Eigentümer, 
ihre Vormänner und die Aktienzeichner als Gesamt- 
schuldner. 

Jeder Aktienzeichner oder Aktionär, der seine Ur- 
kunde abgetreten hat, ist zwei Jahre nach der Abtretung 
für die noch nicht eingeforderten Einzahlungen nicht mehr 
verantwortlich. 

Zu Abs. I: D. HGB. § 179 Abs. 3. 

Zu Abs. 2: vgl. D. HGB. § 186 Abs. 2. 

Zu Abs. 5: D. HGB. § 220 Abs. i. 

Zu Abs. 6: D. HGB. § 220 Abs. 2 u. 3. 



i) D. h. der ganze Nennwert der Aktien muss durch die ein- 
gebrachten Werte belegt sein. 

2) Ähnlich wie beim Scheckbuch bleibt . ein Teil nach der Ab- 
trennung zurück, der Stock genannt wird. 

3) Apportaktien sind Aktien, die als Entgelt für eingebrachte Werte 
gegeben werden. 
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Art. 4. 

Wenn ein Gesellschafter eine Einlage macht, welche 
nicht in Bargeld besteht, oder wenn er sich zu seinen Gunsten 
Sonder vorteile versprechen lässt, so lässt die erste Ge- 
neralversammlung den Wert der Einlage oder den Rechts - 
grund der versprochenen Sondervorteile abschätzen. 

Die Gesellschaft tritt endgültig erst ins Leben, nach- 
dem die Genehmigung der Einlage oder der Vorteile 
durch eine zweite Generalversammlung, die besonders zu 
berufen ist, erfolgt ist. 

Die zweite Generalversammlung kann über die Ge- 
nehmigung der Einlage oder der Sondervorteile erst nach 
Erstattung eines Berichts befinden, der gedruckt werden 
und wenigstens tünf Tage vor dem Zusammentritt dieser 
Versammlung zur Verfügung der Aktionäre stehen 
muss. 

Die Beschlüsse werden durch die Mehrheit der an- 
wesenden Aktionäre gefasst. Diese Mehrheit muss aus 
einem Viertel der Aktionäre bestehen und ein Viertel 
des bar eingezahlten Gesellschaftskapitals vertreten. 

Die Gesellschafter, welche Einlagen gemacht haben 
oder sich Sondervorteile haben versprechen lassen, welche 
der Abschätzung durch die Versammlung unterliegen, 
haben kein Stimmrecht. 

Wird die Genehmigung nicht erteilt, so bleibt die 
Gesellschaft hinsichtlich aller Teile ohne Wirkung. 

Die Billigung steht der späteren Ausübung der 
Klage, die wegen Arglist oder wegen Betrug angestellt 
werden kann, nicht im Wege. 

Die Vorschriften dieses Artikels, welche die Prüfung 
der nicht in Bargeld bestehenden Einlagen betreffen, finden 
keine Anwendung auf den Fall, wo die Gesellschaft, in 
welche die genannte Einlage gemacht wurde, lediglich 
unter denjenigen gebildet ist, welche sie ungeteilt be- 
sassen. 

Zu Abs. I: D. HGB. §§ i86 Abs. i u. 2; i9i, 192, 193. 
Zu Abs. 2: D. HGB. § 186 Abs. 4. 
Zu Abs. 5: D. HGB. § 192 Abs. 2. 
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Art. 5. 

In jeder Aktienkommanditgesellschaft muss ein Auf- 
sichtsrat bestellt werden, der aus wenigstens drei Aktio- 
nären bestehen muss. 

Dieser Aufsichtsrat muss von der Generalversamm- 
lung der Aktionäre unmittelbar nach der endgültigen 
Gründung der Gesellschaft und vor Beginn des Geschäfts- 
betriebs ernannt werden. 

Er unterliegt der Neuwahl zu der Zeit und zu den 
Bedingungen, die in den Statuten festgesetzt sind. 

Der erste Aufsichtsrat wird jedoch nur für ein Jahr 
ernannt. 

D. HGB. §§ 190 Abs. I u 2; 243. 

Art. 6. 

Dieser erste Aufsichtsrat muss unmittelbar nach 
seiner Ernennung nachprüfen, ob alle Vorschriften der 
vorhergehenden Artikel beobachtet worden sind. 

D. HGB. §§ 192, 193. 

Art. 7. 

Jede Kommanditgesellschaft auf Aktien, welche ent- 
gegen den Vorschriften der Artikel 1, 2, 3, 4 und 5 
dieses Gesetzes gegründet worden ist, ist hinsichtlich der 
Beteiligten nichtig und wirkungslos. 

Diese Nichtigkeit kann Dritten von den Gesell- 
schaftern nicht entgegengehalten werden. 

D. HGB. §§ 309, 182; (^s. auch §§ 272, 273 HGB.) § 311 Abs. 2. 

Art. 8. 

Ist die Gesellschaft nach den Bestimmungen des 
vorhergehenden Artikels für nichtig erklärt worden, so 
können die Mitglieder des ersten Aufsichtsrats mit dem 
Geschäftsführer für den Schaden verantwortlich erklärt 
werden, welcher der Gesellschaft oder Dritten aus der 
Nichtigkeitserklärung erwächst. 

Die gleiche Verantwortlichkeit kann gegen diejenigen 
Gesellschafter ausgesprochen werden, deren Einlagen oder 
Sondervorteile nicht gemäss dem vorstehenden Artikel 4 
geprüft und bestätigt worden sind. 
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(Ges. V. 1. August 1893.) Die Klage auf Nichtig- 
keitserklärung der Gesellschaft oder der auf die Gründung 
folgenden Handlungen und Beschlüsse kann nicht mehr 
angestellt werden, wenn vor Einleitung^) der Klage der 
Grund der Nichtigkeit nicht mehr besteht. Ebenso kann 
die Klage aus der Verantwortlichkeit für die Tatsachen, 
welche der Nichtigkeit zu Grunde liegen, nicht mehr an- 
gestellt werden, wenn die Ursache der Nichtigkeit vor 
Einleitung der Klage nicht mehr besteht und wenn aus- 
serdem drei Jahre seit dem Tage der Entstehung des 
Nichtigkeitsgrundes verflossen sind. 

Musste zur Heilung der Nichtigkeit eine General- 
versammlung einberufen werden, so ist die Nichtigkeits- 
klage von dem Tage der ordnungsmässigen Berufung 
dieser Versammlung ab ausgeschlossen. 

Die Nichtigkeitsklagen wegen der Gründungsvor- 
gänge der Gesellschaft verjähren in zehn Jahren. 

Diese Verjährung kann indessen vor Ablauf der 
zehn Jahre, welche der Verkündung dieses Gesetzes folgen, 
nicht geltend gemacht werden. 

D. HGB. §§ 182 Abs. 2; 309. §§ 311 Abs. 3, 202, 203 und 
besonders 204; vgl. auch § 310. 

Art. 9. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind in keiner Weise 
für die Geschäftsführung und deren Ergebnisse verant- 
wortlich. 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist für die von ihm 
persönlich bei Ausübung seines Mandats gemachten Fehler 
entsprechend den Regeln des gemeinen Rechts verant- 
wortlich. 

D. HGB. § 249. 

Art. 10. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben die Bücher, 
die Kasse, das Portefeuille und die Wertpapiere der Ge- 
sellschaft zu prüfen. 

Jedes Jahr haben sie der Generalversammlung einen 

i) Die Einleitung der Klage erfolgt dadurch, dass zum nächsten 
Sitzungstage des Gerichts geladen wird. 
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Bericht zu erstatten, in welchem sie die Unregelmässig- 
keiten und Ungenauigkeiten, welche sie in den Inventaren 
gefunden haben, angeben und gegebenenfalls die Gründe 
feststellen müssen, die sich der Verteilung der Dividenden, 
wie sie von dem Geschäftsführer vorgeschlagen sind, ent- 
gegenstellen. 

Die Rückgabe der ausgezahlten Dividenden kann 
von den Aktionären niemals verlangt werden, ausge- 
nommen in dem Falle, wo Dividenden verteilt sind, ohne 
dass irgend ein Inventar gemacht oder wenn Dividenden 
unter Ausserachtlassung des Ergebnisses des Inventars 
ausgezahlt worden sind. 

Die Klage auf Rückzahlung verjährt, wenn sie über- 
haupt zulässig ist, in fünf Jahren von dem für die Ver- 
teilung der Dividenden festgesetzten Tage ab gerechnet. 

Die Verjährungsfristen, deren Lauf zur Zeit der Ver- 
kündung dieses Gesetzes begonnen hat, und zu deren 
Beendigung nach den alten Gesetzen noch mehr als fünf 
Jahre erforderlich wären, enden von dem genannten Zeit- 
punkt ab in diesem Zeitraum. 

Zu Abs. I u. 2: D. HGB. § 246 Abs. i. 
Zu Abs. 3: D. HGB. § 217 Abs. I. 
Zü Abs. 4: D. HGB. § 217 Abs. 3 

Art. 11. 

Der Aufsichtsrat kann die Generalversammlung be- 
rufen und im Einverständnis mit ihr die Auflösung der 
Gesellschaft herbeiführen. 

D. HGB. § 246 Abs. 2. 

Art. 12. 

Jeder Aktionär kann wenigstens vierzehn Tage vor 
dem Zusammentritt der Generalversammlung persönlich 
oder durch einen Bevollmächtigten am Sitze der Gesell- 
schaft Kenntnis von der Bilanz, den Inventaren und dem 
Bericht des Aufsichtsrats nehmen. 

D. HGB. §§ 263, 256 Abs. I. 

Art. 13. 

Die Emission von Aktien oder Aktienanteilscheinen 
einer entgegen den Vorschriften der Artikel 1, 2 und 3 
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dieses Gesetzes begründeten Gesellschaft wird mit Geld- 
strafe von 500 bis 10 000 Franken bestraft. 

Die gleiche Strafe erleiden: 

der Geschäftsführer, der die Gesellschaftsgeschäfte 
beginnt, bevor der Aufsichtsrat in Wirksamkeit ge- 
treten ist ; 

diejenigen, welche sich als Eigentümer von Aktien 
oder Aktienanteilscheinen, die ihnen nicht gehören, aus- 
gegeben und so betrügerischerweise eine künstliche Mehr- 
heit in einer Generalversammlung geschaffen haben, un- 
beschadet der Verpflichtung zum Schadenersatz der Ge- 
sellschaft oder Dritten gegenüber; 

diejenigen, welche die Aktien zu dem betrügerischen 
Gebrauche hergegeben haben. 

Ausserdem kann in den in den beiden vorherge- 
henden Absätzen vorgesehenen Fällen auf Gefängnisstrafe 
von fünfzehn Tagen bis sechs Monaten erkannt werden. 

D. HGB. §§ 314, 315, 316. 

Art. 14. 

Die Negoziation von Aktien oder von Aktienanteil- 
scheinen, die nach Wert oder Form den Vorschriften der 
Artikel 1, 2 und 3 dieses Gesetzes nicht entsprechen, 
oder die nicht entsprechend dem obigen Artikel 2 zu 
einem Viertel eingezahlt sind, wird mit Geldstrafe von 
500 bis 10 000 Franken bestraft. 

Jede Teilnahme bei diesem Handel und jede Ver- 
öffentlichung über den Wert der genannten Aktien wird 
mit der gleichen Strafe belegt. 

Art. 15. 

Mit den in Artikel 405 des Strafgesetzbuches ange- 
drohten Strafen 1) werden, unbeschadet der Anwendung 
dieses Artikels auf alle Handlungen, welche das Vergehen 
des Betruges begründen, bestraft: 

1. diejenigen, welche durch erdichtete Aktienzeich- 
nungen oder Einzahlungen oder durch in schlechtem 

i) Art. 405 StGB, droht Gefängnisstrafe von i Monat bis zu 5 Jahren 
und Geldstrafe von 50 bis 3000 Franken an, ausserdem Unlersagung des 
Aufenthalts (Interdiction) für die Dauer von 5 bis 10 Jahren. 
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Glauben erfolgte Veröffentlichungen über nicht bestehende 
Zeichnungen oder Einzahlungen, oder über irgend welche 
andere unrichtige Tatsachen, Aktienzeichnungen oder Ein- 
zahlungen erreicht oder zu erreichen versucht haben; 

2. diejenigen, welche, um zu Aktienzeichnungen oder 
zu Einzahlungen zu veranlassen, in schlechtem Glauben, 
der Wahrheit zuwider die Namen bestimmter Personen 
veröffentlicht haben, als ob sie in irgend einer Be- 
ziehung mit der Gesellschaft in Verbindung stünden oder 
in Zukunft stehen sollten; 

3. die Geschäftsführer, welche . ohne Errichtung eines 
Inventars oder infolge eines betrügerischerweise aufge- 
stellten Inventars die Verteilung fingierter Dividenden 
an die Aktionäre vorgenommen haben. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind zivilrechtlich 
nicht für die von dem Geschäftsführer begangenen Ver- 
gehen haftbar. 

D. HGB. §§ 313, 314, 312; 249. 

Art. 16. 

Auf die in den drei vorhergehenden Artikeln er- 
wähnten Vergehen findet der Artikel 463 des Strafgesetz- 
buches^) Anwendung. 

Art. 17. 

Aktionäre, welche wenigstens den zwanzigsten Teil 
des Gesellschaftskapitals vertreten, können in gemein- 
samem Interesse auf ihre Kosten einen oder mehrere 
Bevollmächtigte beauftragen, als Kläger oder Beklagte 
einen Anspruch gegen die Geschäftsführer oder gegen 
die Mitglieder des Aufsichtsrats zu vertreten und in 
diesem Falle bei Gericht, für sie aufzutreten, unbeschadet 
der Klage, die jeder Aktionär für seine eigene Person in 
seinem eigenen Namen anstellen kann. 

D. HGB. § 268. 

Art. 18. 

Die vor dem Gesetz vom 17. Juli 1856 errichteten 

I) Art. 463 StGB, zählt die Strafmilderungen auf, welche für die- 
jenigen Angeklagten eintreten, denen das Gericht mildernde Umstände zu 
gebilligt hat. 
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Gesellschaften, die dem Artikel 15 dieses Gesetzes nicht 
Genüge geleistet haben sollten, sind verpflichtet, binnen 
sechs Monaten einen Aufsichtsrat entsprechend den vor- 
hergehenden Vorschriften zu bestellen. 

Mangels der Bestellung eines Aufsichtsrats in der 
vorstehend festgesetzten Frist hat jeder Aktionär das 
Recht, die Auflösung der Gesellschaft zu verlangen. 

Art. 19. 

Die vor diesem Gesetze errichteten Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, deren Statuten die Umwand- 
lung in von der Regierung genehmigte Aktiengesell- 
schaften zulassen, können sich binnen der im 2. Titel 
dieses Gesetzes bestimmten Fristen in Aktiengesellschaften 
umwandeln, wenn sie den in den Statuten für die Um- 
wandlung festgesetzten Bedingungen nachgekommen sind. 

Art. 20. 

Das Gesetz vom 17. Juli 1856 ist aufgehoben i). 



Zweiter Titel. 

Aktiengesellschaften. 

Art. 21. 

Die Aktiengesellschaften können in Zukunft ohne 

die Genehmigung der Regierung gegründet. werden. 

Sie können unabhängig von der Zahl der Gesell- 
schafter durch einen privatschriftlichen, in doppelter Ur- 
schrift errichteten Akt gegründet werden. 

Sie unterliegen den Vorschriften des Artikel 29, 30 
32, 33, 34 und 36 des Handelsgesetzbuches und den in 
diesem Titel enthaltenen Vorschriften. 

Zu Abs. i: D. HGß. §§ 195, 200. 

Zu Abs. 2: D. HGB. § 182. 

Zu Abs. 3: Art. 29: D. HGB. §§ 20, 22. 

Art. 30 : D. HGB. § 20. 

Art. 33: D. HGB. § 178. 

Art. 34: §§ 178, 179; 185; 275 Abs. 3. 

Art 36: §§ 222, 223. 



i) Dasselbe regelte das Gesellschaftsrecht. Die Bestimmungen dieses 
Gesetzes sind zum Teil in das Gesetz vom 24. 7. 1867 übergegangen. 
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Art. 22. 

Die Aktiengesellschaften werden durch einen oder 
mehrere Bevollmächtigte verwaltet, die auf Zeit, auf 
Widerruf, mit oder ohne Gehalt aus der Mitte der Gesell- 
schafter genommen werden. 

Diese Bevollmächtigten können aus ihrer Mitte einen 
Direktor wählen, oder, wenn die Statuten es zulassen, 
einen Bevollmächtigten an ihre Stelle setzen, welcher der 
Gesellschaft nicht angehört und für den sie dieser gegen- 
über haftbar sind. 

D. HGB. §§ 231, 232, 239. 

Art. 23. 

Die Gesellschaft kann nicht gegründet werden, wenn 
die Zahl der Gesellschafter weniger als sieben beträgt. 

D. HGB. § 182 erfordert nur 5 Personen. 

Art. 24. 

Die Vorschriften der Artikel 1, 2, 3 und 4 dieses 
Gesetzes finden auf die Aktiengesellschaften Anwendung. 

Die Erklärung, welche der Geschäftsführer nach 
Artikel 1 abgeben muss, muss durch die Gründer der 
Aktiengesellschaft erfolgen; sie muss mit den urkund- 
lichen Belegen der ersten Generalversammlung vorgelegt 
werden; diese prüft ihre Richtigkeit. 

Vgl. zu Art. i: D. HGB. §§ i8o, 200, 201, 195. 
Vgl. zu Art. 2: D. HGB. §§ 195 Abs. 3 in Verb, mit 203. 
Vgl. zu Art. 3: D. HGB. §§ 179 Abs. 3, (186 Abs. 2) 220. 
Vgl. zu Art. 4: D. HGB. §§ 186, 191, 192, 193. 

Art. 25. 

Es muss in allen Fällen auf Betreiben der Gründer 
eine Generalversammlung nach Errichtung der Urkunde, 
welche die Zeichnung des Gesellschaftskapitals und die 
Einzahlung von einem Viertel des Kapitals in Bargeld 
feststellt, einberufen werden. Diese Versammlung ernennt 
die ersten Mitglieder des Verwaltungsrats i); sie ernennt 



i) Der Verwaltungsrat entspricht im allgemeinen dem Aufsichtsrat 
des Deutschen Rechts. 
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gleichfalls für das erste Jahr die im nachfolgenden Ar- 
tikel 32 eingesetzten Revisoren. 

Diese Mitglieder des Verwaltungsrats können nicht 
für einen sechs Jahre tibersteigenden Zeitraum ernannt 
werden; mangels entgegenstehender Vorschrift sind sie 
wieder wählbar. 

Sie können jedoch durch die Statuten bezeichnet 
werden mit der ausdrticklichen Bestimmung, dass ihre 
Ernennung der Bestätigung durch die Generalversamm- 
lung nicht unterliegt. In diesem Falle können sie nicht 
auf mehr als drei Jahre ernannt werden. 

Das Sitzungsprotokoll stellt die Annahme der in der 
Versammlung anwesenden Verwaltungsratsmitglieder und 
Revisoren fest. 

Die Gründung der Gesellschaft ist mit dieser An- 
nahme vollzogen. 

Abs. I : D. HGB. § 190. 
Abs. 2 : D. HGB. § 243. 
Abs. 4 : D. HGB. § 200 Satz i. 

Art. 26. 

Die Verwaltungsratsmitglieder müssen Eigentümer 
von Aktien sein, deren Zahl in den Statuten angegeben ist. 

Diese Aktien dienen insgesamt zur Sicherung für 
alle Handlungen der Geschäftsführung, selbst für die aus- 
schliesslich persönlichen Handlungen eines Verwaltungs- 
ratsmitglieds. 

Sie müssen auf Namen lauten, sind unveräusserlich, 
müssen einen Stempel tragen, der ihre Unveräusserlich- 
keit erkennbar macht und bei der Gesellschaftskasse hin- 
terlegt bleiben. 

Das D. HGB. kennt derartige Beschränkungen nicht. 

Art. 27. 

Mindestens einmal im Jahre muss zu der von den 
Statuten festgesetzten Zeit eine Generalversammlung ab- 
gehalten werden. Die Statuten bestimmen die Zahl der 
Aktien, welche derjenige als Eigentümer oder als Bevoll- 
mächtigter besitzen muss, welcher zu der Versammlung 
zugelassen werden will, sowie die Zahl der Stimmen, die 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 17 



iedem Aktionär für die Zahl der Aktien, deren Inhaber 
er ist, zukommt. 

(Ges. V. 1. August 1893.) Eigestttmer einer ge- 
ringeren Anzahl von Aktien, als zur Zulassung zur Ver- 
sammlung bestimmungsgemäss erforderlich si^d, können 
sich vereinigen, um die notwendige Zahl zu erreichen, 
und sich von einem aus ihrer Mitte vertreten lassen. 

Jedoch kann in den Generalversammlungen, die 
zwecks Prüfung der Einlagen, zwecks Ernennung der 
ersten Verwalter und zwecks Prüfung der Richtigkeit 
der im 2. Absatz des Artikels 24 den Gesellschaftsgrün- 
dern auferlegten Erklärung berufen werden, jeder Aktionär 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Aktien, deren Inhaber 
er ist, mit der von den Statuten bestimmten Anzahl von 
Stimmen an den Abstimmungen Anteil nehmen ; diese 
Zahl darf nicht zehn übersteigen. 

D. HGB. §§ 260, 253; 252. 

Art. 28. 

Die Abstimmungen erfolgen in allen Generalver- 
sammlungen nach Stimmenmehrheit. 

Es muss eine Präsenzliste geführt werden; sie muss 
die Namen und den Wohnort der Aktionäre und die Zahl 
der Aktien, die jeder von ihnen besitzt, enthalten. 

Diese Liste muss von dem Bureau der Versamm- 
lung beglaubigt, am Sitze der Gesellschaft hinterlegt und 
jedem, der darum nachsucht, zugänglich gemacht werden. 

Zu Abs. I : D. HGB. §§ 266, 252. 
Zu Abs. 2: D. HGB. § 258. 
Zu Abs» S: D. HGB. § 259. 

Art. 29. 

Die Generalversammlungen, welche in anderen als 
in den in den beiden folgenden Artikeln vorgesehenen 
Fällen zu entscheiden haben, müssen von einer Zahl von 
Aktionären besucht sein, die wenigstens ein Viertel des 
Gesellschaftskapitals vertreten. 

Wenn die Generalversammlung diese Zahl nicht ver- 
einigt, muss eine neue Versammlung in den von den 
Statuten vorgesehenen Formen und Fristen berufen werden ; 



sie eflt9<iheidet in giltiger Weise ohiie Rücksicht auf deii 
Teil des Kapitals, Welchen die anwesenden Aktionäre 
vertreten. 

D. HGB. §§ 196 Abs. 5; 275. Vgl. auch §§ 276, 278, 288. 

Art. 30. 

Die Versammlungen, welche über die Prüfung der 
Einlagen, über die Ernennung der ersten Verwalter, und 
über die Richtigkeit der Von den Gründern nach den Be- 
stimmungen des 2. Absatzes des Artikels 24 abgegebenen 
Erklärung zu entscheiden haben, müssen aus einer Zahl 
von Aktionären bestehen, welche wenigstens die Hälfte 
des Gesellschaftskapitals vertreten. 

Das Gesellschaftskapital, dessen Hälfte bei der Prü- 
fung der Einlagen vertreten sein muss, setzt sich ledig- 
lich aus den Einlagen zusammen, welche einer Prüfung 
nicht unterliegen. 

Vereinigt die Generalversammlung nicht eine Zahl 
von Aktionären, welche die Hälfte des Gesellschafts- 
kapitals vertritt, so kann sie nur zu einer vorläufigen 
Abstimmung schreiten. In diesem Falle muss eine neue 
Generalversammlung berufen werden. Zwei Bekannt- 
machungen, zwischen welchen eine Zeit von einer Woche 
liegen muss, und die wenigstens einen Monat vorher 
in einer der für die Aufnahme amtlicher Anzeigen be- 
stimmten Zeitungen veröffentlicht werden müssen, haben 
den Aktionären von den vorläufigen Beschlüssen, die von 
der ersten Versammlung gefasst sind, Kenntnis zu geben; 
diese Beschlüsse werden endgültig, wenn sie von der 
neuen Versammlung gebilligt werden, die aus einer Zahl 
von Aktionären besteht, die wenigstens den fünften Teil 
des Gesellschaftskapitals vertritt. 

Art. 81. 

Die Versammlungen, welche über Statutenänderungen 
oder über Vorschläge zur Fortführung der Gesellschaft 
über die für ihre Dauer bestimmte Zeit hinaus oder* über 
ihre Auflösung vor dem Ablauf dieser Zeit zu beschliessen 
haben, sind nur dann ordnungsmässig zusammengesetzt 
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und beschliessen nur dann in giltiger Weise, wenn sie 
aus einer Zahl von Aktionären bestehen, welche wenig- 
stens die Hälfte des Gesellschaftskapitals vertreten. 

D. HGB. §§ 292 Ziffer 2, 275. 

Art. 82. 

Die jährliche Generalversammlung bezeichnet einen 
oder mehrere Revisoren, die der Gesellschaft angehören 
oder nicht angehören, und die beauftragt werden, der 
Generalversammlung des folgenden Jahres über die Lage 
der Gesellschaft, über die Bilanz und über die von den 
Verwaltern vorgelegten Abrechnungen einen Bericht zu 
erstatten. 

Die Abstimmung, welche die Bilanz und die Ab- 
rechnungen genehmigt, ist nichtig, wenn ihr ein Bericht 
der Revisoren nicht vorausgegangen ist. 

Sind von der Generalversammlung Revisoren nicht 
ernannt, oder sind einer oder mehrere Revisoren ver- 
hindert oder lehnen sie ab, so wird auf das Gesuch jedes 
Beteiligten, nach ordnungsmässiger Ladung der Verwalter, 
auf die Verfügung des Präsidenten des Handelsgerichts 
am Orte des Sitzes der Gesellschaft, zu ihrer Ernennung 
oder Ersetzung geschritten. 

Vgl. D. HGB. §§ 260, 266. (Revisoren.) 

Art. 33. 

Während des Vierteljahres, welches dem von den 
Statuten für das Zusammentreten der Generalversammlung 
festgesetzten Zeitpunkt vorangeht, sind die Revisoren 
berechtigt, so oft sie es im Gesellschaftsinteresse für er- 
forderlich halten, Kenntnis von den Büchern zu nehmen 
und die Geschäfte der Gesellschaft zu prüfen. 

In dringlichen Fällen können sie jederzeit die Gene- 
ralversammlung berufen. 

Vgl. D. HGB. § 267. 

Art. 34* 

Jede Aktiengesellschaft muss jedes Halbjahr eine 
summarische- Aufstellung über ihre Aktiven und Passiven 
machen. 



— 26l — 

Diese Aufstellung muss den Revisoren zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Ausserdem muss jedes Jahr ein Inventar nach Mass- 
gabe des Artikels 9 des Handelsgesetzbuchs aufgestellt 
werden, welches die Mobiliar- und Immobiliarwerte und 
alle Forderungen und Schulden der Gesellschaft enthält. 

Das Inventar, die Bilanz und die Aufstellung von 
Gewinn und Verlust müssen den Revisoren spätestens 
am vierzigsten Tage vor der Generalversammlung zur 
Verfügung gestellt werden. Sie sind dieser Versammlung 
vorzulegen. 

Zu Abs. 3 : D. HGB. § 260 Abs. 2. 

Art. 35. 

Jeder Aktionär kann wenigstens vierzehn Tage vor 
dem Zusammentreten der Generalversammlung am Sitze 
der Gesellschaft von dem Inventar und dem Verzeichnis 
der Aktionäre Kenntnis nehmen und sich eine Abschrift 
der das Inventar zusammenfassenden Bilanz und des Be- 
richts der Revisoren aushändigen lassen. 

D. HGB, § 263. 

Art. 36. 

Wenigstens ein Zwanzigstel des Reingewinnes muss 
jährlich vorweg genommen und zur Bildung eines Re- 
servefonds verwandt werden. 

Die Verpflichtung zu dieser Vorwegnahme hört auf, 
wenn der Reservefond den zehnten Teil des Gesellschafts- 
kapitals erreicht hat. 

D. HGB. § 262 Ziflf. I. 

Art. 37. 

Im Falle des Verlustes von drei Vierteln des Ge- 
sellschaftskapitals sind die Verwalter verpflichtet, das 
Zusammentreten der Generalversammlung aller Aktionäre 
zu veranlassen, um über die Frage zu beraten, ob die 
Auflösung des Gesellschaft ausgesprochen werden soll. 

In allen Fällen muss die Entscheidung der Ver- 
sammlung veröff*entlicht werden. 

Wenn die Verwalter die Generalversammlung nicht 
berufen und ebenso in dem Falle, dass diese Versamm- 
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lung nicht ordnungsmässig zusammentreten kann, kann 
jeder Beteiligte auf Auflösung der Gesellschaft bei den 
Gerichten klagen. 

D. HGB. § 240. 

Art. 38. 

Die Auflösung kann auf die Klage jedes Beteiligten 
hin ausgesprochen werden, wenn seit dem Zeitpunkte, 
wo die Zahl der Gesellschafter auf weniger als sieben 
gesunken ist, ein Jahr verflossen ist. 

D. HGB. § 182. 

Art. 39. 

Artikel 17 findet auf die Aktiengesellschaften An- 
wendung. 

D. HGB. § 268. 

Art. 40. 

Den Mitgliedern des Verwaltungsrats ist verboten, 
an einem Unternehmen oder an einem Abschluss, die 
für Rechnung der Gesellschaft oder mit ihr getätigt wer- 
den, direkt oder indirekt beteiligt zu sein oder zu bleiben, 
wenn sie dazu nicht von der Generalversammlung er- 
mächtigt sind. 

Jedes Jahr muss der Generalversammlung eine be- 
sondere Aufstellung über die Ausführung von Abschlüssen 
und Unternehmungen vorgelegt werden, zu denen sie ihre 
Genehmigung nach den Vorschriften des vorhergehenden 
Artikels erteilt hatte. 

Anders D. HGB.; vgl. aber die Beschränkungen in den §§ 326 
und 248. 

Art. 41. 

Jede Aktiengesellschaft, bei welcher die Vorschriften 
der vorhergehenden Artikel 22, 23, 24 und 25 nicht be- 
obachtet worden sind, ist hinsichtlich der Beteiligten 
nichtig und wirkungslos. 

Art. 42. 

Wenn nach den Bestimmungen des vorhergehenden 
Artikels die Nichtigkeit der Gesellschaft oder die Nich- 
tigkeit von Handlungen und Beschlüssen ausgesprochen 
worden ist, sind die Gründer, welchen die Nichtigkeit 
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zuzurechnen ist, und die Mitglieder des Verwaltungsrats, 
welche zur Zeit, als der Grund der Nichtigkeit eintrat, 
im Amte waren, (Zusatz vom 1. August 1893:) als Ge- 
samtschuldner den Dritten und den Aktionären für den 
Schaden haftbar, der aus der Nichtigkeitserklärung folgt. 

Diejenigen Gesellschafter, deren Einlagen oder Son- 
dervorteile nicht gemäss Artikel 24 geprüft und genehmigt 
worden sind, können in gleicher Weise gesamtschuld- 
nerisch haftbar erklärt werden. 

(Ges. V. 1. August 1893.) Die Nichtigkeitsklage und 
die daraus folgende Schadensersatzklage unterliegen den 
Vorschriften des vorhergehenden Artikels 8. 

D. HGB. §§ 202, 204; 249. 

Alt. 43. 

Die Ausdehnung und die Wirkungen der Haftbar- 
keit der Revisoren der Gesellschaft gegenüber bestimmen 
sich nach den allgemeinen Regeln des Auftrages. 

Art. 44. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats sind entsprechend 
den Regeln des gemeinen Rechts persönlich oder als 
Gesamtschuldner je nach Lage des Falles der Gesell- 
schaft oder Dritten gegenüber haftbar für Übertretungen 
der Vorschriften dieses Gesetzes sowie für die bei ihrer 
Geschäftsführung begangenen Fehler, namentlich, wenn 
sie fingierte Dividenden verteilt haben oder verteilen 
Hessen, ohne Einspruch zu erheben. 

D. HGB. § 249. 

Art. 4B. 

Die Vorschriften der Artikel 13, 14, 15 und 16 dieses 
Gesetzes finden auf die Aktiengesellschaften Anwendung, 
ohne Unterschied, ob sie bereits bestehen oder ob sie 
sich erst unter der Herrschaft dieses Gesetzes bilden 
werden. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats, welche ohne 
ein Inventar errichtet zu haben oder mittelst eines in be- 
trügerischer Weise aufgestellten Inventars fingierte Di- 
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videnden erzielt haben, werden in diesem Falle mit der 
Strafe belegt, welche in Artikel 15 Ziffer 3 für die Ge- 
schäftsflihrer der Kommanditgesellschaften angedroht ist. 
In gleicher Weise finden die Vorschriften der drei 
letzten Absätze des Artikels 10 auf die Aktiengesell- 
schaften Anwendung. 

D. HGB. § 312. 

Art. 46. 

Die zur Zeit bestehenden Aktiengesellschaften bleiben 
während ihres Bestehens weiter den sie beherrschenden 
Vorschriften unterworfen. 

Sie können sich in den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes entsprechende Aktiengesellschaften umwandeln, 
wenn sie die Genehmigung der Regierung erhalten und 
die Förmlichkeiten beobachten, welche für die Abände- 
rung ihrer Statuten vorgeschrieben sind. 

Art. 47. 

Die Gesellschaften mit beschränkter Haftung ^) können 
sich in Aktiengesellschaften nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes umwandeln, wenn sie entsprechend den 
Bedingungen handeln, welche für die Änderung ihrer 
Statuten festgesetzt sind. 

Die Artikel 31, 37 und 40 des Handelsgesetzbuches 
und das Gesetz vom 23. Mai 1863 über die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung werden aufgehoben. 



Dritter Titel. 

Besondere Bestimmungen für die Gesellschaften 

mit veränderlichem Kapital. 

Art. 48. 

In den Statuten jeder Gesellschaft kann bestimmt 
werden, dass das Gesellschaftsvermögen durch aufein- 
anderfolgende Einzahlungen seitens der Gesellschafter 



i) Die französische Gesellschaft mit beschränkter Haftung (soci6t6 ä 
responsabilit^) limit^e entsprach nicht der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung des Deutschen Rechts. 
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oder durch die Aufnahme neuer Gesellschafter vermehrt, 
sowie dass es durch die völlige oder teilweise Rücknahme 
der gemachten Einlagen vermindert werden kann. 

Die Gesellschaften, deren Statuten die obigen Be- 
stimmungen enthalten, imterliegen den Vorschriften der 
nachfolgenden Artikel und ausserdem den allgemeinen 
Regeln, die ihnen nach ihrer besonderen Form eigenttim- 
lieh sind. 

Art. 49. 

Das Gesellschaftsvermögen kann in den Gründungs- 
statuten der Gesellschaft nicht auf eine Summe über 
200000 Franken festgesetzt werden. 

Durch Beschlüsse der Generalversammlung, die von 
Jahr zu Jahr gefasst werden, kann es vermehrt werden; 
jede dieser Vermehrungen kann nicht mehr als 200000 
Franken betragen. 

Art. 60. 

Die Aktien oder Aktienanteilscheine müssen selbst 
nach ihrer völligen Einzahlung auf den Namen lauten. 
(Der Rest dieses Absatzes ist aufgehoben durch Gesetz 
vom 1. August 1893.) 

Sie können erst nach endgültiger Gründung der Ge- 
sellschaft in den Handel gebracht werden. 

Die Übertragung kann nur im Wege der Überschrei- 
bung in den Büchern der Gesellschaft erfolgen; die 
Statuten können dem Verwaltungsrat oder der General- 
versammlung ein Widerspruchsrecht gegen die Über- 
schreibung geben. 

Art. Bl. 

Die Statuten müssen eine Summe angeben, unter 
welchen Betrag das Kapital durch die Rücknahmen der Ein- 
lagen, die nach Artikel 48 gestattet sind, nicht sinken darf. 

Diese Summe muss wenigstens ein Zehntel des Ge- 
sellschaftsvermögens betragen. 

Die Gesellschaft ist erst nach Einzahlung eines 
Zehntels endgültig gegründet. 
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Art. 62. 

Jeder Gesellschafter kann aus der Gesellschaft aus- 
scheiden^ wenn er es für ang^ebracht hält, wenn nicht 
gegenteilige Abmachungen bestehen und unbeschadet der 
Anwendung des ersten Absatzes des vorhergehenden 
Artikels, 

. Es kann bestimmt werden, dass die Generalver- 
' Sammlung das Recht hat, mit der für die Statutenände- 
rung festgesetzten Mehrheit zu beschliessen, dass einer 
oder mehrere der Gesellschafter aus der Gesellschaft aus- 
zuscheiden haben. 

Der freiwillig oder in Folge des Beschlusses der 
Generalversammlung ausgeschiedene Gesellschafter bleibt 
fünf Jahre hindurch den Gesellschaftern und Dritten ge- 
genüber für alle Verpflichtungen haftbar, welche im 
Augenblick seines Ausscheidens bestanden, 

Art. 53. 

Die Gesellschaften jeder Gesellschaftsform werden 
vor Gericht in gültiger Weise durch die Mitglieder ihres 
Verwaltungsrats vertreten. 

D. HGB, §§ 231, 328. 

Art. 54. 

Die Gesellschaft wird durch Tod, Austritt, Entmün- 
digung, Fallit oder Vermögensverfall eines Gesellschafters 
niemals aufgelöst; sie wird unter den übrigen Gesell- 
schaftern unverändert weitergeführt, 
D. HGB. §§ 330, 177. 



Vierter Titel. 

Bestimmungen über die Veröffentlichung der 

Gesellschaftsurkunden. 

Art. 55. 

Innerhalb eines Monats nach Gründung einer jeden 
Handelsgesellschaft muss eine der beiden Gründungs- 
urkunden, falls sie privatschriftlich abgefasst sind, oder 
eine Ausfertigung, wenn die Gründung in einer notariellen 



Urkunde erfolgte, auf den Gerichtsschreibereien des Frie- 
densgerichtes und des Handelsgerichtes des Ortes nieder- 
gelegt werden, an welchem die Gesellschaft ihren Sitz hat. 
Der Gründungsurkunde der Aktienkommanditgesell- 
schaften und der Aktiengesellschaften sind beizufügen: 

1. eine Ausfertigung der notariellen Urkunde, welche 
die Zeichnung des Gesellschaftskapitals und die Einzah- 
lung des Viertels feststellt; 

2. in den von den Artikeln 4 und 24 vorgesehenen 
Fällen eine beglaubigte Abschrift der von der General- 
versammlung gefassten Beschlüsse. 

Wenn es sich um eine Aktiengesellschaft handelt, 
muss dem Gründungsakt ausserdem die ordnungsmässig 
beglaubigte Liste der Namen der Zeichner beigefügt 
werden, welche Namen, Vornamen, Stand, Wohnung und 
die Zahl der Aktien eines jeden enthält. 

D. HGB. §§ 195, 323, 325. 

Art. 66. 

In der gleichen Monatsfrist muss ein Auszug aus 
der Gründungsurkunde und aus den beigefügten Schrift- 
stücken in einer der Zeitungen bekannt gemacht werden, 
welche zur Aufnahme der gesetzlich vorgeschriebenen 
Anzeigen bestimmt sind. 

Die Einrückung wird durch ein Exemplar der Zei- 
tung nachgewiesen, das von dem Drucker bescheinigt, 
vom Bürgermeister beglaubigt und binnen drei Monaten 
vom Tage seines Datums ab gerechnet einregistriert 
werden muss. 

Die vom vorhergehenden und von diesem Artikel 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten müssen bei Strafe der 
Nichtigkeit hinsichtlich der Beteiligten beobachtet werden ; 
Dritten kann jedoch das Fehlen keiner dieser Förmlich- 
lichkeiten von Seiten der Gesellschafter entgegengehalten 
werden. 

D. HGB. § 199. 

Art. 67. 

Der Auszug muss enthalten: Die Namen der Gesell- 
schafter, soweit sie nicht Aktionäre oder Kommanditisten 
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sind; die Firma oder die von der Gesellschaft angenom- 
mene Bezeichnung und die Angabe des Gesellschafts- 
sitzes ; die Bezeichnung der Gesellschafter, die ermächtigt 
sind, die Geschäfte der Gesellschaft zu führen, sie zu 
verwalten und für sie zu zeichnen; den Betrag des Ge- 
sellschaftskapitals und den Betrag der von den Aktionären 
oder Kommanditisten eingezahlten oder noch einzuzahlen- 
den Beträge; den Zeitpunkt des Beginns und der Been- 
digung der Gesellschaft und das Datum der Hinterlegung 
auf den Gerichtsschreibereien des Friedensgerichts und 
des Handelsgerichts. 

D. HGB. § 199. 

Art. B8. 

Der Auszug muss die Angabe enthalten, ob die Ge- 
sellschaft eine offene Handelsgesellschaft oder eine ein- 
fache Kommanditgesellschaft oder eine Aktienkommandit- 
gesellschaft oder eine Aktiengesellschaft oder eine Gesell- 
schaft mit veränderlichem Kapital ist. 

Ist die Gesellschaft eine Aktiengesellschaft, so muss 
der Auszug den Betrag des Grundkapitals angeben, das 
in Bargeld oder in anderen Gegenständen besteht, sowie 
den Gewinnanteil, der zur Bildung eines Reservefonds 
vorweg zu entnehmen ist. 

Ist die Gesellschaft endlich eine Gesellschaft mit 
veränderlichem Kapital, so muss der Auszug die Angabe 
des Betrages enthalten, unter welchen das Grundkapital 
nicht herabgesetzt werden darf. 

D. HGB. § 199. 

Art. B9. 

Hat die Gesellschaft mehrere in verschiedenen Ar- 

rondissements liegende Zweiggeschäfte, so muss die in 
Artikel 55 vorgeschriebene Niederlegung und die in Ar- 
tikel 56 vorgeschriebene Bekanntmachung in jedem Ar- 
rondissement stattfinden, wo die Zweiggeschäfte bestehen. 
In den in mehrere Arrondissements eingeteilten 
Städten muss die Niederlegung lediglich auf der Gerichts- 
schreiberei des Friedensgerichts der Hauptniederlassung 
erfolgen. 

D. HGB. § 201. 
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Art. 60. 

Der Auszug aus den niedergelegten Haupt- und 
Nebenurkunden muss, sofern es sich um öffentliche Ur- 
kunden handelt, vom Notar, und sofern es sich um pri- 
vatschriftliche Urkunden handelt, von den Gesellschaftern 
der offenen Handelsgesellschaft, von den Geschäftsführern 
der Kommanditgesellschaften oder von den Verwaltungs- 
ratsmitgliedern der Aktiengesellschaften unterschrieben 
sein. 

Art. 61. 

Den in den Artikeln 55 und 56 enthaltenen Förm- 
lichkeiten und Strafvorschriften unterliegen: 

Alle Akte und Beschlüsse, welche die Änderung der 
Statuten, die Fortsetzung der Gesellschaft über den für 
ihre Dauer festgesetzten Zeitpunkt hinaus, die Auflösung 
vor diesem Zeitpunkt und die Art der Liquidation, irgend- 
welche Änderung oder den Austritt von Gesellschaftern und. 
irgend eine Änderung der Gesellschaftsfirma betreffen. 

In gleicher Weise sind den Vorschriften der Ar- 
tikel 55 und 56 die Beschlüsse unterworfen, welche in 
den von den vorhergehenden Artikeln 19, 37, 46, 47 und' 
49 vorgesehenen Fällen gefasst werden. 
D. HGB. § 319. 

Art. 62. 

Die Urkunden, welche über die Vermehrung oder 
Verminderung des Gesellschaftskapitals errichtet werden,, 
die gemäss den Vorschriften des Artikels 48 erfolgen,, 
oder welche gemäss Artikel 52 den Austritt von Gesell- 
schaftern zum Gegenstande haben, die weder Geschäfts- 
führer noch Mitglieder des Verwaltungsrats sind, sind 
den Vorschriften über Niederlegung und Bekanntmachung 
nicht unterworfen. 

Art. 63. 

Handelt es sich um eine Aktienkommanditgesell^ 
Schaft oder um eine Aktiengesellschaft, so hat jedermann 
das Recht, in die auf den Gerichtsschreibereien des Frie- 
densgerichts und des Handelsgerichts niedergelegten Ur- 
kunden Einsicht zu nehmen oder sogar sich auf seine 
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Kosten eine Ausfertigung oder einen Auszug von dem 
•Gerichtsschreiber oder dem Notar, der die Urschrift in 
Verwahrung hat, au^ändigen zu lassen. 

Ebenso kann jedermann verlangen, dass ihm am 
Sitz der Gesellschaft eine beglaubigte Abschrift der Sta- 
tuten gegen Zahlung eines einen Franken nicht über- 
steigenden Betrages ausgehändigt werde. 

Schliesslich müssen die niedergelegten Urkunden in 
den Geschäftsräumen der Gesellschaft an sichtbarer Stelle 
angeheftet werden. 

D. HGB. § 9. 

Art. 64. 

In allen Akten, Rechnungen, Ankündigungen, Be- 
kanntmachungen und anderen gedruckten oder autogra- 
phierten Urkunden, die von Aktiengesellschaften oder 
Kommanditgesellschaften auf Aktien herrühren, müssen 
der Gesellschaftsbezeichnung immer die folgenden, sicht- 
bar und voll ausgeschriebenen Worte: Aktiengesellschaft 
oAtv Kommanditgesellschaft auf Aktien^) und die Angabe 
des Betrages des Gesellschaftskapitals unmittelbar voran- 
gehen oder folgen. 

Hat die Gesellschaft von der in Artikel 48 ein- 
geräumten Möglichkeit^) Gebrauch gemacht, so muss 
dieser Umstand durch die Beifügung dieser Worte y^mit 
veränderlichem Kapital^ ^) erwähnt werden. 

Jede Zuwiderhandlung gegen die vorhergehenden 
Vorschriften wird mit einer Geldstrafe von 50 bis 1000 
Franken bestraft. 

D. HGB. § 20. 

Art. «5. 

Die Vorschriften der Artikel 42, 43, 44, 45 und 46 
des Handelsgesetzbuches werden aufgehoben. 



1) Soci^U anonyme oder soci^t^ en commandite par actions. 

2) Sich all GreseUschaft mit veränderlichem Kapital zu konstituieren. 

3) ä capital variable. 
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Fünfter Titel. 

Tontinen- und Versicherungsgesellschaften. 

Art. 66. 

Absatz 1 aufgehoben durch Ges. v. 17. März 1905 1). 

Absatz 2: Die übrigen Versicherungsgesellschaften 
können ohne Genehmigung der Regierung gegründet 
werden. Eine Verordnung der Staatsverwaltung bestimmt 
die Bedingimgen, unter welchen sie gegründet werden 
können *). 

Art. 67. 

Die gegenwärtig bestehenden, im 2. Absatz des vor- 
hergehenden Artikels bezeichneten Versicherungsgesell- 
schaften, können sich ohne die Genehmigung der Regierung 
den Vorschriften unterwerfen^ welche durch die Verord- 
nung der Staatsverwaltung aufgestellt werden, wenn sie 
die Förmlichkeiten und Bedingungen beobachten^ welche 
für die Änderung ihrer Statuten vorgeschrieben sind. 

Verschiedene Vorschriften. 

Gesetz vom 1. August 1893.) 

Art. 68. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Die Kommanditgesellschaften oder Aktiengesell- 
schaften, die nach den Formen des Handelsgesetzbuches 
oder dieses Gesetzes begründet sind, sind, welches auch 
ihr Gegenstand ist, Handelsgesellschaften und den Han- 
delsgesetzen und Handelsgebräuchen unterworfen. 

D. HGB. §§ 2IO Abs. 2; 320 Abs. 3. 

Art. 69. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Im Namen jeder Handelsgesellschaft kann eine Hy- 
pothek eingeräumt werden zufolge von Vollmachten, die 
in dem Gründungsakt, selbst wenn er nur privatschrift- 
lich abgefasst sein sollte, erteilt sind, oder zufolge von 



i) Abs. I betraf Leibrentengesellschaften (sogenannte Tontinen, nach 
Lorenso Xonti benannt) und Lebensveriicherungsgesellschaften anf Gegen- 
seitigkeit oder gegen Prämien. 

2) ygl. Dekret vom 22. Januar 1S68 Art, i — 42. Dekret vom 
to. Juli 1901. Gesetz vom 17. März 1905, Art. 1—23. 
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Beschlüssen oder Ermächtigungen, die in den durch die 
genannten Akte vorgeschriebenen Formen . beurkundet 
sind. Die Hypothekenurkunde muss in authentischer 
Form gemäss Artikel 2127 des Bürgerlichen Gesetzbuchs*) 
errichtet werden. 

Art. 70. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Wenn die Gesellschaften die Zinsen oder Dividenden 
der Aktien, Obligationen, oder irgendwelcher anderer in- 
folge einer Losziehung rückzahlbar gewordener Papiere 
weiter bezahlt haben, so können sie diese Beträge nicht 
zurückverlangen, wenn das Papier zur Einlösung vor- 
gelegt wird. 

Art. 71. (Ges. v. 1. August 1893.) 

Betrifft Änderung des Artikels 50 Abs. 1. 



Gesetz vom i. August 1893. 
Art. 1 bis 6 ändern das vorstehende Gesetz. 

Übergangsvorschriften. 

Art. 7. 

Für die bereits bestehenden Kommanditgesellschaften 
auf Aktien oder Aktiengesellschaften, ohne Unterschied, 
ob sie vor oder nach dem Gesetz vom 24. Juli 1867 ge- 
gründet sind, besteht die Möglichkeit fort, dass sie ihre 
Aktien in Inhaberpapiere vor vollständiger Einzahlung 
umwandeln können. 

Was die Namenaktien derselben Gesellschaften be- 
trifft, so laufen die beiden Jahre, nach deren Beendigung 
jeder Zeichner oder Aktionär, welcher seinen Titel ab- 
getreten hat, nicht mehr für die noch nicht eingeforderten 
Zahlungen haftet, den Gläubigern gegenüber, welche 
schon vor Verkündigung dieses Gesetzes Gläubiger waren, 
erst von dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
an, unbeschadet der Anwendung des Artikels 2257 *) des 



i) D. h. in notarieller Form. 

2) Artikel 2257 Fr; BGB.: Die Veijährüng läuft nicht: Hinsichtlich 
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Bürgerlichen Gesetzbuchs auf die Forderungen unter einer 
Bedingung oder unter einer Zeitbestimmung und die Ge- 
währleistungsklage. 

Die Vorschriften des Artikels 8 und diejenigen des 
Artikels 42 finden auf die Gesellschaften Anwendung, 
welche bereits unter der Herrschaft des Gesetzes vom 
24. Juli 1867 gegründet wurden. 

Die aus den Artikeln 7 und 41 folgende Nichtig- 
keitsklage kann bei den gleichen Gesellschaften nicht 
mehr angestrengt werden, wenn die Gründe der Nichtig- 
keit im Augenblicke des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
nicht mehr bestehen. 

Die Klage auf Schadensersatz wegen Handlungen, 
welche die Nichtigkeit zur Folge hatten, kann jedoch 
noch drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
gestellt werden. 

Die augenblicklich bestehenden Gesellschaften des 
bürgerlichen Rechts, welche unter andern Formvorschriften 
gegründet sind, können sich, wenn ihre Statuten es nicht 
verbieten, durch Beschluss einer besonders berufenen 
Generalversammlung, die den Vorschriften des Gesell- 
schaftsvertrages wie des. obigen Artikels 31 entspricht, 
in Kommanditgesellschaften oder Aktiengesellschaften um- 
wandeln. 



Verlast and Diebstahl von Inhaberpapieren. 

(Gesetz vom 15. Juni 1872 und vom 8. Februar 1902.) i) 

Art. 1. 

Sind einem Eigentümer seine Inhaberpapiere durch 

einer von einer Bedingung abhängigen Forderung bis zum Eintritt der Be- 
dingung; 

Hinsichtlich einer Gewährleistungsklage bis zum Eintritt der Ver- 
pflichtung zur Herausgabe ; 

Hinsichtlich einer an einem bestimmten Tage fälligen Forderung bis 
zum Eintritt dieses Tages. 

I) Vgl. D. ZPO. §§ 1003-1023; D. BGB. §§ 793—808; D. WO. 
Art. 73, 74; D. HGB. § 367. Nach der herrschenden französischen Mei- 
nung findet das Gesetz vom 15. 6. 1872 auch auf ausländische, an franzö- 
Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 13 
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irgend ein Ereignis abhanden gekommen, so kann er sich 
gegen diesen Verlust in der Weise und unter den Be- 
dingungen, welche in diesem Gesetz bestimmt sind, wieder 
in seine Rechte einsetzen lassen. 

Art. 2. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Der nicht mehr im Besitz befindliche Eigentümer 
lässt dem Verband der Wechselagenten zu Paris durch 
Gerichtsvollzieher eine Einspruchsurkunde zustellen, welche 
Zahl, Natur, Nominalwert, Nummer und gegebenenfalls 
die Serie der Papiere angibt, mit dem Ersuchen, gegen 
Zahlung der Kosten in der nachstehend bezeichneten 
Form die Nummern der Papiere, die ihm abhanden ge- 
kommen sind, bekannt zu machen. 

Soweit möglich soll er ferner angeben : 

1. Zeit und Ort seines Eigentumserwerbs sowie Art 
und Weise seines Erwerbs; 

2. Zeit und Ort der letzten Zins- oder Dividendenzah- 
lungen an ihn; 

3. die seinen Besitzverlust begleitenden Umstände. 
Dieser Akt muss eine Wohnsitzerwählung in Paris 

enthalten. 

In gleicher Weise soll namens des nicht mehr in 
Besitz befindlichen Eigentümers der schuldnerischen An- 
stalt durch Gerichtsvollzieher Zustellung gemacht werden. 

Die Urkunde hat die Angaben zu enthalten, welche 
vorstehend für die Zustellung an den Verband der Wechsel- 
agenten erfordert werden, sowie ausserdem bei Vermei- 
dung der Nichtigkeit eine von dem amtierenden Gerichts- 
vollzieher beglaubigte Abschrift der von dem Verband 
gegebenen Quittung der im nachstehenden Artikel 11 
vorgesehenen Kosten der Bekanntmachung. Diese Quit- 
tung ist gegebenenfalls lediglich dem Stempel von zehn 
Centimes (OFranken 10) unterworfen und von der Ein- 
registrierung befreit. Die Urkunde muss eine Wohnsitz- 



sischen Börsen gehandelte Papiere Anwendung; seine Anwendbarkeit auf 
französische Papiere, die an ausländischen Börsen gehandelt werden, ist 
dagegen wohl zu verneinen. 
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erwählung ^) in der Gemeinde bezeichnen, in welcher die 
schuldnerische Anstalt ihren Sitz hat. 

Die so gemachte Zustellung setzt der Zahlung der 
Hauptsumme wie der Zinsen, die fällig sind oder künftig 
fällig werden, einen Widerspruch entgegen, bis die 
Wiederaufhebung von dem Widersprechenden bewilligt 
oder vom Gericht angeordnet ist, oder bis von dem Ver- 
band der Wechselagenten der schuldnerischen Anstalt die 
Löschung des Widerspruchs erklärt worden ist. 

Handelt es sich um Kupons, die von dem Papier 
losgelöst sind, so ist weder die Zustellung an den Ver- 
band der Wechselagenten noch die Einrückung in den 
täglich erscheinenden Anzeiger erforderlich. Der nicht 
mehr im Besitz befindliche Eigentümer ist nur zum 
Widerspruch der schuldnerischen Anstalt gegenüber ver- 
pflichtet. 

Art. 3. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Ist seit dem Widerspruch ein Jahr verflossen, ohne 
da SS ihm förmlich von einem Dritten, der sich als Eigen- 
tümer des von dem Widerspruch getroö'enen Papiers aus- 
gibt, Einwendungen entgegengesetzt werden, und sind in 
diesem Zeitraum wenigstens zwei Zins- oder Dividenden- 
raten zur Verteilung gelangt, so kann der Widersprechende 
an den Präsidenten des Zivilgerichts seines Wohnsitzes, 
oder, wenn er ausserhalb Frankreichs wohnt, an den 
Präsidenten des Zivilgerichts des Ortes, wo die schuld- 
nerische Anstalt ihren Sitz hat, ein Gesuch richten, um 
die Ermächtigung zu erhalten, die fälligen Zinsen oder 
Dividenden oder sogar den Betrag der von dem Wider- 
spruch getr9Öenen Papiere in dem Falle zu erheben, wo 
der genannte Betrag fällig sein oder werden sollte. 

Das gleiche Recht steht dem nicht im Besitz befind- 
lichen Eigentümer solcher Papiere zu, die kein Recht auf 
Zinsen oder Dividenden geben oder für welche die wieder- 
kehrenden Zahlungen eingestellt sind. Es kann jedoch 



I) Sogenanntes „domicile 61u", entsprechend etwa der Einrichtung 
des Zustellungsbevollmächtigten im deutschen Recht. 
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in diesem Falle nur ausgeübt werden, wenn seit dem 
Widerspruch drei Jahre verflossen sind, ohne dass ihm in 
den oben genannten Fristen Einwendungen entgegen- 
gesetzt wurden. 

Art. 4. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Wenn der Präsident die Genehmigung erteilt, so 
muss der Widersprechende, um die Zinsen oder Divi- 
denden erheben zu können, einen zahlungsfähigen Bürgen 
stellen, dessen Verpflichtung sich auf den Betrag der 
fälligen Jahresraten und ferner auf das Doppelte der zu- 
letzt fällig gewesenen Jahresrate erstreckt. 

Sind seit der Ermächtigung zwei Jahre verflossen, 
ohne dass dem Widerspruch in den Fristen des Artikels 3 
Einwendungen entgegengesetzt werden, so wird der Bürge 
ohne weiteres frei. 

Kann oder will der Widersprechende den erforder- 
lichen Bürgen nicht stellen, so kann er nach Vorlage der 
Ermächtigung von der Gesellschaft verlangen, dass die 
fälligen oder die künftig fällig werdenden Zinsen oder 
Dividenden nach Massgabe ihrer Fälligkeit bei der Hin- 
terlegungsstelle hinterlegt werden. 

Sind seit der Ermächtigung zwei Jahre verflossen, 
ohne dass dem Widerspruch in den Fristen des Artikels 3 
Einwendungen entgegengesetzt wurden, so kann der 
Widersprechende bei der Hinterlegungsstelle die hinter- 
legten Beträge abheben und die künftig fälligen Zinsen 
oder Dividenden nach Massgabe ihrer Fälligkeit frei er- 
heben. 

Art. 5. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Ist die Hauptsumme der von dem Widerspruch be- 
troffenen Papiere fällig geworden, so kann der Wider- 
sprechende, welcher die obige Ermächtigung erhalten 
hat, ihren Betrag abheben, wenn er einen Bürgen stellt. 
Wenn er es vorzieht, kann er von der Gesellschaft ver- 
langen, dass der Betrag der genannten Hauptsumme bei 
der Hinterlegungstelle hinterlegt werde. 
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Sind seit dem Zeitpunkt der Fälligkeit zehn Jahre 
und seit der Ermächtigung mindestens fünf .Jahre ver- 
flossen, ohne dass dem Widerspruch in den Fristen des 
Artikels 3 Einwendungen entgegengesetzt wurden, so 
wird der Bürge frei, und, falls eine Hinterlegung statt- 
fand, kann der Widersprechende bei der Hinterlegungs- 
stelle die hinterlegten Beträge abheben. 

Art. 6. 

Die Zahlungsfähigkeit des nach den Vorschriften 
der vorhergehenden Artikel zu stellenden Bürgen ist wie 
in Handelssachen zu beurteilen. Erheben sich Schwierig- 
keiten, so hat der Präsident des Gerichts am Sitze der 
schuldnerischen Anstalt durch eine einstweilige Verfügung 
zu entscheiden. 

Dem Widersprechenden ist gestattet, an Stelle eines 
Bürgen ein Faustpfand zu geben. Dieses Faustpfand kann 
in Staatsrentenpapieren bestellt werden. Nach Ablauf 
der für das Freiwerden des Bürgen festgesetzten Fristen 
wird es zurückgegeben. 

Art. 7. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Wird die Genehmigung, von der in Artikel 3 ge- 
sprochen ist, verweigert, so kann der Widersprechende 
durch ein Gesuch die Sache bei dem Zivilgericht seines 
Wohnsitzes, oder wenn er ausserhalb Frankreichs wohnt, 
bei dem Zivilgericht des Sitzes der schuldnerischen An- 
stalt anhängig machen, welches nach Anhörung des 
Staatsanwalts entscheidet. Das bei dem genannten Ge- 
richt erwirkte Urteil hat die Wirkung einer ermächtigen- 
den Verfügung. 

Art. 8. 

Handelt es sich um Inhaberkupons, die vom Papier 
losgelöst sind, so kann der Widersprechende, wenn dem 
Widerspruch Einwendungen nicht entgegengesetzt w^erden, 
drei Jahre nach der Fälligkeit und dem Widerspruch, den 
Betrag der genannten Kupons von der schuldnerischen 
Anstalt verlangen, ohne verpflichtet zu sein, sich eine 
Genehmigung zu verschaffen. 
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Art. 9. 

Die nach den oben aufgestellten Regeln an den 
Widersprechenden gemachten Zahlungen befreien die 
schuldnerische Anstalt gegenüber jedem dritten Inhaber, 
der sich nachher melden würde. Der dritte Inhaber, zu 
dessen Nachteil die genannten Zahlungen geleistet sein 
sollten, behält lediglich ein persönliches Klagerecht gegen 
den Widersprechenden, der seinen Widerspruch ohne 
Grund eingelegt hat. 

Art. 10. 

Meldet sich, bevor die schuldnerische Anstalt frei 
geworden ist, ein dritter Inhaber der von dem Wider- 
spruch getroflfenen Papiere, so muss die genannte Anstalt 
diese Papiere gegen eine dem dritten Inhaber übergebene 
Quittung vorläufig zurückhalten; ausserdem muss sie den 
Widersprechenden durch eingeschriebenen Brief von der 
Vorlegung des Papiers benachrichtigen und ihm dabei 
den Namen und die Adresse des dritten Inhabers be- 
kannt geben. Die Wirkungen des Widerspruches bleiben 
dann in der Schwebe, bis das Gericht zwischen dem 
Widersprechenden und dem dritten Inhaber entschie- 
den hat. 

Art. 11. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Nach Einsicht der in Artikel 2 erwähnten Zustellung 
und des darin enthaltenen Gesuchs ist der Verband der 
Wechselagenten zu Paris verpflichtet, die Nummern der 
Papiere, deren Abhandenkommen ihm mitgeteilt ist, be- 
kannt zu machen. 

Diese Bekanntmachung, die bezweckt, dem Verkauf 
oder dem Umsätze der genannten Papiere vorzubeugen, 
hat spätestens am zweitfolgenden Tage durch Vermittlung 
und unter der Verantwortlichkeit des Verbandes der 
Wechselagenten zu Paris in einem täglichen Anzeiger zu 
erfolgen, der in den Formen und unter den Bedingungen 
eingerichtet und herausgegeben wird, welche durch ein 
obrigkeitliches Reglement bestimmt werden. 

Dasselbe Reglement setzt die Summe des jährlich 
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vom Widersprechenden als Kosten der Bekanntmachung 
zu zahlenden Betrages fest. Dieser Jahresbetrag ist an 
die Kasse des Verbandes im Voraus zu zahlen, andern- 
falls die Widerspruchserklärung nicht angenommen oder 
die Bekanntmachung nach Ablauf des Jahres, für welches 
der Betrag gezahlt worden ist, nicht weiter veröffent- 
licht wird. 

Einen Monat nach Verfall der nicht erneuerten Be- 
kanntmachung lässt der Verband der schuldnerischen 
Anstalt die Liste der Papiere zugehen, für welche der 
Widerspruch im Anzeiger nicht aufrechterhalten ist; zu- 
gleich ist sie zu benachrichtigen, dass diese Mitteilung 
die Aufhebung (der Sperre) vertritt für alle Zahlungen 
von Kupons, Kapitalsrückzahlungen, Konvertierungen, 
Übertragungen usw. und sie voll und ganz entlastet, falls 
die als im Anzeiger gestrichen angezeigten Nummern 
genau tibereinstimmen mit den Nummern, die in den Ver- 
zeichnissen der Gesellschaft als vom Widerspruch ge- 
troffen, eingetragen sind. 

Art. 12. 

Jeder Verkauf oder Umsatz, der an einem Orte nach 
dem Tage erfolgt, an welchem der Anzeiger durch die 
Post dorthin gelangt ist, oder dorthin hätte gelangen 
können, ist dem Widersprechenden gegenüber wirkungs- 
los, unbeschadet des Rückgriffsrechts des dritten Inhabers 
gegen seinen Verkäufer oder gegen den Wechselagenten, 
durch dessen Vermittlung der Verkauf stattfand. Der 
dritte Inhaber kann in dem vom vorhergehenden Artikel 
vorgesehenen Falle auch den in nicht gehöriger Form 
oder ohne Berechtigung erfolgten Widerspruch an- 
fechten. 

Die Wechselagenten sind, wenn ihnen bösgläubiges 
Handeln nicht nachgewiesen wird, für die durch ihre 
Vermittlung erfolgten Verkäufe nur verantwortlich, wenn 
ihnen der Widerspruch persönlich angezeigt oder durch 
den Verband in dem Anzeiger bekannt gemacht wor- 
den ist. 
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Art. 13. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Die Wechselagenten müssen die Nummern der Pa- 
piere, die sie kaufen oder verkaufen, in ihre Bücher ein- 
tragen. 

Sie haben in den Schlussscheinen über den Kauf 
die gelieferten Nummern zu erwähnen. Ein obrigkeit- 
liches Reglement bestimmt den Satz der Entschädigung, 
die dem Wechselagenten für diese Eintragung der Num- 
mern zusteht. 

Der Verkauf» der jede spätere Bekanntmachung des 
Widerspruchs wirkungslos macht, wird in dem Augen- 
blick als vollendet angesehen, wo die Eintragungen der 
Nummern der für Rechnung des Auftraggebers verkauften 
oder von ihm gelieferten Papiere in die Bücher des 
Wechselagenten erfolgt ist. 

Erfolgt die Veröffentlichung nach dieser Eintragung, 
aber vor Lieferung oder Überschreibung an den Auftrag- 
geber oder an den kaufenden Wechselagenten, so kann 
der Widersprechende auf das seitens des Wechselagenten 
oder jedes anderen Berechtigten gestellte Gesuch um 
Aufhebung der Sperre die Papiere gegen Ersatz des 
Preises in Anwendung des Artikels 2280 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches') für sich beanspruchen. 

Art. U. 

Die Bestimmungen der Artikel 2279 und 2280 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches ^) sind, was Verkauf oder Um- 



1) Artikel 2280 Fr. BGB.: Wenn der gegenwärtige Besitzer der ge- 
stohlenen oder verlorenen Sache die letztere auf einer Messe, auf einem 
Markte, oder in einer öffentlichen Versteigerung, oder von einem Kauf- 
manne, welcher derartige Sachen vertreibt, gekauft hat, so kann der ur- 
sprüngliche Eigentümer die Rückerstattung nur dann verlangen, wenn er 
dem Besitzer den Kaufpreis ersetzt. (Ges. v. 11. 7. 1892.) Der Vermieter, 
welcher gemäss Artikel 2102 BGB. die Herausgabe der ohne seine Ein- 
willigung entfernten Mobilien verlangt, welche in gleicher Weise gekauft 
wurden, muss dem Käufer in gleicher Weise den von ihm gezahlten Kauf- 
preis ersetzen. 

2) Art. 2279 Fr. BGB.: Bei Mobilien gilt der Besitz als Rechtstitel. 
Jedoch kann derjenige, der eine Sache verloren bat oder dem sie gestohlen 
wurde, 3 Jahre lang, vom Tage des Verlustes oder des Diebstahls an ge- 
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Satz vor der Bekanntmachung des Widerspruchs betrifft, 
nicht aufgehoben. 

Art. 16. (Ges. v. 8. Febr. 1902.) 

Sind, seitdem der Widersprechende die Ermächtigung 
gemäss Artikels erhalten hat, zehn Jahre verflossen und 
ist während dieses Zeitraums der Widerspruch bekannt 
gemacht worden, ohne dass ihm Einwendungen in den 
Fristen des genannten Artikels entgegengesetzt wurden, 
so kann der Widersprechende von der schuldnerischen 
Anstalt verlangen, dass ihm ein gleichartiges Papier an 
Stelle des ersten ausgehändigt werde. Dieses Papier 
muss dieselbe Nummer wie das ursprüngliche Papier 
tragen und die Erwähnung enthalten, dass es als Duplikat 
ausgestellt ist. 

Das als Duplikat ausgestellte Papier gewährt die- 
selben Rechte wie das ursprüngliche Papier und kann 
unter den gleichen Bedingungen gehandelt werden. 

In dem von diesem Artikel behandelten Falle ver- 
fällt das ursprüngliche Papier, und der Dritte, der es 
nach Aushändigung des neuen Papiers an den Wider- 
sprechenden vorlegt, hat nur eine persönliche Klage gegen 
diesen, falls der Widerspruch ohne Berechtigung ein- 
gelegt ist. 

Der Widersprechende, welcher von der Anstalt ein 
Duplikat verlangt, hat die Kosten, die er verursacht, zu 
tragen.» 

Er muss ausserdem im Voraus die im Anzeiger 
unter der Rubrik der verfallenen Papiere erfolgte Be- 
kanntmachung für die Zahl der Jahre bezahlen, die durch 
den, dem Papier beigefügten Kuponbogen bestimmt wird, 
ohne dass diese Bekanntmachung in irgend einem Falle 
auf eine geringere Zeit als zehn Jahre beschränkt werden 
könnte. 



rechnet, die Herausgabe von demjenigen verlangen, in dessen Händen er 
sie findet; der Letztere behält seinen Anspruch gegen denjenigen, von 
welchem er sie erhielt. — Art. 2280 vgl. Anm. zu Art. 13. 
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Ein obrigkeitliches Reglement i) setzt die Höhe der 
Kosten fest, welche an den Verband für die weitere Bekannt- 
machung über die zehnjährige Frist hinaus zu zahlen sind. 

Für die Papiere ohne Kupons muss der Wider- 
sprechende dem Verband den Preis für die Bekannt- 
machung in der Rubrik für verfallene Papiere für zehn 
Jahre im Voraus entrichten. 

Art. 16. 

Die Vorschriften des vorliegenden Gesetzes finden 
auf die Inhaberpapiere, die von den Departements, den 
Gemeinden und öffentlichen Anstalten ausgegeben sind, 
Anwendung; sie finden jedoch keine Anwendung auf die 
Noten der Bank von Frankreich, auf die gleichartigen 
Noten, die von den gesetzlich ermächtigten Anstalten 
ausgegeben sind und auf die vom Staat ausgegebenen 
Renten und anderen Inhaberpapiere, welche' weiterhin den 
in Kraft befindlichen Gesetzen, Erlassen und Verord- 
nungen unterliegen. 

Jedoch sind die von der Finanz Verwaltung für die 
Aushändigung der Duplikate der verlorenen, gestohlenen 
oder vernichteten Papiere verlangten Sicherheiten zurück -^ 
zugeben, wenn binnen der folgenden zwanzig Jahre seitens 
dritter Inhaber kein Antrag wegen Rückständen oder 
Kapital gestellt worden ist. Der Fiskus ist dem Inhaber 
der ursprünglichen Titel gegenüber endgültig befreit, un- 
beschadet des persönlichen Klagerechts desselben gegen 
denjenigen, welcher das Duplikat erhalten hat. 

Art. 17. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Der Inhaber eines vom Widerspruch getroffenen 
Papiers kann die Aufhebung dieses Widerspruchs auf 
folgende Art verfolgen: 

Er lässt dem Widersprechenden eine Aufforderung 
(sommation) zustellen, wonach dieser binnen einem Monat 
die Eigentumsklage anzustrengen hat, die bei dem Zivil- 
gericht des Wohnortes des gegenwärtigen Inhabers des 
Papiers anhängig zu machen ist. 

I) S. Dekret v. 8. 5. 1902 S. 285. 
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Diese Aufforderung wird am Wohnsitz des Wider- 
sprechenden und, wenn dieser keinen bekannten Wohnsitz 
in Frankreich hat, an dem Wohnsitz zugestellt, der in 
dem dem Verbände der Wechselagenten zu Paris zu- 
gestellten Widerspruch erwählt ist. 

Sie soll soweit wie möglich die Herkunft und den 
Grund der Innehabung des Papiers sowie das Datum, von 
dem ab der Inhaber im Stande ist, den Nachweis darüber 
zu führen, angeben. 

Im Falle des Erwerbes durch Kauf hat sie den Be- 
trag des Kaufpreises anzugeben und auch die Abschrift 
eines vom Verband der Wechselagenten ausgestellten 
Zeugnisses zu enthalten, welches das Datum erwähnt, an 
dem die Papiere zuerst im Anzeiger erschienen sind ; das 
genannte Zeugnis ist der Gebühr für die Einregistrierung 
nicht unterworfen. 

Ergeht die Aufforderung auf das Gesuch eines 
Wechselagenten unter den in Absatz 4 des Artikels 13 
vorgesehenen Bedingungen, so muss sie einen beglau- 
bigten Auszug, der mit den Büchern des Wechsel- 
agenten übereinstimmt, enthalten, der die Eintragungen 
der Nummern der Papiere vor ihrer Veröffentlichung im 
Anzeiger feststellt. 

Diese Aufforderung muss ausserdem die Ladung des 
Widersprechenden vor Gericht zur Sitzung über einst- 
weilige Verfügungen vor den Präsidenten des Gerichts 
des Wohnsitzes des Inhabers binnen einer Frist, die 
mindestens einen Monat betragen muss, enthalten, um 
dort die Verkündung der Aufhebung der Sperre in den 
unten aufzuzählenden Fällen anzuhören. 

Art. 18. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Wenn am Sitzungstage, der in der Ladung zur Ver- 
handlung über die einstweilige Verfügung bestimmt ist, 
der Widersprechende nicht die Anstellung der Eigen- 
tumsklage nachweist, so muss der über die einstweiligen 
Verfügungen entscheidende Richter auf sofortige Aut- 
hebung erkennen. 
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Das Gleiche ist der Fall, obwohl der Widersprechende 
die Eigentumsklage angestellt hat, wenn der Inhaber 
durch einen Schlussschein des Wechselagenten oder durch 
andere unverdächtige Beweisurkunden aus der Zeit vor 
Einlegung des Einspruchs beweist, dass er seit einem 
dem Datum der Bekanntmachung des Widerspruchs vor- 
hergehenden Datum Eigentümer der mit der Eigentums- 
klage zurückgeforderten Wertpapiere ist, und wenn ferner 
der Widersprechende nicht die Rückzahlung des Ankaufs- 
preises unter den in Artikel 2280 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches i) vorgesehenen Bedingungen anbietet. 

Der über die einstweiligen Verfügungen entschei- 
dende Richter kann auf Aufhebung erkennen, selbst wenn 
der Inhaber sein Eigentum in keiner Weise nachweist, 
wenn der Widersprechende zur Stütze seiner Eigentums- 
klage keine einzige Tatsache anführt, oder keine einzige 
Urkunde vorbringt, welche derartig ist, dass sie die Be- 
. gründung seiner Behauptungen wahrscheinlich erscheinen 
lässt. 

Der über die einstweiligen Verfügungen entschei- 
dende Richter hat in allen Fällen, wo auf Aufhebung er- 
kannt wird, die Befugnis, über die Kosten zu entscheiden. 

Mit der Zustellung der Verfügung, die von einem 
Zeugnis über die Rechtskraft entsprechend den Vor- 
schriften des Artikels 548 der Zivilprozessordnmig be- 
gleitet ist, an die schuldnerische Anstalt und an den 
Verband, müssen die schuldnerische Anstalt und der Ver- 
band den Widerspruch als null und nichtig ansehen. 

Sie sind frei und entlastet und können andere Ur- 
kunden oder Nachweise nicht verlangen. 

Art. 19. (Ges. v. 8. Februar 1902.) 

Ein Dekret in Form eines obrigkeitlichen Regle- 
ments^) wird bestimmen: 

1. Die Formen und Bedingungen der gemäss dem letzten 
Absätze des Artikels 11 zu gebenden Benachrich- 
tigung ; 

i) Art. 2280: vgl. Anm. zu Art. 13. 

3) Vgl. Dekret vom 8. Mai 1902 S. 285. 
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2. Die Formen und Bedingungen, wie die von Artikel IS 
vorgesehenen Bücher, die zur Eintragung der ver- 
kauften und der von den Auftraggebern gelieferten 
Papiere bestimmt sind, zu führen sind, sowie die 
Kontrolle, welcher sie unterworfen sind. 

Dekret vom 8. Mai 1902, 

in Ausführung des Artikels 15 Absatz 6 des Ges. vom 

15. Juni 1872 
8. Februar 1902. 

Art. 1. 

Die Kosten der weiteren Bekanntmachung, welche 

nach Ablauf der zweiten Periode von 10 Jahren in Ar- 
tikel 15 Absatz 6 des obengenannten Gesetzes für die 
verfallenen Papiere vorgesehen ist, beträgt 25 Centimes- 
jährlich für jede Nummer des Wertpapieres. 

Dekret vom 1. Oktober 1862 
betreffend die Wechselagenten i). 

Art. 1 bis 5 

enthalten die Voraussetzungen zur Ernennung als Wechsel- 
agent. 

Art. 6. 

Die Wechselagenten sind verpflichtet, falls sie von 
den Parteien darum ersucht werden, über die ihnen ge- 
zahlten Beträge und die bei ihnen in Depot gegebenen 
Wertpapiere Quittung zu geben. 

Art. 7. 

Den Wechselagenten ist verboten, in Frankreich an 
einem andern Orte als dem, für welchen sie ernannt sind^ 
oder im Auslande, Beauftragte zu haben, die angewiesen 
sind, sie zu vertreten oder ihnen Aufträge direkt zu über- 
mitteln. 

Art. 8 

(enthält Vorschriften über die Bekanntmachung der Ge~ 
Schäftsteilhaber der Wechselagenten) 

I) s. auch Dekret v. 7. Oktober 1890 S. 287 flf. 
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Termingeioh&fte. 

Gesetz vom 28. März 1885 über Termingeschäfte. 

Art. l. 

Alle Termingeschäfte in Staats- und andern Papieren, 
und allf Geschäfte zwecks Lieferung von Lebensmitteln 
und Waren werden als gesetzmässig anerkannt. Niemand 
kann, um sich den daraus folgenden Verpflichtungen zu 
entziehen, sich auf Artikel 1965 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches*) stützen, selbst wenn sie durch Zahlung der 
blossen DilQFerenz geregelt werden sollten. 

Art. 2. 

Die Artikel 421 und 422 des Strafgesetzbuches wer- 
den aufgehoben*). 

Art. 3. 

Aufgehoben werden die Vorschriften der alten Be- 
schlüsse des Staatsrats vom 24. September 1724, vom 
7. August und 2. Oktober 1785 und 22. September 1786; 
Artikel 15, I. Kapitel und Artikel 4, II. Kapitel des Ge- 
setzes vom 28. Vendemiaire des Jahres IV ; die Artikel 85 
Absatz 3 und 86 des Handelsgesetzbuches. 

Art. 4. 

Artikel 13 des Beschlusses vom 27. Prairial des 
Jahres X wird folgendermassen geändert: 

Jeder Wechselagent ist für Lieferung und Zahlung 
dessen, was er verkauft und gekauft hat, verantwortlich. 
Seine Kaution dient als Sicherung für diese Haftung. 

Art. 6. 

Die Bedingungen für die Ausführung der Termin- 
geschäfte durch die Wechselagenten werden durch das 
in Artikel 90 des Handelsgesetzbuches vorgesehene obrig- 
keitliche Reglement festgesetzt^). 



i) Art. 1965: Spielschulden und Wetten sind nicht klagbar. 

2) Die genannten Artikel betrafen das Verbot der DifFerenzgeschäfte 
in Staatspapieren. 

3) Vgl. das Dekret vom 7. Oktober 1890 S. 287. 
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Dekret vom 7. Oktober 1890 

in Ausführung des Artikels 90 des Handelsgesetzbuches 
und des Gesetzes vom 28. März 1885, über 

Termingeschäfte. 

(Auszug.) 
I. Organisation der Wechselagenten^), (Art. 1 bis 37.) 

Die Wechselagenten sind Kaufleute, zugleich jedoch 
Beamte, welche durch ministerielles Dekret ernannt wer- 
<ien. (Art. 2.) Die Zahl der Stellen ist begrenzt ; in Paris 
z. B. sind 70 Stellen. Zur Schaffung neuer und zur Auf- 
hebung bestehender Stellen ist ebenfalls ein ministerielles 
Dekret erforderlich, das erst nach Anhörung des Handels- 
gerichts sowie der Syndikatskammer (bzw. der Versamm- 
lung der vorhandenen Wechselagenten) ergehen darf. 
<Art. 13 bis 14.) 

Die Wechselagenten werden vereidigt, nachdem sie 
eine Kaution eingezahlt haben. (In Paris 250000 Franken; 
Lyon 40000 Franken; Marseille und Bordeaux 30000 
Franken; Toulouse und Lille 12000 Franken. Vgl. Ar- 
tikel 4 des Dekretes vom 1. Oktober 1862.) Diese Kau- 
tion haftet für die Versehen der Wechselagenten. (Vgl. 
-auch Artikel 55 Absatz 3 des Dekrets vom 7. Oktober 
1890.) 

Die Wechselagenten können sich mit Teilhabern 
-vereinigen; die letzteren sind jedoch lediglich mit einer 
Kapitalseinlage beteiligt. (Art. 6.) 
Parkett. (Art. 15 bis 16.) 

An den Börsen mit wenigstens 6 Stellen für Wechsel- 
agenten kann durch ministerielles Dekret ein Parkett*) 
eingerichtet werden. (Art. 15 bis 16.) 
Syndikatskammern. (Art. 17 bis 30.) 

An den Börsen, welche ein Parkett aufweisen, wer- 
den Syndikatskammern errichtet, die aus einem Syndikus 
und je nach der Zahl der Wechselagenten aus 2 bis 8 
Beisitzern bestehen. (Art. 17.) 

1) S. oben Dekret v. i. Oktober 1862 S. 285. 

2) S. oben Anm. zu Art, 75; über Coulissiers und die Nichtigkeit 
<ler von ihnen ausgeführten Geschäfte s. oben S. 14. 
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rie Syndikatskammer hat folgende Aufgaben: 

1. Sie hat Disziplinargewalt gegenüber den Wechsel- 
agenten. (Art. 21 ZijQf. 1; Art. 23.) 

2. Sie hat Streitigkeiten aus geschäftlichen Anlässen 
zwischen den Wechselagenten untereinander oder mit 
Dritten auszugleichen und zu verhindern, oder, soweit 
dies nicht gelingt, ihr Gutachten zum Streitfall abzugeben, 
(Art. 21 Ziff. 2.) 

3. Sie hat die Interessen der Wechselagenten nach 
aussen zu vertreten und die gemeinsame Kasse zu ver- 
walten. (Art. 21 Ziff. 3; Art. 26.) 

Hilfspersonen der Wechselagenten. (Art. 34 bis 37.) 
Die Wechselagenten können Angestellte mit ihrer 
Vertretung betrauen, soweit es sich nicht um die Be- 
urkundung des Abschlusses der Geschäfte selbst (la n^- 
gociation) und die Unterzeichnung der Schlussscheine und 
der ihnen gesetzlich besonders zugeschriebenen Zeug- 
nisse handelt. (Art. 34 und 76.) 
II. Geschäftsabschlüsse. (Art. 38 bis 75.) 

1. Allgemeines. (Art. 38 bis 42.) 

Die Wechselagenten beziehen für ihre Abschlüsse 
eine Courtage, deren Höhe für die einzelnen Plätze fest- 
gesetzt ist. An diese Courtagesätze sind die Agenten 
gebunden. (Art. 38.) 

Sie müssen das Berufsgeheimnis wahren, soweit die 
Natur des Geschäfts nicht die Nennung des Auftrag- 
gebers verlangt oder die letzteren die Wechselagenten 
vom Berufsgeheimnis entbinden. (Art. 40.) 

Die Abschlüsse sind sofort in ein besonderes Buch 
einzutragen. (Art. 41.) Über die übergebenen Gelder und 
Wertpapiere muss von den Wechsel agenten Quittung er- 
teilt werden. 

2. Abschlüsse in Staatspapieren und anderen der 
Kursnotierung unterliegenden Papieren. (Art. 43 
bis 54.) 

Die Wechselagenten versammeln sich zu den fest- 
gesetzten Stunden auf der Börse. Die Preise der An- 
gebote und Nachfragen müssen bei Barabschlüssen stets, 
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bei Terminabschlussen nur soweit dies besonders vor- 
geschrieben ist, in ein besonderes Register eingetragen 
werden. (Art. 43.) Ausnahmen bestehen für die Geschäfte 
zum ersten, zum letzten und zum mittleren Kurs. (Art. 44.) 

Der Wechselagent, welcher ein nicht den regel- 
mässigen Anforderungen entsprechendes Papier lieferte, 
muss binnen drei Tagen nach Reklamation ein ordnungs- 
mässiges Papier liefern und ist ausserdem zum Schadens- 
ersatz verpflichtet. (Art. 48.) 

Die Überschreibung von Namenaktien im Aktien- 
buch kann nach Abschluss des Geschäfts für 10 Tage 
ausgesetzt werden. (Art. 49.) 

Ist der Wechselagent seinen Verpflichtungen zur 
Lieferung oder Zahlung nicht innerhalb der vorgeschrie- 
benen Fristen nachgekommen und sind diese Verpflich- 
tungen dem Rechtsgrunde nach nicht bestritten, so kann 
der Auftraggeber den Wechselagenten durch aussergericht- 
lichen Akt in Verzug setzen und binnen 24 Stunden der 
Syndikatskammer hiervon Mitteilung machen. Diese 
Kammer führt dann auf Kosten und Gefahr des Wechsel- 
agenten den Auftrag aus. (Art. 55.) 

Sondervorschriften für Tageskäufe (Kassageschäfte). 

(Art. 58 bis 59.) 

Der Wechselagent kann vor Ausführung des Ab- 
schlusses die Einhändigung der Papiere oder des Kauf- 
preises verlangen. (Art. 58.) Kommt der Auftraggeber 
diesen Verpflichtungen trotz einer (mittelst eines ein- 
geschriebenen Briefes erfolgenden) Mahnung nicht binnen 
3 Tagen nach, so ist der Wechselagent berechtigt, das 
Geschäft auf Kosten und Gefahr des säumigen Auftrag- 
gebers auszuführen. (Art. 59.) 

Sonderregeln für Termingeschäfte. (Art. 60 bis 69.) 

Der Wechselagent kann vor Ausführung der Ter- 
minsgeschäfte Deckung verlangen. Besteht die Deckung 
in Wertpapieren, so kann er diese mangels Lieferung 
oder Zahlung am Verfalltage verkaufen. (Art. 61.) 

Hat sich der Auftraggeber den Rücktritt gegen Zah- 

Marx, Die französische Handelsgesetzgehung. 19 
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lung einer Prämie vorbehalten, so kann die zu fordernde 
Deckung diese Prämie nicht übersteigen, solange der 
Auftraggeber sich nicht entschieden hat. (Art. 62.) 

Die Ausgleichung erfolgt am Stichtage. (Art. 65.) 
Hat derselbe Auftraggeber demselben Wechselagenten 
mehrere Aufträge zur Ausführung gegeben, so werden 
die Aufträge entsprechend verrechnet. Aufträge des* 
selben Auftraggebers oder mehrerer Auftraggeber bei 
verschiedenen Wechselagenten können nur mit Zustim- 
mung der Beteiligten verrechnet werden. (Art. 66.) 

Die Börsenoperationen zwischen den Wechselagenten 
werden durch eine Zentralstelle geregelt, die von der 
Syndikatskammer eingerichtet ist. Diese gleicht die Auf- 
träge imter den Wechselagenten aus und überschreibt 
den letzteren Gewinn und Verlust. (Art. 68.) 

Sonderregeln für gerichtliche und Zwangs verkaufe 
und für Verkäufe von Werten, die Minderjährigen oder 
Entmündigten gehören. (Art. 70 bis 73.) 

Für gerichtliche Verkäufe bestehen Sondervor- 
schriften über Bekanntmachungen. Für Wertpapiere ohne 
Kursnotierung ist das Übergebot zulässig. (Art. 70.) 

Über die Zulässigkeit der Veräusserung von Werten 
Minderjähriger und Entmündigter hat sich der Wechsel- 
agent zu vergewissern. (Art. 72.) 

3. Abschlüsse in kaufmännischen Papieren und 
Metallen. (Art. 74 bis 75.) 

Die Schlussscheine über Wechsel und Anweisungen 
müssen Angaben über Menge, Art, Fälligkeit und den 
Preis enthalten. (Art. 74.) 

Diese Vorschriften finden auch Anwendung bei Ab- 
schlüssen über Metalle, 

III. Kursnotierung, (Art. 77 bis 80.) 

Die Kurse sind in ein Register einzutragen, in der 
Börse anzuschlagen und bekanntzumachen. (Art. 77 u. 78.) 
Der Kursanzeiger muss wenigstens den ersten und den 
Schlusskurs sowie den höchsten und niedrigsten Kurs 
angeben. 



Gesetz vom 12. März 1900 
xur Uaterdrflclcang d«r Missbrftuche bdl Verkäufen von 

Börsenpapieren auf Kredit. 
Art. 1. 

Auf Verlangen des Käufers muss, unbeschadet aller 
Rechte auf Schadensersatz, selbst wenn mit der Ausfüh- 
rung begonnen worden ist, jede privatschriftlich unter 
irgend einer Form vereinbarte Abtretungserklärung über 
Wertpapiere oder Teile von solchen, welche der Börsen- 
notierung unterliegen, für nichtig erklärt werden, wenn 
ihre Zahlung ganz oder zum Teil in Fristen erfolgen soll 
und wenn sie gegen eine der Vorschriften der nach- 
stehenden Artikel 2 und 3 verstösst. 

Art. 2. 

Die Urkunde muss in doppelter Urschrift ausgefertigt 
sein und jede Ausfertigung muss eine Bemerkung hier- 
über enthalten. 

Jede Ausfertigung muss deutlich, voll ausgeschrieben 
und in klarer Weise angeben: 

1 . einen der Kurse, die an der Pariser Börse in den 
der Abtretung vorausgehenden vier Tagen notiert worden 
sind, und mangels einer Notierung in dieser Zeit die 
letzte Kursnotierung; 

2. die Nummer jedes der verkauften Wertpapiere; 

3. den gesamten Verkaufspreis für jedes Wertpapier, 
einschliesslich Stempel und Kosten der Einziehung durch 
die Post oder in anderer Weise; 

4. den Zinsfuss, die Fristen und Bedingungen der 
Rückzahlung. 

Art. 3. 

Die Teilzahlungen können nicht auf einen Zeitraum 
von mehr als zwei Jahren verteilt werden. 

Art. 4. 

Der Verkäufer ist verpflichtet, das verkaufte Papier 
zu behalten. Er kann sich desselben weder entäussern 
noch es verpfänden. Er muss es auf Verlangen des 
Käufers jedesmal vorlegen. 



Jede entgegengesetzte Abmachung ist nichtig. 

Das gleiche ist der F^ll bezüglich jeder Klausel 
oder Bemerkung, welche direkt oder indirekt die all- 
gemeinen Vorschriften über die Zuständigkeit abändert. 

Art. 5. 

Der Verkäufer, welcher zum Nachteile des Käufers 
das von ihip verkaufte Papier unterschlagen, beseitigt 
oder verpländet hat, wird mit den in Artikel 406 des 
Strafgesetzbuchs enthaltenen Strafen >) belegt. Artikel 463 
kann Anwendung finden. 

Art. 6. 

Es ist den Anstalten, welche den Verkauf von Bör- 
senpapieren auf Kredit betreiben, verboten, in ihrer Be- 
nennung die Bezeichnung „Sparkasse'^ (caisse d*6pargne) 
zu führen. Ihre Djrektoren können im Falle der Zuwider- 
handlung gegen dieses Verbot mit Geldstrafe von 25 bis 
3000 Franken bestraft werden. 

Art. 7. 

Die Vorschriften des vorliegenden Gesetzes finden 
auf die Börsenaufträge keine Anwendung. 

Gesetz vom 18. Juli 1866 und vom 22. März 1893 

über Warenmäkler. 

Auszug. 

Das Gewerbe eines Warenmäklers ist seit dem 
Jahre 1867 für jedermann freigegeben. (Art. 1.) Es kann 
jedoch vom Handelsgericht eine Liste von solchen Waren- 
mäklern des Bezirkes aufgestellt werden, welche die Ein- 
tragung nachgesucht und nach Prüfung der vorgeschrie- 
benen Förmlichkeiten erhalten haben. Diese eingeschrie- 
benen Mäkler leisten einen Eid, ihren Beruf gewissenhaft 
zu erfüllen. Sie unterliegen der Disziplinargewalt einer 
Syndikatskammer (Art. 2), deren Mitglieder jährlich von 
den eingetragenen Warenmäklern gewählt werden. (Art. 3.) 



i) Strafen: 2 Monate bis 2 Jahre Gefängnis, und Geldstrafe nicht 
unter a5 Franken ; eine Herabsetzung der Strafe ist möglich, wenn mildernde 
Umstände vorliegen. 



Die öffentlichen Versteigerungen von Wären, die 
nach gesetzlicher Vorschrift von einem Mäkler vor zu- 
nehmen sind, müssen durch einen eingetragenen Mäkler 
erfolgen. Wo eine Liste nicht geführt wird, bezeichnet 
der Präsident des Handelsgerichts den Mäkler. (Art. 4.) 

Sollen in einem allgemeinen Magazin niedergelegte 
Waren abgeschätzt werden, und haben sich die Parteien 
nicht auf bestimmte Mäkler geeinigt, so können die ein- 
getragenen Mäkler mit der Abschätzung beauftragt wer- 
den. (Art. 5.) 

Es ist dem Warenmäkler verboten, Waren, die er 
abgeschätzt oder zur Versteigerung gebracht hat, für 
eigene Rechnung zu erwerben. Bei Zuwiderhandlung 
wird er von der Liste gestrichen und ist den Parteien 
schadensersatzpflichtig. (Art. 6.) 

Hat er an einer Sache ein persönliches Interesse, 
so muss er die Parteien davon vorher in Kenntnis setzen; 
andernfalls ist er strafbar. (Art. 7.) 

Die Kursnotierung erfolgt durch die etwa vorhan- 
denen eingeschriebenen Warenmäkler. (Art. 9.) 

Soheokgeietz ^) 

vom 14. Juni 1865. 
Art. 1. 

Der Scheck ist ein Schriftstück, welches unter der 
Forpi eines Auftrages zur Zahlung dem Aussteller dazu 
dient, zu seinen eigenen Gunsten oder zugunsten eines 
Dritten den ganzen oder einen Teil des Betrages einzu- 
ziehen, für den ihm auf seine Rechnung bei dem Be- 
zogenen Kredit eingeräumt ist und zur Verfügung steht. 
Er muss von dem Aussteller unterschrieben sein 
und das Datum des Tages seiner Ausstellung tragen*). 

1) Vgl. D. HGB. §§ 363—365; Art. 17 des Einführungsgesetzes 
zum D. HGB.; § 808 D. BGB. 

2) Gesetz vom 19. Februar 1874 Art. 5: Der Scheck muss femer 
den Ausstellungsort enthalten. Das Datum des Ausstellungstages muss von 
der Hand dessen, der den Scheck geschrieben hat, voll ausgeschrieben sein. 



Er kann nur auf Sicht gezogen werden. Er kann 
auf den Inhaber oder zugunsten einer bestimmten Person 
lauten. 

Er kann an Order lauten und ist selbst durch Blanko- 
indossament übertragbar. 

Art. 2. 

Der Scheck kann nur auf einen Dritten gezogen 
werden, der vorher Deckung hat; er ist auf Präsentation 
zahlbar. 

Art. 3. 

Der Scheck kann von einem Orte aus auf einen an- 
deren oder auf den gleichen Platz gezogen werden. 

Art. 4. 

Die Ausstellung eines Schecks, selbst wenn er von 
einem Ort auf einen andern Ort gezogen ist, stellt nicht 
bereits an und für sich ein Handelsgeschäft dar. 

Jedoch finden die Vorschriften des Handelsgesetz- 
buches, die für den Wechsel über die gesamtschuldnerische 
Haftung des Ausstellers und der Indossanten, über den 
Protest und über die Rückgriffsklage bestehen, auf die 
Schecks Anwendung. 

Art. 6. 

Der Inhaber eines Schecks muss dessen Zahlung 
binnen fünf Tagen fordern, eingerechnet den Tag, an 
welchem er datiert ist, falls der Scheck von dem Orte 
aus gezogen ist, auf den er lautet, und binnen einer 
Woche, eingerechnet den Tag, an welchem er datiert ist, 
wenn er von einem andern Orte aus gezogen ist. 

Der Inhaber eines Schecks, welcher dessen Zahlung 
binnen der oben genannten Fristen nicht verlangt, ver- 
liert seinen Rückgriff gegen die Indossanten; er verliert 
auch seinen Rückgriff gegen den Aussteller, wenn die 



Der Scheck, selbst der auf den Inhaber lautende, wird von demjenigen, 
der ihn zu Geld macht, quittiert, die Quittung wird datiert. Jede Verein- 
barung zwischen dem Aussteller, dem rechtmässigen Inhaber oder dem 
Bezogenen, welche bezweckt, die Zahlbarkeit des Schecks auf Sicht und 
auf die erste Aufforderung hin zu ändern, ist ohne weiteres nichtig. 
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Deckung nach den genannten Fristen durch die Schuld 
des Bezogenen nicht mehr vorhanden ist. 

Zusatz. Die vorstehenden Regeln finden auf die 
im Ausland ausgestellten aber in Frankreich zahlbaren 
Schecks Anwendung. Entspricht ein solcher Scheck nicht 
den oben in Artikel 1 aufgezählten Vorschriften, so un- 
terliegt er dem Stempel für Handelspapiere. Alle Betei- 
ligten haften als Gesamtschuldner für den Stempel und 
die Stempelstrafe von 6 Prozent. (Art. 9 des Ges. vom 
19. Februar 1874.) 

Die Platzschecks unterliegen einem festen Stempel 
von 20 Centimes, die Distanzschecks einem Mindeststempel 
von 10 Centimes. (Art. 8 des Ges. vom 19. Februar 1874.) 



Allgemeine Lagerhäuser. Warrants. 

Gesetz vom 28. Mai 1858 und 31. August 1870, betreffend 
die in allgemeinen Lagerhäusern niedergelegten Waren. 

Art. 1. 

Die in Gemässheit des Dekrets vom 21. März 1848 
errichteten und in Zukunft zu gründenden Lagerhäuser 
nehmen Rohstoffe, Waren und Fabrikate von Kaufleuten 
und Gewerbetreibenden zur Lagerung an. 

Die den Einlagerern ausgestellten Empfangsscheine 
müssen deren Namen, Beruf und Wohnsitz sowie die Art 
der eingelagerten Ware und die besonderen Angaben zur 
Feststellung der Identität und zur Bestimmung ihres 
Wertes enthalten. 

Art. 2. ' 

Jedem Empfangsschein über Waren ist unter der 
Bezeichnung „Warrant" ein Pfandschein beigefügt, welcher 
dieselben Angaben wie der Empfangsschein enthält. 

Art. 3. 

Die Empfangsscheine und Warrants können durch 
Indossament zusammen oder einzeln übertragen werden. 
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Art. 4. 

Das Indossament des von dem Empfangsschein ge- 
trennten Warrants gilt als Verpfändung der Ware zu- 
gunsten des Zessionars des Warrants. 

Das Indossament des Empfangsscheins überträgt dem 
Zessionar das Verftigungsrecht über die Ware mit der 
Massgabe, dass, wenn der Warrant nicht mit dem Empfangs- 
schein zugleich tibertragen wurde, er die Forderung zu 
zahlen hat, welche durch den Warrant gesichert ist, oder 
dass er deren Betrag aus dem für die Waren erzielten 
Erlös bezahlen lassen muss. 

Art. 5. 

Das Indossament des Empfangsscheines und des 
Warrant, die zusammen oder getrennt übertragen werden, 
muss ein Datum tragen. 

Ausserdem muss das Indossament des von dem 
Empfangsschein getrennten Warrant den Gesamtbetrag 
der gesicherten Forderung nach Kapital und Zinsen an- 
geben, femer das Datum ihrer Fälligkeit und Namen, 
Beruf und Wohnsitz des Gläubigers. 

Der erste Gläubiger des Warrants muss die Indos- 
sierung unverzüglich in die Register des Magazins mit 
den sie begleitenden Angaben eintragen lassen. Diese 
Eintragung wird auf dem Warrant vermerkt. 

Art. 6. 

Der Inhaber des von dem Warrant getrennten 
Empfangsscheines kann die durch denselben gesicherte 
Forderung selbst vor ihrer Fälligkeit zahlen. 

Ist der Inhaber des Warrants nicht bekannt, oder 
ist er bekannt aber mit dem Schuldner nicht über die 
Bedingungen einig, unter denen die Vorherzahlung er- 
folgen soll, so ist der geschuldete Betrag einschliesslich 
der Zinsen bis zur Fälligkeit bei der Verwaltung des 
allgemeinen Lagerhauses zu hinterlegen; diese bleibt da- 
für verantwortlich und diese Hinterlegung macht die 
Ware frei. 
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Art. 7. 

Mangels Zahlung bei Fälligkeit kann der Inhaber 
des von dem Empfangsschein getrennten Warrants eine 
Woche nach erhobenem Protest und ohne jede gericht- 
liche Förmlichkeit die verpfändete Ware im Ganzen zur 
öffentlichen Versteigerung bringen und zwar in den Formen 
und durch die öffentlichen Beamten, die im Gesetz vom 
28. Mai 1858 genannt sind. 

Falls der erste Indossant des Empfangsscheins die 
Einlösung bewirkt hat, kann er eine Woche nach Fällig- 
keit und ohne dass eine weitere Inverzugsetzung nötig 
wäre, gegen den Inhaber des Empfangscheines die Ware 
so versteigern lassen, wie es im vorhergehenden Absatz 
gesagt ist. 

Art. 8. 

Der Gläubiger wird für seine Forderung gleich und 
ohne gerichtliche Förmlichkeiten aus dem Erlös vor- 
zugsweise vor allen Gläubigern befriedigt; nur folgende 
Abzüge gehen ihm vor: 1. indirekte Abgaben, Gebühren 
für Octroi (Ortseingangszoll) und Zollabgaben, die auf 
der Ware ruhen; 2. Kosten für Verkauf, Lagerung und 
die andern zur Erhaltung der Sache aufgewendeten Kosten. 

Meldet sich der Inhaber des Empfangsscheins nicht 
beim Verkauf der Ware, so ist der Überschuss über den 
dem Inhaber des Warrants geschuldeten Betrag, wie in 
Artikel 6 gesagt, bei der Verwaltung des allgemeinen 
Lagerhauses zu hinterlegen. 

Art. 9. 

Der Inhaber des Warrant hat gegen den Entleiher 
und die Indossanten erst dann ein Rückgriffsrecht, wenn 
er seine Rechte in Bezug auf die Ware geltend gemacht 
hat und wenn diese zur Deckung nicht ausreichte. 

Die in den Artikeln 165 und folgende des Handels- 
gesetzbuches für die Ausübung des Rückgriffsrechts gegen 
die Indossanten bestimmten Fristen laufen erst von dem 
Tage ab, wo der Verkauf der Ware stattfand. 

Der Inhaber des Warrant verliert sein Rückgriffs- 



recht gegen die Indossanten stets, wenn er nicht inner- 
halb eines Monats von dem Datum des Protestes an ge- 
rechnet den Verkauf veranlasst. 
Art. 10. 

Die Inhaber von Empfangsscheinen und Warrants 
haben beim Eintritt von Unfällen auf die geschuldeten 
Versicherungsgelder die gleichen Rechte und Privilegien 
wie auf die versicherte Ware. 

Art. 11. 

Die öffentlichen Kreditanstalten können die Warrants 
wie Handelspapiere annehmen unter Befreiung von einer 
der in ihren Statuten geförderten Unterschriften. 

Art. 12. 

Wer einen Empfangsschein oder einen Warrant ver- 
loren hat, kann auf Verlangen durch richterliche Ver- 
fügung, wenn er sein Eigentum nachweist und Sicherheit 
leistet, ein Duplikat erhalten, falls es sich um den Emp- 
fangsschein handelt, oder Zahlung der gesicherten For- 
derung, falls es sich um den Warrant selbst handelt. 
Art. 13. 

Die Empfangsscheine müssen gestempelt sein; sie 
unterliegen zwecks Einregistrierung nur einer festen Ge- 
bühr von 1 Frank. 

(Art. 13 Abs. 2 — 4, Art. 14 — 15 interessieren nicht.) 

Dekret vom 12. März 1859 

zur Ausführung des Gesetzes vom 28. Mai 1858 betreffend 
den Handel mit Waren, die in allgemeinen Lagerhäusern 
eingelagert sind, sowie den öffentlichen Verkauf der 

Waren im Ganzen. 

Auszug. 

Die im Gesetz vom 28. Mai 1858 vorgesehenen 
öffentlichen Verkaufshallen können nur mit Genehmigung 
des Präfekten errichtet werden. (Art. 1.) 

Die Inhaber haben eine Kaution zu hinterlegen, 
deren Betrag zwischen 3000 und 30 000 Franken wechselt. 
(Art. 2.) 



Die Lagerhalter sind für die Bewachung und Er- 
haltung der ihnen anvertrauten Waren verantwortlich, 
soweit nicht die natürliche Beschaffenheit oder höhere 
Gewalt die Ursache eines Verlustes ist. (Art. 3.) 

Die Lagerhäuser müssen jedermann ohne Unterschied 
zur Lagerung oder zum Verkauf von Waren oflfen ge- 
stellt werden. (Art. 6.) Wenn die Inhaber von Empfangs- 
schein und Warrant gemeinsam es verlangen, müssen die 
Waren in verschiedene Lose zerlegt und über jedes Los 
ein neuer Empfangsschein imd ein Warrant erteilt wer- 
den. (Art. 15.) 

Auf Vorlegung des protestierten Warrant hin muss 
die Verwaltung des Lagerhauses den Verkauf durch 
einen Mäkler, den der Inhaber des Warrant bezeichnet, 
möglichst erleichtern. Der Käufer erhält die Ware nur, 
wenn er 1, das Protokoll über den Verkauf vorlegt, 2. die 
Zahlung der bevorrechtigten Gebühren und Kosten und 
des auf den Warrant geliehenen Betrages nachweist; 
3. den etwaigen Mehrerlös, der dem Inhaber des Empfangs- 
scheins zusteht, hinterlegt hat. (Art. 18.) 

Zusatz. Ein besonderes Gesetz vom 30. April 1906 
hat über die landwirtschaftlichen Warrants Be- 
stimmungen getroffen. Hiernach kann auch der Landwirt 
ein Darlehen auf die Erzeugnisse seiner Landwirtschaft 
oder auf die gewerblichen Produkte seines Betriebes — 
soweit sie nicht zu den Immobilien gerechnet werden — 
aufnehmen und darüber einen Warrant ausstellen. Die 
Verbringung der verpfändeten Mobilien in ein Lagerhaus 
oder in das Gewahrsam Dritter ist nicht erforderlich; 
vielmehr kann der Eigentümer die Sachen selbst in Ge- 
wahrsam behalten. (Art. 1.) Der landwirtschaftliche War- 
rant ist, wie der kaufmännische Warrant, durch Indossa- 
ment übertragbar. (Art. 10.) 

öffentliche Versteigerung von Warenbeständen im Ganzen 

(marchandises en gros.) 

Gesetz vom 28. Mai 1858. 

Dekret vom 12. März 1859, 30. Mai 1863. 
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Gesetz vom 3. Juli 1861. 
: Dekret vom 6. Juni 1863. 

Dekret vom 29. August 1863. 

Femer bezüglich neuer Waren: 

Gesetz vom 11. Juni 1858 betr. Verkauf im Grossen. 

Gesetze vom 25. Juni 1841 und vom 30. Dezember 
1906 betr. Kleinverkauf neuer Waren. 

Der öffentlichen Versteigerung unterliegen alle Mo- 
bilien, ausgenommen Giftstoflfe, Kriegswaffen und die 
Gegenstände, deren Verkauf ein Staatsmonopol bildet, 
z. B. Zündhölzer und Tabak. Durch besondere Gesetze 
ist geregelt: 

1. die Versteigerung neuer Waren (s. unten), 

2. die Versteigerung von Ernten, 

3. die Versteigerung von Schiflfen. 

Die Versteigerung wird stets durch staatlich dazu 
bestimmte Personen vorgenommen (Ges. v. 22. Pluv. VII.), 
in Paris stets durch die beauftragten Taxatoren (com- 
missaires-priseurs, Ges. v. 27. Ventose IX.), soweit es sich 
um körperliche Sachen handelt; andere zur Versteige- 
rung bestellte Personen sind die Notare, die Gerichts- 
schreiber der Friedens- und Handelsgerichte und die Ge- 
richtsvollzieher, sowie endlich die Handelsmäkler. 

Der Zuschlag wird dem Meistbietenden erteilt. Der 
versteigernde Beamte kann für eigene Rechnung nichts 
erwerben. 

Verkauf neuer Waren. 

Verkauf im Grossen. Der Verkauf neuer Waren im 
Grossen muss vorher bekanntgemacht, die Ware selbst 
zur Besichtigung auch zugänglich gemacht werden. Die 
Ware kann in Lose geteilt und ein Mindestpreis für die 
einzelnen Lose festgesetzt werden. 

Kleinverkauf, Die Versteigerung neuer Waren im 
Kleinverkauf ist im allgemeinen verboten (Ges. v. 25. Juni 
1841 Art. 1). Ausnahmen werden gemacht zugunsten 
der Esswaren und der Krämerwaren; ferner ist die Ver- 
steigerung neuer Waren erlaubt^ wenn Gesetz oder Ge- 
richt sie anordnen, ferner bei Verkäufen wegen Sterbefall, 
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Fallit und Geschäftsaufgabe, und in den Fällen, wo nach 
Ansicht des Handelsgerichts ein dringender Grund es 
rechtfertigt. Art. 2.) 

Im übrigen ist der Kleinverkauf neuer Waren, der 
als Ausverkauf, Liquidationsverkauf, Zwangsverkauf oder 
Schleuderverkauf erfolgt, von der Genehmigung des Bür- 
germeisters abhängig. (Ges. V. 30. Dezember 1906.) 



Verkauf und Verpfändung . eines Handelsgeschäfts. 
Gesetz vom 17. März 1909 und vom 1. April 1909. 

Auszug. 

Durch Gesetz vom 1. März 1898 hatte in Artikel 2075 
des Bürgerlichen Gesetzbuches eine Vorschrift Aufnahme 
gefunden, welche die Verpfändung eines Handelsgeschäfts 
von der Eintragung in ein besonderes gerichtliches Re- 
gister abhängig machte. Diese vereinzelte Bestimmung 
ist jetzt durch das Gesetz über Verkauf und Verpfändung 
eines Geschäfts (fonds de commerce) vom 17. März 1909 
und durch das (lediglich Übergangsbestimmungen ent- 
haltende) Gesetz vom 1. April 1909 ersetzt. Das Gesetz 
vom 17. März 1909 hat die zahlreichen Zweifelsfragen, 
zu denen das Gesetz vom Jahre 1898 Veranlassung ge- 
geben hatte, nur zum Teil gelöst. 

Das Gesetz behandelt im I. Kapitel den Verkauf 
eines Handelsgeschäfts (Art. 1 — 7); das II. Kapitel ent- 
hält Vorschriften über die Verpfändung eines Handels- 
geschäfts (Art. 8—12); das III. Kapitel handelt von der 
Geltendmachung des Pfandrechts und dem Erlöschen der 
Forderungsrechte (Art. 13 — 23) und gibt eine Reihe von 
Formvorschriften (Art. 24 — 38). Den Schluss bilden einige 
Übergangsbestimmungen. 

I. Verkauf eines Handeslgeschäfts. (Art. 1 — 7.) 

Das Gesetz schränkt das Pfandrecht, welches Ar- 
tikel 2102 Ziffer 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem 
Verkäufer von Mobilien wegen seiner Kaufpreisforderung 
gibt, erheblich ein. Das Pfandrecht wird davon ab- 
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hängig gemacht, dass der Kaufvertrag schriftlich (nota- 
riell oder privatschriftlich) abgeschlossen und in ein Re- 
gister auf der Gerichtsschreiberei des Handelsgerichts 
des Bezirks, in welchem das Geschäft betrieben wird, 
binnen zwei Wochen seit dem Datum des Kaufvertrages 
eingetragen wird» 

Das Pfandrecht des Verkäufers erstreckt sich auf 
die im Kaufvertrage und im Gerichtsregister angeführten 
Gegenstände. Ist hieraus genaueres nicht zu entnehmen, 
so erstreckt sich das Pfandrecht nur auf Bezeichnung 
und Namen des Geschäfts, auf die Rechte aus dem Miet 
vertrag und die Kundschaft, also nicht ohne weiteres 
auch auf die Aussenstände und die Waren. Die im 
Register des Handelsgerichts rechtzeitig erfolgte Ein- 
tragung gewährt ein Vorrecht, welches allen andern 
auf den gleichen Gegenständen lastenden Pfandrechten 
vorgeht. 

Artikel 1 654 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gibt dem 
Verkäufer im Falle der Nichtzahlung des Kaufpreises 
eine Klage auf Auflösung des Vertrages. Dieses Recht 
wird durch Artikel 550 des Handelsgesetzbuches erheb- 
lich eingeschränkt. Artikel 2 des Gesetzes vom 17. März 
1909 erklärt die Klage auf Aufhebung des Vertrages 
wegen Nichtzahlung des Kaufpreises nun für zulässig, 
wenn sich der Verkäufer jenes Recht vorbehalten hat 
und der Vorbehalt eingetragen ist. Vor Erhebung der 
Auflösungsklage muss der Verkäufer den eingetragenen 
Gläubigern Mitteilung machen, damit diese innerhalb eines 
Monats dafür Sorge tragen können, dass ihre Rechte ge- 
schützt werden. 

Der Verkauf eines Geschäfts wird öffentlich in den 
Zeitungen bekannt gemacht, damit etwaige Interessenten 
gegen die Auszahlung des Kaufpreises an den Verkäufer 
Widerspruch erheben können. (Art. 3 und 4.) Die Gläu- 
biger, welche eingetragen sind oder Widerspruch erhoben 
haben, können den Kaufvertrag und die Widersprüche 
einsehen; soweit sie nicht gedeckt werden, können sie 
eine nochmalige Versteigerung beantragen, wenn sie ein 
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Übergebot abgeben, welches den Verkaufspreis um ein 
.Sechstel übersteigt. (Art. 5.) Materialien und Waren- 
bestände werden hierbei nicht eingerechnet. 

II. Verpfändung des Geschäfts. (Art. 8—12.) 

Wird das Geschäft nicht verkauft, sondern lediglich 
verpfändet, so kann der Pfandgläubiger nicht verlangen, 
dass ihm das Geschäft in Anrechnung auf seine Forde- 
rung und in Höhe seiner Forderung übereignet werde. 
<Art. 8.) 

Gegenstand eines unter den oben genannten Formen 
^ustandegekommenen Pfandrechts kann sein: Der Name 
und die Bezeichnung des Geschäfts, die Rechte aus dem 
Mietsvertrage, die Kundschaft, Geschäftseinrichtung, Vor- 
räte und Werkzeuge, die zum Geschäftsbetriebe dienen, 
Patent- und Lizenzrechte, Marken- und Zeichenrechte, 
Muster- und Modellrechte und überhaupt alle zum Ge- 
schäft gehörigen, Kunst, Wissenschaft oder Handel be- 
treflfenden Eigentumsrechte, Von der Verpfändung aus- 
geschlossen sind also z. B. Aussenstände, Warenbestände, 
Geschäftsbücher und Geschäftspapiere sowie die zum Ge- 
schäft gehörigen Immobilien. Eine Verpfändung dieser 
Gegenstände ist von der Beobachtung der besonderen 
iierfür bestehenden Vorschriften abhängig. (Vgl. z. B. für 
Forderungen und Waren Artikel 2073 flf. des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und Artikel 91 ff. des Handelsgesetzbuchs 
imd das Gesetz vom 28. Mai 1858 betr. die Warrants.) 

Enthält der Verpfändungsakt keine näheren Bestim- 
mungen darüber, was verpfändet wird, so erstreckt sich 
•das Pfandrecht nur auf Bezeichnung und Namen des 
Geschäfts, auf die Rechte aus dem Mietvertrage sowie 
auf die Kundschaft. (Art. 9.) 

Der Pfandvertrag muss schriftlich (notariell oder 
privatschriftlich) abgefasst und einregistriert und sodann 
binnen zwei Wochen in ein öffentliches Register auf der 
Gerichtsschreiberei des Handelsgerichts eingetragen wer- 
den. (Art. 10 und 11.) 

Der Rang des Pfandrechts richtet sich nach dem 
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Datum der Eintragung. Die Eintragungen vom gleichen 
Tage haben gleichen Rang. (Art. 12.) 

Im Falle des Fallits oder der gerichtlichen Liqui- 
dation finden die Artikel 446, 447 und 448 Absatz 1 des 
Handelsgesetzbuches über die Nichtigkeit gewisser Rechts- 
handlungen Anwendung. (Art. 11 Abs. 2.) 

III. Gemeinsame Regeln für Verkauf und Verpfändung 
eines Geschäfts. (Art. 13—38.) 

1. Geltendmachung des Pfandrechts und Erlöschen 
der eingetragenen Forderungen. (Art. 13 — 23.) 

Mindestens zwei Wochen vor einer Verlegung des 
Geschäfts muss der Schuldner dem Gläubiger seine Ab- 
sicht und den Ort der neuen Niederlassung mitteilen. 
Verkäufer bezw. die Pfandgläubiger können die Geschäfts- 
verlegung binnen zwei Wochen in dem die Verpfändung 
enthaltenden Register eintragen lassen. Wenn der Ver- 
käufer oder Pfandgläubiger seine Einwilligung zur Ge- 
schäftsverlegung verweigert und wenn das Geschäft durch 
die Verlegung entwertet wird, oder wenn neue Pfand- 
rechte eingetragen werden, können die eingetragenen 
Forderungen auf Antrag vom Gericht für fällig erklärt 
werden. (Art. 13.) 

Eingetragene Verkäufer und Pfandgläubiger können 
dem Schuldner eine Zahlungsaufforderung zustellen und 
falls er nicht binnen einer Woche zahlt, bei Gericht den 
Verkauf des verpfändeten Geschäftes beantragen. (Art. 16.) 

Der betreibende Gläubiger hat dem Eigentümer und 
den eingetragenen Gläubigern mindestens zwei Wochen 
vor dem Verkauf die Aufforderung zuzustellen, sich über 
die Verkaufsbedingungen zu unterrichten, ihre Einwen- 
dungen zu erheben und dem Verkaufe beizuwohnen. 
Mindestens zehn Tage vor dem Verkaufe müssen An- 
schläge an der Türe des Geschäfts, am Bürgermeisteramt 
und am Handelsgericht, welche die näheren Angaben 
über den Verkauf des Geschäftes enthalten, angebracht 
werden; die gleichen Angaben werden auch durch die 
Zeitung veröffentlicht. (Art. 17.) 



— 305 — 

Im Falle einer Vollstreckung kann der Gläubiger 
oder der Schuldner nach erfolgter Mitteilung an die Gläu- 
biger und den Eigentümer und nach erfolgter Bekannt- 
machung (vgl. Art. 17) den Verkauf des Geschäftes ein* 
schliesslich Einrichtung und Waren bei Gericht bean- 
tragen ; erforderlichenfalls ernennt das Gericht einen pro- 
visorischen Geschäftsführer und erlässt die näheren Be- 
stimmungen über die Verkaufsbedingungen. (Art. 15.) 
Zwischen Ankündigung und Bewirkung des Verkaufs 
muss ein Zeitraum von 10 Tagen liegen. Sollen nicht 
alle zum Geschäft gehörigen Werte verkauft werden, so 
kann jeder Gläubiger die Beteiligten vor Gericht laden 
und den Verkauf des ganzen Geschäfts beantragen. Die 
Preise für die Einrichtung und die Warenbestände werden 
hierbei gesondert festgesetzt. (Art. 20.) 

Erhebt ein Gläubiger Klage auf Zahlung einer Ge- 
schäft sforderung, so kann er zugleich beantragen, dass 
das Geschäft wegen dieser Forderung nach Massgabe der 
obigen Vorschriften verkauft werde. (Art. 18.) 

Erfüllt der Ersteher die bei der Versteigerung über- 
nommenen Verpflichtungen nicht, so wird das Geschäft 
nochmals versteigert. Für einen etwaigen Ausfall bleibt 
der erste Ersteher ersatzpflichtig. (Art. 19.) Eine erneute 
Versteigerung infolge Abgabe eines höheren Gebotes 
findet in der Regel (Ausnahme Art. 23) nicht statt. (Art. 21.) 

Beim Verkauf eines Geschäfts gehen die bestehenden 
Pfandrechte des Verkäufers und des Pfand gläubigers 
nicht unter. Wer ein Geschäft auf andere Weise als in 
öffentlicher Versteigerung erwirbt, muss die eingetragenen 
Gläubiger benachrichtigen ; die Unterlassung der Benach- 
richtigung hat die Fälligkeit der Forderungen zur Folge. 
(Art. 22.) 

2. Form der Eintragung und Mitwirkung des Ge- 
richtsschreibers. (Art. 24—34.) 

Der Kauf- bezw. Verpfändungsvertrag wird zugleich 
mit den übrigen erforderiichen Mitteilungen der Gerichts- 
schreiberei eingereicht. (Art. 24.) Der Gerichtsschreiber 
bewirkt die Eintragung in das Register und erteilt eine 

Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 20 



Bescheinigung über die erfolgte Eintragung (Art. 25), er 
vermerkt auch etwa eintretende Änderungen. (Art. 26.) 

Die Eintragung sichert das Pfandrecht für die Dauer 
von fünf Jahren von dem Datum der Eintragung ab ge- 
rechnet; die Zinsen für einen zwei Jahre nicht über- 
steigenden Zeitraum haben gleichen Rang. Wird das 
Pfandrecht nicht vor Ablauf der fünf Jahre erneuert, so 
erlischt es. (Art. 28.) 

Die Löschung des Pfandrechts erfolgt auf Grund 
einer notariellen Bewilligung des Gläubigers oder seiner 
Rechtsnachfolger, oder auf Grund eines rechtskräftigen 
Urteils. (Art. 29.) Für die Klage auf Erteilung der 
Löschungsbewilligung ist das Handelsgericht des Ortes 
der Eintragung zuständig. (Art. 30.) Die Löschung er- 
folgt durch Eintragung eines Vermerks am Rande. Die 
Beteiligten können die Erteilung einer Bescheinigung 
hierüber verlangen. (Art. 31.) 

Auszüge aus dem Register werden von den Gerichts- 
schreibern auf Verlangen jedem erteilt. (Art. 32.) Für die 
Richtigkeit dieser Auszüge haften die Gerichtsschreiber. 
(Art. 33.) . 

Beruht das Pfandrecht auf einem Orderpapier (z. B. 
auf einem Wechsel), so geht es zugleich mit der For- 
derung über. (Art. 27.) 

Handelsbräuche. 

Gesetz vom 13. Juni 1866 über die Handelsgebräuche. 

An. 1. 

Bei den Handelskäufen werden mangels gegenteiliger 

Abmachung Bedingungen, Tara und die übrigen Gebräuche, 
welche in der diesem Gesetze beigefügten Übersicht auf- 
gezählt sind, für den ganzen Staat zu Grunde gelegt. 

Verzeichnis 

zu dem Gesetze über die Handelsbräuche. 

Erster Teil. 
Allgemeine Regeln. 
I. Jede nach Gewicht verkaufte Ware wird nach 
Brutto- oder Nettogewicht verkauft. 



Das Bruttogewicht umfasst das Gewicht der Ware 
und ihrer Verpackung. Das Nettogewicht ist das der 
Ware ohne das Gewicht ihrer Verpackung. 

Die Tara ist beim Verkauf das als mutmasslich an- 
genommene Gewicht der Verpackung. Die Tara findet 
sich bei gewissen Waren, bei welchen zur Erleichterung 
des Handels das Auspacken nicht üblich ist. 

II. Jede nach Gewicht verkaufte Ware, die im Ver- 
zeichnisse nicht erwähnt wird, wird nach Nettogewicht 
verkauft. 

III. Der Verkäufer ist berechtigt, unter Verzicht auf 
die gewöhnliche (Usu-)Tara selbst im Laufe einer Liefe- 
rung das Nettogewicht zu verlangen. 

IV. Bei der nach Bruttogewicht verkauften Ware 
muss die Verpackung der Handelsüblichkeit entsprechen. 

V. Die Verpackung (Leinwand, Fass, Stückfass, 
Kiste usw.) verbleibt dem Käufer, ausser in den im Ver- 
zeichnis enthaltenen Fällen. 

VI. Ist die Ware doppelt verpackt, so ist die innere 
Verpackung im Nettogewicht einbegriffen, soweit sie üb- 
licherweise als Ware angesehen wird und soweit es den 
Gewohnheiten des Handels entspricht. 

VII. Unter Seetonne wird die Befrachtungstonne 
verstanden, über die in Ausführung der Artikel 3 und 6 
des Gesetzes vom 3. Juli 1861 Bestimmung getroffen ist. 

VIII. Neben den im nachstehenden Verzeichnis ent- 
haltenen Ausnahmen wird weder ein Nachlass (don) noch 
Zugabe (surdon), noch Refaktie gegeben. 

IX. An den Seeplätzen werden alle nicht fabrizierten 
Waren mit 2 Prozent Nachlass (Diskont) bei Barzahlung 
verkauft, und wenn der Verkäufer die Aufhebung eines 
Zahlungszieles ganz oder zum Teil bewilligt, so wird ein 
Nachlass (Diskont) von ^/^ Prozent monatlich berechnet. 
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Zweiter Teil. 



Sonderregeln flir gewisse Waren. 



Ware 


Tara 


Bräuche 
und Bemerkungen 


Ackersenf s. Samen 






Alkohol s. Spirituosen 






Arsenik 






1. weiss 

2. gelb 

3. rot 


II Kilo 
7 Kilo 
4 Itilo 


In Fässchen v. 200205 Kilo 
„ „ ,, 100-105 „ 


Assa foetida 






I. in Säcken 


2 Prozent 


^ 


2. in Kisten oder 
Fässern 


Nettogewicht 




Bambus s. Rohr 






Bauholz 




Die Bretter werden nach 
dem laufenden Meter 
verkauft. 

Die Dauben werden pro 
Hundert verkauft. 

Die Balken usw. werden 
nach Kubikmetern ver- 
kauft. 

Die Messimg der Balken 
erfolgt nach einzelnen 
Zentimetern b. Berech- 
nung der Breite und 
Dicke, von 10 zu 10 
Zentimetern b. Berech- 
nung der Länge. 


Baumwolle jeder Her- 


5 Prozent 


Die Muster von Ha vre 


kunft 




sind für die Baumwolle 
aus Nord- und Süd- 
amerika und aus Indien 
angenommen; die Mu- 
ster von Marseille für 
die Bamnwolle aus 
Egypten, der Levante 
und deni Mittelmeer- 
becken. 
Bei Streitigkeiten über die 
Klassierung der Ware 
werden Proben davon 
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Ware 



Bräuche 
und Bemerkungen 



Blei (Altblei.) 

Bohnen s. Gemüse. 
Branntwein s. Spirituosen. 
Cacao s. Kakao. 
Chinarinde 

1. in Kisten u. Fässern 

2. in Häuten 

in Häuten unter 60 K. 

in Häuten über 60 K. 
Chinawurzel 
Coaks s. Steinkohlen. 
Cokosöl s. Öl. 
Dauben (Fässdauben) s. 

Bauholz. 
Dividivi 

Erbsen s. Gemüse. 
Erdnüsse 

in Speichern, Säcken 

oder Fässern 

Erdöl s. Öl. 
Essenzen s. Öl. 
Färbereiche 

1. in Fässern 

2. in Säcken, einfach 
verpackt. 

Fassdauben s. Bauholz. 
Federn 

1. Putzfedem 

2. Geierfedem und 
andere 

Feigen 

1. in Körben (auch aus 
Zwergpalm u. Binsen) 

2. in Kisten 

3. aus Smyma in Kisten 
Fette 

I. Schweineschmalz. 



Bruttogewicht. 



Nettogewicht 

6 Kilo 
8 Kilo 
2 Prozent 



Bruttogewicht 
Nettogewicht 



12 Prozent 
2 Prozent 



Nettogewicht 
4 Prozent 



Bruttogewicht 

Nettogewicht 
10 Prozent 



je nach ihrer Herkunft 
an die Handelskammer 
der einen oder andern 
vorstehend genannten 
Städte gescMckt, um 
durch jene mit den 
Mustern verglichen imd 
abgeschätzt zu werden. 
4 Prozent Refaktie für 
Schmutz. 



2 Prozent Refaktie wer- 
den dem Verkäufer für 
Abfall, Staub u. Fremd- 
körper bewilligt. 



In Ballen, einfach ver- 
packt, Reifen abgezo- 
gen. 
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Ware 




Bräuche 
und Bemerkungen 



in Drittelmassen 
in Fässern u. Tonnen 
in kleinen Fässern 
in Zuckerfässem 
in Blasen 
2. Talg 

in Fässern oder 
Kisten 

a) aus Russland 

b) einheimischer 

c) aus Holland, Ita- 
lien u. Amerika 

in Schläuchen und 
Häuten 
Fische s. Kabeljau und 

Hering. 
Flachssamen s. Samen. 
Flechten in Ballen 

Galläpfel 

Gelbbeeren s. Samen. 

Gemüse (trocken) Erbsen, 
Bohnen, Bohnenscho- 
ten, Linsen 

1. in Säcken 

2. in Fässern 

Gerberlohe (Rinde) 
in Bündeln oder pul- 
verisiert 

Getreide. 

Guano 
Gummi 

1. Gummiharz 

2. vom Senegal 
im Fass 

in Säcken 

3. aus der Berberei u. 
Gummi arabicum 

Haare 

1. aus Russland, in 
Ballen 

2. aus Südamerika 
in Leinwandballen 
in Lederballen 



17 Prozent 
Nettogewicht 

18 Prozent 
24 Prozent 
Bruttogewicht 



12 Prozent 

Nettogewicht 

Nettogewicht 

4 Prozent 



Bruttogewicht 
Bruttogewicht 



Bruttogewicht 
Bruttogewicht 



Nettogewicht 



Bruttogewicht 

Nettogewicht 

Nettogewicht 

I Prozent 
Nettogewicht 



Nettogewicht 



4 Prozent 
Nettogewicht 



Ohne Barren. 



Werden mit 100 Kilo 

verkauft. 
Werden mit 100 Kilo 

verkauft. 

Wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 

Wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 



Eisenreifen abgezogen. 
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Ware 


Tara 


Bräuche 
und Bemerkungen 


Hanf 






1. inländischer 

2. aus Russland 

3. aus den Vereinigten 
Staaten 


Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 




4. aus Kalkutta (Jute) 

5. aus Manila (Abaka) 

6. aus Mexiko (Itzle) 


2 Prozent 
2 Prozent 
2 Prozent 


Stricke eingeschlossen, 
do. 
do. 


Hanfkörner s. Samen. 






Harz (s. auch Teer) 
I. aus Amerika 


16 Prozent 




in Fässern 






2. inländisches und 
anderes 


Nettogewicht 




Hautabfälle in Ballen 
Häute s. Leder. 


Bruttogewicht 




Heede s. Werg. 
Hering 

1. frisch 

2. gesalzen 

a) aus dem Meere kom- 
mend und zur Wie- 


Nettogewicht 
Nettogewicht 


Wird mit 100 Kilo ver- 
kauft, das Fass bleibt 


derverpackung ver- 
kauft 




dem Käufer. 


b) zum Verzehr geliefert 


Nettogewicht 


Wird im Fass verkauft, 
das netto mindestens 
125 Kilo Fische enthält. 


3. geräuchert 
Heu 




Wird nach Zahl verkauft. 


gebunden 

ungebunden 
Hopfen einfach verpackt 
Hom 


Bruttogewicht 

Nettogewicht 

Bruttogewicht 




vom Vieh 


Bruttogewicht 


Wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 


Schildpatt 
Homer 


Nettogewicht 


Der Verkauf erfolgt fol- 
gendermassen : 

1. Ochsen- oder Kuh- 
hörner im Hundert. 

2. Hirsch-, Büffel, Rhi- 
noceros- usw. Hör- 
ner nach 100 Kilo. 


Jalappe 

I. in Häuten v. 61 Kilo 


7 Prozent 




und mehr 
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2. in Häuten v. 60 Kilo 
und weniger 

3. in Fässern oder 
Kisten 

Indigo 

1. in Kisten 

2. in Häuten, in Leder 
verpackt 

Indisches Rohr 
Ingwer 

I. in Stückfässem 



2. in Säcken, einfaches 
Leinen 
Kabeljau 

1. Stockfisch 

2. isländischer in Salz 
(Laberdan) 

3. isländ., unsortiert 

4. Laberdan aus Neu- 
fundland 



Kaffee 

1. in Fässern od. Kisten 

2. in Leinensäcken 

3. in Ballen von 
Reunion od. Mokka 

Kakao 

in Fässern 

in Säcken 
Kakaoschalen s. Schalen. 
Kali s. salpetersaures Kah. 
Kartoffelstärkemehl 

1. in Säcken u. Ballen 

2. in Fässern 
Kienruss 

in Ballen und Fässern 

Klee s. Samen. 

Knochenkohle aus Bren- 
nereirückständen 
Elfenbeinresiduum 



5 Prozent 
Nettogewicht 

Nettogewicht 
10 Prozent 

Bruttogewicht 

Nettogewicht 

Nettogewicht 



Nettogewicht 
1V2 Prozent 
Nettogewicht 



Nettogewicht 
1V2 Prozent 



Bruttogewicht 

Nettogewicht 

Bruttogewicht 

Nettogewicht 

Nettogewicht 



Die Prüfung des Gewichts 
erfolgt durch Berech- 
nung im Verhältnis. 



wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 

wird nach Tonnen oder 
Fässern geliefert 

wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 

wird mit icx) Kilo ver- 
kauft, 10 Prozent Re- 
faktie wird für Salz be- 
willigt. 



Die Prüfung des Netto- 
gewichts erfolgt durch 
Berechnung nach Stich- 
proben im Verhältnis. 

2 Prozent Refaktie für 
Staub. 



wird mit 100 Kilo ver- 
kauft, 
do. 



wird mit 100 Kilo ver- 
kauft, 
do. 
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Wäre 


Tara 


Bräuche 
und Bemerkungen 


Xohlpalme s. Sametu 






Koks s. Steinkohle. 






IKorkeiche in Ballen 


Bruttogewicht 




Korn s. Getreide. 






-Kupfersalz 






I. in Säcken 


Bruttogewicht 




2. in Fä.ssem 


Nettogewicht 




Kurkuma (Gelbwurz) 






Leinwandpackung eiuf- 


2 Prozent 




fach (Gonis) 






Laberdan s. Kabeljau. 


. 




Lakritzensaft 


Nettogewicht 


Refaktie für Blätter 4 
Prozent 


Leberthran s. Öl. 




« 


Leder und Häute 






I. Leder jeder Art 






trocken 




wird nackt und mit 100 
Kilo verkauft. 


eii^esalzen 


Nettogewicht 


unter Abzug von Salz und 
Stricken. 


2. Pferdehäute trocken 




werden nach Stückzahl 
verkauft. 


eingesalzen 


Nettogewicht 


werden mit 100 Kilo ver- 
kauft. 


3. indische Kuhhäute 


Nettogewicht 


die zur Verpackung die- 


in Ballen 




nenden Häute werden 
zur Hälfte ihres Wertes 
berechnet. 


4. andere Häute jeder 




werden ohne Vergütung 


Art 




entweder mit 100 Kilo 
oder nach Zahl ver- 


Linsen s. Gemüse. 




kauft 


Lumpen in Ballen 


Bruttogewicht 




Luzerne s. Samen. 






Mandeln s. Samen. 






Mangan 






I. aus Deutschland 


5 Prozent 




in Fässern 






2. anderer Herkunft 


Nettogewicht 




oder nicht in Fässern 






Hannagras in Ballen 


Bruttogewicht 




Mehl 






I. im Fass 




Das Barrel enthält 88 
Kilo Mehl. 


2. in Säcken 


Bruttogewicht 


Das Bruttogewicht des 
Sackes Mehl versteht 
sich auf 125 Kilo. Nach 
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Ware 




Bräuche 
und Bemerkungen 



Minzöl s. Öl. 
Mohn s. Samen. 
Moos in Ballen gepresst 
Natron s. salpetersaures 

Natron. 
Ocker 



öl 



1. Olivenöl und ölhal- 
tige Samen 

2. Kokos- und Palmöl 
in Fässern unter 
250 Kilo 

in Fässern von 

251—350 Kilo 
in Fässern von 351 
Kilo und mehr 

3. Walfisch- und Pott- 
fisch -Thran 

4. Leberthran und Sar- 
dellenöl 



5. Ricinusöl u. Minzöl 

6. Essenzen 

7. Erdöl 



Oliven 

Olivenöl s. Öl. 

Orangenblütenwasser 



Orkanette 

einfach verpackt 
Orleans 

1. in Fässern 
mit Blättern 
ohne Blätter 

2. in Körben u. Kisten 



Bruttogewicht 



Bruttogewicht 



Nettogewicht 



20 Prozent 

17 Prozent 

15 Prozent 

wie Kokos- und 
Pabnöl 
10 Prozent 



Nettogewicht 
Nettogewicht 



Bruttogewicht 
Nettogewicht 



Bruttogewicht 



20 Prozent 
16 Prozent 
Nettogewicht 



der allgemeinen Regef 
No. V bleibt der Sack 
dem Käufer. 



wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 

wird mit loo Kilo ver- 
kauft. 

Ausnahmsweise behält in 
Marseille der Verkäufer 
dasFass, ausgenommen 
Oliven-Speiseöl. 



Die Tara darf nicht unter 
60 Kilo wiegen. 



ohne Barren und Gips, 
oder jeder Barren kann 
nach Wahl des Käufers- 
zu I Kilo gerechnet 
werden. 



wird in Fässern von 150 
Kilo brutto oder 12a 
Kilo netto verkauft. 

werden fassweise geliefert.. 

Die Prüfung des Gewichts, 
erfolgt durch Berech- 
nung im Verhältnis. 
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Ware 


Tara 


Bräuche 
und Bemerkungen 


Orseille (Färbermoos) 


' ■ 




I. natürliches oder 


2 Prozent 


einfach verpackt. Schnüre 


Flechte in Ballen 




abgezogen. 


2. als Kleie in Fässern 


Nettogewicht 




Palmöl s. Öl. 






Pech (Burgunderpech) 


10 Prozent 


» 


Perlmutter 






I. von Perlmuscheln 


Nettogewicht 


Scheffelweise geliefert: 2 
Prozent Nachlass. 


2. von Bastardperl- 


Nettogewicht 


bei Handkauf ohne Nach-^ 


muscheln 




lass. 


Pfeffer, spanischer 






■ (Piment) 






I. in Säcken einfach 


2 Prozent 


Refaktie für Staub und 


verpackt, ohne Bän- 




Abfall I Prozent. 


der u. Übergewicht 






2. in Fässern 


Nettogewicht 


do. 


Pfeffer (Kubebe) 






I. einfach in Leinen 


2 Prozent 


Refaktie für Staub, wenn 


verpackt 




er 2 Prozent übersteigt.. 


2. in Bauchflaschen u. 


Nettogewicht 




Fässern 






Pottasche, amerikanische 






und andere 






I. aus den Vereinigten 


12 Prozent 




Staaten, Danzig, 






Italien u. Russland 






2. aus Finnland 


15 Prozent 




3. aus Ungarn, Deutsch- 


Nettogewicht 




land, vom Rhein u. 






aus Böhmen 






Pottfischthran s. Öl. 






Quecksilber 


Nettogewicht 


Die Prüfung des Netto 
gewichts erfolgt durch 
Berechnung im Ver- 
hältnis und wird bei 
10 Prozent der Liefe- 
rung vorgenommen. 


Raps s. Samen. 






Reifholz 




wird in je löo Reisern 
verkauft. 


Reis 


12 Prozent 


Die Fässer im Brutto- 


I. in Fässern, Drittel- 




gewicht von 180 Kilo 


mass genannt 




und weniger nach Ab- 
zug der Barren werden 
zu den Halb - Drittel- 
massen gerechnet. 
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Ware 




Bräuche 
und Bemerkungen 



2. in Fässern, Halb- 
drittelmass genannt 



3. in einfachen Säcken 
aus Piemont 
andere 

4. in Fässern 
Ricinusöl s. öl 
IRohr (indisches) 

Rotang, Bamb. f. Stöcke 



Rohwachs jeder Herkunft 

Rotang s. Rohr 
Rüböl s. Samen. 
Rum imd Zuckerbrannt- 
wein. S. Spirituosen 
Safran 

1. aus Spanien 

2. von der Levante 
in kleinen Ballen, 
einfach, leichte Lein- 
wand 

in Körben, mit in- 
discher Leinwand 
bedeckt 

3. aus Indien 
Sago 

1. in Leinensäcken 

2, in Fässern 
Salpeter, einfach verpackt 

Salpetersaures Kali 



Salpetersaures Natron 
."Salz, Meersalz u. Stein- 
salz 
Samen 

I. Hanfkömer 

ausländischer Her- 
kunft ' 



14 Prozent 



Bruttogewicht 

2 Prozent 
Nettogewicht 

Bruttogewicht 



Nettogewicht 



Nettogewicht 

2 Prozent 
10 Prozent 

8 Prozent 

2 Prozent 
Nettogewicht 

5 Prozent 

3 Prozent 



Nettogewicht 



Die Fässer über 180 Kilo 
werden hinsichtlich der 
Tara als Drittelmasse 
angesehen. 



werden nach Zahl ver- 
kauft. Die kleinen Ro- 
tangs in Paketen wer- 
den mit 100 Kilo ver- 
kauft 

Einheimisches Wachs wird 
unverpackt geliefert. 



werden hektoliterweise 
verkauft. 



Kosten des Titrierens 
werden geteilt. 

Refaktie für Fremdkörper 
über 4 Prozent beim 
Titrieren, 
do. 

wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 

3 Prozent Refaktie wer- 
den dem Verkäufer für 
Staub und Fremdkörper 
bewilligt. 



— 317 — 



Ware 




Bräuche 
und Bemerkungen 



inländische 

2. Raps 

aus Indien und vom 

schwarzen Meer 
inländischer 
anderer Herkunft 

3. Baumwolle(s.unt.B.) 

4. Wacholderbeeren 

5. Gelbbeeren 
in Ballen 

einfach verpackt 
doppelt verpackt 

in Fässern 

in einfachen Haar- 
säcken 

6. Flachssamen 
fremder zur Saat u. 

inländischer 

gewöhnlicher aus- 
ländischer 

fremder und inlän- 
discher z. Dreschen 

7. Luzerne und Klee 

(Samen) 

8. Senfkörner 

9. Rüböl s. Raps 

10. Ackersenf 

11. Sesam, Mohnsamen 
von wildem und an- 
gebautem Mohn, 

u. andere nicht ge- 
nannte ölhaltige Sa- 
men ausländischer 
Herkunft 
einheimischer 

12. Mandeln und Kohl- 
palmen (geschält) 

Sardellejiöl s. Öl. 
Sarsaparille (Sassaparille) 

1. aus Honduras, in 
Ballen 

einfach und leicht 

verpackt 
einfach und schwer 

verpackt 

2. aus Brasilien 



Nettogewicht 

Nettogewicht 

Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 
Bruttogewidit 



1 Prozent 

2 Prozent 
Nettogewicht 

3 Prozent 



Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 



Nettogewicht 
Nettogewicht 

Nettogewicht 



4 Kilo 

5 Kilo 
Nettogewicht 



ohne Refaktie. 

4 Prozent Refaktie. 

ohne Refaktie, 
ohne Refaktie. 

5 Prozent Refaktie. 



ohne Refaktie. 



4 Prozent Refaktie. 

4 Prozent Refaktie. 

werden in Ballen zu loo* 
Kilo verkauft 
do. 

6 Prozent Refaktie. 



3 Prozent Refaktie, 
ohne Refaktie. 

5 Prozent Refaktie^ 



mit Schnüren, 
mit Schnüren. 
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Ware 



Tara 



Bräuche 
und Bemerkungen 



2. aus Mexiko u. an- 
derer Herkunft 
Schalen der Kakaobohne 
Schildpatt s. Hörn. 
Schusterpech s. Teer 
Schwefelblüte 

1. in Ballen u. Säcken 

2. in Fässern 
Schweinefleisch, gesalzen 

1. eingesalzen 

2. anderes Salzfleisch, 
nicht in der Lake 

Schweineschmalz s. Fette. 
Schweinsborsten 

1. aus Frankreich 

2. anderer Herkunft 
Seide 



Seife 




1. blau 

2. weiss 
3- grün 

Seilwerk 


Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 


neu 
alt 
Senfkörner s. Samen 


Nettogewicht 
Bruttogewicht 


Sennesblätter 




I. in Ursprungsballen 
nicht überladen 




aus Alexandrien 


lo Prozent 


aus Tripolis 
2. in anderer Ver- 
packung 
Sesam s. Samen. 


7 Prozent 
Nettogewicht 


Soda 




I. aus Spanien in Ballen 




mit 3 Umhüllungen 
mit 4 Umhüllungen 
2, anderer Herkunft 


14 Kilo 
16 Kilo 


in Fässern 


Nettogewicht 



Nettogewicht 
Bruttogewicht 



Bruttogewicht 
Nettogewicht 

Nettogewicht 
Nettogewicht 



Nettogewicht 
Nettogewicht 
Nettogewicht 



wird im Fass verkauft, 
wird mit 100 ^ilo ver- 
kauft. 



Der Feuchtigkeitsgehalt 
beträgt 1 1 Prozent. Die 
Feinheitsberechnung 
erfolgt durch Prüfung 
auf 500 steter und das 
Abwiegen erfolgt nach 
dem meterweisen Ge- 
wicht bis zu 5 Milli- 
gramm abwärts. 

Die Tara wird im Ver^ 

hältnis berechnet, 
wird im Fass geliefert. 
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Ware 



Bräuche und Bemerkungen 



Spirituosen, 
Sprite, Alkohol 
ai. Branntwein 



Artikel i. 

Die destillierten Weinsprite, 3/6 Languedoc ge- 
nannt, werden als 86 prozentig bei 15 Grad 
Celsius verkauft. 

Die weitere Stärke über 86 Grad gibt auf 
Vergütung keinen Anspruch. 

Der Gehalt unter 86 Prozent und bis 83 
Prozent gibt ein Anrecht auf einen verhältnis- 
mässigen Abzug, 

Der Gehalt unter 83 Grad berechtigt den 
Käufer zur Zurückweisung der Ware. 

Artikel 2. 

Die aus der Runkelrübe, aus Melasse, aus Kar- 
toffeln, aus Korn usw. destillierten Sprite w^er- 
den als 90 prozentig bei 15 Grad Celsius ver- 
kauft. 

Die weitere Stärke über 90 Prozent und bis 
95 Prozent gibt auf eine verhältnismässige Ver- 
gütung Anspruch. Die weitere Stärke über 95 
Prozent gibt auf Vergütung keinen Anspruch. 

Der Gehalt unter 90 Prozent bis zu 87 Prozent 
gibt ein Anrecht auf einen verhältnismässigen 
Abzug. 

Der Gehalt unter 87 Grad berechtigt den 
Käufer zur Zurückweisung der Ware. 

Artikel 3. 

Die Branntweine aus Cognac, aus Saintonge, La 
Rochelle imd anderer Herkunft werden als 
60 prozentig bei 15 Grad Celsius verkauft. 

Die weitere Stärke über 60 Prozent und bis 
63 Prozent gibt auf eine verhältnismässige Ver- 
gütung Anspruch. Die weitere Stärke über 63 
Prozent berechtigt den Verkäufer zur Zurück- 
weisung der Ware. 

Der Gehalt unter 60 Prozent bis zu 57 Prozent 
gibt ein Anrecht auf einen verhältnismässigen 
Abzug. 

Der Gehalt unter 57 Prozent berechtigt den 
Käufer zur Zurückweisung der Ware. 

Über die sogenannten »alten« Branntweine 
werden besondere Vereinbarungen getroffen. 
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Ware 



Bräuche und Bemerkungen 



Spirituosen, 
Sprite, Alkohol 
u. Branntwein 



Artikel 4. 

Die »Preuves von Holland«, von Armagnac und 
Marmande genannten Branntweine werden als- 
52 prozentig bei 15 Grad Celsius verkauft. 

Die weitere Stärke von 52 bis 54 Prozent 
berechtigt zu verhältnismässiger Vergütung. Die 
weitere Stärke über 54 Prozent berechtigt den 
Verkäufer zur Zurückweisung der Ware. 

Der Gehalt unter 52 bis zu 48 Prozent gibt 
auf einen verhältnismässigen Abzug ein Anrecht. 

Der Gehalt unter 48 Prozent berechtigt den 
Käufer zur Zurückweisung der Ware. 

Die sogenannten »alten« Branntweine imter- 
liegen besonderen Vereinbarungen. 



Artikel 5. 

Der Gehalt der Sprite und Branntweine wird mit- 
telst des 100 teiligen Alkoholmessers von Gay- 
Lussac geprüft, unter Zurückführung der Rech- 
nung auf die Temperatur von 15 Grad Wärme 
des 100 teiligen Thermometers, gemäss der Auf- 
stellung der Stärketafel von Gay- Lussac. Bruch- 
teile von Graden werden nicht gerechnet. Sie 
kommen dem Empfänger zu gute. 

Artikel 6. 

Die Artikel 3 und 4 sowie der letzte Absatz des- 
Artikels 5 finden nur auf die Verkäufe 
zwecksExport ausserhalb des Ursprungs- 
landes Anwendung. 

Artikel 7. 

Bei den fremden Spriten gibt der Minderprozent- 
satz keinen Anspruch auf Auflösung sondern 
nur auf eine verhältnismässige Vergütung. 



Artikel 8. 

Der wirkliche Inhalt der Fässer (Pipen) für Al- 
kohol, für aus Melasse, Kartoffeln, Korn usw. 
destillierte Sprite versteht sich auf 620 Liter. 
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Ware 




Bräuche 
und Bemerkungen 



Steinkohlen 

Steinkohlenteer 
Stockfisch s. Kabeljau 
Sumach 

in Blättern 

pulverisiert 

Tabak 

1. in Fässern 

aus Virginia u. Ken- 
tucky 
aus Maryland 

2. aus Brasilien 

in Ballen, einfach 
verpackt 

3. anderer Herkunft 
Talg s. Fette. 

Teer 

1. Schusterpech 

2. Harz 
Terpentin 

aus Bordeaux 

aus der Schweiz, in 

Fässern 
aus Venedig 
Tierhaare 

Haare oder Wolle von 

Ziegen (chevrons) 
alle anderen Haare 

Tran s. Öl. 
Trauben, trocken 

1. aus Malaga 

2. aus Denia 
einfache Kiste 
Doppelkiste 

in Körben 

3. aus Zante 
in Fässchen 

in Fässern von 

1000 Kilo 
im Halb- u. Viertel- 

fass 

4. von den Liparischen 

Inseln in Fässchen 



Nettogewicht 
Bruttogewicht 



Bruttogewicht 
Nettogewicht 



12 Prozent 

14 Prozent 
2 Prozent 



Nettogewicht 



Nettogewicht 
Bruttogewicht 

Nettogewicht 

16 Prozent 

Nettogewicht 

2 Prozent 

Nettogewicht 



Nettogewicht 

2V2 Kilo 
4 Kilo 
Bruttogewicht 

IG Prozent 
12 Prozent 

14 Prozent 

10 Kilo 



wird mit 100 Kilo ver- 
kauft. 



in Fässchen zu liefern, 
do. 

wird in Stückfässem von 
Bordeaux geliefert. 



Marx, Die französische Handelsgesetzgebung:. 



einfach verpackt. 



werden in Kisten geliefert. 



in Originalpackung, 
do. 



21 
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Ware 


Tara 


Bräuche 
und Bemerkungen 


5. ausNeapel in Körben 


Bruttogewicht 




6. aus Smyrna 






in Säcken 


I Kilo 




in Trommeln, Gal- 


10 Prozent 




lorien u. Kisten 






Wa ch olderbeeren 


Bruttogewicht 


■ 


Walfischbarte 


Nettogewicht 


2 Prozent Refaktie für 
Bart und Schmutz. 


Wau (zum Gelbfärben) 


Bruttogewicht 




Weine 




Der Inhalt des Bordeaux- 
fasses beträgt minde- 
stens 225 Liter. 


• 




Der Inhalt der Bordeaux- 
flasche beträgt minde- 
stens 75 Zentiliter. 

Der Inhalt der Cham- 
pagnerflasche beträgt 
mindestens SoZentiliter. 

Der Inhalt des Stückfasses 
von Beaune beträgt 
mindestens 228 Liter. 

Der Inhalt der Burgun- 
derflasche beträgt min- 
destens 80 Zentiliter. 

Der Inhalt des Stück- 
fasses von Mäcon be- 
trägt mindestens 212 
Liter. 

Der Inhalt der Mäconer- 
flasche beträgt minde- 
stens 80 Zentiliter. 


Weizen s. Getreide. 






Werg (Heede) 






Seilwerg 


Bruttogewicht 




Leinenwerg 


Nettogewicht 




Wolle 




Die Feststellung des Ge- 


I. inländische 


Nettogewicht 


wichts der Verpackung 
wird im Verhältnis be- 
rechnet. 


2. ausländische 


Nettogewicht 


do. 


Wolle, gekämmt und ge- 


Nettogewicht 


Die Nummer der gespon- 


sponnen 




nenen Wolle bedeutet 
die Zahl der Kilometer 
auf das Kilo. 
Der Feuchtigkeitsgehalt 
beträgt 17 Prozent. 
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Ware 




Bräuche und Bemerkungen 



^immet 
I. auS'China 
in Kisten 

2., aus Ceylon 
in Ballen oder 
Säcken 
in einfacher 

Packung 
in doppelter 
Packung 
Zucker 

I. Verpackung 
in Holz, Fässer, 
Kisten usw. 
Canaster (Tee- 
kiste) 
-2. andere Ver- 
packung 
einfache 
doppelte 



Netto- 
gewicht 



4 Prozent 

5 Prozent 



13 Prozt. 
8 Prozent 



3. einheimischer 
Zucker 
in Säcken 



2 Prozent 
4 Prozent 



Netto- 
gewicht 



Die Prüfung des Nettogewichts er- 
folgt durch Berechnung nach Stich- 
proben im Verhältnis. 



Es gibt drei Mustergattungen, nämlich 

1. für den terrierten (abgeklärten) 
exotischen Zucker und die hol- 
ländischen Muster; 

2. für die exotischen Rohzucker 
fünf in den nacbgenannten Zeit- 
abschnitten zu regelnde Arten, 
nämlich 

gewöhnlicher ; 
gewöhnliche Güte; 
vierte Güte; 
vierte schön; 
vierte fein; 

3. für die Rübenzucker ist die ganze 
Mustergattung jährlich zu regeln. 

Die Klassifizierung der Muster der 
beiden letzten Serien geschieht im 
Ministerium für Landwirtschaft, für 
Handel und öffentliche Bauten durch 
Abgeordnete der beteiligten Han- 
delskammern, unter dem Vorsitz 
eines Vertreters des Ministers. 

Die für die exotischen Rohzucker zu 
berufenden Abgeordneten sind die- 
jenigen folgender Häfen: 

Havre, 

Marseille, 

Bordeaux und 

Nantes 
unter Hinzutritt eines Abgeordneten 
der Handelskammer in Paris. 
Sie treten in Paris im Mai und No- 
vember jeden Jahres zusammen. 
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Ware 


Tara 


Bräuche und Bemerkungen 


Zuckerbranntwein 
s. Spirituosen 




Jeder der vier Häfen überreicht die 
Muster seiner Arten; die Muster 
jeder Gegend werden in gleichen 
Mengen gemischt und die gefun- 
denen Mittelwerte ergeben die an- 
genommenen Proben. 
Für die Rübenzucker sind zu beruf ei¥ 
die Abgeordneten von 

Paris, 

Lille, 

Arras, 

Valenciennes, 

Amiens und 

Saint-Quentin. 

Sie treten in Paris jedes Jahr im No- 
vember zusammen. 

Die Abgeordneten bezeichnen soweit 
wie angängig die Übereinstimmung 
zwischen der Gattung der von ihnea 
festgestellten Muster und den Niun- 
mern der Gattung der holländischem 
Muster. 

Die Handelskammer in Paris ist damit 
betraut, unter ihrer Kontrolle die 
Musterschachteln herstellen zulassen 
und sie den Handelskammern zu- 
zustellen, die darum ersuchen. 



Gesetzliche Tara gewisser Waren. 

Dekret vom 15. Juni 1867. 

Für nachstehende Waren wird die gesetzliche Tara folgen- 
dermassen festgesetzt: 

Kaffee in Säcken oder in Ballen i'/a Prozent 

Kakao in Säcken oder in Ballen VI 2 Prozent 

Zimmet in Säcken oder in Ballen 

in einfacher Verpackung 4 Prozent 

in doppelter Verpackung 5 Prozent 

Indigo in Haut 10 Prozent 

in Kisten oder Fässern über einer Haut 22 Prozent 
Spanischer Pfeffer, Pfeffer oder Kubebe in Säcken 

oder in Ballen 2 Prozent 
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Deutsche Konsulate in Frankreich. 

Bordeaux. 

Amtsbezirk: Departements Landes, Basses Pyrenees, Hautes 
Pyrenees, Gironde, Dordogne, Lot-et-Garonne, Tam-et-Ga- 
ronne, Haute-Garonne, Lot, Gers, Correze, Charente und 
Charente Inferieure. 

Hävre. 

Amtsbezirk: Departements Seine Inferieure, Eure, Calvados, 
Manche, Ille-et-Vilaine, Somme, C6tes-du-Nord Finistere, 
Nord und Pas de Calais sowie die zum engeren Amts- 
bezirke der Vizekonsulate Nantes und St. Nazaire gehören- 
den Gebiete. 

Eoulogne-sur-Mer. 

Amtsbezirk: Boulogne-sur-Mer und die Küste des Departe- 
ments Somme einschliesslich der Stadt Abbeville. 

•Calais. 

Amtsbezirk: Departement Pas de Calais. 

Dünkirchen. 

Amtsbezirk: Departement Nord. 

2^antes. 

Amtsbezirk : Departements Morbihan (eingeschlossen Belle Isle- 
en-Mer), Loire Inferieure, Maine-et-Loire, Vendee mit Ile 
de Noirmoutier und Ile d'Yeu. 

l^ouen. 

Amtsbezirk: Ronen. 

St. Nazaire. 

]La Rochelle. 

Amtsbezirk: La Rochelle und Ile de Re. 

Marseille. 

Amtsbezirk : Departements Bouches du Rhone, Vaucluse, Drome, 
Ardeche, Gard, Herault, Lozere, Cantal, Aveyron, Tarn, 
Aude, Pyrenees Orientales und Ariege. 

M a z a m e t. 

Amtsbezirk: Departement Tarn. 

Nizza. 

Amtsbezirk: Departements Var, Hautes Alpes, Basses Alpes, 
Alpes Maritimes und Corsica. 
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Paris. 

Amtsbezirk: Departements Seine, Seine et Oise, Seine et 
Marne, Oise, Aisne, Ardennes, Marne, Meuse, Meurthe et 
Moselle, Haute Marne, Aube, Cote d'or, Haute Saone,. 
Vosges, Doubs, Creuse, Haute-Vienne, Vienne, Deux-Se- 
vres, Indre, Cher, Nievre, Yonne, Loiret, Loire et Cher,_ 
Indre et Loire, Sarthe, Mayenne, Orne, Eure et Loire und 
das Territorium von Bei fort. 

Lyon. 

Amtsbezirk: Departements Rhone, Loire, Haute-Loire, Isere^ 
Savoie, Haute-Savoie, Ain, Jura, Saone et Loire, Allier und 
Puy de Dome. 
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Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen 
des deutschen und französischen Rechts. 

I. Französisches Handelsgesetzbuch. 



Artikel 


Deutsches Recht') 


Artikel 


Deutsches Recht 


I 


H §§ 1-7. 


36 


H § 222. 


2 


B §§ 3; 112. 


38 


H § 320. 


6 


B § 112. 


39 


B §§ 705 ff.; H §§ 161 


8 


H § 38. 




Abs. 2, 105 Abs. 2. 


9 


H §§ 39 Abs. 2; 40, 41. 


48 


B §§ 705 740. 


lO 


H §43- 


64 


H §§ 159, 161 Abs. 2. 


II 


H § 44- 


65 


B §§ 1418— 1420. 


12 


Z § 286. 


67 


B §§ 1558-1563- 


13 


Z § 286. 


68 


B § 1560. 


14 


H §§ 45. 47- 


72 


Bö §§ 29—31; 35- 


15 


H §§ 45, 46, 47. 


73 


Bö §§ 29, 30, 35. 


i6 


z §§ 361, 362. 


74 


Bö § 30. 


17 


Z ^§ 426, 427. 


75 


Bö § 32 Abs. 2. 


20 


H §§ 105; 13 Abs. 3. 


76 


Bö § 34. 


21 


H § 19 Abs. I u. 4. 


78 


Bö §§ 29 Abs. 2 ; 30, 34. 


22 


H §§ 105, 128, 129. 


83 


Bö § 7. 


23 


H §§ 161; 19 Abs. 2. 


84 


Bö § 33; H §§ 100; 43. 


24 


H §§ 161 Abs. 2, 163; 




44- 




171 Abs. I. 


85 


Bö § 32. 


25 


H § 19 Abs. 3. 


87 


Bö § 32. 


26 


H § 171. 


91 


B §§ 1204 — 1206; 1292; 


21 


H §§ 164, 170. 




1293. 


28 


H §§ 163,164; B.§§i77. 


92 


B §§1205, 1206; H§ 369. 




179; 676; H 166 Abs. I, 


93 


H § 368; B§§ 1234; 1235, 


29 


H § 20. 




1221, 1229. 


30 


H § 20. 


94 


H § 383- 


32 


H §§ 235, 242; B § 164. 


95 


H §§ 397. 399- 


33 


H § 178, 217. 


96 


H §§ 412, 38, I. 


34 


H §§ 178; 185; 252; 275. 


97 


H §§ 408, 412; Bi§ 62. 


35 


H § 179; B §§ 929 ff., 


98 


H §§ 412, 429; Bi § 58. 




793 ff- 


99 


H §§ 412, 432. 



i) Bi = Binnenschiffahrtsgesetz. 
Bö = Börsengesetz. 
B = Bürgerliches Gesetzbuch. 
G = Gerichtsverfassungsgesetz. 
H = Handelsgesetzbuch. 
K = Konkursordnung. 
St = Strafgesetzbuch. 
W = Wechselordnung. 
Z = Zivilprozessordnung. 
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Artikel 



Deutsches Recht 



Artikel 



lOO 

:o2 

03 

04 

05 

:o6 

07 

:o8 

■09 

10 
II 
12 

13 

14 

15 

17 
18 

19 
20 

21 
22 

24 

25 
26 

28 

30 

31 
32 

33 
34 
35 
36 

37 
38 
40 

41 
42 

43 
46 



H §§ 412, 429; Bi§§58, 

59- 
H § 426. 

H §§ 429, 430, 456, 459; 

Bi 58, 59- 
H §§ 429,466; Bi§62. 

H §§ 438,471; Bi§6i. 

H § 437. 

H §§ 425, 452. 

H §§ 414,439; 470,471; 
B § 196 Ziff. 3. 

z §§ 371,373,402,415— 

419, 445, 475. 
W Art. 4, 6, 66. 
W Art. 4 Ziff. 8; 95. 
W Art. 7. 

W Art. i;B§ 1399 Abs. I. 
W Art. I. 
W Art. 8. 
W. Art. 8, 23. 
W Art. 8, 14. 
W Art. 18, 20, 25. 
W Art. 25, 81. 
W Art. 23 Abs. I 

Abs. 4. 
W Art. 21 Abs. i; 
W Art. 24. 
W Art. 22, 25. 
W Art. 18—20. 
W Art. 56, 57, 59. 
W Art. 58 Satz 2. 
W Art. 61. 
W Art. 4 Ziff. 4. 
W Art. 31 
W Art. 32. 
W Art. 32 Ziff. 2. 
W Art. 35. 
W Art. 92. 
W Art. 33, 93. 
W Art. 9, 10. 
W Art. 12. 
W Art. 12. 

W Art.8i; B§§42iff. 
W Art. 81. 
W Art. 81. 

W Art.37;B§§244,245. 
B §§ 271 Abs. 2; 272. 



21 



19,20. 



47 
48 

49 
50 

51 

52 

53 

54 

56 

58 

59 
60 

61 

62 

63 

64 

65 
66 

67 
68 

69 
70 

71 

72 

73 

74 

75 
76 

77 
78 

79 
80 

81 

82 

84 

85 

87 
88 

89 
437 
438 

439 
440 

441 

442 

443 



Deutsches Recht 



W Art. 67. 

W Art. 67 Ziff. 2. 

W Art. 73, 74; K § 7. 

W Art. 73. 

W Art. 73. 

W Art. 73; Z §§ 946 ff. 

W Art. 73; Z §§ 1003 ff. 

W Art. 73. 

W Art. 39, 38, 41. 

W Art. 62. 

W Art. 63, 64. 

W Art. 19, 31, 32. 

W Art. 41 Abs. 2; 92, 93. 

W Art. 41, 92, 93. 

W Art. 41, 14, 42. 

W Art. 49. 

W Art. 45. 

W Art. 77, 78, 79. 

W Art. 77, 78, 79. 

W Art. 83. 

W Art. 83 Satz 2. 

W Art. 8v 

W Art. 83. 

Z §§ 9i6ff. 

W Art. 87, 91, 91a. 

W Art. 88, 88 a. 

W Art. 42. 

W Art. 90. 

W Art. 53, 51. 

W Art. 53. 

W Art. 50, 51, 53. 

W Art. 54. 

W Art. 50, 51. 

W Art. 54. 

W Art. 50, 51. 

W Art. 50, 51. 

W Art. 98. 

W Ajt..96. 

W Art. 77, 78, 79, 100. 

K §§ 102, 215, 220. 

K §§ 105, 

K §§ 104, 



210, 71. 
105 Abs. 



2. 



K § 103. 
K § 108. 
K §§ III, 112. 
K §§ I, 6; 10, II, 12; 14; 
135 Abs. I, 133 Ziff. 2 
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Artikel 



Deutsches Recht 



Artikel 



Deutsches Recht 



444 

445 
446 

447 
448 

449 

450 

451 

453 

455 

457 
460 

461 

462 

463 
464 

465 
466 

467 

468 

46Q 

470 

471 

472 

473 

474 

475 
476 

477 

47Q 
480 

481 

482 

484 

4B5 
486 

487 
488 
489 
490 
491 
492 

493 
494 



K §§ 65, 66, 67, 69; W 

Art. 98, 29, 25. 

K §§ 63 Ziff. I ; 48. 

K §§ 29—32. 

K §§ 29—32. 

K § 113. 

K § 34. 

K §§ 19, 20, 21. 

K§ 71. 

K §§ 73i 74. 

K § 106. 

K 

K 

K 



106. 



K 
K 
K 
K 



106. 
§§ loi, 
§ 107. 
§§ iio; 80; 79, 85. 
§§ 78, 80. 
80. 



§§ 79, 
§ 79. 
K § 83. 
K § 84. 

122 Abs. I. 
i; Z § 811. 
117, 129. 
§§ 122 Abs. 2; 117, 
123, 121. 



K 
K 
K 
K 



§ 



K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 



§§ 



loi, 106 Abs. I. 

loi, 106. 
§§ 129, 132. 
§ 122 Abs. 2. 
124. 



124. 
124. 



§ 100. 
§§ 123, 

123, 
216. 

131, 
117. 

117. 

117. 

117, 
100. 



§ 

§ 
§ 
§ 



132. Abs. 2. 



133, 134, ^35- 



K §§129 Abs. 2; 137. 

K §§ 113, 117. 

K § 139. 

K § 139 Satz 3. 

K §§ 138 Satz 2, HO, 141; 
III Abs. 3; 141, 143. 

K § 144. 



495 
496 

497 
498 

499 

501 

503 

504 

505 
506 

507 

509 
510 

511 
512 

513 
515 
516 
518 

519 
520 

521 
522 

523 

525 
526 

527 
528 

530 
531 
534 
535 
536 

537 
542 

544 
545 
547 
548 

549 
550 
551 
552 
553 
554 



K § 145. 

K§ 75. 

K § 145- 

K § 146. 

K §§ 95, 96. 
K §§ 95, 96. 
K §§ 152, 142, 155. 

K § 173. 

K § 179. 

K § 184. 

K §§ 184 Abs. i; 182, 

183. 
K § 182 Abs. 2. 

K § 175 Ziff. 2 

K § 

K ~ 

K 

K 

K § 193. 

K § 196. 

K § 86. 

K §§ 196, 197; 195. 

K § 197 Abs. 2. 

K §§ 198, 200. 

K § 201. 

K §§ 199; 29—41. 

K § 200. 

K §§ 204, 205. 

K § 204 Abs. I. 

K §§ 129, 132. 

K §§ 209, 211. 

E §§ 117, 126. 

K §§ 117, 133 Ziff. 2. 

K §§ 93, 132 Abs. 2; 
34 Abs. I. 
§§ 162, 163. 
§ 68. 
§ 68. 
§ 193 Satz 2. 

§ 127. 

1§ 64, 153. 
61 Ziff. I. 

49 Ziff. 2; 20, 21, 

i§ 124, 141, 146. 

153- 

153. 
156. 



K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K 
K §i 
K § 
K § 
K § 



§ 
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Artikel 


Deutsches Recht 


Arükel 


Deutsches Recht 


555 


K §§ 153. 156. 


583 


K §§ 73; 95. 96; 163, 


556 


K § 153- 




189 Abs. 3, 190. 


557 


B §§ 1419,1421; K§45. 


585 


K §§ 240, 241. 


558 


K § 45- 


586 


K § 240. 


559 


K § 45; B § 1362. 


591 


K § 239. 


560 


K § 45; BS 1362 Abs. 2. 


593 


K § 242 Ziff. I u. 2. 


565 


K §§ 149, 152, 159, 161, 


594 


St. §§ 242, 246. 




167. 


596 


St. § 266 Abs. I. 


566 


K §§ 151, 158, 159- 


597 


K § 243. 


568 


K § 168. 


598 


K § 181 Satz 3; B§8i7. 


569 


K § 167. 






570 


K § 117. 


613 


Bö § 7. 


571 


K § 14. 






572 


K §§47,126. 


628 


GV § III. 


574 


K§43- 


629 


GV § 115. 


575 


K § 44- 


631 


GV § loi. 


576 


K § 44- 


632 


H §§ I u. 2. 


577 


K § 44; H § 369. 


633 


H § I. 


578 


K g§ 44 Abs. 2; 17. 


635 


K § 71- 


579 


K § 133 Ziff. 2. 


637 


H §§ 344, 345. 


580 


K § 109. 


638 


H §§ 3. 344- 


581 


K § 73 Ab.s. 3. 


645 


Z §§ 516; 339- 


582 


K § 73 Abs. 3. 


646 


Z § 5"- 



II. Französisches Gesetz über die Gesellschaften 

vom 24. Juni 1867. 



Artikel 


Deutsches Recht 


Artikel 


Deutsches Recht 


I 


H §§ 320, 180; 323, 195. 


15 


H §§ 312,313,314; 249. 


2 


H §§ 195 Abs. 3, 203. 


17 


H § 268. 


3 


H §§ 179 Abs. 3; 186 


21 


H §§ 195, 200; 182. 




Abs. 2; 220. 


22 


H §§ 231, 232, 239. 


4 


H §§ 186, 191, 192, 193. 


23 


H § 182. 


5 


H §i? 190, 243. 


25 


H §§ 190; 243;20oSatzi. 


6 


H §§ 192, 193. 


^1 


H §§ 260, 253; 252. 


7 


H §§309, i82;3ii Abs.2. 


28 


H §§ 266,252; 258; 259. 


8 


H §§ 182 Abs.2;309,3ii, 


29 


H §§ 196 Abs. 5; 275. 




202, 203, 204; 310. 


31 


H §§ 292, 275. 


9 


H § 249. 


32 


H §§ 260, 266. 


10 


H §§ 246 Abs. i; 217. 


33 


H § 267. 


II 


H § 246 Abs. 2. 


34 


H § 260 Abs. 2. 


12 


H §§ 263, 256 Abs. i. 


35 


H § 263. 


13 


H §§ 314, 315» 316. 


36 


H § 262 Ziff. I. 
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Artikel 


Deutsches Recht 


Artikel 


Deutsches Recht 


37 


H § 240. 


55 


H §§ 195' 323, 325- 


38 


H § 182. 


5Ö 


H § T99. 


39 


H § 268. 


57 


H § 199. 


40 


H §§ 326, 248. 


58 


H § 199. 


42 


H §§ 202, 204, 249. 


59 


H § 201. 


44 . 


H § 249. 


61 


H § 319. 


45 


H § 312. 


63 


H § 9. 


53 


H §§ 231, 328. 


64 


H § 20. 


54 


H §§ 330, 177- 

1 


68 


H ^§ 210 Abs. 2; 320 
Abs. 3. 




III. Deutsches Handelsgesetzbuch. 


§§ 


Französisches Recht ^) 


§§ 


Französisches Recht 


1—7 


H Art. I. 


100 


H Art. 84. 


I 


H Art. I, 632, 633. 


105 


H Art. 20, 22\ 39. 


2 


H Art. 632. 


106 


Ag Art. 57, 58. 


3 


H Art. 638. 


107 


Ag Art. 61, 62. 


9 


Ag Art. 63. 


108 


Ag Art. 60. 


19 


H Art. 2 1 ; 23 Abs. 2 ; 25. 


HO 


B Art. 1852. 


20 


H Art. 29. 30; Ag Art. 


III 


B Art. 1846. 




21 Abs. 3, 64. 


114 


B Art. 1856, 1857, 1859. 


38 


H Art. 8. 


115 


B Art. 1857. 


39 


H Art. 9. 


116 


B Art. 1856. 


40 


H Art. 9. 


117 


B Art. 1184. 


41 


H Art. 9. 


119 


B Art. 1859. 


43 


H Art. 10, 84. 


120 


B Art. 1853. 


44 


H Art. II. 


128 


H Art. 22. 


45 


H Art. 14, 15, 16, 17. 


129 


H Art. 22. 


46 


H Art. 15, 16. 


131 


B Art. 1865 bis 1873. 


47 


H Art. 14, 15. 


132 


B Art. 1865. 


11 


Art. 17 u. 14 Ges.v. 22. 2. 


133 


B Art. 1871. 




18.51. 


134 


B Art. 1865. 


79 


Art. 13 Ges. v. 22, 2. 


138 


B Art. 1868. 




1851. 


139 


B Art. 1868. 


80 


Art. 12 Abs. 2 Ges. v. 


143 


Ag Art. 61. 




22. 2. 1851. 


159 


H Art. 64. 



i) Abkürzungen: 

Ag = Aktiengesetz (Gesetz über die Gesellschaften) v. 24. 7. 1867, 
B = Bürgerliches Gesetzbuch (code civil). 
H = Handelsgesetzbuch (code de commerce). 
Liqu = Liquidationsgesetz v. 4. 3. 1889. 



— 332 — 



§§ 




Französisches Recht 



i6i H Art. 23, 24, 39. 

162 Ag Art. 61, 55, 56. 

163 H Art. 24, 28. 

164 H Art. 2^, 28. 
166 H Art. 28. 
168 B Art. 1853. 

170 H Art. 2-], 28. 

171 H Art. 26. 

172 H Art. 26. 

177 Ag Art. 54. 

178 H Art. 33, 34 I; Ag Art. 

21 III. 

179 H Art. 35 1; Ag Art. 3, 

24 III. 

180 Ag Art. I I, 24. 

182 Ag Art. 8, 21 II, 23, 24, 

185 H Art. 34 IL 

186 Ag Art. 4 I; 3 II, 24; 

4 IL 

190 Ag Art. 25 I. 

191 Ag Art. 4, 24. 

192 Ag Art. 4 I, 4 V, 24. 

193 Ag Art. 4L 24. 

195 Ag Art. iIV; i H, III, 

2; 24, 55. 

196 Ag Art 29. 

199 Ag Art. 56, 57, 58. 

200 Ag Art. 21 I, 24, 25 V. 

201 Ag Art. 24, 59. 

202 Ag Art. 42, 41, 24, I. 

203 Ag Art. 2, 24. 

204 Ag Art. 42, 44. 

209 Ag Art. I, 2, 24. 

210 Ag Art. 68. 

211 H Art. 33; Ag2i. 
217 H Art. 33. 

220 Ag Art. 3 V, VI, 24. 

221 Ag Art. 3 V, VI, 24. 

222 Ag Art. 21 III, H 36. 

223 Ag Art. 21 III, H 36. 

231 Ag Art. 22, 2^, 26, 53. 

232 Ag Art. 22. 

235 H Art. 32, Ag 21 III. 

238 Ag Art. 22 IL 

239 Ag Art. 34, 35. 

240 Ag Art. 37. 



241 
242 

243 
249 

250 

251 
252 

253 

25« 

259 
260 

261 
262 
263 
266 
267 
268 

274 
275 

^11 
278 

280 

284 

285 
288 

289 

291 

292 

294 

309 
310 

311 

312 

313 

314 

315 
316 

319 
320 

321 
322 

323 

325 
326 

327 



H Art. 32, Ag. 21 III. 
H Art. 32, Ag 21 III. 
Ag Art. 25, (5). 
AgArt. I5,45;42,44, (9). 
Ag Art. 4, 24; 27 bis 32. 
Ag Art. 28 L 
H Art. 34 III, Ag 27,281. 
Ag Art. 27, 37. 
Ag Art. 28 IL 
Ag Art. 28 II, III. 
Ag Art. 2^, 32; 34 III, 

H 9. 
Ag Art. 34 III; H 9. 
Ag Art. 36. 
Ag Art. 35, (12). 
Ag Art. 32, 28 I. 
Ag Art. 33. 
Ag Art. 17, 39. 
Ag Art. 31. 
H Art. 34 IV, V; Ag 21 

III; 29, 31. 
Ag Art. 61. 
Ag Art. 48 — 54. 
Ag Art. 61, 55, 56. 
Ag Art. 61, 55, 56. 
Ag Art. 61, 55, 56. 
Ag Art. 31. 
Ag Art. 61, 55, 56. 
Ag Art. 61, 55, 56. 
Ag Art. 31. 
Liqu Art. 3 IL 
Ag Art. 7, 8, 41, 
Ag Art. 8, 42. 
Ag Art. 7 II, 8, 42. 
Ag Art. 15, 45. 
Ag Art. 15, 45. 
Ag Art. 13, 1.5, 
Ag Art. 13, 45. 
Ag Art. 13, 45. 
Ag Art. 61. 
H Art. 38; Ag I, 
H Art. 38; Ag I. 
Ag Art. 4; H 39. 
Ag Art. I II, III, 55, 58. 
Ag Art. 55 ff.; 11, 10. 
B Art. 1847. 
Ag Art. 4 V. 



42. 



45- 



68. 
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■ 

§§ 


Französisches Recht 


§§ 


Französisches Recht 


328 


Ag Art. 53, 5, 9, 10. 


397 


H Art. 95. 


330 


Ag Art. 54, 52, II. 


398 


H Art. 95. 


332 


Ag Art. 19. 


399 


H Art 95. 


343 


H Art. 632, 633. 


408 


H Art. 96 — 99. 


344 


H Art. 638. 


410 


H Art. 95. 


345 


H Art. 637. 


412 


H Art. 96 — 100. 


346 


B Art. 1135, II 60. 


414 


H Art. 108. 


348 


B Art. 1231. 


416 


Ges. V. 28. 5. 1858 Art. i. 


349 


B Art. 1202, 1203; (s. 


417 


Dekr.v. 12.3. 1858 Art. 3. 




aber Einl. Seite 2). 


421 


Ges. V. 28. 5. 1858 Art. 8. 


350 


H Art. 109. 


422 


Ges. V. 28. 5. 1858 Art. I ff. 


352 


Ges. V. 7. 4. 1900. 


424 


Ges. V. 28. 5. 1858 Art. 4ff. 


354 


B Art. 2001. 


425 


H Art. 96. 


359 


B Art. 1156, 1160. 


426 


H Art. 102, loi. 


36o 


B Art. 124Ö. 


428 


H Art. 104. 


361 


H Art. 143, B 1895 IL 


429 


H Art. 98, 100, 103, 104; 


363 


H Art. 281 III, 313; 




B Art. 1784, II 37. 




Ges. 28. 5. 1858 Art. 3. 


430 


H Art. 103; B 1149. 


366 


B Art. 2279, 2280; 


431 


B Art. 1782, 1952 bis 




Ges. 15. 6. 1872. 




1954- 


3^7 


B Art. 2279, 2280; 


432 


H Art. 99. 




Ges. 15. 6. 1872. 


437 


H Art. 106. 


368 


H Art. 91, 93 I. 


438 


H Art. 105. 


369 


H Art. 92, 577: B IQ48. 


439 


H Art. 108. 




2082 II. 


440 


B Art. 2102 Ziff. 6. 


370 


H Art. 577. 


443 


B Art. 2102 Ziff. 6; 2097. 


371 


H Art. 93. 


452 


H Art. 107, 


373f- 


B Art. 1184, 1264, 1657, 


456 


H Art. 103. 


376 


B Art. 1146. [1614. 


457 


H Art. 103; B 114Q. 


380 


Ges. V. 13. 6. 1866. 


458 


H Art. 103; B 1782 f., 


383 


H Art. 94. 




1953; 1384. 


384 


B Art. 1991 — 1994. 


459 


H Art. 103. 


385 


B Art. 1998, 1992, 2000. 


460 


H Art. 103 II. 


387 


B Art. 1993. 


466 


H Art. 104. 


390 


B Art. 1927 — 1929. 


470 


H Art. 108. 


396 


B Art. 1999 — 2001. 


471 


H Art. 105, 108. 



IV. Deutsche Wechselordnung. 



Artikel 



Französisches Recht 



Artikel 



Französisches Recht 



I 
2 

3 



H Art. 113, 114. 

H Art. 140. 

H Art. 113, 114. 



4 
6 



H Art. HO, III, 129. 
H Art. HO, III, 187, 188. 
H Art. 112. 
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Artikel 


Französisches Recht 


Artikel 


Französisches Recht 


8 


H Art. 


118, 140. 


53 


H 


Art. 1 


11^ 


178, 179. 


9 


H Art. 


136. 


54 


H 


Art. ] 


180, 


182. 


lO 


H Art. 


136. 


56 


H 


Art. 


[26. 




12 


H Art. 


137, 138. 


57 


H 


Art. ] 


[26. 




14 


H Art. 


118. 


58 


H 


Art. ] 


\2^, 




i8 


H Art. 


125, 119. 


59 


H 


Art. ] 


[26. 


• 


19 


H Art. 


122; III, IV, 125, 


60 


H 


Art. ] 


t2l. 






160. 




61 


H 


Art. ] 


[28. 




20 


H Art. 


119, 122, III, IV. 


62 


H 


Art. . 


[58. 






125. 




63 


H 


Art. ] 


159- 




21 


H Art. 


122, 121 II. 


64 


H 


Art. ] 


^59- 




22 


H Art. 


124. 


66 


H 


Art. ] 


[lO. 




23 


H Art. 


117, 121 I. 


67 


H 


Art. ] 


f47» 


148, 151. 


24 


H Alt. 


123. 


73 


H 


Art. 1 


[49 


bis 154. 


25 


H Art. 


119, 120, 124, 


74 


H 


Art. ] 


[49. 






444 n. 


75 


H 


Art. ] 


[12. 




26 


H Art. 


444 II- 


76 


H 


Art. ] 


[12. 




29 


H Art. 


120, 444 II. 


77 


H 


Art. ] 


[65- 


-169, 189. 


31 


H Art. 


130, 160. 


78 


H 


Art. ] 


^65, 


170, 189. 


32 


H Art. 


131, 132, 160. 


79 


H 


Art. ] 


[65- 


-170, 189. 


33 


H Art. 


135- 


81 


H 


Art. ] 


[40, 


141, 142. 


35 


H Art. 


133- 


83 


H 


Art. ] 


[68, 


169, 170, 


37 


H Art. 


143- 






171. 






38 


H Alt. 


15Ö. 


87 


H 


Art. ] 


73- 




39 


H Art. 


156. 


88 


H 


Art. 1 


[74. 




40 


B Art. 


1257 ff. 


88a 


H 


Art. ] 


[74. 


• 


41 


H Art. 


161, 162, 163; 


90 


H 


Art. ] 


[76. 






156 IL 1 


91 


H 


Art. ] 


73- 




42 


H Art. 


163. 175- 


91a 


H 


Art. ] 


73- 




45 


H Art. 


165. 


92 


H 


Art. ] 


^34, 


161, 162. 


4Ö 


H Art. 


165. 


93 


H 


Art. ] 


^35» 


161, 162. 


48 


H Art. 


182. 


95 


H 


Art. ] 


[II. 




49 


H Art. 


164. 


96 


H 


Art. ] 


[88. 




50 


H Art. 


179, 181,184,185. 


98 


H 


Art. ] 


[87; 


444. 


51 


H Art. 
184, 


177, 179, 181, 
185. 


100 ' 

1 


H 


Art. ] 


[89. 





V. Deutsche Konkursordnung. 



§§ 


Französisches Recht 


§§ 


Französisches Recht 


I 

2 

3 

4 


H Art. 443 1, 469. 

H Art. 560, 557—559- 
H Art. 565. 
H Art. 546. 


5 
6 

7 


H Art. 567, 568. 

H Art. 443 I, 484, 485, 

490. 
H Art. 446, 447. 
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§§ 


Französisches Recht 


§§ 


Französisches Recht 


8 


H Art. 


446. 


79 


H Art. 462 V ; 464, 465. 


lO 


H Art. 


443 n. 


80 


H Art. 462 III, IV, 463, 


II 


H Art. 


443 n. 




464. 


12 


H Art. 


443- 


82 


H Art. 465 Satz 2. 


14 


H Art. 


443 III, 571. 


83 


H Art. 466, 467, 462 IV. 


15 


H Art. 


448. 


84 


H Art. 467. 


17 


H Art. 


578- 


85 


H Art. 462 V. 


19 


H Art. 


450, 550- 


86 


H Art. 519, 53611,53711. 


20 


H Art. 


450» 550- 


93 


H Art. 504—506, 536. 


21 


H Art. 


450» 550. 


94 


H Art. 505, 507. 


22 


B Art. 


1780. 


95 


H Art. 493, 494, 501. 


23 


B Art. 


2003. 




. 583 Ziff. 4- 


24 


H Art. 


448, 571- 


96 


H Art. 494, 501, 583 


26 


H Art. 


574 ff- 




Ziff. 4. 


2Q 


H Art. 


446 ff. 


97 


H Art. 505, 508. 


30 


H Art. 


446, 447, 448. 


98 


H Art. 504. 


31 


H Art. 


446 ff. 


99 


H Art. 452. 


34 


H Art. 


449. 


100 


H Art. 477, 488. 


43 


H Art. 


574 579- 


lOI 


H Art. 455, 456, 460, 


44 


H Art. 


576. 




472, 473- 


45 


H Art. 


557 560. 


102 


H Art. 437 I. 


47 


H Art. 


552 ff. 


103 


H Art. 440. 


48 


H Art. 


445 II, 546, 548. 


104 


H Art. 438, 439. 


49 


H Art. 


550, 542 ff.; 


105 


H Art. 438, 439. 




B 2101 — 2105. 


106 


H Art. 455, 457, 460, 


53 


B Art. 


1290, 1293. 




490. 


54 


B Art. 


1290, 1293. 


107 


H Art. 527, 528, 461. 


55 


B Art. 


1290 ff. 


108 


H Art. 441. 


57 


H Art. 


565- 


109 


H Art. 580 ff. 


58 


H Art. 


565. 


HO 


H Art. 462 I, II. 


59 


H Art. 


5Ö5. 


III 


H Art. 442, 492, 493. 


60 


H Art. 


565. 


112 


H Art. 442. 


61 


H Art. 


546 ff.; B 2 100 ff. 


113 


H Art. 448, 490. 


63 


H Art. 


445 I- 


117 


H Art. 484,470,471,485— 


64 


H Art. 


548. 




487, 490, 534, 535, 570. 


65 


H Art. 


444 I. 


120 


H Art. 574 ff. 


66 


H Art. 


444 I. 


121 


H Art. 471 III. 


67 


H Art. 


444 I. 


122 


H Art. 468, 471, 475. 


68 


H Art. 


542, 543» 544- 


123 


H Art. 479, 480, 471 IL 


69 


H Art. 


444 I- 


124 


H Art. 476, 479, 480, 


71 


H Art. 


438 I, II; 635. 




551- 


73 


H Art. 


453, 582. 583- 


126 


H Art. 534, 572. 


74 


H Art. 


453, 580—583. 


127 


H Art. 547. 


75 


H Art. 


477, 496. 


129 


H Art. 470, 474, 530, 


76 


H Art. 


442. 




532. 


78 


H Art. 


462, 463. 


130 


H Art. 532. 
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§§ 


Französisches Recht 


§§ 


Französisches Recht 


131 


H Art. 


482, 


506. 


181 


H Art 597, 598. 


132 


H Art. 


474> 


482, 536, 


182 


H Art. 507, 509. 




530, 


532. 




183 


H Art. 507, 509. 


133 


H Art. 


487, 


535» 579- 


184 


H Art 50Ö, 507, .513, 


134 


H Art 


487. 






514- 


135 


H Art 


443^ 


[V, 487. 


185 


H Art 513. 


137 


H Art 


489. 




186 


H Art 515. 


138 


H Art. 


492. 




187 


H Art 515. 


139 


H Art. 


491. 


492. 


188 


H Art 515, 597, 598. 


140 


H Art. 


491. 




189 


H Art 513, 582. 


141 


H Art. 


493» 


494, 551- 


190 


H Art 519. 


142 


H Art 


5(^3- 




191 


H Art 551. 


143 


H Art 


493. 




192 


H Art 519. 


144 


H Art. 


494. 




193 


H Art 516, 545. 


M5 


H Art. 


495» 


497- 


194 


H Art 516, 517, 545. 
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1817. 19. März. Gesetz betr. Art. 115 des HGB. (Wechsel- 
recht) s. daselbst 

(838. 28. Mai. Gesetz betr. Änderung der Art. 69 und 635 
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1872. 12. Februar. Gesetz betr. Änderung der Art. 450 

und 550 des HGB. (Fallitrecht) s. daselbst 

15. Juni. Gesetz betr. die Inhaberpapiere . . » . 273 ff. 

1874. 19. Februar. Gesetz betr. den Scheckstempel . . 293 

1880. 25. März. Dekret betr. das Gerichtsregister über die 

Geschäftsführung der Fallitverwalter 169 f. 

1885. 28. März. Gesetz betr. die Termingeschäfte . . . 286 

1888. II. April. Gesetz betr. Änderung der Art. 105 und 

108 des HGB. (Frachtführer) s. daselbst 

1889. 4. März. Gesetz betr. Änderung der Fallitgesetzgebung 

(gerichtliche Liquidation) 235 ff. 

18. Juli. Gesetz betr. Änderung des Art. 617 des 

HGB. (Handelsgericht) s. daselbst 

1890. 4. April. Gesetz betr. Änderung des Art. 5 des 

Ges. vom 4. 3. 1889 (gerichtliche Liquidation) . 237 

7. Oktober. Dekret enthaltend Ausführungsbestim- 
mungen zum Art. 90 des HGB. und zum Ges. 
vom 28. 3. 1885 über die Termingeschäfte 
(Wechselagenten) 287 ff. 

1893. 22. März. Gesetz betr. Änderung des Ges. vom 18. 
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I. August. Gesetz betr. Änderung des Art. i des 

Ges. vom 24. 7. 1867 (Aktiengesellschaften) . . 272 f. 
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Sachregister. 



Abberufung 

von geschäftsführenden Gesell- 

• schaftern der offenen Handels- 
gesellschaft S. 16; — von Ge- 
schäftsführern der Kommandit- 
gesellschaft S. 19/20; — der 
Verwaltungsräte u. Direktoren 
der Aktiengesellschaften S. 30; 

' — des Aufsichtsrats der Aktien- 
kommanditgesellschaft S. 41 ; — 
von Fallit Verwaltern Art. 467. 

Abnahmepflicht 
beim Kauf S. 55. 

A bsatzfähigkeit. 

Auskunft über A. von Waren 
durch die Konsulate S. 103. 

Abschlagsverteilungen 

im Fallit S. 86; Art. 503, 524, 

566, 567- 

Abschlagszahlungen 

beim Wechsel Art. 156; — 
Rückzahlung der A. bei Aus- 
übung d. Rückforderungsrechts 
im Fallit Art. 576; — im 
Fallit s. Abschlagsverteilungen. 

Abschlüsse 

Vermittlung von A. durch Han- 
delsmäkler S. 13 — 14; Ab- 
schluss des Vertrages bei Han- 
delskäufen S. 49 — 5 1 ; — der 
Verwaltungsräte für die Ak- 
tiengesellschaft oder mit ihr 
bedürfen der Genehmigung, 
Ag. Art. 40. 

Abschriften 

der Gesellschaftsverträge S. 6 
bis 7; S. 16; S. 29 (Aktien- 
gesellschaft); — der Statuten 
der Aktiengesellschaft Ag. Art. 

63- 

Absender 

S. 65 (Transportgeschäft); Art. 
1 00 (Haftung) ; Art. 576 (Rück- 



forderungsrecht des A. im 
Fallit). 

Abstimmung 

s. Majorität, Generalversamm- 
lung. 

Abtretung 

von Aktien Art. 35, 36; Ag. 
Art. 3 u. 21; von Aktien der 
Gesellschaft mit veränderlichem 
Kapital Ag. Art. 50; — des 
Vermögens Art. 541. 

Accept, Acceptant 

s. Akzept, Akzeptant, Annahme 
des Wechsels. 

Administrateur d6Ugu6 
(geschäftsführender Director der 
Aktiengesellschaft) . 
Ernennung S. 29; Ag. Art. 22, 
25. — Aktienbesitz des A. Ag. 
Art. 26; Vorsitz in der Gene- 
ralversammlung S. 35. — Kon- 
kurrenzgeschäfte u. Geschäfte 
mit der Gesellschaft Ag. Art. 40. 

Advokaten 
S. 95. 

Agent 

s. Handlungsagent; — agent 
de change s. Wechselagent. 

Agio 

beim Wechselregress. Art. 179 
des Dekrets v. 24. 3. 1848. 
S. 159. 
AgT66 

Rechtsbeistand beim Handels- 
gericht S. 94. 

Aktie 

der Aktiengesellschaft 
Namenaktien S. 23; Ag. Art. 
3, 24 S. 248; — Inhaber- 
aktien S. 23; Art. 35; — Vor- 
zugsaktien (Prioritätsaktien) 
S. 22; Art. 34; — Apport- 
aktien S. 26; Ag. Art. 3,24; — 
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A. der Verwaltungsräte und 
Direktoren S. 30; Ag. Art. 22, 
2b S. 250, 257; — 

Mindestbetrag 25 bzw. 100 
Franken; S. 23,24; Ag. Art. i, 
24 S. 246; 

Zeichnung S. 24; Ag. Art. i, 
3 (Haftung), 24; — Einzahlung 
S. 25; Ag. Art. I, 2, 24; — 
Notarielle Erklärung über Zeich- 
nung und Einzahlung S. 2^); 
Ag. Art. I, 24; — 

Einforderung nicht gezahlter 
Aktienbeträge S. 23, 24; — 
Rückzahlung des Aktienbetrjigs 
nach Nichtigkeitserklärung der 
Gesellschaft S. 28; — 

Abtretung Art. 35, 36; Ag. 
Art. 3, 24 (Sperre u. Haftung); 

— Verpfändung Art. 91; — 
Handel mit Aktien (nach Ein- 
zahlung eines Viertels) Ag. Art. 
2, 24 S. 247; 

Besitz einer bestimmten Ak- 
tienzahl als Voraussetzung zur 
Zulassung zur Generalversamm- 
lung S. 34; Ag. Art. 27 S. 257. 

der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien Mindest- 
betrag S. 39, Ag. Art. I, S. 246 ; 

— Einzahlung S. 39, 40; Ag. 
Art. I, 2; — Verpfändung 
S. 59, Art. 91 ; 

derGesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital sind 
stets Namenaktien Ag. Art. 50 
S. 265. 
Aktienbuch 

S. 23 ; Art. 36, Ag. Art. 21 
S. 255 ; — Ag. Art. 50 S. 265 
(Ges. m. veränderl. Kapital). 
Aktiengesellschaft 

S. 15; S. 20—59; Art. 29-38; 
Ges. V. 24. 7. 1867 Art. 21 ff. 

Gesetzgebung S. 20; — Ge- 
nehmigung der Regierung Ag. 
Art. 2 T ; — ist stets Handels- 
gesellschaft Ag. Art. 68 S. 271 ; 

Firma S. 21, 22, 29; Art. 
29, 30 (Sachfirma); Zusatz der 
Bezeichnung „Aktiengesell- 



schaft** und der Höhe des 
Kapitals stets erforderlich, Ag. 
Art. 64 S. 270; — 

Gründung S. 24 — 28. 
Form der Errichtung (auch 
privatschriftlich) S. 24 ; Ag. 
Art. 21 S. 255; 

Mindestzahl der Aktionäre 
(.sieben) S. 24; Ag. Art. 23; 
Äuflösungsklage bei geringerer 
Zahl von Aktionären S. 24 ; Ag. 
Art. 38 S. 262; — Mindest- 
betrag der Aktie (25 bzw. 100 
Franken) S. 23, 24; Ag. Art. i, 
24 S. 246; — 

Zeichnung der Akt'en. — 
Einzahlung des Aktienkapitals, 
— Notarielle Erklärung über 
Zeichnung und Einzahlung: 
Siehe Aktie, S. 24—26; Ag. 
Art. I, 2, 3, 24; — 

Prüfung von Apports und 
Gründervorteilen S. 26; Ag. 
Art. 4, 24; — 

Bestellung des Verwaltungs- 
rats und von Revisoren S. 27; 
Ag. Art. 25, 32; — 

Verstösse gegen die Grün- 
dungsvorschriften S. 28; Ag. 
Art. 41, 42, 24; — 

Organe S. 29—37; 

Verwaltungsräte und 
Direktoren (administrateur 
delegue); — Ernennung S. 29 
bis 30; Ag. Art. 22, 25; 26 
(Hinterlegung von Aktien als 
Sicherheit); — Abberufung 
S. 30; — Ag. Art. 22, 41; — 
Pflichten S. 30—31; — Kon- 
kurrenzverbot S. 31, Ag. Art. 40 
S. 262; Haftung S. 31—32; 
Ag. Art. 44, 42, 13, 15, 16 
(45); Klagen gegen Verwal- 
tungsräte und Direktoren S. 32 ; 
Ag. Art. 17 (39); — 

Revisoren (Au*"sichtskom- 
mijssare, commissaires de sur- 
veillance) — Ernennung S. ^2y 
Ag. Art. 25, 32; — Rechte 
und Pflichten S. 33 ; Ag. Art. 
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32 (Geschäftebericht), 33 (Buch- 
einsicht, Berufung der Gene- 
ralversammlung), 34 (Prüfung 
der Halbjahrs- u. Jahresbilanz); 

— Haftung S. 33; Ag. Art.43; 

— Entschädigung S. 33; — 
G eneral Versammlung. 

Berechtigung der Aktionäre zur 
Teilnahme S, 34; Ag. Art. i']-, 

— Vertretung durch Bevoll- 
mächtigte S. 34; Ag. Art. 2"] \ 

— Einberufung S. 34; Ag. 

^'^^' 35 \ — Bureau S. 34 Ag. 
Art. 28; — Vorsitz S 35; — 
Präsenzliste S. 35; Ag. Art. 28; 

— Abstimmungen S. 35 ; Ag. 
Art. 28 (Stimmenmehrheit); — 

konstituierende Gene- 
ralversammlung 
Prüfung der Zeichnung und 
Zahlung des Aktienkapitals, der 
Sacheinlagen, der Statuten S. 
35; Ag. Art. I, 24, 2-]', — 
Ernennung der Verwaltungs- 
räte und Revisoren S. 35 ; Ag. 
Art. 25; — Mindestzahl der 
teilnehmenden Aktionäre S. 36; 
Ag. Art. 30. 

ordentliche General- 
versammlung S. 36; Ag. 
Art. 32 (Obliegenheiten), 29 
(Mindestzahl der teilnehmen- 
den Aktionäre); — 

ausserordentliche Ge- 
neralversammlung Teil- 
nehmerzahl bei Statutenände- 
rung S. 37, Ag. Art. 31; — 
Auflösung der Gesellschaft bei 
Verlust des Kapitals S. 37, 
Ag. Art. 37; — Berufung durch 
Verwaltungsrat oder Revisoren 
S. 37, Ag.Art. 37, 33; 
Straf bestimmungen S. 37; Ag. 
Art. 45; — 
Reservefonds S. 38; Ag. Art. 36; 

— Dividenden S. 38; Ag. Art. 
45, 10 (Rückzahlung unrecht- 
mässig verteilterDividenden); — 
Ag. Art. 70; — 

Liquidation S. 38, 39; Art. 3 
Ges. V. 4. 3. 1889. S. 236; — 



Nichtigkeit der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 41, 42 S. 262. 
Auflösung der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 37 (Verlust des 
Kapitals), 38 (Sinken der Zahl 
der Aktionäre unter 7); — 
Bilanzen und Inventur Ag. Art. 
34; — Klagen der Aktionäre 
Ag. Art. 17, 39; 

s. ferner Aktie, Aktienbuch, 
Aktienkapital, Aktionär, Gene- 
ralversammlung, Handelsgesell- 
schaft (m. veränderlichem Ka- 
pital) , Tontinengesellschaft, 
Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien, Veröffentlichung von Ge- 
sellschafteurkunden. 
Aktienkapital 

Beifügung der Höhe des A. 
zu der Firma S. 22^ Ag. Art. 
64 S. 270; 

Einzahlung von mindestens V4 
des A. S. 25, Ag. Art. i, 24; 
Verringerung des A. führt zur 
Auflösung d. Aktiengesellschaft 
S. 37, 38» Ag. Art. 37 ; — 
Verzinsung des A. S. 38, Ag. 
Art. 70; — 

Rückzahlung des A. wegen 
Nichtigkeit der Gesellschaft 

s. 38; 

s. auch Gesellschaft mit ver- 
änderlichem Kapital Ag. Art. 
48 — 54, S. 264 ff. 

Aktienkommanditgesellschaft 

s. Kommanditgesellschaft auf 
Aktien. 
Aktionäre 

der Aktiengesellschaft. 
Rechte auf Dividende und auf 
d. Gesell Schafts vermögen S. 22 ; 
— Pflicht zur Zahlung des Ak- 
tiennennwerts S. 23; — 
Teilnahme an der General- 
versammlung S. 22, ij, Ag. Art. 
2'; bis 32; 

Mindestzahl der Aktionäre S. 
24; Ag. Art. 23, 38; 
Stimmenzahl der A. S. 2'j, 
Ag. Art. 2^. — 
Ausschluss des Stimmrechts bei 
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Abstimmungen über Apports 
und Gründervorteile S. 27 ; Ag. 
Art. 30: — 

Vertretung durch Bevollmäch- 
tigte in der Generalversamm- 
lung S. 34; Ag. Art. 2-]', — 
Berufung der Generalversamm- 
lung durch A. S. 37; — 
Recht auf Einsicht in Bilanzen, 
Inventare u. Berichte Ag. Art. 
35» 12. — 
Akzept 

s. Wechsel S. 68 — 80, insbes. 
S. 70 — 71; — Eintragung in 
das Journal Art. 8; — setzt 
Vorhandensein von Deckung 
voraus Art. 117; 118 — 125; — 
Ehrenakzept Art. 126 — 128; — 
des Duplikats Art. 148; — 
Verlust des Wechsels mit Ak- 
zept Art. 151, 152; — Akzept- 
frist Art. 160. 

Akieeptant 

haftet als Gesamtschuldner mit 
Indossanten eines Wechsels 
S. 73; Art. 140. — 
Verjährung gegen A. S. 75-76; 
Art. 165 — 169. — 
Haftung desA. durch die An- 
nahme Art. 121. 

Amortisation 

von Wechseln Art. 150 Anm. 

Anfechtung 

von Beschlüssen der General- 
versammlung wegen Betrugs 
oder Arglist S. 27; Ag. Art. 4 
vorl. Abs.; — 

von Handlungen des Gemein- 
schuldners im Fallit S. 83 ; Ait. 
446, 447; Art. 448 (Privilegien); 
Art. 449 (Wechsel). 

Angestellter 

ist nicht Kaufmann S. 4; — 
s. Handlungsgehilfen u. Hand- 
lungslehrlinge S. II — 12; — 
Dienstlohn Art. 549 Abs. 2. 

Anmeldung 

des Fallits S. 83; Art. 438, 
439; — der Forderungen im 
Fallit S. 85 ; Art. 491, 492, 522. 
— der gerichtlich. Liquidation 



S. 81; Art. 2 u. 3 S. 235; — 
der Forderungen bei der ge- 
richtl. Liquidation S. 81 — 82; 
Art.. II, 12 S. 241. 
Annahme 

Verweigerung der A. des Fracht- 
gutes S. 66; — des Wechsels 
S. 70 bis 71; Art. 118 — 125; 
Ehrenannahme Art. 126 — 128; 

— Frist zur A. Art. 160. 
Antichrese 

Art. 446. 

Anwalt 

s. Parteibeistände S. 93 — 95. 

Anwesenheitsliste 

der Aktionäre in der General- 
versammlung S. 35; Ag. Art. 28. 

Appellhof 

S. 89, 91 ; — Art. 644 (Zu- 
ständigkeit) ; Art. 645 — 648^ 
( Proz ess verfahren) . 

Apportaktien 

S. 26; Ag. Art. 3, 24. S. 248. 

Apports 

der Aktionäre S. 25; S. 26-27; 
Ag. Art. 3, 4, 24. 

Arbitre 
S. 97. 

Arrest 

bei Wechselprotesten Art. 172; 

— Schuldarrest des Gemein- 
schuldners Art. 455, 456, 460; 
472 (sicheres Geleit). 

s. auch Schuldhaft. 

Arrondissementsgericht 
S. 89, 96. 

Auflösung 

der Kommanditgesellsch. 
durch Ausscheiden von Gesell- 
schaftern S. 19; 
der Aktien -Kommandit- 
gesellschaft S. 42; Ag. Art. 
II u. 18 S. 252 u. 255; — 
der Aktiengesellschaft mit 
weniger als 7 Aktionären S. 24, 
S. 36 d; Ag. Art. 38 S. 262 ; — 
wegen Verringerung des Ka- 
pitals S. 37 ; Ag. Art. 37 S. 261 ; 

— Auflösungsbeschluss der Ge- 
neralversammlung Ag. Art. 31 
S. 259; — Klage auf Auflösung 
S. 37; Ag. Art. 38 S. 262; — 
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Auflösungsgründe S. 38 : — Be- 
kanntmachung S. 38; Art. 61 
S. 269; 

der Gelegenheitsgesell- 
schaft S. 44; 

des Dienstvertrages des 
Handlungsgehülfen S. 11; — 
des Kaufvertrages durch 
den Käufer S. 53, 54; — von 
Rechtswegen (Mobilien, Le- 
bensmittel) S. 55; — Zurück- 
forderungsrecht im FaUit Art. 
550, Anm. 2; 576, 578. — 
des Mietvertrages bei Fallit 
des Mieters Art. 450, 550; — 
des Konkordats Art. 520; — 
der Union Art. 537. — 
s. auch Ausscheiden, Austritt. 

Aufrechnung 

verjährter Wechselforderungen 
Art. 171. 

Aufschub 

der Wechselzahlung S. 73; 
Art. 157. 

Aufsichtskommissare 

s. Revisoren, Aktiengesell- 
schaft. 

Aufsichtsrat 

der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien (conseil de surveil- 
lance). 

Zusammensetzung S. 41; 
Ag. Art. 5 (wenigstens 3 Aktio- 
näre); — 

Ernennungu. Abberufung 
S. 41; Ag. Art. 5; — 
Pflichten u. Rechte Ag. 
Art. 6 (Prüfung der Grün- 
dungsvorgänge), 10 (Ueber- 
wachung der Bücher u. der 
Aktiven, Bericht an die Gene- 
ralversammlung), II (Berufung 
der General Versammlung zwecks 
Auflösung der Gesellschaft). — 
Haftung S. 42; Ag. Art. 9, 
17; 15 letzter Absatz. — 
Entschädigung, Nicht- 
übertragbarkeitdesAmts 
S. 41; — 

s. auch Verwaltungsrat u. 
Revisoren (commissaires de 



surveillance) der Aktiengesell- 
schaft. 

Ausfertigung 

derGesellschaftsurkunden S. 1 6 ; 
Ag. Art. 55, 61, S. 266, 269. — 

Aushang 

von Gesellschaftsurkunden S. 28 
— 29; Ag. Art. 55 ff. S. 266 ff. 

Ausländer 

als Kaufleute S. 6; S. 46 — 

48; - 

Kaufverträge mit A. S. 50 ; — 
Wechselfähigkeit S. 69; — 
ausländische Fallitgläubiger Art. 
5^7» 5^8, 502; — 
ausländische Handelsgesell- 
schaften S. 46 — 48; (Nationa- 
lität S. 46, 47; — 
Genehmigung der Regierung 

s. 47; — 

Gleichstellung mit einheimischen 
Gesellschaften S. 47). 

Ausserordentliche Generalver- 
sammlung 

s. Generalversammlung. 

Ausscheiden 

aus der offenen Handels- 
gesellschaft (Haftung des 
Gesellschafters für Schulden) 
S. 17; — 

aus der Kommanditgesell- 
schaft (führt die Auflösung 
herbei) S. 19; — 
des Verwaltungsrats u. des 
Direktors der Aktiengesell- 
schaft S. 30; Ag. Art. 22 
S. 256; — 

des Aufs ich tsrats der Ak- 
tienkommanditgesellschaft S.4 1 . 
s. auch Auflösung, Austritt. 

Aussonderung 

im Fallit Art. 574 Anm, 3. 

Aussteller 

des Wechsels, Haftung Art. 
118; — Befreiung bei Nach- 
weis der Deckung bei Fällig- 
keit S. 76, Art. 170; — Ver- 
jährung S. 76, Art. 189; — 
Bereicherungsklage S. 76, Art 
171. — 
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Austritt 

von Gesellschaftern der Ges. 
mit veränderl. Kapital Ag. Art. 
52, S. 266; — 
s. auch Auflösung, Aus- 
scheiden. 

Authentische Urkunden 

Art. 39 Anmerk., Art. 558. — 

Aval (Wechsclbürge) 

Art. 141, 142; — Stellung 
eines Bürgen bei Verlust der 
Wechselduplikate Art. 151,152, 

155- 
Avoud 

S. 94 — 95; Art. 627, 642 Anm. 



Bankier 

Art. 632 (Handelsgeschäft) ; 
Art. 631 (Zuständigkeit der 
Handelsgerichte). 
Bankrott. 

Einfacher Bankrott (Art. 
584—590): 

Strafen,Zuständigkeit derZucht- 
polizeigerichte, Strafantragsbe- 
rechtigte Art. 584, 589; — 
Fälle des einfachen B. Art. 585, 
586; - 
Kosten der Strafverfolgung Art. 

587, 588» 590; — 

Mitteilung des Ehevertrags Art. 

69, 70; — 

Konkordat trotz B. Art. 511; — 

Betrügerischer Bankrott 

(Art. 591—592): 

Fälle Art. 591 ; — 

Kosten Art. 592; 

keine Rehabilitation Art. 612 ; — 

kein Konkordat Art. 510; — 

Nichtigkeit des Konkordats, 

Freiwerden der Bürgen Art. 

520; — 

Massregeln nach Aufhebung 

des Konkordats wegen betrüg. 

Bankrotts Art. 521 — 523; — 

keine Entschuldbarkeit bei 

Union Art. 540; — 

Vermögensverwaltung bei 

Bankrott (Art. 601 — 603): 

Zuständigkeit für Zivilklagen 

Alt. 601 : — 



Auskunftpflicht der Fallit Ver- 
walter an die Behörde Art. 
602; — 

Mitwirkung der Gerichtsschrei- 
berei Art. 603 ; — 
s. auch Fallit. 

Bekanntmachung 

s. Veröffentlichung. 

ßereicherungsklage 

aus dem Wechsel S. 76; Art. 
171. 

Bergbau 

ist kein Handelsgeschäft S. 4, 
15; Art. 638. 
Bericht. 

des Fallitrichters Art. 452, 482 

514; — 

des Fallitverwalters Art. 482, 

566; - 

des Gemeinschuldners u. der 
Liquidatoren bei der gerichtl. 
Liquidation Ges. v. 4. 3. 1889 
Art. 9 S. 239; — 
über Sacheinlagen u. Sonder- 
vorteile bei Aktiengesellschaften 
u. Kommanditges. auf Aktien, 
Ag. Art. 4, 24, S. 249, 256; — 
des Aufsichtsrats an die Gene- 
ralvers. Ag. Art. lo S. 251; — 
der Revisoren an die General- 
versammlung Ag. Art. 32 
S. 260. 

Berner Konvention 
S. 64. 

Berufung 

gegen Urteile der Handels- 
gerichte S. 89, 90; Art. 644; 
645 (Fristen); — 
Ausschluss der B. Art. 639, 
646; — 

in Fallitsachen Art. 582 
(Frist), 583 (Ausschluss), 610 
(Rehabilitation); — 
gegen Eröffnung der gei i ch tl. 
Liquidation Ges. v. 4 3. 
1889 Art. 4 Abs. 3 S. 237; — 
s. auch Widerspruch. 
Berufung der Generalver- 
sammlung der Aktionäre 
S. 34» 37; Ag. Art. 33 (durch 
Revisoren), Ag. Art. 37 (durch 
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den Verwalter) ; — Ag. Art. 1 1 
(Aufsich ts rat). 

Berufungsgericht 

s. Appellhof S. 89, 91 ; — Art. 
644 (Zuständigkeit) ; Art. 645 — 
648 (Verfahren). 

Beschafifenheit 

der Ware beim Kauf S. 53, 

54; — 
Fehler S. 54. 

Beschlagnahme 

der Mobilien wegen Wechsel- 
schulden S. 73; Art. 172. 

Beschlussfähigkeit 

der Generalversammlung der 

Aktiengesellschaft S. 35 — 

36, Ag. Art. 30 (konstituierende 

Gen.- Vers.); — 

S. 36, Ag. Art. 29 (ordentl. 

Gen.- Vers.); — 

S. 37, Ag. Art. 31 (ausserord. 

Gen. -Vers.); — 

der General vers. der Kom- 

manditges. auf Aktien S. 42, 

Ag. Art. 4 (konstituierende 

Gen.-Vers.). 

Besitzabergang 

beim Handelskauf S. 52 ; — 
beim Faustpfand S. 59 — 60; 
Art. 92 (Voraussetzung zur Be- 
gründung des Pfandrechts); — 
bei Aktien Art. 35, 36. 

Betrug 

Art. 108 (Frachtvertrag); Art. 
540 (Gemeinschuldner) ; Ag. 
Art. 4 u. 24, S. 249, 246 (bei 
Unwirksamkeit der Aktienge- 
sellschaft) ; 

s. auch Bankrott (betrüge- 
rischer) u. Strafvorschriften. 

Beweis 

in Handelssachen (Erleichte- 
rungen) S. 3; — 
beim Handelskauf S. 56; Art. 
109; — 

bei Pfandverträgen S. 58; Art. 
91, 109; — 
Beweismittel und Verfahren 

s. 97; — . 

durch Zeugen gegen Gesell- 
schaftsverträge Art. 41; — 



durch Handelsbücher Art. 12 
bis 17; Art. 496 (im Fallit). 

Bezogener 

muss binnen 24 Stunden ak- 
zeptieren S. 70, Art. 125; — 
Wirkung der Annahme S. 71, 
Art. 121; — 
Haftung S. 76, Art. 170. 

Bilanz 

Bilanzbuch der Kauf leute 
Art. 9, IG, 11; — 
Aktiengesellschaft S. 33, 
36; — Ag. Art. 34 (Halbjahrs- 
u. Jahresbilanz; Prüfung durch 
die Revisoren); Ag. Art. 32 
(Genehmigung durch die Ge- 
neralversammlung) ; Ag. Art. 35 
(Kenntnisnahme durch die 
Aktionäre; Abschriften); — 
Kommanditges. auf Ak- 
tien Ag. Art. 12 (Kenntnis- 
nahme durch die Aktionäre); 
Ag. Art. 10 (Fehlen der Bi- 
lanz); — 

Fallit. Einreichung der B. 
bei dem Antrag auf Falliter- 
klärung Art. 439; durch die 
Fallitverwalter. Art. 476. 

Billet ä ordre 

s. eigener Wechsel S. 80; Art 
187, 188, 189. 

Binnenschiffahrt 

Anwendung der Regeln des 
Landtransports S. 63; — 
s. auch Transport, Art. 96 — 
102 u. 103 — 108. 

Blankoindossament 

Wechsel: Wirksamkeit S. 70 ; 
Art. 137 Anmerk. 
Schecks: Ges. v. 14.6. 1865 
Art. I Abs. 4 S. 294. 

Börse (Handelsbörse) 

Art. 71—73; — 
Parkett Art. 75; — 
Zutritt Art. 613; 

s. auch Wechselagent, Ter- 
mingeschäfte. 

Bräuche (Handelsbräuche) 
S. 306 ff. 

Briefe 

an den Gemeinschuldner Art. 

471. 
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Bucheinsicht 

in die Bücher der Fallitgläu- 
biger Art. 496; 
durch die Revisoren der Ak- 
tiengesellschaft S. 33, Ag. Art. 
33, 34 S. 260; — 
durch die Aktionäre Ag. Art. 
35 S. 261; — 

allgemeines Recht auf Einsicht 
der Urkunden von Aktien- 
gesellschaften Ag. Art. 63 
S. 269; — 

durch die Aktionäre der Kom- 
manditgesellschaft Ag. Art. 12 
S. 252. 

Bücher (Handelsbücher) 

Handelsbücher S. 8 — 9; Art. 

8-17; - 

der Hafndelsmäkler S. 14; 
Art. 84 (Wechselagenten und 
Mäkler); — Art. 96 (Trans- 
portkommissionär); — 
Aktienbuch S. 23; Art. 36, 
Ag. Art. 21 S. 255; Ag. Art. 
50 S. 265 (Ges. m. veränder- 
lichem Kapital); — 
als Beweismittel S. 97; Art. 
109, Art. 12 — 17; — Art. 152 
(Beweis des Wechselrechts) ; 
Art. 496 (Beweis der Forde- 
rung durch Bücher des Fallit- 
gläubigers); — 

Behandlung der B. im Fallit 
Art. 471, 475; — in der ge- 
richtl. Liquidation Ges. v. 4. 3. 
1889 Art. 4 Abs. I S. 237; — 
Beiseiteschaffen der B. 
Art. 591 (betrügerischer Bank- 
rott). 

Bureau 

der Generalversammlung der 
Aktiengesellschaft S. 34 — 35; 
Ag. Art. 28 S. 258 (Präsenz- 
liste der Aktionäre). 
Bürge 

Wechsel bürge (Aval) Art. 
141, 142; — Zahlung verlore- 
ner Wechsel gegen Bürgschaft 
Art. 151, 152; Haftung dieses 
Bürgen Art. 155; — 
Haftung des B. bei Nichtig- 



keit u. Auflösung des Kon- 
kordats Art. 520; — 
Haftung u. Rückgriff des B. 
im Fallit Art. 544; — 
Einfluss des Konkordats auf 
B. Art. 545. 



Caf 

Bedeutung der Formel S. 53. 

Cassationshof 
S. 91. 

Chartrepartie 

Übersetzung durch die See- 
mäkler,' Art. 80. 

Cif 

Bedeutung der Formel S. 53. 

Civilrecht 

S. 2; 45 (Gesellschaften des 
Civilrechts in Form von Han- 
delsgesellschaften) . 

Commanditgesellschaften 
s. unter K. 

Concession 

s. Konzession. . 

Constituierende Generalversamm- 
lung 

s. Generalversammlung, Aktien- 
gesellschaft, Gründung. 

Coulissier 

(Winkelagent) s. Handelsmäk- 
ler S. 14. 

Courtier 

s. Handelsmäkler S. 13 — 14. 

Cridar 

s. Gemeinschuldner. 



Decharge (Entlastung) 

des Verwaltungsrats der Ak- 
tiengesellschaft S. 36; Ag. Art. 
32 S. 260 (Nichtigkeit, falls 
kein Bericht der Revisoren 
vorherging); — 
der Fallitverwalter im Falle des 
Konkordats Art. 519. 

Deckung 

des Wechsels (provision) Art. 
115 — 117. Art. 170; — 
bei Termingeschäften Dekret 
V. 7. Okt. 1890 Art. 61 S. 289. 
Ddconfiture 

(Vermögensverfall) S. 80 f. 



Marx, Die französische Handclsgesetzgebung. 
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Deklarierung 

unrichtige im Frachtbrief S. 64 
bis 65, in der Zollerklärung 
S. 104. 

Bilib€T€ 

S. 96. 

Dtflivrance 

(Besitzübertragung) S. 52. 

Delkredere 

des Kommissionärs S. 61. 

Deponierung 

Quittung über D. von Wert- 
papieren bei Wechselagenten, 
Dekret v. i. 10. 1862 Art. 6 
S. 285; ~ 

der Gesellschaftsverträge auf 
der Gerichtsschreiberei S. 16 
(offene Handelsgesellschaft), 
S. 20 (Kommanditgesellschaft) ; 
Ag. Art. 55 S. 267 u. Ag. Art. 
61 S. 269. 

Diebstahl 

Art. 540 (keine Entschuldbar- 
keit im Falle einer Union); — 
von Inhaberpapieren Ges. v. 
15.6. 1872 S. 273 ff.; — 
Verpfändung gestohlenerSachen 
S. 59 — 60. 

Dienstlohn 

Vorrecht im Fallit Art. 549. 

Differenzgeschäfte 

sind erlaubt S. 57; — Ges. v. 
28. 3. 1885 Art. I u. 2 S. 286. 

Direktor 

der Aktiengesellschaft S. 29 — 
32; Ag. Art. 22, 25,26,40; — 
s. administrateur delegue. 

Distanzkauf 

Übergang von Eigentum und 
Gefahr S. 51 — 52. 

Dividende 

Art. 526 (im Fallit nach Auf- 
hebung eines Konkordats); — 
der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, Ag. Art. 10 und 15 
S. 252 — 253 (Unregelmässig- 
keiten bei Auszahlung von 

D.); - 

der Aktiengesellschaft Ag. Art. 
44, 45 S. 263 (Haftung des 
Verwaltungsrats bei Vertei- 



lung fingierter D.; Strafvor- 
schriften); — 

Recht der Aktionäre auf D. 
S. 22; — 

Rückzahlung von Dividenden 
S. 38; Ag. Art 10 Abs. 2 u. 
45 Abs. 3; — 

keine Rückzahlung gezahlter 
Dividenden für ausgeloste Ak- 
tien etc. Ag. Art. 70 S, 2y2. 

Dolmetscher 

Handelsmäkler (courtiers inter- 
pretes), S. 14; Art. 80. 

Domizil 

(Wohnsitz) domicile elu S. 91, 
Art. 642 Zusatz. 

Domizilwechsel 

S. 69, Art. tu; — S. 72, Art. 
123 (Zahlung). 

Dotalgut 
Art. 7. 

Dotalrecht 

Art. 7; Art. 67, 69 (Bekannt- 
machung). 

Duplikate 

der Wechsel S. 74 ; Art. 147 — 
155 (Zahlung von Duplikat- 
wechseln, insbes. bei Verlust 
von Wechseln). 



Ehefrau 

Kaufmannseigenschaft S. 5; — 
Genehmigung des Ehemanns 
zum Betriebe eines' Handels- 
geschäfts S. 5, Art. 4; — 
Genehmigung des Gerichts 
S. 5-6; - 

Haftung der E. als Handels - 
frau Art. 5; — 
Verfügung über Grundstücke 
Art. 7; — 

Wechselunterschrift Art. 1 1 3 
(einfaches Versprechen); — 
Rechte im Fallit des Ehe- 
mannes Art. 557 — 564; — 
E. kann nicht eine Handels- 
gesellschaft mit ihrem Ehemann 
bilden S. 43. 
s. auch Ehemann, Ehegatten, 
Ehevertrag. 
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£hegatten 

Scheidung (Förmlichkeiten, 
wenn ein Teil Kaufmann ist,) 
Art. 66; — 

Bekanntmachung des Ehever- 
trages Art. 67, 68, 69, 70; — 
Gesetzliche Hypothek der Ehe- 
frau am Vermögen des Mannes 
Art. 563. 
s. auch Ehemann, Ehefrau. 

Ehemann 

Genehmigung zum Geschäfts- 
betriebe der Ehefrau Art. 4; — 
Haftung für Geschäftsschulden 
der Frau Art. 5; — 
Rechte der Ehefrau im Fallit 
des E. Art. 557—564. 

s. auch Ehefrau, Ehegatten, 
Ehevertrag. 

Ehevertrag 

Bekanntmachung Art. 67 — 70; 

586 Ziff. 3;- 

Vorbehalt im E. Art. 560, 564. 

Ehrenakzept 

(Ehrenannahme) S. 74, Art. 
126 — 128. 

EhrenzahluDg 

S. 74; Art. 158, 159. 

Eid 

S. 97, 98; Art. 17. 

Eigener Wechsel 

(biliet ä ordre) S. 80; Art. 187 
bis 189. 

Eigentum 

Uebergangdes E. beimHandels- 
kauf, S. 49— 51; — 
bei Wechseln S. 79; Art. 136; — 
bei Aktien Art. 35, 36 ; — 
Vermutung des E. des Ehe- 
manns im Fallit Art. 559, 562. 

Einkaufskommission 

S. 62; Art. 95 (Pfandrecht). 

Einlage 

des Kommanditisten S. 18; 
Art. 23, 26 (Haftung nur m 
Höhe der Einlage), 28 (Haf- 
tung aus der Geschäftsfüh- 
rung); — 

des Aktionärs der Komman- 
ditges. auf Aktien Ag. Are. i 
(Aktie), 4 (Sacheinlage), 8 
(Unterlassung der Prüfung der 



Sacheinlagen), 15 (betrügerische 
Angaben) S. 246 ff.; — 
des Aktionärs der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 1,4 (24), 8, 42, 
15 (45) S. 246 ff.; — 
GelegenheitsgesellschaftS.44 ; — 
Gesellschaft mit veränderlichem 

■ Kapital S. 45, Ag. Art. 48, 5 1 
S. 264 — 265. 

Einlassungsfrist 

S. 91, 96 Art. 642 Zusatz (Art. 
416,417 ZPO.). 

Einregistrierung 

(enregistrement) S. 100; Ge- 
bühren beim Konkordat mit 
Vermögensabtretung Art. 541. 

Einspruch 

(Opposition) gegen Versäumnis- 
urteile S. 90; — 
siehe Widerspruch. 

Einstellung des Fallits 

mangels Masse Art. 527, 528. 

Einstweilige Verfügung 

bei Wechselprotesten Art. 172. 

Einzahlung 

des Aktienkapitals der Kom- 
manditges. auf Aktien S. 39 — 
40; Ag Art. I (Einzahlung), 2 
(Handel mit Aktien nach Ein- 
zahlung eines Viertels), 3 (Na- 
menaktien bis zur vollen Ein- 
zahlung); — 

des Aktienkapitals der Aktien- 
gesellschaft S. 25 — 26, Ag. Art. 
I, 2, 3 (24) S. 246 ff. 

Einziehung 

des Wechsels (Inkassomandat), 
S. 78 — 79; Art. 138. 

Eisenbahn 

Haftung für vollen Schaden 
S.67; — 

Eisenbahn - Verkehrsordnung 
fehlt im französ. Recht S. 63. 

Emanzipation 

des Minderjährigen S. 5; Art. 

2; — 

Zurückziehung der E. S. 5 ; — 

Wechselfähigkeit S. 69. 
Emission 

der Aktien S.24; — 

E. unter Nennwert i.st nichtig 

S. 25; - 
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E. ohne Subskription S. 25. 
Enregistrement 

S. 100; — Gebühren beim 
Konkordat Art. 541. 

Entlastung 

s. Decharge S. 36; Ag. Art. 
32 S. 260; — Art. 519. 

Entschädigung 

der Revisoren der Aktien-Ges. 

S.33; — 

des Aufsichtsrats der Aktien- 

kommanditges. S. 41; — 

des Fallitverwalters S. 84, Art. 

493; — 

des Liquidators Ges. v. 4. 3. 

1889 Art. 10, (5, S. 241, 

243; ~ 

des Avoue S. loi; — 

des Avocat S. 102; — 

des Agree S. 102. 

Erben 

im Fallit des Erblassers Art. 
478, 481. 

Erfüllungsort 

S. 92. 
Erlass des Protestes 

S. ^']\ Art. 175. 
Erlöschen 

der Handlungsvollmacht S. 10. 
Ernennung 

Verwaltungsräte u. Direktoren 

der Aktienges. S. 29, 35; Ag. 

Art. 22, 25 S. 2.56; — 

Revisoren der Aktienges. S. 32 

bis 33» 35; Ag. Art. 25, 32 

S. 256; — 

Aufsichtsrat der Kommandit- 

ges. auf Aktien S. 41, Ag. Art. 

5 S. 250; — 

Fallitverwalter S. 84; Art. 462 

bis 464; 524; — . 

Fallitrichter S. 84. Art. 451; — 

Kontrolleure der Liquidation 

S. 85; Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 9; 

des Fallits S. 85 ; Ges. v. 4. 3. 

1889 Art. 20 Abs. 2. 
Errichtung 

s. Gründung. 
Eviction 

Haftung für E. beim Kauf 

S. 54. 



Expertise 

(Sachverständigen-Schieds- 
spruch) S. 107. 



Fabrikmarken 

Ges. V. 23. 6. 1857 S. 8. 

faillite 

s. Fallit. 

Faktura 

Rechnung als Beweismittel 
Art. 109. 

Fälligkeit 

des Wechsels S. 71 ; Art 129 — 
135; 161; 444; — Art. 187 
(eigener Wechsel); — 
Zahlung vor Fälligkeit S. ']2\ 
Art. 144, 146; bei Fälligkeit 
Art. 146; der Schulden im 
Falle des Fallits Art. 444; — 
bei gerichtlicher Liquidation 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 8 S. 

239; — 

des Warrant Ges. v. 28. 5. 

1858 Art. 6 S. 296. 

Fallit 

Allgemeine Vorschriften 
S. 80—81 ; Art. 437 (nur Kauf- 
mannsfallit; Definition; Nach- 
lassfallit; Falliterklärung binnen 
einem Jahre nach dem Tode). 

L Falliterklärung, Wir- 
kungen derselben Art. 438 — 

450. 

Anzeigepflicht des Einzelkauf- 
manns u. des Gesellschafters 
der offenen Handelsgesellschaft 
binnen 2 Wochen Art. 438; — 
bei der Fallitanmeldung erfor- 
derliche Angaben (Bilanz usw.), 
Art. 439; — 

Zeitpunkt der Zahlungseinstel- 
lung, Art. 441; — 
Faliiturteil Art. 440; — 
Bekanntmachung Art. 442 ; — 
Beendigung der Verfügungs- 
gewalt des Gemeinschuldners; 
Klagen u. Zwangsvollstreckun- 
gen nur gegen Fallitverwalter; 
Intervention des Gemein- 
schuldners Art. 443; — 
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Fälligkeit aller Schulden,Sicher- 
stellung derWechself orderungen 
Art. 444; — 
Aufhören der Verzinsung Art. 

445; — 

Nichtigkeit von Hand- 
lungen des Gemeinschuldners 
Art. 446 (Nichtigkeit), 447 
(Nichtigkeit bei Kenntnis der 
Zahlungseinstellung), 448 Nich- 
tigkeit von Hypotheken und 
Privilegien; — 

Wechselzahlungen nach Fallit- 
erklärung, Art. 449; — 
Mietverträge, Kündigung durch 
Fallitverwalter u. Auflösungs- 
klage des Vermieters, Art. 450; 
s. auch Art. 550. 
IL Ernennung des beauf- 
tragten Richters Art 

451—454. 

Ernennung im Falliturteil Art. 

451; Aufgaben Art. 452; 
Rechtsmittel gegen seine Ver- 
fügungen Art. 453 ; Enthebung 
vom Amt, Art. 454; — 

III. Siegelanlegung; erste 
Massregeln gegen den 
Gemeinschuldner Art. 
455—461. 
Siegelanlegung Art. 455, 457, 

458; - 

Haft des Gemeinschuldners 
Art. 455, 456, 460, 472; — 
Mitteilung an die Staatsanwalt- 
schaft Art. 459; — 
Kostenvorschüsse durch die 
Staatskasse Art. 461. 

IV. Ernennung und Ab- 
setzung vorläufiger 
Fallitverwalter Art. 462 
bis 467. 

Ernennung, Anzahl, Art. 462 ; — 
Ersetzung Art. 464; — 
Ausschluss von Verwandten 
Art. 463; — 
Absetzung Art. 467; — 
Geschäftsführung Art. 465; — 
Einwendungen hiergegen Art, 
466. 

V. Pflichten undAmtder 



Fallitverwalter (s. auch 
Fallitverwalter) Art. 468 
bis 503. 

1. Allgemeines Art. 468 
bis 478. 

Siegelanlegung Art. 468; — 
von der Siegelung befreite 
Sachen Art. 469; — 
Verkauf von Sachen, Fortfüh- 
rung des Geschäftsbetriebs Art. 

470; - 

Bücher, Papiere u. Forderungen 

Art. 471; — 

Haftentlassung und sicheres 
Geleit des Gemeinschuldners 
Art. 472, 473; — 
Unterstützung des Gemein- 
schuldners Art. 474; — 
Schliessung der Bücher, Bei- 
ziehung des Gemeinschuldners 
Art. 475; — 
Bilanz Art. 476; — 
Vernehmung des Gemein- 
schuldners u. Dritter durch 
den Fallitrichter Art. 477; — 
Nachlassfallit, Beteiligung der 
Erben Art. 478 ; — 

2. Siegelabnahme und 
Inventar Art. 479 — 483. 
Siegelabnahme Art. 479; — 
Inventarerrichtung Art. 480, 
481 (im Nachlassfallit); — 
Bericht über den Fallit Art. 
482; - 

Mitwirkung der Staatsanwalt- 
schaft Art. 483. 

3. Verkauf der Waren 
u. Mobil i en; Einziehung 
der Forderungen Art. 
484 — 490. 

Aushändigung der Aktiven an 
die Fallitverwalter Art. 484; — 
Einziehimg der Aussenstände 
Art. 485; — 

Verkauf u. Versteigerung der 
Mobilien Art. 486; — 
Vergleiche Art. 487; — 
Mitarbeit des Gemeinschuld- 
ners Art. 488; — 
Hinterlegung eingehender Gel- 
der; Zahlungen Art. 489. 
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4. Rechtserhaltende 
Massregeln Art. 490. 
Hypothekeneintragungen usw. 
Art. 490. 

5. Prüfung der Forde- 
rungen Art. 491 — 503. 
Anmeldung beim Gerichts- 
schreiber Art. 491; — 
Aufforderung zur Anmeldung 
durch die Zeitung Art. 492 ; — 
Prüfung im Prüfungster- 
min Art. 493; — 
Teilnahme der Gläubiger, Wi- 
derspruchsrecht Art. 494; — 
Prüfungsprotokoll (Fallittabelle) 
Art. 495; — 

Beiziehung der Bücher der 
Fallitgläubiger Art. 496; — 
Anerkennung von Forderungen 
Art. 497; -- 

Bestreiten der Forderungen, 
Entscheidung des Gerichts Art. 
4q8, 499; — 

einstweilige Zulassung, Ver- 
fahren bei schwebendem Straf- 
verfahren Art. 500; — 
Bestreitung von Pfandrechten 
Art. 501; — 

Ablauf der Fristen, auslän- 
dische Fallitgläubiger Art. 
502; — 

Rechte u. Widerspruch unbe- 
kannter u. solcher Gläubiger, 
die eine Versicherung über das 
Bestehen ihrer Rechte nicht 
abgaben, Art. 503. 
VI. Konkordat u. Union 
Art. 504—541. 

1. Einberufung u. Ver- 
sammlung der Gläubi- 
ger Art. 504 — 506. 

Siehe Konkordat. 

2. Konkordat Art, 507 — 
526. 

Siehe Konkordat. 

3. Einstellung mangels 
Masse Art. 527 — 528, 
Einstellung Art. 527 ; — 
Falliteröffnung bei Vorhanden- 
sein oder Hinterlegung der 
Kosten Art. 528. 



4. Union Art. 529—541. 
Siehe Union. 

VII. Fallitgläubiger und 
ihre Rechte Art. 542 — 
564. 

1. Mit verpflichte te u. 
Bürgen Art. 542—545- 
Befriedigung eines Besitzers 
von Verpflichtungsscheinen in 
den Falliten mehrerer Gesamt- 
schuldner Art. 542; — 
Ausgleich unter denFallitmassen 
mehrerer Gesamtschuldner Art. 

543; — 

Teilleistungen vor dem Fallit, 

Befriedigung der Restschuld 
Art. 544; — 

Konkordat berührt Mitschuld- 
ner nicht Art. 545; — 

2. Gläubiger mit Mo- 
bil iarpfandu. Mobiliar- 
privileg Art. 546—551. 
Aufnahme in das Gläubiger- 
verzeichnis Art. 546; — 
nach Zahlung der Schuld 
fallen die Pfänder in die Masse 
Art. 547; — 

Über- und Mindererlös des 
Pfandes Art. 548; — 
Lohnforderungen Art. 549 ; — 
Mietforderungen Art. 550; — 
Auszahlung Art. 551. 

3. Gläubiger mit Hy- 
pothekarpfand undlm- 
mobiliarprivileg Art. 552 
bis 556. 

Deckung ganz oder teilweise 
ausgefallener Immobiliargläubi- 
ger Art. 552—556. 

4. Rechte derEhefrau 
Art. 557—564. 

Eingebrachte und erworbene 
Gründstücke, die nicht Ge- 
samtgut wurden Art. 557 — 

558; - 

gesetzliche Vermutung, Beweis- 
last der Frau Art. 559, 560, 
562; — 

Mobilien der Frau Art. 560; — 
Klage der Frau, Rücknahme 
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unter Übernahme bestehender 
Lasten Art. 561 ; — 
Schuldenzahlung durch die 
Frau, gesetzliche Vermutung 
Art. 562; — 

Gesetzliche Hypothek der Frau 
auf Immobilien Art. 563; — 
vertragliche Vorrechte der Frau 
kraft Ehe Vertrags Art. 564. 

VIII. Verteilungen an die 
Gläubiger; Veräusse- 
rung der Mobiliar masse 
Art. 565—570. 

Zusammensetzung der Mobi- 
liarmasse Art. 565; — 
monatlicher Bericht, Abschlags - 
Verteilungen Art. 566; — 
Schutz ausländischer Gläubiger 
Art. 567, 568; — 

Zahlung, Vorlage des Forde- 
rungstitels Art. 569; — 
Veräusserung der Masse in 
Bausch u. Bogen Art. 570. 

IX. Verkauf der Immo- 
bilien Art. 571—573- 
Keine Hypothekeneintragung 
nach Falliterklärung Art. 57 1 ; — 
Verkauf der Immobilien Art. 

572, 573; — 
Ubergebot Art. 573, 

X. Rückforderungsrecht 
(revendication), Art. 574 — 580. 
Gegenstände des Rückforde- 
rungsrechts : 

Papiere (Art. 574); — 
Kommissionsware und deren 
Kaufpreis (Art. 575); — 
abgesandte, noch nicht abge- 
lieferte Waren (Art. 576): — 
Zurückbehaltungsrecht des Ver- 
käufers (Art. 577); — 
Lieferung an die Masse gegen 
volle Zahlung auf Verlangen 
der Fallitverwalter (Art. 578) ; — 
Entscheidung über Anträge auf 
Rückforderung (Art. 579). 
XL Rechtsmittel gegen 
Entscheidungen in Fal- 
litsachen Art. 580 — 583. 
Einspruch gegen Falliterklä- 



rung u. Festsetzung der Zah- 
lungseinstellung (Art. 580) ; — 
Antrag auf anderweite Fest- 
setzung der Zahlungseinstel- 
lung (Art. 581); — 
Berufungsfrist 2 Wochen (Art. 

582); - 

Fälle, in welchen Rechtsmittel 
ausgeschlossen sind (Art. 583). 

XII. Bankrott Art. 584 — 592. 
Siehe Bankrott. 

XIII. Vergehen dritter 
Personen im Fallit Art. 
593—600. 

Entziehung von Beständen aus 
der Masse, Anmeldung erdich- 
teter Forderungen, Handel- 
treiben unter fremden Namen 
(Art. 593); — 

Delikte von Angehörigen des 
Gemeinschuldners (Art. 594) ; — 
Rückerstattung und Schadens- 
ersatz an die Masse (Art. 

595); — 

Veruntreuungen des Fallitver- 

walters (Art. 596, 597 Abs. 

2);- 

Versprechen von Sondervor- 
teilen: Bestrafung des Gläubi- 
gers (Art. 597); — Nichtigkeit 
des Versprechens (Art. 598) ; — 
zuständigesGericht( Art.599) ; — 
Veröffentlichung der Erkennt- 
nisse im Fallit- oder Bankrott- 
verfahren (Art. 600). 

XIV. Vermögensverwal- 
tung im Bankrott (Art. 
601 — 603. 

XV. Rehabilitation Art. 
604 — 614. 

S. Rehabilitation. 
Wechsel: 

Fallit des Ausstellers (Art. 
121); — 

des Inhabers (Art. 149); — 
des Akzeptanten (Art. 163); — 
Falliterklärung bei gericht- 
licherLiquidation Ges. 
v. 4. 3. 1889, Art. 19, 24 S. 244 ff. 
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S. auch Fallitverwalter, Fal- 
litgläubiger, Gemeinschuldner, 
Fallitmasse, Bankrott, Union, 
Rehabilitation, Liquidation (ge- 
richtliche), Konkordat. 

Fallitgläubiger 

S. 85ff.; — 

Widerspruch gegen Abschlags- 
verteilungen Art. 503; — 
Rechte bei Aufhebung des 
Konkordats Art. 526; — 
Verteilung des Erlöses der 
Mobilien an die F. Art. 565, 

566;- 

Befriedigung ausländischer F. 
Art. 567, 568; — 

s. insbesondere Rechte 
der F. (unter Fallit Art. 542 — 
564) u. Strafvorschriften Art. 
597—600. 

Fallitmasse 

Aushändigung an den Fallit- 
verwalter Art. 484; -- Ver- 
wertung Art. 485, 486, 487 ; — 
Vermehrung durch Ablösung 
von Pfändern Art. 547; — 
Über- und Mindererlös von 
Pfändern Art. 548; — 
Verteilung an die Gläubiger u. 
Liquidierung der Mobilien Art. 

565—570; — 

Verkauf der Immobilien Art. 

571— 573- 

Fallittabelle 

s. Tabelle Art. 495, 546. 

Fallitverwalter 

(Konkursverwalter, syndic) 

S. 84; — 

Vorläufige Fallitver- 
walter: 

Ernennung, Anzahl Art. 462, 
464; — 

Ausschluss von Angehörigen 
des Gemeinschuldners Art. 

463; — 

Geschäftsführung Art. 465, 

466; -^ 

Absetzung Art. 467. 
Ordentliche Fallitver- 
walter: 



Kündigung der Mietsverträge 
durch den F. Art. 450 ; — 
Antrag auf Verhaftung des Ge- 
meinschuldners Art. 460 ; — 
Siegelanlegung Art. 468; — 
Siegelungsfreie Sachen Art. 
469; ~ 

Verkäufe u. Fortführung des 
Geschäfts Art. 470, 485; — 
Behandlung der Bücher, Pa- 
piere, Forderungen u. Briefe 
Art. 471; — 

Siegelabnahme u. Inventarer- 
richtung Art. 479, 480, 481 ; — 
Fallitbericht Art. 482, 506, 
566;- 

Empfangnahme der Fallitmasse 
Art. 484; — 
Verwertung der Masse Art. 485, 

486, 487 ; - 

rechtserhaltende Massregeln 
Art. 490; — 
Honorar Art. 493; — 
Schlussrechnung Art. 519; — 
Widerspruch gegen das Kon- 
kordat Art. 512; — 
Massregeln im Falle der Ver- 
urteilung des Gemeinschuld- 
ners wegen betrüg. Bankrotts 
Art. 522; — 

Wahl neuer F. Art. 524; — 
Rechnungslegung bei Union 
Art. 529, 536, 537; — 
Geschäftsführung bei UnionArt. 

532—535; — 

Monatlicher Rechnungsbericht 

Art. 566; — 

Strafantrag des F. wegen Bank- 
rotts Art 589; — 
Bestrafung Art. 596 (wegen 
Veruntreuungen), 597 (wegen 
Stimmenkauf) ; 

Pflicht zur Auskunftserteilung 
an die Staatsanwaltschaft bei 
Bankrott (Art. 602). 

Fälschung 

von Wechseln S. 75; Art. 112. 

Familie 

des Gemeinschuldners Art. 474, 
530 (Unterstützung bei Fal- 
lit). 
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Faustpfand 

s. Pfandrecht S. 57 — 60 ; 
Art. 91— 93; 501, 

Fehler 

der gekauften Ware S. 54. 

Feiertag 

Fälligkeit des Wechsels am F. 
Art. 134. 

Feststellung 

von Fallitforderungen Art. 497. 
Firma 

Einzelkauf leute haben keine F. 

s. 7; — 

Zusatz »Nachfolger« S. 7; — 
Zusatz »und Co.« S. 7; — 
Veräusserung der F. S. 8; — 
Schutz der F. S. 8; — 
F. der offenen Handelsgesell- 
schaft S. 7 ; Art. 20, 21; — 
der Kommanditgesellschaft 
S. 18; Art. 23 Abs. 2, 25; — 
der Aktiengesellschaft S. 7 — 8, 
21; Ag. Art. 29, 30, 64; — 
Zusatz »Aktiengesellschaft« S. 
8, 22, 29; Ag. Art. 64; — 
der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien S. 21, Ag. Art. 64; — 
der Gelegenheitsgesellschaft 
S. 43. 
Flussfahrzeuge 
Art. 107. 

fob 

s. 53. 

Forderungen 

des Gemeinschuldners 
Art. 471 (Behandlung im Fal- 
lit), Art. 485 (Einziehung durch 
den, Fallitverwalter); — 
der 'F a 1 1 i t g 1 ä u b i g e r S. 85, 
Art. 491, 492 (Anmeldung); 493 
494, 496 (Prüfung), 497 (Fest- 
stellung) ; S. 86, Art. 497, 503, 
504, 505, 593, Ziff. 2 (Ver- 
sicherung des Bestehens); 498, 
499, 500, 504, 505, 516 (Be- 
streiten der Forderung) ; 501 
(Bestreiten des Vorrechts) ; 503 
(Abschlagsverteilungen) ; S. 86, 
Art. 55 1 (bevorrechtigte F.) ; — 
Anmeldung bei Aufhebung des 
Konkordats Art. 522; — 



Prüfung nach Aufhebung des 
Konkordats Art. 523; — 
Anmeldung in der gerichtl. 
Liquidation S. 81, Ges. v. 4. 3. 
1889 Art. II, 12 S. 241 ; — 
Verkauf der F. im Ganzen Art. 

570; — 

Verpfändung der F. S. 58 ; Art. 

91. 

Frachtbrief 

S. 64; Art. loi, 102. 
Frachtführer 

ist Kaufmann S. 63, Art. 632 
u. i; — 

Rechte u. Pflichten S. 66— 68; 
Haftung S. 67; Art. 103 — 104, 

105; — 

Untersuchung des Zustandes 

von Frachtgut Art. 106; — 
Übergabe verkaufter Sachen 
an den F. S. 51 (Gefahrüber- 
gang) ; Verjährung Art. 108 ; — 
Mehrheit von F. S. 68 ; — 

s. auch Tran Sportgeschäft 
S. 63 ff.; Art. 96 — 102 Trans- 
portkommissionär, 
, Frachtvertrag 

S. 64 — 68; Art. lOi. 
s. auch Transportgeschäft, 
franco 

ä bord, f. sous vergues, f. chez 
l'acheteur, f. au bord de de- 
stination S. 53. 
Frauen 

s. Ehefrau. 
frei an Bord 

S.53. 
Freies Geleit (sicheres G-.) 

Art. 472, 473, 475, 488, 505. 

Friedensrichter 

S. 89; Art. 16 (ersuchter Rich- 
ter) ; 457, 458 (Siegelanlegung) ; 
471, 480 (Siegelabnahme). 

Frist 

zur Zeichnuug von Aktien 
S. 25; — 

zur Annahme u. Zahlung <|es 
Wechsels Art. 160; — 
zur Erhebung der Wechsel- 
klage S. 73 ; — 
Einspruchsfrist gegen Versäum- 
nisurteile S, 90 ; — 
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zur Berufung S. 90; — 
in Fallitsachen Art. 582; — 
in Handelssachen Art. 645 ; — 
Einlassungsfrist S..91, 96. 

Fuhrwerk 

öffentliches Art. 107. 

Fusion 

von Aktiengesellschaften und 
Kommanditgesellschaften auf 
Aktien Ag. Art. 3, 24 S. 248. 



Gebühren 

s. Sportein, Entschädigung. 

Gefahr 

Übergang der G. beim Han- 
delskauf S. 49 — 52 ; — 
Gefahrtragung bei Transporten 
Art. 97 — 100 (Transportkom- 
missionär), Art. 103 — 104 
(Frachtführer). 

Gefälligkeitswechsel 
S. 79. 

Gehalt 

des Handlungsgehilfen S. 1 1 ; 
Vorrecht im Fallit S. 11; Art. 

549- 
Gehilfe 

s. Handlungsgehilfe S. 11-12. 

Gelegenheitsgesellschaft 

(association commerciale en 

participation) S. 15, 42 — 45; 

Art. 47—50- 

keine juristische Persönlichkeit 

s. 43; — 

keine Firma S. 43; 

kein Gesellschaftsvermögen 

S. 43 ; — 

keine Formvorschriften S. 43, 

Art. 50; — 

Definition Art. 48; — 

Anwendung des bürgerlichen 

Rechts S. 44 ; — 

Beweise für ihr Bestehen Art. 

49; — 

Geschäftsführer S. 44 ; — 

Beziehungen der Gesellschafter 

zu Dritten S. 44; — 

Beendigung S. 44 — 45. 

Geleit 

(sicheres) Art. 472, 473, 475, 
488, 505. 



Gemeinsamer Gewinn u. Verlusf 

s. Gelegenheitsgesellschaft. 

Gemeinschuldner (Cridar) 

Nichtigkeit seiner Rechtsge- 
schäfte S. 88, Art. 443, 446, 447, 
448, 449, 525; — 
Kündigung seiner Mietsverträge 
Art. 450, 550; — 
Haft Art. 455, 456, 460, 461, 

472, 539; — 

sicheres Geleit 472, 473, 475, 

488, 505; — 

Unterstützung Art. 474; 530 

(Union) ; 

Schliessung der Bücher Art. 

475; — 

Mitarbeit im Fallit S. 88, Art. 

48B; — 

Widerspruch gegen angemeldete 

Forderungen Art. 494; gegen 

Vergleiche bei Union Art. 

525; — 

Teilnahme an der Gläubiger- 
versammlung S. 87, Art. 505 ; — 
Schlussrechnimg Art. 519; — 
Entschuldbarkeit bei Union 
Art. 537, 538, 540; — 
Haftung mehrerer G. für ge- 
meinsame Schulden Art. 542, 

543; — 

G. in der gerichtlichen Liqui- 
dation S. 81 — 82; Ges. V. 4. 3. 
1889 S. 235 ff.; Art. 6, 7 Mit- 
wirkung; Art. 21 Niederlegung 
der Ämter; — 

Rehabilitation S. 88; Art. 604 
bis 614. 

Genehmigung 

zum Betrieb eines Handels- 
geschäfts durch Minderjährige 
S. 5, Art. 2 ; — 

der Regierung zur Gründung 
von Aktiengesellschaft ist nicht 
erforderlich S. 24; Ag. Art. 
21; — 

der Regierung zur Umwand- 
lung von Aktiengesellschaften 
alten Rechts Ag. Art. 46; — 
der Generalversammlung zu 
Geschäften des Verwaltupgs- 
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rats für die oder mit der Ge- 
sellschaft Ag. Art. 40, S. 3 1 ; — 
von Apports u. Gründervor- 
teilen bei der Aktiengesell- 
schaft S. 25, Ag. Art. 4, 24, 
S. 249, 256. 

Generalyersammlung 
der Aktiengesellschaft. 

I. Allgem eines. 

Berechtigung der Aktionäre 
zur Teilnahme an der G. 
S. 22, 34, 36; Ag. Art. 2-]', — 
Vertretung durch Bevollmäch- 
tigte S. 34, Ag. Art. 2^\ — 
Einberuf ungsfrist S. 34 Ag. 
Art. 35; -r 

Einberufung durch die Revi- 
soren (Kommissare) S. 33, Ag. 
Art. 33; — 

Berufung des Bureau S. 34 — 35, 
Ag. Art. 28; — 
Vorsitz S. 35; — 
Präsenzliste. S. 35, Ag. Art. 

28; - 

Tagesordnung S. 35; — 
Abstimmungen S. 35; — 
Stimmenmehrheit Ag. Art. 28, 
29; — 
IL Konstituierende Gene- 
ralversammlung. 
Prüfung der Zeichnung und 
Zahlung des Aktienkapitals, 
der Sacheinlagen und der Sta- 
tuten S. 26, 2'], 35; Ag. Art. 
I, 24, 2-]', — 

Ernennung des Verwaltungs- 
ratsrats u. der Revisoren S. 35 
Ag. Art. 25; — 
Mindestzahl der teilnehmenden 
Aktionäre S. 35 — 36; Ag. Art. 

30; — 
III. OrdentlicheGeneral- 
versammlung. 
Wahl des Verwaltüngsrats u. 
der Revisoren (Kommissare) 
S. 29, 32, 36; Ag. Art. 25, 

32; — 

des Direktors S, 29; Ag. Art. 

22; — 

Rechnungslegung S. 36; Ag. 

Art. 32; — 



Vorlage der Bilanz S. 36; Ag. 
Art. 32; — 

Geschäftsbericht durch die Re- 
visoren S. 33, 36; Ag. Art. 32, 

35; -- 

Entlastung (Decharge) S. 36, 

Ag. Art. 32; — 

Beschlussfähigkeit S. 36, Ag, 

Art. 28, 29; — 

Genehmigung von Abschlüssen 

der Verwaltungsräte für die 

oder mit der Aktiengesellschaft 

S. 31, Ag. Art. 40; — 

Absetzung von Verwaltungsrat 

u. Direktoren durch die G. 

S. 30; Ag. Art. 22; — 

IV. Ausserordentliche 
Generalversammlung. 
Mindestzahl der Aktionäre bei 
Änderung der Statuten, Dauer 
der Gesellschaft, S. 36, 37, Ag. 
Art. 31; — 

Abänderung von Sonderrechten 
einer Aktienart Art. 34; — 
Auflösung wegen Verlust des 
Kapitals S. 37, Ag. Art. 37 ; — 
Kapitalsvermehrungen bei der 
Ges. mit veränderlichem Ka- 
pital Ag. Art. 49; — 
Berufung der G. durch Ver- 
waltungsrat, Revisoren oder 
vom Handelsgericht ermächtigte 
Aktionäre S. 37, Ag. Art. 37, 

33; — 

Wahl des Liquidators S. 38; — 

V. Kommanditgesellschaft 
auf Aktien S. 42 ; — 

Wahl des Aufsichtsrats Ag. 
Art. 5. 
Garant 

s. Geschäftsführer. 

Gericht 

Handelsgericht: 
Art. 615 — 630 (Organisation); 
Art. 631 — 641 (Zuständigkeit); 
Art. 642 — 648 (Prozessver- 
fahren); — 

Vertretung der Gesellschaften 
vor Gericht durch den Ver- 
waltungsrat Ag. Art ^ 
S. 266. — - 
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Geric|itliche Liquidation. 

S. 8i f.; Ges. V. 4. 3. 1889 u. 

4. 4. 1890 S. 235 ff. Voraus- 
setzungen Art. I — 3; — 
Urteil auf Liquidation, Rechts- 
mittel, Ernennung eines beauf- 
tragten Richters u. der Liqui- 
datoren, Inventarerrichtung, 
Hypothekeneintragung, Gläubi- 
gerversammlung Art. 4; — 
Klagen u. Zwangsvollstreckun- 
gen, Verfügungsbeschränkungen 
Art. 5; — 

Liquidation, Mitwirkung des 
Schuldners Art. 6 — 7; — 
Fälligkeit der Schulden, Zins- 
zahlung Art. 8; — 
Benachrichtigung der Gläu- 
biger; Gläubigerversammlung, 
Bericht, Kontrolleure, Liqui- 
datoren, Prüfungstermin Art. 

9; — 

Kontrolleure (Unentgeltlichkeit 

des Amtes) ; Liquidatoren, Ho- 
norar Art. 10; — 
Anmeldung der Forderungen 
Art. II u. 1 2 ; — 
erster Prüfungstermin Art. 
12; — 

letzterPrüfungstermin,Wechsel- 
verbindlichkeit Art. 13; — 
Konkordatsversammlung Art. 
14; — 

Konkordat, Ende der gericht- 
lichen Liquidation, Kosten Art. 

15; — 

Nichtigkeit der Verträge wegen 

Formmangels Art. 16; — 
Gebühren Art. 17; — 
Nachricht an den Vermieter 
Art. 18; — 

Falliterklärung eines Kauf- 
manns in der gerichtl. Liqui- 
dation Art. 19, 20; — 
Niederlegung der Ämter durch 
den Schuldner Art. 21 ; — 
Anwendung der Fallitregeln 
Art. 24. 

Gerichtskosten 

5. loi. 



Gerichtsschreiber 

Siegelanlegung im Fallit Art. 

457» 459; — 

Führung des Fallitregisters, 

Dekret V. 25.3. 1886, S. 169; — 
Anmeldung der Fall itf orderun- 
gen Art. 491; — 
Ernennung Art. 624; — 
Beglaubigungen der Vollmach- 
ten Art. 627 Abs. I. 

Gerichtsstand 

f. Wechselklagen S. 73. 

Gerichtsvollzieher 

Ernennung Art. 624; — 

als Partei Vertreter Art. 627 Abs. 

2 u. 3. 

Gesamtschuldner 

Mitschuldner haften handels- 
rechtlich stets als Gesamt- 
schuldner S. 2; — 
aus Wechsel Verpflichtungen 
Art. 140; — 

im Falle des Sonderkonkordats 
eines Gesellschafters Art. 531; — 
Befriedigung des Inhabers eines 
Verpflichtungsscheins in den 
Falliten mehrerer G. Art. 

542; — 

Ausgleich der Fallitmassen 
mehrerer G. Art. 543; — 
G. bei Nichtigkeit der Aktien- 
gesellschaft Ag. Art. 42; — 
für den Betrag der Aktie Ag. 
Art. 3 (24); — bei der Kom- 
manditges. auf Aktien Ag. 
Art. 3; — 

die Mitglieder des Verwaltungs- 
rats haften als G. Ag. Art. 44. 

Geschäftsbericht, 
der Revisoren der Aktiengesell- 
schaft über die Geschäftslage 
und die Bilanz S. 33; Ag. 
Art. 32. 

Geschäftsbezeichnung 
s. Firma. 

Geschäftsführer. 

der offenen Handels- 
gesellschaft S. 16; — 
Abberufung,KündigungS. 16 ; — 
Umfang der Vertretungsmacht 
S. 16—17; — 
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Mehrheit von G. S. 17; Art. 

* 

der Kommanditgesell- 
schaft: Ausschluss der Kom- 
manditisten von der Geschäfts- 
führung S. 19; Art. 2^, 28; — 
Abberufung durch die Kom- 
manditisten S. 19 — 20 ; — 
Beendigung der Geschäftsfüh- 
rung S. 20; — 

Mehrheit von G. Art. 24; — 
der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien (Ge- 
rant), S. 40—41, Ag. Art. 

Bestrafung wegen Verteilung 
fingierter Dividenden Ag. Art. 

15; — 

Klagen gegen G. Ag. Art. 

17; - 

der Aktiengesellschaft 

(Verwaltungsrat, Direk- 
tor) S. 29—32; Axt. 32; Ag. 
Art. 22, 15, (45); — 
der Gelegenheitsge Seil- 
schaft S. 44; — 
Klagen gegen G. Art. 634 
(Zuständigkeit); — 
Geschäftsführung der Fallitver- 
walter x\rt 465, 46Ö. 
Geschichte 

des französischen Handels- 
rechts S. 1. 

Gesellschaft 

s. Handelsgesellschaften. 

Gesellschaften mit veränderlichem 
Kapital 

S. 45; Ag. Art. 4Ö— 54 S. 

204ff.; — 

Definition Ag. Art. 48; — 
Höhe des Gesellschaftsver- 
mögens u. der jährlichen Er- 
höhungen Ag. Art. 49 ; — 
stetsNamenaktien, Übertragung 
derselben Ag. Art. 50: — 
Rückzahlungen aus dem Kapi- 
tal Ag. Art. 51; — 
Ausscheiden der Gesellschaf- 
ter, Fortdauer der Haftung 
Ag. Art. 52; — 
Vertretung vor Gericht durch 



den Verwaltungsrat Ag. Art. 

53; — 

Ereignisse in der Person eines 

Gesellschafters berühren die 

Gesellschaft nicht Ag. Art. 54. 

Gesellschaften des Zivilrechts 
in Form von Handelsgesell- 
schaften S. 45 — 46. 

Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung 

(G. m. b. H., societe ä respon- 
sabilite limitee) 

fehlt Im französischen Recht 
S. 21; Ag. Art. 47 S. 264. 

Gesellschafter 

s. Handelsgesellschafter 

Gesellschaftsverträge 

Pflicht zur Publikation S. 6 — 

7; — 

Einsichtnahme in die G. S. 

7; — 

Veröffentlichungen Ag. Art. 55 ff. 
S. 266 ff.; — 
Zeugenbeweis Art. 41. 
offene Handelsgesell- 
schaft S. 16, Art. 39 (Form 
der Errichtung); — 
Kommanditgesellschaft 
S. 18, 20, Art. 39; — 
Kommanditges. auf 

Aktien S. 39 ; Ag. Art. i ; — 
Aktiengesellschaft S. 28 
(Veröffentlichungen), Ag. Art. 
I, 24; — 

Gelegenheitsgesellschaft S. 43, 
Art. 48. 

Gesindelohn 

Vorrecht im Fallit Art. 549. 
Gewalt 

s. höhere Gewalt, Art. 97, 98, 

103, 104, 107. 
Gewerbegericht 

S. 91. 
Gewinnverteilung 

bei Kommanditgesellschaften 

S. 18.. 

bei Aktiengesellschaften S. 22. 

Gläubiger 

s. Fallitgläubige. 
Gläubigerverband 

s. Union. 
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Glaubigeryersamtnlung 

Fallit S. 84; 85—87; Art. 
499, 502, 504 (Berufung) ; Art. 
505» 506 (Verlauf der G.); 
Art. 507 (Mehrheiten zum Kon- 
kordat); — 

gerichtliche Liquida- 
tion S. 81, 82; Ges. V. 4. 3. 
1889 S. 235 ff., Art. 4 u. 9; — 
Union Art. 529, 536, 537; — 
s. auch Fallit und Fallit- 
gläubiger. 

Gründer der Aktiengesellschaft. 
Haftung Ag. Art. 24, 42; — 
Gründervorteile : Prüfung durch 
die Generalversammlung S. 2yf 
Ag. Art. 24, 42; — 
Übernahme aller Aktien durch 
die G. S. 25; — 
kein e Gründer vorteile bei Eisen- 
bahnaktiengesellschaften 
S. 26; — 

notarielle Erklärung der G. 
über Zeichnung u. Einzahlung 
des Aktienkapitals Ag. Art. 24. 

Grundstück 

Grundstücksspekulation ist kein 
Handelsgeschäft S. 15; — 
Verfügung über G. durch min- 
derjährige Kaufleute Art. 6; — 
durch verheiratete Handels- 
frauen Art. 7; — 
Rückfall von G. der Ehefrau 
im Fallit des Ehemannes Art. 

557, 558; — 
s. auch Immobilien, Fallit. 

Gründung 

der offenen Handelsgesellschaft 
S. 16, Art. 39 — 41, Ag. Art. 

55» 61 ; — 

der Kommanditgesellschaft S. 

18, Art. 39—41; — 

der Kommanditgesellschaft auf 

Aktien S. 39 — 40, Ag. Art. i, 

4> ^^; — 

der Aktiengesellschaft S. 24 — 
28, Ag. Art. I, 4, 24, 25; — 
Folgen gegen Verstösse der G. 
Vorschriften S.28, Ag. Art. 4 1 ,42. 



Gründungsprospekt 

der Aktiengesellschaft S. 25, 
Ag. Art. 15, 45. 

Güterrecht 

Haftung für Geschäftsschulden 
der Ehefrau bei den verschie- 
denen Güterrechten S. 6. 

Güterrecbtsregister 
S. 6, Art. 67 — 70. 

Gütertrennung 

Art. 65—70; — Art. 586 Ziffer3 
(Fallit). 



Haftung 

des Ehemanns für Ge- 
schäftsschuldeu der Ehefrau 
als Kauffrau S. 6; Art. 5; — 
des Geschäftsherrn für 
seine Bevollmächtigten S. 11, 
u. Angestellten S. 12; — 
der offenen Handels- 
gesellschaft für Hand- 
lungen der Geschäftsführer 

s. 17; — 

für Schulden S. 17; — 
Umfang der H. der Gesell- 
schafter S. 17; Art. 22; — 
der Kommanditgesell- 
schaft Art. 23, 24; — 
des Kommanditisten S. 18; 
Art. 26, 28; — 
bei der Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien 
für Gesellschaftsschulden 

s. 39; — 

der Aktionäre u. ihrer Vor- 
leute Ag. Art. 3; — ■ 
des Aufsichtsrats u. der Gesell- 
schafter bei Nichtigkeit der 
Gesellschaft Ag. Art. 8; — 
des Aufsichtsrats für Geschäfts- 
führung Ag. Art. 9; — 
für Vergehen des Geschäfts- 
führers Ag. Art. 15; — 
bei der Aktiengesell- 
schaft, H. der Gründer, Ver- 
waltung>räte u. Gesellschafter 
für Nichtigkeit Ag. Art. 42; — 
der Revisoren S. 33, Ag. Art. 

43; — 
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der Verwaltungsräte für eigene 
Handlungen S. 31, Ag. Art. 

44; 45 (13—16); — 
für Handlungen der Unter- 
bevollmächtigten S. 29, Ag. 
Art. 22, 44; — 
der Aktienbesitzer und ihrer 
Vorleute Art. 33, Ag. Art. 3, 

24; — 

bei der Gesellschaft mit 

veränderlichem Kapital 
H. des ausscheidenden Gesell- 
schafters Ag. Art. 52; — 
des Ausstellers u. Indossanten 
beim Wechsel Art. 118; — 
des Wechselbürgen Art. 142, 

155; — 

des Wechselagenten für 

Lieferung und Zahlung aus 
Käufen u. Verkäufen, Ges. v. 
28. 3. 1885 Art. 4 S. 286; — 
beim Fallit: keine H. für 
Handlungen desGemeinschuld- 
ners S. 88; — 

von Mitverpflichteten u. Bürgen 
für die im Fallit nicht gedeck- 
ten Schulden Art. 544; — 
des Bürgen beim Konkor- 
dat Art. 520 ; — 
beschränkte H. des Gemein- 
schuldners bei Union Art. 

539, 540; — 

des Verkaufskommissio- 
närs S. 61 ; — 
bei Transportgeschäften 
S. 64, 67; Art. 97 — 100, Art. 
103, 105, 107, 108; — 
der Eisenbahn S. 67. 

Handelsbörse 
s. Börse 

Handelsbücher 

Journal Art. 8; — 
Inventarbuch Art. 9, lO; — 
Kopierbuch Art. 8, 10; S. 8 — 

9; — 

H. als Beweismittel in Han- 
delssachen S. 9, 97; Art. 12 
bis 17; — 

Verfälschung S. 9; — 
Folgen mangelhafter Buchfüh- 



rung bei Fallit S. 9, Art. 586, 
Ziff. 6 u. 591 ; — 
Aktienbuch S. 23; Art. 36, Ag. 
Art. 21, 50; — 
Wechselagenten und Mäkler 
Art. 84; — 

Transportkommissionär Art. 
96; - 

Nachprüfung der H. in der 
gerichtlichen Liquidation S. 81 ; 
G. V. 4. 3. 1889 Art. 10 S. 240; 
im Fallit Art. 458, 471, 475, 
476. 

Handelsfirma 
s. Firma. 

Handelsfrau 

s. Kaufmann, Ehefrau. 

Handelsgebräuche 

(usages commerciaux), als 
Quelle des Handelsrechts S. 2 ; 
Ges. V. 13. 6. 1866 S. 306 ff.; 
Ag. Art. 68; S. 271. 

Handelsgerichte 

s. Gerichte. 

Handelsgeschäfte 

Definition Art. 632, 633; 

s. 3ff.; - 

Bedeutung des Unterschiedes 
von Geschäften des Zivilrechts 
S. 3 u. 4; — 

Handelsgeschäfte (Handels- 
kauf S. 48 — 57 ; — Pfandrecht 
S. 57 — 60; — Kommissions- 
geschäft S. 60 — 62 ; — Lager- 
geschäft S. 62; — Transport- 
geschäft S. 63—68); — 

s. die betr. Geschäfte ; — 
Zeichnung von Aktien ist H. 
• S. 24; - 

keine H. sind Grundstücks- 
spekulationen S. 15; Bergbau 
S. 15; Ausstellung eines Schecks, 
Ges. V. 14. 6. 1865 Art. 4 
S. 294; — 

Verkauf eines H. S. 60, Ges. 
V. 17. 3. 1909 S. 301—306; — 
Verpfändung eines H. S. 301 — 
306 — 
H. von Minderjährigen Art. 2. 
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Handelsgesellschaften 

S. 15—48; Art. 18 — 64; Ag. 
V. 24. 7. 1867 S. 246 ff. ; — 
H. können nicht von Eheleuten 
gebildet werden S. 43: — 
Gesellschaftsvertrag Art. 1 8 ; 
Ag. Art. 55 ff. S. 266 ff. ; — 
offene Handelsgesell- 
schaft s. daselbst (S. 15 — 17; 
Art. 20 — 2 2'j Ges. v. 24. 7. 
1867 S. 246 ff.;) — 
Kommandit gesell schaft 
s. daselbst (S. 17 — 20; Art. 23 
bis 28; Ges. v. 24. 7. 1867 
Art. 1—20, 55—65, 68); — 
Kommanditges ellschaft 
auf Aktien s. daselbst (S. 20 
bis 23, 39—42; Art. 38; Ag. 
V. 24. 7. 1867 Art. I — 20; 55 
bis 65, 68) ; — 
Aktiengesellschaft s. da- 
selbst (S. 20 — 39; Art. 29 — 38; 
Ag. Art. 2 1—47, 55—65, 68) ; — 
Gelegenheitsgesellschaft 
s. daselbst (Ges. auf gemein- 
samen Gewinn und Verlust 

S. 42—45? Art. 47—50); — 
Gesellschaft mit verän- 
derlichem Kapital s. da- 
selbst (S. 45; Ag. V. 24. 7. 1867 

Art. 48—54) ; — 
Gesellschaften des Zi- 
vilrechts in Form von 
Handelsgesellschaften S. 

45—46; — 

Ausländische H. S. 46 — 

48; - 

Tontinen-( Leibrenten) u. Ver- 
sicherungsgesellschaft s. Ag. V. 
24. 7. .18O7 Art. 66, 67. 
Handelsgesellschafter 
der off enenHandelsgesell- 
schaft: Name in der Firma 
S. 7—8; Art. 21; — 
Haftung Art. 22-^ — 
der Kommanditgesell- 

schaft S. 17, Name in der 
Firma S. 18; — , 
Geschäftsführung S. 19; Art. 
23-28: - 
der Aktiengesellschaft: 



Name in der Firma Art. 29; — 
Haftung Art. 33; — 
Streitigkeiten unter H. Art. 
64; — 
Zuständigkeit für Klagen Art. 

631; — 

Sonderkonkordat eines H. Art. 

531; — 

H. von Wechselagenten De- 
kret V. 7. 10. 1890 Art 6, 
S. 287. 

Handelskauf 

s. Kauf S. 48 — 57. 

Handelsmäkler 

S. 13—14; Art. 71, 73, 74, 

77—89; — 
Definition S. 13 — 

Nichtigkeit von Abschlüssen 
durch Vermittlung nichtberech-, 
tigter Mäkler S. 13, 14; — 
Pflicht zur Buchführung S. 14, 
Art. 84; — 

Beteiligung an Handelsgeschäf- 
ten Art. 85; — 
Straf Vorschriften Art. 87 — 89; — 
Warenmäkler S. 13; Art. 
jy; y8 (Monopol, aufgehoben, 
Ges. V. 18. 7. 1866); — 
VersicherungsmäklerS.13, 
Art. 79; -- 

Dolmetschmäkler, See- 
mäkler S. 14, Art. 80; — 
Transportmäkler S. 14, 
Art. 82; — 

Wechselagenten (S. 14, 285, 
286, 287 ff.) s. daselbst. 

Handelsregister 

fehlt im französischen Recht; 
Ersatz desselben S. 6; — 
Einsicht in die Gesellschafts- 
verträge S. 7; Ag. Art. 63 S. 
269 — 270. 

Handelsrichter 

Art. 628 (Ehrenamt), 629; — 
Zivilrichter als H. Art. 640 ; — 
s. auch Richter (Fallitrichter), 
Friedensrichter. 

Handelsstand 
S. 3—14. 

Handlungsagenten 

S. 13 (Anwendbarkeit der 
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Regeln über Dienstvertrag u. 
Mandat) ; — Zuständigkeit des 
Gerichts Art. 632; — H. der 
. Wechselagenten, Dekret v. i. 
10. 1862 Art. 7 S. 285. 

S. auch Handelsmäkler, Köm- 
missionär. 
Handlungsgehilfe 

Klagen zwischen H. u. Ge- 
schäftsherm S. 11, Art. 634; 
— Verbot, Handel zu treiben 
S. 1 1 ; — Gehaltsansprüche 
S. II; Vorrecht der Lohnfor- 
derung im Fallit Art. 549; 
Beendigung des Dienstverhält- 
nisses S. II — 12; — H. der 
Wechselagenten, Dekret v. 7. 
IG. 1890 Art. 34 — 37, S. 288. 
Handlungslehrling 

S. 12. 
Handlungsvollmacht 

s. Vertretimgsmacht, Voll- 
macht. 
Hinterlegung 

der Wechselsumme S. "ji. 

S. auch Deponierung. 
Höhere Gewalt 

Haftung für H. G. beim 
Transportgeschäft Art. 97, 98; 
des Frachtführers Art. 103, 
104, 107. 

Honorare 

des Avoue S, 10 1, 
des Avocat S. 102, 
des Agree S. 102, 
der Revisoren der Aktienge- 
sellschaft S. 33, 
des Aufsichtsrats der Aktien- 
kommanditgesellschaft S. 41, 
des Fallitverwalters S. 84, Art. 

493, 

des Liquidators, Ges. v. 4. 3. 

1889 Art. 10, 15, S. 241,243. 

Hypotheken 

H.buch S. 98; — Hypotheken 
im Falle des Fallits Art. 446, 
448, 501,508; Konkordat Art. 
517; — Deckung ausgefallener 
Hypothekengläubiger im Fallit 
Art. 552 — 556; — Übernahme 
von H. durch die Ehefrau des 



Gemeinschuldners Art. 561 ; — 
gesetzliche H. der Ehefrau am 
Vermögen des Ehemannes Art. 
563 ; Eintragung von H. in der 
gerichtl. Liquidation Ges. v. 4. 
3. 1889 Art. 4 S. 236; — H.- 
Einräumung durch Handels- 
gesellschaft Ag. Art. 69 S. 271. 



Immobilien 

Kauf von I. kein Handels- 
geschäft S. 4, 15; — Ver- 
fügung Minderjähriger über I. 
S. 5, Verfügung durch minder- 
jährige Kaufleute Art. 6, durch 
verheiratete Handelsfrauen Art. 
7; — Vergleich über I. im 
Fallit Art. 487 ; — Eintragun- 
gen im Fallit Art. 490, 517 
(Konkordat) ; Deckung ganz 
oder teilweise im Fallit aus- 
gefallener Immobiliarpfand- 
gläubiger Art. 552—556; — 
gesetzliche Hypothek der Ehe- 
frau an I. des Ehemaiines Art. 
563 ; — Zwangsverkauf von I. 
nach Falliterklärung Art. 571, 
572, 573 ; nach Eröffnung der 
gerichtlichen Liquidation Ges. 
V. 4. 3. 1889 Art. 5 S. 237; — 
Hypothekenbuch S. 98; — 

s. auch Grundstücke. 

Individualisierte Sachen 

s. Kauf S. 49, 51. 

Indossament 

zwecks Verpfändung eines Or- 
derpapiers S. 59, Art. 91; — 
Eintragung ins Journal Art. 8; 
— beim Wechsel S. 70, Art. 
136 — 139 (Transportfunktion 
Art. 136; Erfordernisse Art. 
137; Formmängel Art, 138; 
Vordatienmg u. Strafvorschrif- 
ten Art. 139); — bei Schecks, 
Ges. V. 14. 6. 1865 Art. i S. 
294; — bei Warrants Ges. v. 
28. 5. 1858 Art. 3 ff. S. 295 ff. 

Indossant 

Haftung für Annahme und 
Zahlung des Wechsels S. 70, 
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Art. ii8; -- Geaamtschuldner 
mit Akzeptant S. 73, Art. 140; 
— Verjährung gegen L S. 75— 
76, Art. 165 — 169, 170; — 
Bereicherungsklage gegen I. 
S. 76, Art. 171. 

Inhaberaktien 

Eigentumsübertragung S. 23, 
Art. 35; Ag. Art. 3, 24 S. 248 
(Namenaktien bis zur vollen 
Einzahlung), 

Inhaberpapiere 

Verpfändung S. 59, Art. 91 ; 
Verlust Ges. v. 15. 6. 1872 
S. 273—285; 
Dekret v. 8. 5, 1902 S. 285. 

Inkasfomandat 

beim Wechsel S. 70, 78-79; 

Art. 138; -^ 

bei Fallit des Mandatars Art. 

574. 
Interdiktion 

als Beendigungsgrund der Voll- 
macht S. 10. 

Internationales PriTatrecht 

S. 93. 

Intervention 

beim Wechsel: mangels An- 
nahme S. 74, Art. 126 — 128; 
mangels Zahlung S. 74, Art. 

158—159- 
Inventar buch 

(livre d'inventaires) S. 9; Art. 
9, 10; der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien Ag. Art. 12 
S. 252; der Aktiengesellschaft 
Ag. Art. 34, S. 261. 

Inventur 

der Fallitmasse Art. 479, 480, 
481 ; - 

bei gerichtl. Liquidation Ges. 
V. 4. 3. 1889 Art. 4 S.236; — 
der Aktiengesellschaft S. 33, 
Ag. Art. 34 S. 260. 

Journal 

(Tagebuch, livre-joumal) S. 8, 
Art. 8. 
Juge-commissaire 

(Fallitrichter) s. Richter, be- 
auftragter, S. 83; Art. 451 ff. 



Kapital 

s. Gesellschaft mit veränder- 
lichem K. S. 45 > Ag. Art. 48- 
54, S, 264-266; — 

s. auch Aktienkapital. 

KaMageaehäfte 

s. Tageskäufe, Dekret v. 7. 
10. 1890, Art, 58—59 S, 289. 

Kaeaationshof 

S. 91. 
Kauf (Handelskauf) 

Allgemeines: gesetzliche 
Regeln S. 48 ; Voraussetzungen 
der Rechtswirksamkeit S. 49; — 

Vertragsschluss: Regel- 
fall, Kauf individualisierter 
Sachen S. 49; vertretbarer 
Sachen S. 49-50; durch Kor- 
respondenz S. 50, durch Mittds- 
personen S. 50-51; — 

Übergang des Eigentums 
u. der Gefahr bei Distanz- 
käufen S. 51 ; Kauf in Verbin- 
dung mit Werkvertrag S. 52; 
Übergang des Besitzes S. 52; 
Kosten des Transports S. 52- 

53; — 

Verpflichtungen desVer- 
käufers S. 53-55, Verzug des 
Verkäufers S. 53; Lieferung 
von Waren mittlerer Güte 
S. 53-54; Mängel der Ware 
S. 54 ; Rückgängigmachung des 
Kaufs (Wandlung), Minderung 
des Kaufpreises S. 54; Haftung 
für EntWährung der Sache 
(Eviktion) S. 54; — 

Verpflichtungen desKäu- 
fers S. 55-56; Zahlung des 
Preises S. 55; Abnahme der 
Ware S. 55 ; Zurückbehaltungs- 
recht u. Pfandrecht des Ver- 
käufers S. 56, Art. 575 (Rück- 
forderungsrecht verkaufter 
Ware im Fallit), Art. 576 (dto 
bei abgesandter Ware), Art. 
577» 578 (Zurückbehaltungs- 
recht im Fallit des Käufers); 

Beweismi ttel für denKauf- 
abschluss S. 56, Art. 109); — 

Besondere Arten des 
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Kaufs: nach Gewicht, Mass, 
Zahl S. 56, im Ganzen S. 56, 
300, auf Probe S. 57; gericht- 
liche und Zwangsverkäufe 
S. 300 f.; — 

Kauf von Börsenpapieren 
auf Kredit, Ges. v. 12. 3. 
1900 S. 291 f.; — 

Kauf eines Handelsge- 
schäfts S. 301 ff.; — 

Differenzgeschäfte S. 57, 
Ges. V. 28. 3. 1885 Art. i, 2 
S. 286; — 

Termingeschäfte durch 
Wechselagenten S. 286, 289 
Dekr. v. 7. Okt. 1890 Art. 60- 
69 S. 289; — 

Tageskäufe S. 289 (Kassa- 
geschäfte); Kauf von Aktien 
s. Aktie. 

Kftufer 

&. Kauf S. 55-56. 

Kauffrau 

s. Kaufmann, Ehefrau. 

Kaufmann 

Definition S. 4, Art. 1; — 
minderjährige Kaufleute S. 5, 
Art. 2, 3; — Handelsfrau S. 5, 
Art. 4 (Genehmigung des Ehe- 
mannes), Art. 5 (Haftung des 
Ehemannes) ; — Verfügung 
über Grundstücke durch min- 
derjährige Kaufleute Art. 6; — 
Ausländer S. 6. 

Kaution 

der Wechselagenten Art. 90; 

Ges. V. 28. 3. 1885 S. 286; 
Dekret v. 7. Okt. 1890 S. 287. 

Klagen 

zwischen Prinzipal u. Hand- 
lungsgehilfen S. 11; — gegen 
Gesellschafter Art. 64; — auf 
Gütertrennung Art. 65; — auf 
Scheidung Art. 66; — auf 
Minderung des Preises u. Auf- 
lösung des Vertrages beim 
Handelskauf S. 54; — auf 
Nichtigkeitserklärung beim 
Kauf, Reszissionsklage S. 49 ; — 
WechselklagenS. 73 (man- 



gels Zahlung) Art. 160-165, 
177-186; — Wechselregress- 
klage Art. 164 — 167, 168 — 
172; — Bereicherungsklage 
S. 76, Art. 171; — Verjährung 
der Wechselklage Art. 189; 
— nach Ausbruch des Fal- 
lits (Konkurses) gegen den 
Gemeinschuldner S. 83, Art. 
443; — nach Eröffnung der 
gerichtl. Liquidation, Ges. v. 4. 
3. 1889 Art. 5 S. 237; — auf 
Auflösung des Mietsvertrages 
bei Fallit des Mieters Art. 
450; über Vorfragen des Kon- 
kordats Art. 512; auf Nichtig- 
keit des Korikordats Art. 518, 
520; wegen Arglist u. Betrug 
bei Sacheinlagen u. Sonder- 
vorteilen der Aktionäre Ag. 
Art. 4, 24; auf Nichtigkeits- 
erklärung der Aktienkomman- 
ditgesellschaft Ag. Art. 8; 
gegen Aufsichtsrat u. Geschäfts- 
führer der Aktienkommandit- 
gesellschaft Ag. Art. 1 7 ; gegen 
Verwaltungsrat u. Direktoren 
der Aktiengesellschaft S. 32, 
Ag. Art. 39; auf Auflösung 
der Aktiengesellschaft S. 37; 
Ag. Art. 37 (wegen Kapitals- 
verlust), Ag. Art. 38 (wegen 
Sinkens der Zahl der Aktio- 
näre) ; auf Schadensersatz wegen 
Nichtigkeit der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 42-44; — 

Klage aus Differenzgeschäften, 
Zulässigkeit, Ges. v. 28. 3. 1885 
Art. I u. 2 S. 286; Unzuläs- 
sigkeit der Klage aus Spiel- 
schulden u. Wetten, Ges. v. 28. 
3. 1885 Art. I S. 286; 

K. gegen Ausländer S. 92 ; — 

K. auf Erteilung der Voll- 
streckungsklausel eines aus- 
ländischen Urteils S. 92; — 

Zuständigkeit S. 89-90; des 
Handelsgerichts Art. 631-641; 
Ausschluss der Berufung Art. 

639- 
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Kodifikation 

des Handelsrechts S. i u. 2. 

Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien 
Haftung der persönlich haften- 
den Gesellschafter u. der Ak- 
tionäre (Kommanditisten) S. 39; 
Ag. Art. I S. 246; — 
ist stets Handelsgesellschaft 
Ag. Art. 68 S. 271; — 
Firma S. 21, Art. 25; — Bei- 
fügung des Zusatzes »Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien« 
u. der Höhe des Kapitals S. 
39, Ag. Art. 64; — 
Veröffentlichung der Gesell- 
schaftsurkunden S. 40, Ag. Art. 
55 ff. S. 266 ff. 

Gründung S. 39-40; Form 
der Errichtung (privatschrift- 
lich, 2 Urschriften), Ag. Art. 
I S. 246; — Mindestbetrag 
der Aktie (25 bzw. 100 Fran- 
ken), Zeichnung u. Einzahlung 
des Kapitals, notarielle Er- 
klärung des Geschäftsführers 
hierüber, Liste der Aktien- 
zeichner, Hinterlegung der 
Gründungsurkunden: Ag. Art. 

i; — 

Aktien: Handeln mit A. 
nach Einzahlung eines Viertels, 
Ag. Art. 2; — Namenaktien 
u. Apportaktien Ag. Art. 3 ; — 
Haftung für Zahlung des Nenn- 
betrages Ag. Art. 3; — 

Sacheinlagen u. Sonder- 
vorteile der Gründer Ag. 
Art. 4. 

Organe der Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien. 

Geschäftsführer (Gerant) 
S. 40, 41; Ag. Art. I, 15, 

17; — 
Aufsichtsrats. Aufsichtsrat 

(S. 41.42, Ag. Art. 5-1 1); — 
Generalversammlung S. 

42, Ag. Art. 5; — 
Rechte der Aktionäre auf 

Einsicht in die Bilanzen, In- 



ventare u. Berichte Ag. Art 12 
S. 252; — 

Klagen gegen Geschäfts- 
führer u. Aufsichtsrat Ag. Art. 
17 S. 254; — 

Nichtigkeit der Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien Ag. Art. 
7 u. 8 S. 250; — 

Auflösung Ag. Art. 11, 18; — 

Strafbestimmungen Ag. Art. 
13-16. 

Kommanditgesellschaft 

Definition S. 17, Art. 23,24; 
Firma S. 21, Art. 23, 25; 
Rechte u. Pflichten der Ge- 
sellschafter S. 18, Alt 26 
( Haftung des Kommanditisten ), 
Art. 2'], 28 (Verbot der Ge- 
schäftsführung durch Kom- 
manditisten); Errichtung S. 18, 
Art. 39. 

Kommanditist 

Definition Art. 23 ; Name des 
K. in der Firma S. 18, Art. 25'; 
K. ist nicht Kaufmann S. 18; 
Ausschliessung von der Ge- 
schäftsführung, Haftung im 
Falle verbotener Geschäfts- 
führung S. 19, Art 26,28,27; 
Geschäfte mit der Gesellschaft 
S. 19; Einfluss auf die Lei- 
tung der Geschäfte S. 19; — 

K. bei der Kommanditge- 
sellschaft auf Aktien (Haftung) 
S. 39, Art. 38, 26. 
Kommissare 

Aufsich tskommissare der Ak- 
tiengesellschaft; 

s. Revisoren, Aktiengesell- 
schaft. 
Kommissionftr 

s. Kommissionsgeschäft S. 6 1 - 
62; Art. 94 (Definition), 95 
(Pfandrecht), 96-102 (Trans- 
portkommissionär) ; 

s. auch Frachtführer Art. 
103-108. 
Kommissionsgeschäft 

Definition S. 61, Art. 94 
(Kommissionär); Pfandrecht 
S. 62, Art 95; — Verkaufs- 
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kommission, Selbsteintritt, Del- 
kredere S. 6i, Einkauf skom- 
mission S. 62; — Fallit des 
Kommissionärs S. 61, des 
Kommittenten S. 62 ; — 

Kommissionäre für Land- u. 
Wassertransport Art. 96 (Buch- 
führung), Art. 97-99 (Haftung), 
Art. 100 (Gefahr des Trans- 
ports), Art. I Ol -102 (Fracht- 
brief); 

s. auch Frachtführer, Fracht- 
vertrag. 
Kommittent 

bei Verkaufskommission S. 61, 
Art. 94; Fallit des K. S. 62, 
Art. 95 (Randrecht). 

Konkordat 

im Fallit (Konkurs) S. 87, 
Art. 504-526; Berufung der 
Gläubigerversammlung Art. 504, 
499, 502; — Gläubigerver- 
sammlung Art. 505, 506; — 
Voraussetzungen des K., Ma- 
joritäten Art. 507; — Stimm- 
recht der Pfandgläubiger Art. 
508; Unterzeichnung des K. 
Art. 509 ; K. bei betrügerischem 
Bankrott Art. 510, bei ein- 
fachem Bankrott Art. 511; 
Widerspruch gegen das K. 
Art. 512; Bestätigung, Nichtig- 
keit Art. 513, 515; Bericht 
durch den Fallitrichter Art. 

514; — 

Wirkungen des K. Art. 
516-519; Bindung der Gläu- 
biger Art. 516; Festlegung der 
Pfandrechte Art. 517; Nichtig- 
keitsklage Art. 518; Schluss- 
rechnung der Fallitverwalter 
gegenüber dem Gemeinschuld- 
ner Art. 519; — 

Nichtigkeitserklärung u. 
Aufhebung des K., Art. 520- 
526; Haftung des Bürgen, 
Klage auf Auflösung Art. 520; 
Sicherungsmassregeln im Falle 
der Anklage wegen Bankrott 
Art. 521, 522; Prüfung der 
Forderungen Art. 523; Wahl 



neuer Fallitverwalter, Gläubi- 
gerversammlung, Abschlags- 
verteilungen Art. 524; Nichtig- 
keit von Handlungen des Ge- 
meinschuldners zwischen Be- 
stätigungsurteil u. Auflösung 
oder Nichtigkeitserklärung we- 
gen Betrugs Art. 525; Rechte 
der Gläubiger Art. 526; — 

Einstellung mangels Masse 
Art. 527 ; Kosten Vorschüsse Art. 
528; Sonderkonkordat eines 
Gesellschafters Art. 531; K. 
bei Union Art. 541; K. be- 
freit Mitverpflichtete nicht Art. 
545; Ausschluss von Rechts- 
mitteln gegen Aufschub des 
K. oder einstweilige Zulassimg 
von Gläubigem Art. 583; — 
K. bei gerichtl. Liquidation 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 14, 15 
S. 243. 

Konkurrenzverbot 

des Verwaltungsrats der Ak- 
tiengesellschaft S. 31; Ag. Art. 
40 S. 262. 

Konkurs 

s. Fallit (der Kaufleute), de- 
confiture (Vermögensverfall der 
Nichtkaufleute), gerichtliche 
Liquidation, Konkordat, Union, 
Fallitverwalter, Fallitmasse, Fal- 
litgläubiger, Gemeinschuldner, 
Richter, Rehabilitation. 

Konkurseröffnung 
s. Fallit. 

Konkursgericht 
s. Richter. 

Konkursschuldner 

s. Gemeinschuldner. 

Konkarstabelle 
s. Fallittabelle. 

Konkursverwalter 
s. Fallitverwalter. 

Konnossement 

überträgt Besitz S. 52, 59; Art. 
92; — Übersetzung durch die 
Dolmetschermäkler Art. 80. 

Konsulate 

Auskünfte S. 102-103; Ein- 
ziehung von Forderungen u. 
Prozessfühnmg S. 108. 



- 374 - 



Kontrolleur 

bei gerichtlicher Liquidation 
S. 8i; Ges. v. a, 3. 1889 Art. 
9 u. 10 S. 240 t.; im Fallit S. 
85, Ges. V. 4. 3. 1889 Art 20 
Abs. 2 u. 9 S 245; — 
s. auch Revisoren (Auf sichts- 
kommissare), Aufsichtsrat. 

KonzeMion 
S. 4, S. 63 (Eisenbahn). 

Kopie 

von Schriftstücken Art. 8; — 
Wechselkopie S. 74-75; — 
Briefkopierbuch S. 8, Art. 10. 

Korrespondenz 

Vertragsschluss durch K. S. 
50; — Briefkopierbuch S. 8 
Art IG. 

Kosten 

des Transports S. 52, 53; der 
Einregistrierung (enregistre- 
ment) S. 100; Stempelpapier 
S. 1 00-101; Gerichtskosten S. 
loi; Honorare (Avoues, Ad- 
vokaten und Agrees) S. 10 1- 
102; — 

Vorschuss der Staatskasse für 
die Falliteröffnung Art. 461; 
Vorschuss Dritter Art. 528; 
K. der Strafverfolgung wegen 
Bankrott Art. 587, 588, 590, 
592; K. der Bekanntmachung 
des Verlust von Wertpapieren, 
Dekret v. 8. 5. 1902 S. 285. 
s. auch Entschädigung. 

Kreditauskünfte 
S. 103. 

Kulisse 

s. Handelsmäkler S. 14. 

KOndigunl; 

der Handlungsvollmacht S. 10; 
des Dienstverhältnisses des 
Handlungsgehilfen S. 1 1 - 1 2 ; 
Fristen S. 12; K. des Amts 
als Verwaltungsrat der Aktien- 
gesellschaft S. 30; des Miets- 
vertrages im Fallit Art. 450, 

550. 
Kursnotierung 

Art. J2y 73, 76; Kurs der 
Schiffsfracht Art. 80; Kurs- 
notierung der Börse, Dekret 



v. 7. IG. 1890, Art. 77-80 
S. 290; Wertpapiere ohne K. 
daselbst Art. 70 S. 290. 

Larerffeschflft 
S. 62; Ges. V. 28. 5. 1858 
S. 295 ff. ; Dekret v. 12. 3. 1859 
S. 298 f. (Lagerhäuser). 

Lagerschein 

s. Ges. V. 28. 5. 1858 S. 295ff.; 
überträgt Besitz S. 52, 59; 
Art. 92. 

Lagerpfandschein 
8. Warrant 

Landwirtschaft 

kein Handelsgeschäft S. 4, 

Art. 638. 
Lebensversicherung 

Ag. Art. 66-67, S. 271. 
Lehrling, Lehrgeld, Lebnrertrag, 
Lehrherr 

s. Handlungslehrlings. 11- 12. 
Leibrentengesellschafl 

Ag. Art. 66-67 S. 271. 
Liquidation 

gerichtliche s. Gerichtliche 

Liquidation, Ges. v. 4. 3. 

1889; bei Union Art 532. 534, 

541; — 

s. auch Auflösung, Ausschei- 
den, Austritt 

Liquidator 

der Aktiengesellschaft S. 38; 
bei der gerichtlichen Liquida- 
tion S. 81 ; Ges. v. 4. 3. 1889 
Art. 4 S. 236 (Ernennung), 
daselbst Art. 10, 15 (Entschä- 
digung). 

Liste 

der Aktienzeichner S. 26, Ag. 
Art. I, 24; Präsenzliste der 
Aktionäre in der Generalver- 
sammlung S. 35; Ag. Art. 28 
S. 258; - 

der Gläubiger bei der gericht- 
Uchen Liquidation, Ges. v. 4. 
3. 1889 Art 2 S. 235; — 
der bevorrechtigten Fallitgläu- 
biger Art. 551, 546. 

Lohnforderungen 

Vorrecht im Fallit, Art. 549. 
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Majorität 

der Gläubiger Versamm- 
lung im Fallit Art. 507, 509, 

510; — 

der Generalversammlung 

der Aktionäre: Ag. Art» 4> 
Abs. 4, 24 (Sacheinlag^i und 
Sondervorteile), Ag. Art 28 
(einfache Stimmenmehrheit bei 
Beschlüssen); S. 27, 35; Stim- 
menzahl der Aktionäre in der 
Generalversammlung Ag» Art. 
2']\ Klage mehrerer Aktionäre 
gegen Aufsichtsrat u. Geschäfts- 
führer der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien Ag, Art. 17. 
s. auch Mindestsahl. 

Mäkler 

s. Handelsmäkler. 

Mandat 

Gnmdsätze S. 10. 

Mandatar 

der Verwaltungsräte u. Direk- 
toren der Aktiengesellschaften 
Ag. Art 22 S. 256. 

Mehrheit 

von Geschäftsführern der offe- 
nen Handelsgesellschaft S. 17, 
Art 22 \ der Kommanditge- 
sellschaft Art. 24; von Fallit- 
verwaltem Art. 462; — 
M. von Fallitmassen Art 542, 

543- 
Mehrheitsrechte 

s. Majorität 

Mettwecheel 
S. ^2, Art. 133. 

Mietverträge 

Auflösung bei Fallit des Mie- 
ters Art. 450, 550; bei gericht- 
licher Liquidation Ges. v. 4. 
3. 1889 Art. 18 S. 244. 

Minderjährige 

als Kaufleute S. 5, Art 2, 3; 
Beschränkungen bei Verfügun- 
gen über Grundstücke S. 5, 
Art. 6; Haftung als Bevoll- 
mächtigte S. 10; Zeichnung 
von Aktien durch M. ist nich- 
tig S. 25; — 

M. sind nicht wechselfähig 
S. 69, Art 114. 



Minderung beim Kauf 

S. 54- 
Mindestzahl 

der Aktionäre der Aktienge- 
sellschaft S. 24, Ag. Art 23 
S. 256 ; bei Abstimmungen der 
Aktiengesellschaft S. 27, 35 36, 
Ag. Art. i> 4, 24, 30. 

Mltschuldner 
haften als Gesamtschuldner 
S. 2; Art. 542, 543 (Haftung 
mehrerer Fallitmassen) ; Art 

544 (Haftung u. Rückgriffs- 
recht von M. im Fallit); Art. 

545 (Konkordat berührt M. 

nicht)> 

Monopol 

S. 4; der Handelsmäkler S. 13, 

Ges. V, 18. 7. 1866 Art i 

S. 292; der Wechselagenten 

S. 14. 



Nachfolgersusata 

S. 7. 

Nachlassfallit 

Art. 437, 478, 481, 614 (Re- 
habilitation); Ges. V. 4. 3. 1889 
Art. 2 S. 235 (gerichtliche 
Liquidation). 

Namen 

s. Firma. 

Namenaktien 

Eigentumsübertragung, Ab- 
handenkommen S. 23» Ag. Art. 
3, 24 (S. 248); N. der Ver- 
waltungsräte und Direktoren 
S. 30, Ag. Art. 26 S. 257; 
Aktien der Gesellschaften mit 
veränderlichem Kapital sind 
stets N. Ag. Art. 50 S. 265. 

Nationalität 

der ausländischen Handels- 
gesellschaften S. 46-47. 

Negoziiemng 

von Aktien Ag, Art. 2, 3, 14 
u. 24 S. 247 ff. 

Nennbetrag 

der Aktien (lOobezw. 25 Fran- 
ken); S. ^3, 24; Ag. Art. 1, 24 
S. 246, 256; — 
s. Aktie. 
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Nichügkeit 

von Abschlüssen durch Ver- 
mittlung von nicht vermitt- 
lungsberechtigten Mäklern S. 1 3, 
insbesondere von Abschlüssen 
durch Winkelagenten (coulis- 
siers) S. 14; — Klage auf N.er- 
klärung beim Kauf S. 49; — N. 
von Rechtsgeschäften des Ge- 
meinschuldners binnen 1 4Tagen 
vor Zahlungseinstellung S. 83; 
Art. 446, 448; von Rechtsge- 
schäften des Schuldners im 
Fallit S. 88, Art 446, 447; 
dto vor Nichtigkeitserklärung 
des Konkordats Art. 525 ; — N. 
des Konkordats Art. 507, 509, 

513» 515» 518» 520; N. von 
Verträgen nach Eröffnung der 
gerichtlichen Liquidation, Ges. 
v. 4. 3. 1889 Art. 16 S. 244; — 
N. der strafbaren Vereinba- 
rungen im Fallit Art. 598; — 

N. der Aktienkommanditge- 
sellschaft Ag. Art. 7 (1-5), 
S. 250; Haftung des Auf sich ts- 
rats, der Geschäftsführer und 
Gründer bei Nichtigkeit der 
Aktienkom manditgesellschaf t 
Ag. Art. 8 S. 250; — N. der 
Aktiengesellschaft Ag. Art. 41 
(22-25), S. 262; Haftung der 
Gründer, des Verwaltungsrats 
u. Aktionäre bei Nichtigkeit 
Ag. Art. 42 S. 262; N. der 
Genehmigung von Bilanz und 
Abrechnungen der Aktienge- 
sellschaft bei Fehlen des Re- 
visorenberichts Ag. Art. 32 
S. 260; — 

N. von Verkäufen von Bör- 
senpapieren auf Kredit, die 
nicht Börsenaufträge sind, Ges. 
V. 12. 3. 1900 S. 291 f. 

Notar 

Einreichung des Ehevertrages 
Art. 68 ; — Notarielle Erklärung 
des Geschäftsführers der Ak- 
tienkommanditgesellschaft über 
Zeichnung und Zahlung des 
Kapitals Ag. Art. i S. 246; 



dto der Gründer der Aktien- 
gesellschaft Ag. Art. 24 Abs. 2 
S. 256; Wechselprotest Art. 

173. 

Obligationen 

Verpfändung S. 59. 
Octroi 

(Ortseingangszoll) S. 65. 
Offenbarungseid 

fehlt im französischen Recht 
S. 98. 

Offene Handeltgesellschaft 

Definition S. 15, Art. 20; Er- 
richtung S. 16, Art. 39; Ag. 
Art. 55 ff. S. 266 ff.; — Firma 
S. 7, Art. 21 ; — Gesellschafts- 
vertrag, Geschäftsführung, Ab- 
berufung der Geschäftsführer 
S. 16; Umfang der Vertretvmgs- 
macht S. 16-17; — Haftung der 
Gesellschafter Art. 22; — Zu- 
lassung zur gerichtlichen Li- 
quidation Ges. V. 4. 3. 1889 
Art. 3 S. 236; — Sonderkonkor- 
dats eines Gesellschafters bei 
Fallit Art. 531. 

öffentliche Urkunde 

(titre authentique), Art. 39 
Anm. 

Offerte 

zum Handelskauf S. 50. 

O. K. 

(ohne Kosten); 
s. Protesterlass S. 77. 

Opposition 

S. 90 (Einspruch); 
s. Widerspruch. 

Ordonanzen 

von 1673, 1681, S. I. 

Ordrebillet 

(eigener Wechsel) S. 80, Art. 
187, 188, 189. 

Ordrepapiere 

Verpfändung S. 58-59; — 
Ordrescheck, Ges. v. 14. 6. 
1865 Art. I S. 293. 

Organe 

der Aktiengesellschaft s. 
diese sowie Verwaltungsrat, 
Direktor, Revisoren, General- 
versammlung; — 
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der Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien s. diese 
sowie Geschäftsführer (gerant), 
Aufsichtsrat, Generalversamm- 
lung; — 

des Konkurses s. Fallit, 
Fallitverwalter, Gläubigerver- 
sammlung. 



Papiere 

Verwertung im Fallit Art. 
471; Tageskäufe von Wert- 
papieren, Dekr. v. 7. 10. 1890, 
Art. 58-59, S. 289; Termin- 
geschäfte ebenda Art. 60-69, 
S. 289; Staatspapiere, Dekr. v. 
7. 10. 1890, Art. 43-54 S. 288; 
Käufe von Börsenpapieren auf 
Kredit (ohne Börsenauftrag) 
Ges. V. 12. 3. 1900, S. 291- 
292; Warrant Ges. v. 28. 5. 
1858, S. 295 ff.; landwirtschaft- 
liche Warrants Ges. v. 30. 4. 
1906, S. 299; — 

s. auch Wechsel, Wechsel- 
agent, Handlungsmäkler, War- 
rant. 

Paraphe 

(Namenszug) . in Handels- 
büchern S. 9, Art. IG, II. 

Pari 

Emission von Aktien unter 
pari ist nichtig S. 25. 

Parkett 

Art. 75, Dekret v. 7. 10. 1890 
Art. 15-16 S. 287. 

Parteibeistände 

Avoue, Avocat, Agree S. 93- 
95; Avoue Art. 627; Verbot 
der Vertretung durch Gerichts- 
vollzieher Art. 627; Art. 642 
Anhang; Honorare S. 102-102. 

Partizipationsgeselltchaft 

(association commerciale en 
participation) ; 
s. Gelegenheitsgesellschaft S. 

42-45- 
Pfandrecht 

Faustpfand Art. 91-93: 

Beweis des Bestehens; Be- 



gründung durch Indossament 
oder Bucheintragung; Einzie- 
hung verpfändeter Handels- 
effekten Art. 91; Besitz des 
Pfandstücks als Voraussetzung 
der Wirksamkeit Art. 92; Be- 
friedigung aus dem Faustpfand 
Art. 93; — 

Pfandrecht des Kommis- 
sionärs S. 62, Art. 95; des 
Frachtführers S. 66, Art. 
106; des Verkäufers S. 56; 
kaufmännisches P. S. 57- 
60 (Begründung S. 58-60; Wir- 
kung S. 60;) — 

Nichtigkeit des P. i m F a 1 1 i t 
Art. 446, 447 ; Bestreitung des 
Vorrechts Art. 501 ; Mobiliar- 
pfandgläubiger im Fallit Art. 
546-551. S. Fallit; Deckung 
ganz oder teilweise im Fallit 
ausgefallener Immobiliarpfand- 
gläubiger Art. 552-556; Stimm- 
recht der Pfandgläubiger im 
Konkordat Art. 508; War- 
rants ( Lagerpfandschein ) s. 
Ges. V. 28. 5. 1858 S. 295 ff.; 
Verpfändung eines Handels- 
geschäfts Ges. V. 17.3. 1909 
Art. 8 ff. S. 303 ff. 

Pfandverkauf 

S. 60, Art. 93 
s. Pfandrecht 

Pfandvertreg 

s. Pfandrecht S. 57-60, Art. 

91-93. 
Phantasienamen 

als Firma S. 7, 21. 

Police 

s. Versicherungsmäkler S. 13, 

Art. 79. 

Postkutschen 

Art. 107. 

Prämie 

Höhe S. 14, Art. 79. 

Präsentation 

des Nachfolgers durch den 
Wechselagent Art. 75 Anm. 2 ; 
des Wechsels s. Wechsel, Art. 
1 25(Präsentation zur Annahme), 
Art. 160, 161 (Präsentation zur 
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Zahlung), Art. i68 f. (Verjäh- 
rung nach Ablauf der P.- 
Frist). 

Prasensliste 

der Aktionäre in der General- 
versammlung S. 35, Ag. Art 
28 S. 258. 

Primawechsel 

s. Wechselduplikate S. 74. 

Prioritätsaktien 
Art. 34. 

Privatschriftliche Urkunden 

Art 39 Anm.; — 

s. auch Urkunden, Gesell- 
schaftsverträge. 
Privileg 

im Fallit Art. 448, 501, 508, 

551; — 

s. auch Pfandrecht, Hypo- 
thek. 
Probe 

Kauf auf Probe S. 57 ; Zucker- 
proben S, 323. 
Probeseit 

des Handlungslehrlings S. 12. 
Prokura 

5. 9-10. 

Protest des Wechsels 

Formvorschriften S. 77, Art. 
173-17Ö; Protesterlass S. ^^\ 
Praxis S. 77; P. mangels An- 
nahme S. 70, Art. 119, 131; 
bei Teilakzeptierung Art. 124; 
P. mangels Zahlung S. 73, Art 
162,163; bei Teilzahlung S. 72, 
Art 156; Intervention meingels 
Annahme S. 74, Art. 126-128; 
mangels Zahlung S. 74, Art 
158-159; P. verlorener Wechsel 
Art 153; — 

P. von Schecks, Ges. v. 14. 

6. 1865 Art 4 S. 294. 
Provision 

(Deckung des Wechsels) Art. 
1 1 5 — 117; Provisionsforderung 
{Vorrecht im Fallit) Art. 549. 
Prozessbevollmächtigte 

s. Parteibeistände, Avoue, 
Avocat, Agree S. 93-95; Ho- 
norare S. 101-102. 
Prozesskosten 
S. loi. 



ProseBsverfoliren 

S. 95-99, Art. 642-648. 
Profa&c 

der Forderungen im Fallit 
(Konkurs) S. 85, Art. 491-503 
(s. Fallit); in der gerichtlichen 
Liquidation S. 82, Ges. v. 

4. 3. 1889 Art 9, 12, 13, S. 
239 ff. ; Prüfung der Gründungs- 
vorgänge der Aktienkom- 
manditgesellschaft durch 
den Aufsichtsrat Ag. Art. 6 

5. 250; Prüfung des Geschäfts- 
gangs durch den Aufsichtsrat 
Ag. Art. IG S. 252; der Grün- 
dung der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 24 S. 256. 



Qualität 

der Ware S. 53, 54. 
Quartawechsel 

s. Wechselduplikale S. 74 

Art 147-155- 

Quellen 

des französischen Handels- 
rechts S. I. 

Quittung 

der Wechselagenten für depo- 
nierte Wertpapiere, Dekret v^ 
1. la 1862 Art. 6 S. 285. 



Raterteilung 

durch Kommanditisten Art. 28. 

Rechnungslegung 

bei der Aktiengesellschaft S. 36, 
Ag. Art. 32 S. 260; im Fallit 
S. 87, 88, durch die Fallit- 
Verwalter Art 519, 529, 536^ 
537 (Union); in der gericht- 
lichen Liquidation Ges. v. 4* 
3. 1889 Art 15 S. 243. 

Rechte 

Verpfändung derselben S. 58ff.. 

Rechtsanwälte 

s. Parteibeistände S. 93-95^ 
101-102. 

Rechtsmittel 

gegen Verfügungen des Fallit- 
richters Art. 453; gegen Be- 
schluss auf Fortführung des- 
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Geschäfts in der Union Art. 
532; gegen Urteile in Fallit- 
sachen Art 580-583 gegen 
Urteile in Rehabilitationssachen 
Art. 610; gegen Urteile auf 
gerichtliche Liquidation Ges. 
V. 4. 3. 1889 Art 4 S. 236, 
S. 89-91 
s. auch Widerspruch. 

Register 

der minderjährigen Kaufleute 
S. 5; Güterrechtsregister S. 6, 
Art. 67-70 ; Handelsregister 
fehlt im französischen Recht 
S. 6; Fallitregist^r Dekret'^ v. 
25. 3. 1880 S. 169; — 
s. auch Veröffentlichung der 
Gesellschaftsurkunden Ag. Art 
55 ff., S. 266 ff. 

Regress 
mangels Zahlung des Wech- 
sels S. 73, 'j']'^ Regressklage 
beim Wechsel Art 164-167; 
Verjährung derselben Art. 168- 
172; Regress durch Rück- 
wechsel Art. 177-186; Dekret 
V. 24. 3. 1848 S. 158-159; 
Regress bei Schecks, Ges. v. 
14. 6. 1865 Art. 4 S. 295. 

Rehabilitation 

S. 88, Art. 604-614. 

Reisende 

Vorrecht der Lohnforderung 
im Fallit Art. 549; — 
s. auch Handlungsgehilfe. 

Rekurs 

s. Rechtsmittel, Widerspruch. 

Rembours 
Art 165. 

Rescissionsklage 
beim Kauf S. 49. 

Reservefonds 

der Aktiengesellschaft S. 38; 
Ag. Art. 36, S. 261. 

Respektsfrist 
S. 72, Art. 135. 

Retourrechnung 
Art. 180-182, 186. 

Revisoren 

(Aufsichtskommissare, com- 
missaires de surveillance) der 
Aktiengesellschaft: Ernen- 



nung S. 32-33, 36, Ag. Art 25 
S. 256; Obliegenheiten S. 33; 
Ag. Art. 32, 34 S. 260; Haf-^ 
tung S. 33; Ag. Art 43 S. 263; 
Recht auf Bucheinsicht S. 33; 
Ag. Art. 33 S. 260 ; Recht zur 
Einberufung der Generalver- 
sammlung S. 33, 37; Ag. Art 
33 Abs. 2 S. 260; — 
s. auch Kontrolleur, Aufsichts- 
rat 

Ricambionote 

Art. 180-182, 186. 

Richter 

Fallitrichter (beauftragter 
Richter im Fallit, juge-com- 
missaire) S. 83, 84; Art 451 
(Ernennung), Art 452 (Tätig- 
keit), Art. 453 (Rechtsmittel 
gegen seine Verfügungen), Art. 
454 (Absetzung), Art. 477 (Ver- 
nehmungen im Fallitverfahren),. 
Art 482, 514 (Fallitbericht) ; 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art 4 S. 236 
(Ernennung bei der gerichtL 
Liquidation); — 

Friedensrichter S. 89, Art. 

i6, 457» 458, 47 i» 480; — 

Handelsrichter S. 89-90,. 
Art 628, 629, 640 ; — 

Delibere S. 96; — 

Arbiter S. 97; — 

Refere S. 98. 

Rückbehaltungsrecht 

des Verkäufers an nicht aus- 
gelieferten Waren im Fallit 
Art 577; — 
s. auch Pfandrecht. 

Rückforderungsrecht 

(revendication) im Fallit, Art. 

574-579; — 
s. Fallit 

Rückgrififsklage 
s. Regress. 

Rückwechsel 

Art 177-186; Dekret v. 24.3. 
1848 S. 158—159. 

Rückzahlung 

s. Zahlung. 
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Sacheinlagcn 

Stimmrecht der Aktionäre bei 
Prüfung der S., S. 34; Ag. 
Art. 4, 24 S. 249, 256; — 

s. Einlage. 

■Schadensersatz 

wegen Kündigung des Dienst- 
verhältnisses des Handlungs- 
gehilfen S. 12; beim tCauf 
wegen Mängel S. 54; wegen 
nicht rechtzeitiger Anlegimg 
der FaUitmasse Art. 489; bei 
Delikten dritter Personen im 
Fallit Art. 595; wegen Nichtig- 
keit der Aktiengesellschaft S. 
28 Ag. Art. 42-44 S. 262, 263 ; 
wegen Nichtigkeit der Aktien- 
kommanditgesellschaft Ag. Art. 
8 S. 250; wegen unzeitiger 
Kündigung des Verwaltungs- 
rats der Aktiengesellschaft S. 
30; des Verwaltungsrats wegen 
Überschreitung von Vorschrif- 
ten S. 31-32, Ag. Art. 44 S. 
263; Verjährung der S.-Klage 
S. 32; Zuständigkeit, Ausschluss 
von Rechtsmitteln Art. 639 
letzter Absatz. 

Scheck 

s. Ges. V. 14. 6. 1865 u. v. 19. 
2. 1874, S. 293. 

Schiedsgericht 

S. 99; bei Zollstreitigkeiten 
S. 107; Zwangsvollstreckung 
aus Schiedssprüchen S. 98. 

Schiffsbegleiter 

s. Handelsmäkler S. 14, Art. 
80 (Seemäkler). 
Schlussnote 

Ges. V. 15. 6. 1872 Art. 13 
S. 280 (Schlussscheine der 
Wechselagenten); Art. 109 (S. 
als Beweismittel). 
Schlussrechnung 

im Fallit S. 87, 88; Art. 519, 

537. 
Schriftstücke 

Aufbewahrungspflicht Art. 8. 

s. auch Bücher, Briefe, Pa- 
piere, Urkunden, Gesellschafts- 
verträge. 



Schuldhaft 

Aufhebung der S. durch Ges. 
V. 22. 7. 1867 S. 2; Art. 455 
Anmerk. ; Schuldarrest des Ge- 
meinschuldners im Fallit Art. 
455» 456» 460, 472; in der 
Union Art. 539, 540; keine S. 
bei Wechseln von Nichtkauf- 
leuten Art. 637. 

Schuldner 

s. Gemeinschuldner. 

Seemäkler 

S. 14, Art. 80. 

Sekundawechsel 

s. Wechselduplikate S. 74, 

Art. 147-155- 
Selbsteintritt 

des Kommissionärs S. 61. 

Sicheres Geleit 

des Gemeinschuldners Art. 472, 

473, 475, 488, 505. 
Sicherheitsleistung 

mangels Annahme des Wech- 
sels oder mangels Sicherheit 
des Wechselschuldners S. 71 ; 
Art. 120; Art. 444 Abs. 2; 
durch Hinterlegung von Ak- 
tien für die Handlungen der 
Verwaltungsräte der. Aktien- 
gesellschaft Ag. Art. 26 S. 

257; — 
s. auch Sicherstellung. 

Sichersteilung 

des Kaufpreises bei Vermö- 
gensverfall des Schuldners S. 
55 ; S. durch Faustpfand S. 57- 
60; der Wechselsumme bei 
Protest mangels Annahme S. 
71, Art. 120; bei Fallit Art. 
444; S. der Fallitmasse S. 84, 

Art. 455-461, 521. 
s. auch Sicherheitsleistung. 
Sichtwechsel 

Fälligkeit S. 71, Art 129- 131. 
Siegelahnahme 

im Fallit S. 84, Art. 471, 479. 
Siegelanlegung 

im Fallit Art 455, 457, 458, 

468 ; Siegelungsfreie Sachen 

Art. 469, 471 ; 

im Konkordat Art. 522. 
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Simultangründung 

der Aktiengesellschaft S. 25; 
Ag. Art. I, 4, 24. 

Solawechsel 

S. 80;' Art. 187-189. 

Solidarhaftung 

s. Gesamtschuldner. 

Sommation 

S. 53 (Kauf); Ges. v. 15. 6. 
1872 Art. 2 (Verlust von In- 
haberpapieren) S. 274. 

Sonderkonkordat 

eines Gesellschafters Art. 531. 

Sonderrechte 

bestimmter Aktienartsn Art. 34. 

Sondervorteile 

von Gesellschaftern der Aktien- 
kommanditgesellschaft u. Ak- 
tiengesellschaft Ag. Art. 4, 24; 
Bestrafung des Gläubigers, der 
sich im Fallit S. versprechen 
liess Art. 597 ; Nichtigkeit dieser 
Abmachungen Art. 598. 

Spediteur 

s. Transportgeschäft, 
s. Art. 96-102 Transportkom- 
missionär und Art. 103-108 
(Frachtführer) ; S. 63-68(Trans. 
portgeschäft). 

Spielschulden 

Unklagbarkeit, Ges. v. 23. 3. 
1885 Arf. I S. 286, Anmerk. 

Sportein 

der Gerichtsschreiber S. 
loi; für Führung des Fallit- 
registers Dekret v. 25. 3. 1880 
Art. 4 S. 170; in der gericht- 
lichen Liquidation Ges. v. 4. 
3. 1889 Art. 17 S. 244; — 
des Gerichtsvollziehers 
S. loi. 

Staatsanwaltschaft 

Anzeige des Fallits bei der 
St. Art. 459; Verhaftung des 
Gemeinschuldners Art. 460; 
Fzillitbericht an die St. Art. 
482 ; Mitwirkung im Fallit Art. 
483; beim Zivilprozess S. 96; 
Recht auf Auskunftserteilung 
durch die Fallitverwalter bei 
Bankrott Art. 602 ; Mitwirkung 
bei Rehabilitation Art. 609, 611. 



Staatspapiere 

Abschlüsse in S., Dekret v. 
7. 10. 1890 Art. 43-54, S. 
288 f.; Nichtigkeit der Ab- 
schlüsse durch staatlich nicht, 
bestellte Vermittler S. 14. 

Statuten 

der Aktiengesellschaft S. 24, 
26; Änderungen der St., Ag.. 
Art. 31 S. 259; dto bei der 
Aktiengesellschaft des alten 
Rechts Ag. Art. 46 S. 264; 
allgenieines Recht auf Erteilung 
beglaubigter Abschrift der St. 
Ag. Art. 63 S. 269; Veröffent- 
lichung Ag. Art. 55 ff. S. 266 ff. 

Stellionat 

Art. 540 ; daselbst Anm. 2. 

Stempel 

beim Wechsel S. 69-70; 
Sperrung von Aktien durch 
St. Ag. Art. 3 S. 248; dto. der 
Aktien der Verwaltungsräte 
Ag. Art. 26 S. 257; Stempel- 
papier S. loo-ioi. 

Stimmenkauf 

im Fallit Art. 597 (Strafbar- 
keit), Art. 598 (Nichtigkeit). 

Stimmenzahl 
s. Majorität. 

Strafantrag 

wegen Bankrott durch die 
Fallitverwalter Art. 589. 

Strafyorschriften 

wegen Unterlassung der Ein- 
reichung des Ehe vertrag es 
Art. 68, 69, 70; wegen Zu- 
widerhandlungen von Wech- 
selagenten und Handels- 
mäklern Art. 87-89; wegen 
Zurückdatierung von Wechseln 
Art. 139; Bankrott: Art. 584- 
590 (einfacher Bankrott), Art. 
591-592 (betrügerischer Bank- 
rott), Art. 593-600 (Bestrafung 
dritter Personen wegen ihrer 
Handlungen beim Fallit) siehe- 
Bankrott ; gegen Gerichts- 
voll z i e h e r als Partei Vertreter 
beim Handelsgericht Art. 627:. 
bei Zuwiderhandlungen gegen. 
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die Vorschriften der Aktien- 
kommanditgesellschaft 
Ag. Art 13-16 S. 252 ff.; dto 
der Aktiengesellschaft Ag. Art. 
45 S. 263 ; wegen Unterlassung 
der Beifügung der Zusätze 
»Aktiengesellschaft«, »Aktien- 
kommanditgesellschaft« u. »Ge- 
sellschaft mit veränderlichem 
Kapital« Ag. Art. 64 S. 270. 

:Streitigkeiten 

unter Gesellschaftern Art. 51- 
64 ; bei Konkordatsverhand- 
lungen Art. 519; über Rück- 
forderungsgesuche im Fallit 
Art 579; mit Wechselagenten 
Dekr. v. 7. 10. 1890 Art 21 
S. 288. 
s. auch Berufung, Wider- 
spruch. 

^treitverkOndung 

an den Schuldner bei Klagen 
in der gerichtl. Liquidation. 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art 6 
S. 238. 

4Sub8cription 

Aktienzeichnung im Wege der 
S. S. 24 ; ohne S. S. 25 ; Ag. 
Art. I, 4. 24 S. 246 ff. 

^yndic 

s. Fallitverwalter. 

^yndikatskammern 

der Wechselagenten, Dekr. v. 
7. 10. 1890 Art. 17-30 S. 287- 
288. 

Tabelle 

der Forderungen im Fallit S. 
86, Art. 495, 546. 

Tagebuch 

(livre-joumal) S. 8, Art. 8. 
s. auch Bücher. 

Tageskauf 

(Kassageschäft) Dekret v. 7. 
10. 1890 Art. 58-59 S. 289. 

Tagesordnung 
der Generalversammlung der 
Aktionäre S. 35. 

Tantieme 

der Verwaltimgsräte der Ak- 
tiengesellschaft S. 30 ; Ag. Art. 
22 S. 256. 



Tara 

Ges. v. 13. 6. 1866 S. 307, 
308 ff. 

Taxatoren 

s. Warenmäkler S. 1*3; Ges. 
V. 18. 7. 1866 Art 5, 6 S. 293. 

Teilzahlungen 

beim Wechsel S. 72; Art. 156; 
sind im Fallit von der Forde- 
rungen abzuziehen Art. 544; 
Rückzahlung erhaltener Teil- 
zahlungen bei Ausübung des 
Rückforderungsrechts Art. 576. 

Termingeschäfte 
Ges. v. 28. 3. 1885 S. 286; 
Dekret v. 7. 10. 1890, Art. 43, 
60-69 S. 289. 

Tertiawechsel 

s. Duplikate von Wechseln 
S. 74, Art. 147-155 (Zahlung 
von Duplikatwechseln, insbe- 
sondere bei Verlust von Wech- 
seln). 

Tod 

beendet die Handlungsvoll- 
macht S. IG; — 
s. auch Auflösung, Ausschei- 
den, Austritt 

Tontinengesellschaft 
Ag. Art. 66-67 S. 271. 

Transportfunktion 

des Indossaments Art. 136, 138. 

Transportgeschftft 

Definition S. 63; gesetzliche 
Regelung (Kommissionäre für 
Land- und Wassertransport, 
Frachtführer, Sonderbestim- 
mungen) S. 63 ; Absender S. 
65, Adressat S. 65; Abschluss 
des Frachtvertrages S. 64; 
Frachtbrief S. 64, Art 10 1, 
102; falsche Deklarierung S. 
64-65; Zollerklärungen S. 103- 
108; internationale Transporte 
Art. 105 Abs. 2, S. 64 (Bemer 
Konvention); — 

Transport komm issionär 
Pfandrecht Art. 95; Buchfüh- 
rungspflicht Art 96; Haftung 
Art. 97-99; Gefahr des Trans- 
ports trägt der Eigentümer 
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Art. loo; Kaufmannseigen- 
schaft Art. 632. 

Frachtführer Pfandrecht 
S. 66, Art. 95; Haftung S. 64, 
67-68, Art 103, 104; Erlöschen 
der Haftung nach Abnahme 
des Guts S. 67 Art. 105; Un- 
tersuchung des Frachtguts bei 
Streitigkeiten durch Sachver- 
ständige, Verbringung in Depot, 
Art. 106; Verjährung Art. 108; 
Mehrheit von Frachtführern 
S. 68; Frachtführer ist Kauf- 
mann S. 63, Art. 632. 

Flussfahrzeuge, Post- 
kutschen, öffentliches 
Fuh rwerk Art. 107 (Anwend- 
barkeit der Vorschriften über 
Faustpfand u. Kommissionäre). 

Transportkommissionär 

Art. 96-102, siehe Transport- 
geschäft, Frachtführer. 

Transportkosten 

s. 52-53. 

Transportmftkler 

s. Handelsmäkler S. 14, Art. 
82; — 
s. auch Transportgeschäft. 
Tratte 

s. Wechsel. 
Trockener Wechsel 

s. eigener Wechsel S. 80, 
Art. 187-189. 



Übergebot 

bei Verkauf von Immobilien 
im Fallit Art. 573; bei Ver- 
steigerung eines Handelsge- 
schäfts, Ges. V. 17. 3. 1909 
Art. 21, 23 S. 305. 

Überschuss 

des Pfanderlöses fällt zur Fal- 
litmasse, Art. 548. 

Union 

(Gläubigerverband) S. 87-88, 
Art. 529-541. Entstehung bei 
NichtzustandekommendesKon- 
kordats im Fallit, Art. 529; 
Gläubigerversammlung, Rech- 
nungslegung der Fallitverwalter 
Art. 529, 536, 537; Unter- 



stützung des Gemeinschuldners 
Art. 530 ; Regelung bei Son- 
derkonkordat eines Gesell- 
schafters Art. 531 ; Liquidierung 
der Masse und Fortführung 
der Geschäfte und Abschluss 
von Vergleichen durch die 
Fallitverwalter Art. 532, 534, 
535; Haftung der Gläubiger 
für neue Verpflichtungen der 
Union Art. 533; letzte Gläu- 
bigerversammlung, Auflösung 
der Union Art. 537; Ent- 
schuldbarkeit des Gemein- 
schuldners, Folgen Art. 537, 

538, 539» 540; Konkordat auf 
Vermögensabtretung Art. 541. 

Unsicherheit 

des Wechselverpflichteten S. 71, 
Art. 444 Abs. 2 ; des Käufers 

s. 55; - 

s. Sicherstellung, Sicherheits- 
leistung. 

Unterbrechung 

der Verjährung durch gericht- 
liche Massnahmen, Art. 64; 
des Zinsenlaufs durch Fallit 
Art. 445, und gerichtl. Liqui- 
dation Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 
8 S. 23Q. 

Unterschrift 

auf Wechseln, Art. 113 (durch 
Frauen), Art. 114 (durch Min- 
derjährige), Art. 112 (mit fal- 
schem Namen oder fzilscher 
Eigenschaft), S. 75. 

Unterstützung 

des Gemeinschuldners S. 88, 
Art. 474 (Fallit), Art. 530 
(Union). 

Untersuchung 

gelieferter Ware S. 54 (bei 
Kauf); S. 67, Art. 105 (bei 
Ablieferung des Frachtguts). 

Urkunden 

Authentische Art. 39 Anmerk. ; 
Art. 558; Privaturkunden Art. 
39 Anmerk. ; Gesellschaftsur- 
kunden s. Gesellschaftsverträge, 
insbes. Ag. Art. 55 ff. S. 266 ff. 
(V eröf f en tlichung) . 
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Urteile 

in Fallitsachen Art. 440, 441, 
442 (Falliterklärung), Art. 580- 
583 (Rechtsmittel hiergegen), 
— Art. 641, 640 (U. des Zi- 
vilgerichts ein Stelle des Han- 
delsgerichts) ; — Ges. V. 4. 3. 
1889 Art. 4 S. 236 (Bewilli- 
gung der gerichtl. Liquidation). 

Usancewechsel 

S. ']2, Art. 132, 129. 

Usutara 

Ges. V. 13.6. 1866,111,8.307. 



Vakation 

Art. 480. 

Valuta 

Aufnahme der V. in den 
Wechsel ist wesentlich zur 
Wirksamkeit als Wechsel S. 69, 
Art. 137. 

Verfalltag 

s. Fälligkeit. 

Vergleich 

durch die Fallitverwalter im 
Fallit S. 88, Art. 487 ; zur Be- 
endigung des Fallits Art. 504 ff. 
s. Konkordat und Union; — 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 14, 
S. 82. 

Verhandlung 

vor Gericht S. 96-97. 

Verjährung 

der Klagen gegen Gesellschafter 
Art. 64; gegen Frachtführer 
Art. 108; des Wechsels S. 75- 
76, Art. 160, 166-171, 189; 
der Klage auf Nichtigkeitser- 
klänmg der Aktienkommandit- 
gesellschaft Ag. Art. 8 Abs. 5, 
6 S. 251; dto der Aktiengesell- 
schaft Ag. Art. 42 Abs. 3 S. 263 ; 
der Klage auf Rückzahlung der 
Dividende Ag. Art. 10 S. 251. 

Verkauf 

verfallener Pfänder S. 60 Art. 
93; von Fallitf orderungen im 
Ganzen Art. 570; eines Han- 
delsgeschäfts Ges. V. 17. 3. 
1909 S. 301 ff. 
s. auch Kauf. 



Verkäufer 

s. Kauf. 

Verkaufskommission 

s. Kommission. 

Verklarung 

Art. 80. 

Verlust 

des Aktienkapitals als Auf- 
lösungsgrund der Aktiengesell- 
schaft S. 38, Ag. Art. 37 S. 261 ; 
von Wechseln S. 75, Art. 149- 
154; von Namenaktien S. 23; 
von Inhaberpapieren Ges. v. 
15. 6. 1872 S. 273 ff.; Dekret 
V. 8. Mai 1902 S. 285; Ver- 
pfändung verlorener Sachen 
S. 59-60. 

Vermieter 

Auflösung des Mietsvertrags, 
im Fallit des Mieters Art. 450,. 
550; bei gerichtl Liquidation 
Ges. V. 4. 3. 1889 Art. 18^ 
S. 244. 

Vermittlerzwang 

bei Abschlüssen der Handels- 
mäkler S. 13-14. 

VermOgensverfall 

als Beendigungsgnmd der Voll- 
macht S. lO; als Grund zur 
Sicherheitsleistung beim Kauf 
S. 55, bei Wechselschulden 
S. 71; als Fallitgrund S. 80 f. 
(Konkurs u. deconfiture siehe 
Fallit). 

Veröffentlichung 

der Teilhaberschaft an der 
Stelle als Wechselagent Art. 
75 ; des Falliturteils Art. 442 ; 
der Strafurteile in Fallitsachen 
Art. 600; — 

der Gesellschaftsurkun- 
den von Handelsgesellschaften 
Ag. Art. 55-65 S. 266-268; 
der Beschlüsse der General- 
versammlung der Aktiengesell- 
schaft bei Beschlussunfähigkeit 
Ag. Art. 30 S. 259; dto. bei 
Auflösung der Gesellschaft Ag. 
Art. 37 S. 261 ; Einsicht in 
die Gesellschaftsurkunden S. 7, 
Ag. Alt. 63 S. 269. 
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Verpackung 

(Tara) Ges. v. 13. 6. 1866 
S. 307 ff. 

Verpfändung 

s. Pfandrecht. 

Verpflichtungsscheine 

kaufmännische, sind im Zweifel 
im Betriebe des Handelsge- 
schäfts ausgestellt S. 57 — 58, 
Art. 638 Abs. 2 ; — Befriedi- 
dung des Inhabers in Falliten 
mehrerer Gesamtschuldner Art. 

542. 

Versammlung 

s. Generalversammlung, Gläu- 
bigerversammlung. 

Versäumnisurteil 

S. 90, 96 ; Art. 642 Anhang, 
Art. 645 Anmerk. 

Verschmelzung 

von Gesellschaften (Fusion) 

Ag. Art. 3, 24 S. 248. 

Versicherung 

des Bestehens einer Fallitfor- 
derung Art. 497, 503, 504, 
505, 593 Ziff. 2. 

Versicherungsgesellschaft 
Ag. Art. 66 — 68 S. 271. 

Versicherungsmäkler 
S. 13, Art. ^^y 79. 

Versteigerung 

öffentliche S. 298 f., 299 f. 
s. auch Zwangsversteigerung. 

Vertrag 

s. Gesellschaftsverträge, Kauf. 

Vertrauensmissbrauch 

Art. 540 (Entschuldbarkeit im 
Fallit), 612 (Rehabilitation). 

Vertretbare Sachen 

Kaufvertrag, Eigentumsüber- 
gang s. 49—51- 

Vertretungsmacht 

Handlungsvollmacht 
S. 9 — 10. Anwendung der 
Regeln über das Mandat S. 9, 
formlose Erteilung, Umfang, 
Haftung von Frauen u. Min- 
derjährigen, Überschreitung der 
H., Verpflichtung des Ge- 
schäftsherm, Beendigung 
S. 10; — 
V. des Geschäftsführers der 



offenen Handelsgesellschaft 
S. 16—17, Art. 22\ — des 
Geschäftsführers der Kom- 
manditgesellschaft S. 19, Art. 
24, 2"]\ — des Verwaltungs- 
rats der Aktiengesellschaft S. 
S. 29, 30 — 31; Ag. Art. 22^ 
S. 256; Ag. Art. 40 (Ab- 
schlüsse für die oder mit der 
Gesellschaft); Ag. Art. 53 S. 
266, Vertretung vor Gericht; — 
des Liquidators der Aktien- 
gesellschaft S. 38; — zur Ver- 
tretung von Aktionären in der 
Generalversammlung S. 34, Ag. 
Art. 2"] S. 257; — des Ge- 
schäftsführers (Gerant, der per- 
sönlich haftender Gesellschafter 
ist) der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien S. 40, Art. 24, 2T\ 

— des Geschäftsführers der 
Gelegenheitsgesellschaft S. 44, 
Art. 48 ; — des Fallitverwalters 
s. dort; — der Mittelsperson 
beim Kauf S. 50 — 5 1 ; — des 
Wechselagenten Dekr. v. i. 10. 
1862 Art. 7 S. 285; — 

Vollmacht des Verwal- 
tungsrats der Ges. mit ver- 
änderlichem Kapital zur Pro- 
zessführung Ag. Art. 53 S. 266; 

— Aufrechterhaltung des un- 
wirksamen Indossaments des 
Wechsels als V. zum Inkasso 
Art. 138; — Prozessvollmacht 
Art. 642 Anhang (ZPO. 421). 

Verwalter 

s. Fallitverwalter, Geschäfts- 
führer, Verwaltungsrat. 

Verwaltungsrat 

der Aktiengesellschaft. Er- 
nennung durch die 1. General- 
versammlung oder die Statuten 
S. 2^, 29—30, 36, Ag. Art. 25, 
22 S. 256; — nur Aktionäre 
können V. sein Ag. Art. 26; 

— Aktienbesitz des V. zur 
Sicherung der Gesellschaft S. 
30, Ag. Art. 26 S. 257; — 
Amtsdauer S. 2'], 29, 30; Ag. 
Art. 22 \ — Abberufung S. 30, 



Marx, Die französische Handelsgesetzgebung. 



25 



386 — 



Ag. Art. 22; — Obliegenheiten 
S. 30—31; Ag. Art. 53 S. 266 
(Vertretung vor Gericht); — 
Genehmigung der Generalver- 
sammlung zu Geschäften für 
die oder mit der Gesellschaft 
S. 31, Ag. Art. 40 S. 262; — 
Haftung S. 31, Ag. Art. 44, 
42 S. 263, 262; — Klagen 
gegen V. S. 32, Ag. Art. 39, 
17 S, 254; — Berufung der 
Generalversammlung durch den 
V. S. 37, Ag. Art. 37 S. 261; 
Strafvorschriften Ag. Art. 45 
(13—16) S. 263. 

Verwandte 

können nicht Fallitverwalter 
sein Art. 463; — Bestrafung 
im Fallit Art. 594; — als 
Zeugen S. 97. 

Verzinsung 
s. Zinsen. 

Verzug 

des Käufers S. 55; des Ver- 
käufers S. 52, 53; des Trans- 
portkommissionärs Art. 97 ; — 
des Frachtführers Art. 104. 

Visum 

Art. 10, II. 

Vollmacht 

s. Vertretungsmacht. 

Vollstreckungsurteil 

S. 92 (Klage auf Vollstreck- 
barkeitserklärung des auslän- 
dischen Urteils). 

Vornamen 

als Firma S. 7. 

Vorzugsaktien 
S. 22\ Art. 34. 

Wahl 

s. Ernennung. 
Wandlung 

beim Kauf S. 54. 
Ware 

Verpflichtung zur Lieferung 

mittlerer Güte S. 53 — 54; — 

Fehler S. 54; — Zahlung nach 

Untersuchung S. 55. 
Warenmäkler 

S. 13; Art. ']'], 78; Ges. v. 18. 

7. 1866 S. 292 — 293. 



Warrant 

(Lagerpfandschein) Ges. v. 28. 

5. 1858 S. 295 ff. ; Dekret v. 
12. 3. 1859 S. 298 — 299; — 
Ges. V. 30. 4. 1906 (landwirt- 
schaftlicher Warrant) S. 299. 

Wechsel 

(Art. HO — 186, gezogener W.) 

I. Form Art. 1 10— 114. 

Erfordernisse S. 69 — 70, Art. 
HO; — Domizilwechsel, Tratte 
im Auftrage u. für Rechnung 
Dritter Art. 11 1; — Unrich- 
tigkeiten im Wechsel Art. 112; 
Fälschung S. 75 ; ~- Wechsel- 
fähigkeit S. 68—69; Unter- 
schrift von Frauen (Art. 113) 
u. Minderjährigen (Art. 114); — 

IL Deckung des W. (pro- 
vision) Art. 115 — 117. 

IIL Annahme (Akzept) Art. 
118 — 125. 

Gesamtschuldverhältnis zw. 
Aussteller u. Indossanten für 
Annahme u. Zahlung Art. 118; 
S. 70; — Protest mangels An- 
nahme S. 70, Art. 119; — 
Sicherheitsleistung mangels An- 
nahme S. 71, Art. 120; — 
Verpflichtung des Akzeptanten 
zur Zahlung im Fallit des Aus- 

♦ stellers S. 71, Art. 121; — 
Form des Akzepts Art. 122, 
123; — bedingtes und Teil- 
akzept Art. 124; — Akzept- 
frist Art. 125; — 

IV. Interventionsakzept 
(Ehrenannahme) S. 74, Art. 
126 — 128; — 

V. Fälligkeit Art. 129—135. 
S. 71. 

Sicht- u. Dato- u. Mess-W. 
Art. 129; — Fälligkeit des W. 
auf Sicht und nach Sicht Art. 
130, 131; — Usance (Monats) 
W. Art. 132; — Mess- und 
Markt- W. Art. 133; — Feier- 
tag als Verfalltag Art. 134; — 
Respekts- usw. Fristen Art. 

135; — 
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VI. Indossament. Art. 136 

— 139; s. 70- 

Transportfunktion Art. 136; 

— Erfordernisse Art. 137; — 
Formmängel, Folgen Art. 138; 

— Vordatierung, Strafbarkeit 
Art. 139; — 

VII. Gesamthaftung Art. 
140; — 

VIII. Wechselbürgschaft 
Art 141, 142. (Aval); — 

IX. Zahlung des W. Art. 143 

— 157- 

Münze Art. 143; — vor 

Fälligkeit, Haftung Art. 144, 
146; — bei Fälligkeit Art. 
145 ; — Zahlung eines Sekunda-, 
Tertia-, Quarta- usw. W. Art. 
147 — 148; — Widerspruch 
gegen Zahlung bei Verlust 
Art. 149; — Zahlung bei Ver- 
lust auf Grund des Sekunda- 
usw. Wechsels S. 74 — 75 Art. 
150 — 155; Abschlagszahlungen 
entlasten Aussteller und In- 
dossanten, Protest wegen des 
Restes Art. 156; — Zahlungs- 
aufschub durch das Gericht 
Art. 157; — 
X. Interven t i onszahlung 
(Ehrenzahlung) Art. 158 — 159, 

s. 74; - 

XL Rechte u. Pflichten 
der W. -Inhaber Art. 160 
— 172. 

Verjährungsfristen bei W. auf 
Sicht u. nach Sicht wegen 
Annahme u. Zahlung Art. 160, 

S. 75—76, S. 70—71; —Prä- 
sentation am Verfalltage Art. 
161 ; — Protest mangels Zah- 
lung S. 73, Art. 162 — 163; — 
Regress bei Fallit des Akzep- 
tanten Art. 163, gegen Aus- 
steller u. Indossanten Art. 164 
—167, S. 73; — Verjährung 
gegen Indossanten Art. 168, 
169, 189; — gegen Aussteller 
Art. 170, 189; S. 75—76; — 
Bereicherungsklage gegen Aus- 
steller u. Indossanten S. 76, 



Art. 171 ; — Einstweilige Be- 
schlagnahme der Mübilien Art. 
172; ~ 

XII. Protest Art. 173 — 176, 
S. 76— 78. 

Aufnahme Art. 173; Inhalt 
der Protesturkunde Art. 174; 
Ersatz des Protestes Art. 175, 
Protesterlass S. 77; — Be- 
nachrichtigung der Parteien 
Art. 176; — 

XIII. Regressnahme Art; 
177—186. 

Regress durch Rückwechsel 
Art. 177 — 179; — Retour- 
rechnung (Ricambio) Art. 180 
— 182, 186; — Mehrheit von 
Rückwechseln Art. 183 ; — 
Zinspflicht Art. 184, 185 ; — 

XIV. Eigener Wechsel (billet 
k ordre) Art. 187—188, S. 
80 ; — 

XV. Verjährung Art. 189, 

168—170, s. 75—76; — 

XVI. Verschiedene Be- 
s tim mungen: 

• Inkassomandat S. 78 — 79; — 
Gefälligkeits - W. S. 79; — 
Stempel S. 69— 70; — Zu- 
ständigkeit des Handelsgerichts 
S. 68, Art 632, 636, 637; — 
Rückzahlung im Fall der Zah- 
lung nach Falliteröffnung Art. 
449 ; — Gläubigerversammlung 
zwecks Prüfung von W. in der 
gerichtl. Liquidation Ges. v. 4. 
3. 1889 Art. 13 Abs. 3 S. 242. 

Wechselagent 

(agent de change) S. 14, Art. 

7 h 73, 74—90; — 
Mitwirkung bei der Kurs- 
notierung Art. yZf 73, 76; 
Dekr. v. i. 10. 1885 Art. jy — 
80 S. 290; — Ernennung 
Art. 74, Dekr. v. i. 10. 1862 
Art. I — 6 S. 285 u. Dekr. v. 
7. IG. 1890 Art. 2 S. 287; — 
Parkett Art. 75 u. Dekr. v. 
I. IG. 1885 Art. 15—16 S. 
287; — Kauf der Stelle als 
W. Art. 75; — Beteiligung 
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Dritter an der Stelle Art. 75; 
Dekr. v. i. 10. 1885 Art. 6, 
S. 287; — Monopol für 
Vennittlungen Art. 76, S. 14; 

— Buchführung Art. 84, 
Dekr. v. i. 10. 1885 Art. 41, 
43 S. 288, 289; — Verbot der 
Beteiligung bei Handelsge- 
schäften Art. 85; — Straf Vor- 
schriften Art. 87 — 89; — Kau- 
tion Art. 90, Dekr. v. 7. 10. 
1890 S. 287; — 

Kaufmannseigenschaft. Dekr. 
V. 7. 10. 1890 Art. 2 S. 287; 

— Syndikatskammem, Dekr. v. 
7. 10. 1890 Art. 17-30 S. 287 
— 288; — Abschlüsse in Staats- 
papieren u. der Kursnotierung 
unterliegenden Papieren, Dekr. 
V. 7. IG. 1890 Art. 43 — 54 
S. 288— 289; — Tageskäufe u. 
Termingeschäfte S. 288. 

Wechselduplikate 

S. 74, Art. 147—155. 

Werkvertrag 

in Verbindung mit Kauf S. 52. 

Wette 

ist nicht klagbar, Ges. v. 28. 
3. 1885 Art. I, Anmerk. S. 286. 

Widerruf 

der Handlungsvollmacht S. 10; 
des Inkassomandats beim 
Wechsel S. 79. 

Widerspruch 

gegen das Konkordat Art. 
512, 513; — gegen Urteile 
in Fallitsachen Art. 580, 
581, 583; — gegen die Re- 
habilitation Art. 608; — 
gegen Versäumnisurteile 
Art. 642 Anhang; S. 90 (Ein- 
spruch); — gegen Abtretung 
der Aktien einer Gesellschaft 
mit veränderlichem Kapital 
Ag. Art. 50 S. 265. 

Winkelagent 

(coulissier), Nichtigkeit der Ab- 
schlüsse durch Vermittlung 
eines W. S. 14 (Wechsel- 
agent). 



Zahlung 

des Wechsels: Haftung für 
Z. des Wechsels S. 70 Art. 
1 18; Z. vor Fälligkeit S. ^2 Art. 
144 — 146; bei Fälligkeit Art. 
145; Art. 143—157; Ehren- 
zahlung Art. 158 — 159; — 
Präsentation zur Zahlung, Ver- 
jährung Art. 160, 161, 168 f. 
Teilzahlung S. '^2, Art. 156; — 
Stundung S. 73, Art. 157; — 
Regress mangels Z. S. 73, Art. 
160-165, 177-186; — 
im Fallit: Art. 489; Z. der 
privilegierten Mobiliar - Gläu- 
biger Art. 55 1 ; auf Grund des 
Titels Art. 569; Rückzahlungen 
bei Ausübung des Rückforde- 
rungsrechts Art. 576; — 
beim Kauf: S. 55; Bedeutung 
der Klausel »zahlbar bei dem 
Gläubiger« S. 55; — 
der Aktien, notarielle Er- 
klärung hierüber S. 26, Ag. 
Art I u. 24, S. 246, 256; — 
Rückzahlungen von Di- 
videnden S. 38, Ag. Art. 10 
u. 45 Abs. 3; — von Einlagen 
der Gesellschaft mit veränder- 
lichem Kapital Ag. Art. 51, 
S. 265; — keine Rückzahlung 
von Dividenden und Zinsen, 
die nach einer Losziehung 
weitergezahlt sind Ag. Art. 70 

S. 2']2\ — 

Zahlungsbedingungen, 
Milderung durch den Richter 
(refere) S. 98. 

Zahlungseinstellung 

Zeitpunkt Art. 441,446,449; 
s. auch Fallit. 

Zahlungsort 

beim Wechsel S. 69 Art. 1 10, 
S. ']2 Art. III (Domizil- 
wechsel). 

Zeichnung der Aktien 

S. 24; notarielle Erklärung 
hierüber S. 26; als Voraus- 
setzung des Bestehens der 
Gesellschaft, Liste der Aktien- 
zeichner, S. 26; Ag. Art. I u. 
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24, S. 246 ff. ; — Haftung für 
die Zahlung der gezeichneten 
Aktien Ag. Art. 3, 24; — 
Bestrafung unrichtiger Angaben 
über Z. Ag. Art. 15, 45 S. 253. 

Zeugenbeweis 

S. 97—98, 3, 56; gegen Ge- 
sellschaftsverträge Art. 41. 

Zinsanteilscheine 

Verpfändung S. 59. 

Zinsen 

des Kaufpreises S. 55; des 
Aktienkapitals S. 38; beim 
Wechsel Art. 184. 185; im 
Fallit Art. 445; bei gerichtl. 
Liquidation Ges. v. 4. 3. 1889 
Art. 8 S. 239; — Zinskoupon 
u. Dividendenkoupon der Ak- 
tien S. 22; — Höhe der 
Zinsen S. 3. 

Zivilrecht 

ergänzt das Handelsrecht S. 2 ; 
zivilrechtliche Gesellschaften in 
Form vonHandelsgesellschaften 

s. 45—46. 

Zoll 

Angaben im Frachtbrief 
zwecks Verzollung S. 65; — 
Zollerklärungen S. 103 — 106. 

Zuchtpolizeigericht 

Zuständigkeit bei Bankrott 
Art. 584. 

Zurückbehaltungsrecht 

des Verkäufers von nicht aus- 
gelieferten Waren im Fallit 
des Käufers Art. 577. 

Zuständigkeit 

des Handelsgerichts in Han- 
delssachen S. 3, Art. 631 — 
639; des Zivilgerichts in Han- 
delssachen Art. 640 — 641 ; — 
des Handelsgerichts für Nich- 
tigkeitserklärung der Abma- 



chungen des Fallitgläubigers 
mit dem Gemeinschuldner Art. 
599; — für Zivilklagen im 
Fall des Bankrotts Art. 601 ; — 
bei Streitigkeiten über Aktien - 
Zeichnung S. 24. 

Sachliche Zuständigkeit 
S. 89— 90, 68. 

Örtliche Zuständigkeit S. 9 1 

—93» 50. 
Zustellung 

von Urteileh Art. 642 Anhang; 
S. 90 ; — im diplpma.tischem 
Wege S. 90-91; — der Klage 
S. 95-96; — des Einspruchs 
bezw. der Berufung gegen Ver- 
säumnisurteile S. 90. 

Zwangsvergleich 

s. Konkordat Art. 502, 504 ff. 

Zwangsversteigerung 

S. 298 ff.; s. auch Zwangsvoll- 
streckung. 

Zwangsvollstreckung 

S. 98; aus Schiedssprüchen S. 
99; — Einstellung infolge Ein- 
spruchs gegen das Versäumnis- 
urteil Art. 642, 643, S. 90; 
Art. 158, 159 ZPO. S. 233; — 
aus Urteilen mit oder ohne 
Sicherheitsleistung Art. 439 
ZPO. S. 233: — Verbot der 
Einstellung der Z. durch die 
Appellhöfe Art. 647; — Ein- 
stellung der Z. nach Falliter- 
öffnung Art. 443, 450 Abs. 3; 
571» 572, 573 (Immobilien); 
nach Eröffnung der gerichtl. 
Liquidation Ges. v. 4. 3. 1889 
Art. 5 S. 237; — Zwangsver- 
steigerung von Waren S. 298 ff. 

Zwischenkommissionär 
Art. 99. 
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Druckfehlerverzeichnis. 

Seite ?4 Zeile 5 von unten lies 17 statt 14. 
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14 statt 17. 
nora statt rom. 
II 84 statt 1148. 
Wechselkopieep statt Wechselkopien. 



»» 



19 



91 



Schreiber statt scheiber. 

Konkordat statt Kordat. 

604 statt 605. 

Schriftwechsels statt Schriftwechsel. 

teilweiser statt teilweisen. 

mehrerer statt mehrere. 

wird statt werde. 

44 statt 43. 

Beträge statt Beiträge. 



